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Vollmacht 


f 


Die  unterzeichnenden  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und 
Kommanditisten  des  Bankhauses  Burkhardt  & Co.  in  Essen  und 
der  Burkhardt  & Co.  Grundstücks  Kommanditgesellschaft  in 
Essen  bevollmächtigen  hiermit  die  Herren 

Dr. Fritz  Meyer-Struckmann 

Karl  V/ilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein 

Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 

Werner  Kehl 

Otto  Schceppler 

Wolfgang  von  Waldthausen, 

und  zwar  jeden  für  sich  allein,  einen  Fusionsvertrag  mit  dem 
Bankhaus  C.G.Trinkaus  in  Düsseldorf  per  31.12.197^1,  24.00  Uhr 
= 1.1.1972,  0.00  Uhr,  namens  der  Bank  und  namens  der  Gesell- 
schafter abzuschliessen  und  zu  unterzeichnen. 

Auftrag  und  Vollmacht  gelten  auch  für  die  zugehörigen  Verträge, 
nämlich  die  Gesellschaftsverträge  des  neuen  Bankhauses  C.G.Trink- 
aus, Burkhardt  & Co.,  der  C.G.Trinkaus,  Burkhardt  & Co.  Grund- 
stücks Kommanditgesellschaft,  das  Zusatzabkommen,  die  Schieds- 
gerichtsvereinbarung und  die  Pensionsvereinbarung. 

Der  Wortlaut  der  Verträge  soll  den  Texten  entsprechen,  die  den 
unterzeichnenden  Gesellschaftern  am  24. November  I97I  vorgelegt 
und  von  ihnen  genehmigt  worden  sind.  Herr  Dr .3. Freiherr  von 
Falkenhausen  wird  jedoch  ermächtigt,  in  Einzelheiten  Änderungen, 
die  nicht  wesentlicher  Natur  sind,  vorzunehmen,  sofern  sich 
diese  im  Zuge  der  Endverhandlungen,  insbesondere  unter  recht- 
lichen, formalen  oder  steuerlichen  Gesichtspunkten  als  sachdien- 
lich erweisen  sollten. 

Jeder  Bevollmächtigte  ist  von  den  Beschränkungen  des  § I8I  3GB 
befreit . 


Essen,  den  24. November  1971 


Vollmacht 


t 


Die  unterzeichnenden  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und 
Kommand i t i s t en 

des  Bankliauses  Burkhardt  & Co.  in  Essen 
und 

der  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-  Kommandit- 
gesellschaft in  Essen 

bevollmächtigen  hiermit  die  Herren 

Dr. Fritz  Meyer-Struckmann 

Karl  Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein 
Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Werner  Kehl 
Otto  Schoeppler 
Wolfgang  von  Waldthausen 

und  zwar  jeden  für  sich  allein  - , 

alle  Anmeldungen  zum  Handelsregister  betreffend  die 

Kommanditgesellschaft  in  Firma 
Burkhardt  & Co.,  Essen, 

Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Kommandit- 
gesellschaf t , Essen, 

C. G.Trinkaus,  Düsseldorf, 

bzw.  C. G.Trinkaus,  Burkhardt  & Co.,  Düsseldorf, 
vorzunehmen. 

Jeder  Bevollmächtigte  ist  von  den  Beschränkungen  des  § l8l  BGB 
befreit . 


Essen,  den  24. November  1971 


(1)  Aus  der  Mitte  des  Verwaltungsrates  wird  ein  Präsidial- 
ausschuss und  eine  Kreditkommission  gebildet.  Der  Prä- 
sidialausschuss besteht  aus  8 Mitgliedern  und  der  Kredit- 
ausschuss aus  5 Mitgliedern.  Die  Mitglieder  beider  Aus- 
schüsse werden  von  dem  Verwaltungsrat  mit  einfacher  Mehr- 

- heit  jeweils  für  die  Zeit  bis  zum  nächsten  nach  § 19  Abs. 2 
zulässigen  Kündigungstermin  (Vertragsperiode)  gewählt. 

(2)  Vorsitzender  des  Präsidialausschusses  und  der  Kreditkom- 
mission ist  der  Vorsitzende  des  Verwaltungsrates.  Er  lädt 
zu  den  Sitzungen  beider  Gremien  ein. 

(3)  Der  Präsidialausschuss  soll  mindestens  zweimal  im  Jahr 
zusammentreten  und  darüber  hinaus  auch  immer  dann,  wenn 
einer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  oder  Kom- 
manditisten es  für  notwendig  erachtet.  Die  Aufgaben  des 
Präsidialausschusses  ergeben  sich  aus  diesem  Vertrag 
sowie  aus  der  Geschäftsordnung  für  den  Verwaltungsrat. 

(4)  Die  Kreditkommission  soll  mindestens  zweimal  im  Jahr 
zusammentreten.  Ihre  Aufgaben  ergeben  sich  aus  der  Geschäfts 
Ordnung  für  den  Verwaltungsrat, 

(5)  Für  die  Tätigkeit  im  Präsidialausschuss  und  in  der  Kredit- 
kommission wird  eine  besondere  Vergütung  nicht  gewährt. 
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1)  Ira  ersten  Verwaltungsrat  der  zusararaengeführten  Bank  sollen 

Dr.J.Zahn  den  Vorsitz 

Dr . GiFrhr . von  Falkenhausen  den  stellv. Vorsitz 

Prof .Dr .K.Forberg  den  stellv. Vorsitz 

Herr  Kurt  Grunebaura  den  stellv. Vorsitz 

übernehraen.  Diese  Berufungen  erfolgen  ad  personam  und  nicht 
im-Hinblick  auf  § 12  Abs. 2 b des  Gesellschaftsvertrages. 

> Herrn  Kurt  Grunebaura  wird  Wiederwahl  für  die  zweite  Vertrags- 

periode zugesagt. 

Die  Herren  Dr .Meyer-Struckmann  und  Groth  werden  jeweils  nach 
ihrem  Ausscheiden  aus  der  aktiven  Geschäftsführung  ebenfalls 
stellvertretende  Vorsitzende  des  Verwaltungsrates  v/erden. 

Im  übrigen  sollen  dem  ersten  Verwaltungsrat  ausser  den  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaftern  folgende  Herren  angehören; 

M.Caplain 

Dr .B.Frhr .von  Falkenhausen 

. * ■ St . Glasmacher 

♦ 

Dr.K. Henkel 
Dipl. -Ing. V. Langen 
U.van  Meeteren 

D.  Pey 

Prof . Dr . A . Pierburg 
I Dr.M.Schmidheiny 

Prof .Dr. E. Schneider 

E.  Selbach 

F. H.Fentener  van  Vlissingen 
H.Wild. 

Aus  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates  sollen  ein  Präsi- 
dialausschuss und  eine  Kreditkommission  gebildet  werden.  Dem 
Präsidialausschuss  sollen  ausser  dem  Vorsitzenden  des  Verwal- 
tungsrates für  die  erste  Vertragsperiode  folgende  Herren  ange- 
hören: 
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Dr . G, Freiherr  von  Falkenhausen 

Kurt  H.Grunebaum, (dem  Wiederwahl  für  die  zweite 
Vertragsperiode  zugesagt  ist) 

Dr .F.Meyer-Struckmann  (ab  I.I.I973). 

(Vier  weitere  Mitglieder  sind  noch  zu  wählen. ) 

Der  Kreditkommission  sollen  ausser  dem  Vorsitzenden  des  Ver- 
-waltungsrates  folgende  Herren  angehören: 

Dr .B. Freiherr  von  Falkenhausen 

Dr. G. Freiherr  von  Falkenhausen  (bis  31.12.1972) 

Dr. Meyer-Struckmann  (ab  I.I.1973). 

(Vier  weitere  Mitglieder  sind  noch  zu  wählen. ) 

2)  Für  die  erste  Vertragsperiode  wird  die  Reihenfolge  der 
Anciennität  im  Sinn  von  § 7 Abs. 2 wie  folgt  festgelegt: 

Groth  / Dr .Meyer-Struckmann 

(bis  zu  seinem  Ausscheiden  am  31. 12.1972) 

Neumann 

Graf  Finck  von  Finckenstein. 

3)  Herrn  Dr. Nieland,  bis  1970  Generalbevollmächtigter  bei  K, 
jetzt  persönlich  haftender  Gesellschafter  bei  C.G.Trinkaus 
& Co.,  vorm. Paul  Kapf , in  Stuttgart,  ist  zugesagt,  ihn  bei 
Bewährung  unter  Belassung  in  Stuttgart  ab  1. Januar  1975  als 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  in  die  Bank  aufzunehmen. 

4)  Für  die  Verteilung  der  Inhaber-Tantieme  während  der  ersten 
Vertragsperiode  wird  vorher  eine  protokollierte  Absprache 
getroffen. 

5)  § 9 Absatz  6 des  Gesellschaftsvertrages  gilt  nicht  für  sol- 
che Ämter  und  Mandate,  die  auf  persönlichen  Beziehungen  des 
Gesellschafters  beruhen  und  auf  die  Gesellschaft  nicht  über- 
geleitet werden  können.  (Siehe  Liste.) 
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43  ESSEN,  den  15-11.1971 

Lindenallee  7-9 


An  unsere  Kommanditisten 


Lieber  Kurt ! 


Hiermit  laden  wir  Sie  zu  einer  außerordentlichen  Gesellschafter- 
versammlung am 

Mittwoch,  den  2^.  November  1971,  16.00  Uhr, 

in  den  Räumen  unserer  Bank  ein. 

Für  die  Tagesordnung  haben  wir  folgende  Punkte  vorgesehen: 

1.  Ermächtigung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  zum 
Abschluß  eines  Fusionsvertrages  mit  dem  Bankhaus 

C.  G.  Trlnkaus,  Düsseldorf,  sowie  zum  Abschluß  der  für  die 
Durchführung  der  Fusion  erforderlichen  weiteren  Verträge, 
nämlich  des  Gesellschaft s Vertrages , des  Zusatzabkommens 
und  der  Pensionsvereinbarung . 

2.  Zustimmung  zu  der  Übertragung  des  Kommanditanteils  der 
Compagnie  Financiere  de  Suez  et  de  1 ’Union  Parisienne, 

Paris,  auf  die  Suez  International  S.A.,  Paris. 

3*  Zustimmung  zu  der  im  Fall  der  Fusion  geplanten  Übertragung 
von  2%  des  Anteils  des  Bankhauses  Merck,  Finck  & Co.  auf 
die  Simon  Hirschland  Inc. 

4.  Übernahme  von  Aktien  der  Proventlna  Commercial  AG,  Zürich. 

5.  Verschiedenes. 

Zu  Punkt  1 . der  Tagesordnung : 

Wir  überreichen  Ihnen  als  Anlagen: 

/ Den  Einführungsbericht  "Die  Zusammenführung  der 

Banken-Begründung  und  Darstellung",  in  dem  die  Gründe, 
die  wirtschaftlich  für  die  Fusion  sprechen,  angegeben 
und  die  Bedingungen,  unter  denen  di*e  Fusion  zustande 
kommen  wird,  erläutert  werden; 
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Den  Gesellschaftsvertrag  des  neuen  Bankhauses 
C.  G.  Trinkaus,  Burkhardt  & Co.  (KL  & Co.); 

Die  Pensionsvereinbarung  zwischen  unserer  Bank  und 
einigen  ihrer  persönlich  haftenden  Gesellschafter; 

Zusatzabkommen  zwischen  den  Gesellschaftern  der  neuen 
Bank  C.  G.  Trinkaus,  Burkhardt  & Co.; 

Fusions vertrag; 

Bilanz  von  C.  G.  Trinkaus  zum  31*  Dezember  1970. 

Sie  hatten  uns  in  der  letzten  Gesellschafterversammlung  am 
24.  Mai  1971  ermächtigt,  mit  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern des  Bankhauses  C.  G.  Trinkaus,  Düsseldorf,  Ver- 
handlungen mit  dem  Ziel  einer  Fusion  unserer  beiden  Banken  zu 
führen.  In  der  Zwischenzeit  haben  zahlreiche  Gespräche  statt- 
gefunden, die  auf  unserer  Seite  in  erster  Linie  Graf  Finckenstein 
geführt  hat  und  auf  der  Seite  von  C.  G.  Trinkaus  Herr  Neumann. 

Wir  freuen  uns.  Ihnen  mitteilen  zu  können,  daß  wir  uns  nunmehr 
mit  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  von  C.  G.  Trinkaus 
über  die  vermögensrechtlichen  Fragen  der  Fusion  geeinigt  haben. 
Auch  der  Gesellschaf t svertrag  der  neuen  Bank  hat  die  Zu- 
stimmung aller  persönlich  haftenden  Gesellschafter  der  beiden 
Häuser  gefunden. 

Wir  bitten  Sie,  unseren  Seniorpartner,  Herrn  Dr.  Meyer- 
Struckmann,  zu  ermächtigen,  mit  dem  Bankhaus  C.  G.  Trinkaus 
namens  unserer  Bank  und  ihrer  Gesellschafter  die  für  die  Durch- 
führung der  Fusion  notwendigen  Vereinbarungen  zu  treffen. 

Zu  Punkt  2.  der  Tagesordnung: 

Die  Compagnie  Financiere  de  Suez  et  de  1 'Union  Parisienne  hat 
uns  mitgeteilt,  daß  sie  im  Zuge  einer  organisatorischen  Um- 
stellung im  Konzern  alle  ihre  ausländischen  Beteiligungen, 
darunter  auch  ihre  Beteiligung  an  unserer  Bank,  auf  eine 
100/2ige  Tochtergesellschaft,  die  Suez  International  S.A., 
übertragen  hat.  Wie  uns  die  Compagnie  Financiere  de  Suez  et 
de  1 'Union  Parisienne  hierzu  mitgeteilt  hat,  handelt  es  sich 
bei  dieser  Übertragung  um  eine  rein  interne  Umgruppierung  des 
Vermögens  der  Gruppe,  die  an  ihren  Beziehungen  zu  unserer  Bank 
nichts  ändern  wird. 

Der  guten  Ordnung  halber  bitten  wir  Sie,  dem  Übergang  des 
Kommanditant eils  der  Compagnie  Financiere  de  Suez  et  de 
l'Union  Parisienne  an  die  Suez  International  S.A.  Ihre  Zustim- 
mung zu  geben. 

Zu  Punkt  3.  der  Tagesordnung: 

Für  den  Fall,  daß  die  Fusion  mit  dem  Bankhaus  C.  G.  Trinkaus 
zustande  kommt,  wird  das  Bankhaus  Merck,  Finck  & Co.,  München, 
in  freundschaftlichem  Einvernehmen  mit  den  alten  und  den  neuen 
Gesellschaftern  aus  unserer  Bank  ausscheiden. 
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Die  Simon  Hirschland  Inc.  hat  den  Wunsch  geäußert,  von  der 
Kapitalquote  des  Bankhauses  Merck,  Finck  & Co.  von  4%  die 
Hälfte,  also  2%  unseres  Gesellschaftskapitals,  zu  übernehmen. 
Wie  Ihnen  bekannt  ist,  hatten  wir  der  Simon  Hirschland  Inc . 
im  Zusammenhang  mit  dem  Eintritt  der  Marine  Midland  Overseas 
GmbH  in  unsere  Bank  durch  Gesellschafterbeschluß  vom 
22.  Juli  1969  ein  Vorerwerbsrecht  auf  innerhalb  unseres 
Gesellschafterkreises  frei  werdende  Kapitalanteile  bis  zu 
insgesamt  1^6%  des  Gesellschaftskapitals  eingeräumt.  Wegen  der 
in  unserem  Gesellschaftsvertrag  festgelegten  Beschränkungen  für 
den  Erwerb  von  Kapitalanteilen  unserer  Bank  durch  Ausländer 
gilt  das  Vorerwerbsrecht  der  Simon  Hirschland  Inc.  in  vollem 
Umfang  nur  für  solche  Gesellschaftsanteile,  die  aus  dem  aus- 
ländischen Gesellschafterkreis  frei  werden,  v/ährend  es  in  bezug 
auf  Gesellschaftsanteile,  die  aus  dem  deutschen  Gesellschafter- 
kreis frei  werden,  auf  0,5^  des  Gesellschaftskapitals 
beschränkt  ist. 

Nach  der  Fusion  mit  C.  G.  Trinkaus  wird  der  Kapitalanteil  der 
Simon  Hirschland  Inc.  an  der  zusammengeführten  Bank  unter  10^ 
liegen.  Das  bedeutet,  daß  die  Simon  Hirschland  Inc.  für 
Kapitalanteile,  die  sie  nach  der  Fusion  erv^erben  sollte,  die 
amerikanische  Zinsausgleichsteuer  zu  zahlen  hat.  Der  beabsich- 
tigte Erwerb  eines  Kapitalanteils  an  unserer  Bank  von  2%  aus 
dem  Besitz  des  Bankhaus  Merck,  Finck  ist  daher  für  die  Simon 
Hirschland  Inc.  die  letzte  Möglichkeit,  ihre  Beteiligung  an 
unserer  Bank  ohne  Belastung  mit  der  amerikanischen  Zins- 
ausgleichsteuer zu  erhöhen. 

Wir  befürworten  daher  den  Wunsch  der  Simon  Hirschland  Inc. 
und  schlagen  Ihnen  vor,  dem  Erwerb  eines  Anteils  von  2%  an 
dem  Kapital  unserer  Bank  aus  dem  Besitz  des  Bankhauses  Merck, 
Finck  & Co.  durch  die  Simon  Hirschland  Inc.  zuzustimmen.  Wie 
bereits  gesagt  wurde,  setzt  die  Durchführung  dieses  Gesell- 
schafterbeschlusses voraus,  daß  die  Fusion  unserer  Bank  mit  dem 
Bankhaus  C.  G.  Trinkaus  zustande  kommt. 

Über  die  Placierung  der  Restquote  von  2%  muß  zwischen  den 
Gesellschaftern  noch  eine  Regelung  getroffen  werden. 

Zu  Punkt  4.  der  Tagesordnung: 

Die  Proventina  Commercial  AG,  Zürich,  ist  eine  Parallel- 
Gesellschaft  von  C.  G.  Trinkaus,  an  der  die  Gesellschafter  mit 
den  gleichen  Kapitalquoten  wie  bei  der  Bank  beteiligt  sind. 

Die  Gesellschaft  wird  Anfang  1972  ihr  Kapital  um  den  Betrag 
erhöhen,  der  notwendig  ist,  um  ein  Beteiligungsverhältnis  der 
Gesellschaftergruppe  von  K und  L von  1,8421  : 1 herzustellen, 
und  die  neuen  Aktien  unter  Ausschluß  des  Bezugsrechtes  der 
Altaktionäre  den  L-Gesellschaf t ern  zuteilen. 

Zu  Ihrer  Unterrichtung  überreichen  wir  Ihnen  einige  Unterlagen 
über  die  Proventina  Commercial  AG,  nämlich: 
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/ Vermögensstatus  zum  30.  Oktober  1971; 

/ Die  Statuten  (Satzung)  der  Gesellschaft; 

/ Ein  Merkblatt  über  die  Gesellschaft  und 

/ eine  Aktennotiz  des  Sekretariatsleiters  von 

C.  G.  Trinkaus  mit  verschiedenen  Erläuterungen 
zu  den  vorgenannten  Unterlagen. 

Wie  Sie  den ^ Unterlagen  entnehmen  können,  handelt  es  sich  bei 
der  Proventina  Commercial  AG  z.  Zt . um  eine  reine  Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft ohne  eigene  Geschäftstätigkeit.  Ihr 
Kapital  von  Sfrs.  10,4  Mio.  ist  voll  eingezahlt.  Die  vor- 
gesehene Kapitalerhöhung  würde  demnach  nominal  rund  Sfrs. 5, 565  Mio. 
ausmachen,  also  durch  Ausgabe  von  Stück  56. 500  Aktien  ä 
Sfrs.  100,--  bewirkt  werden  können. 

Nach  den  Vereinbarungen  mit  C.  G.  Trinkaus  wird  sich  die  Höhe 
der  Einlagepflicht  unserer  Gesellschafter  nach  dem  Substanzwert 
der  Gesellschaft  errechnen.  Nach  dem  Vermögensstatus  zum 
30.  Oktober  1971  entspricht  der  Substanzwert  der  Gesellschaft 
in  etwa  ihrem  Nominalkapital.  Auf  dieser  Berechnungsbasis 
müßten  unsere  Gesellschafter  also  für  die  von  ihnen  zu 
beziehenden  Aktien  Sfrs.  5365  Mio.  bezahlen.  Über  den  end- 
gültigen Übernahmepreis  werden  wir  uns  mit  C.  G.  Trinkaus 
einigen,  nachdem  uns  Gelegenheit  gegeben  worden  ist.  den 
Substanzwert  der  Proventina  Commercial  AG,  Zürich,  z.  Zt . der 
Aktienübernahme ^zu  prüfen.  C.  G.  Trinkaus  hat  sich  damit  ein- 
verstanden erklärt,  daß  wir  auf  die  neuen  Aktien  zunächst 
einmal  25%  einzahlen  und  den  Rest  zuzüglich  6%  p.a.  Zinsen 
innerhalb  von  zwei  Jahren. 

Wir  schlagen  Ihnen  vor,  die  unserer  Gesellschaftergruppe 
angebotenen  Aktien  der  Proventina  Commercial  AG  zu  den  oben- 
genannten Bedingungen  zu  beziehen. 

Zu  Punkt  5.  der  Tagesordnung: 

Zu  dem  Punkt  "Verschiedenes"  haben  wir  keine  Vorschläge. 


Im  Anschluß  an  die  Gesellschafterversammlung  unserer  Bank 
soll  eine  Gesellschafterversammlung  der  Burkhardt  & Co. 
Grundstücksgesellschaft  mit  folgender  Tagesordnung  statt- 
finden : 

1.  Erhöhung  des  Kapitals  der  Grundstücksgesellschaft  um 

DM  184.200,--  und  Übernahme  dieser  Kapitalanteile  durch 
die  Gesellschafter  des  Bankhauses  C.  G.  Trinkaus. 

2.  Zustimmung  zu  der  Übertragung  des  Kommanditant eils  der 
Compagnie  Pinanciere  de  Suez  et  de  1 ’Union  Parisienne,  Paris, 
auf  die  Suez  International  S.A.,  Paris. 
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3.  Zustimmung  zu  der  im  Pall  der  Fusion  geplanten  Übertragung 
von  2%  des  Anteils  des  Bankhauses  Ilerck,  Finck  & Co.  auf  die 
Simon  Hirschland  Inc . 

Verschiedenes. 

Zu  Punkt  1.  der  Tagesordnung: 

Wir  verweisen  in  diesem  Zusammenhang  auf  Ziff.  VI . 6 unseres 
Einführungsberichtes  "Die  Zusammenführung  der  Banken  - 
Begründung  und  Darstellung",  Seite  14,  sowie  auf  Ziff.  6.  des 
Fusionsvertrages  mit  Anlage  4),  in  denen  die  obengenannte 
Transaktion  mit  ihren  Auswirkungen  für  unsere  Gesellschafter 
ausführlich  beschrieben  wird. 

Zu  Punkt  2.  bis  4.  der  Tagesordnung : 

Wir  verweisen  auf  unsere  Ausführungen  zu  den  Punkten  2.,  3.  und 
5.  des  Tagesordnung  für  die  Gesellschafterversammlung  unserer 
Bank,  die  sinngemäß  auch  für  die  Grundstücksgesellschaft 
gelten . 

I 

i 

Für  sämtliche  Auskünfte  und  Erläuterungen  stehen  wir  Ihnen  gerne, 
auch  vor  der  Gesellschafterversammlung,  zur  Verfügung. 

Im  Anschluß  an  die  Gesellschafterversammlung  ist  ein  gemeinsames 
Abendessen  im  Hotel  Kaiserhof  vorgesehen,  zu  dem  wir  Sie 
herzlich  einladen  möchten. 

Wir  grüßen  Sie 


freundschaft liehst 


(Burkhardt  & Co.,  Dr . B . Prhr . von  Palkenhausen) 
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UNTERLAGEN 

betreffend 


Zusammenfährung  der  Bankhäuser 


C.G.  Tr inkau s 
Düsseldorf 
(K) 

und 


Burkhardt  & Co. 
Essen 


(L) 


1)  Einführungsbericht  "Die  Zusammen führ ung  der  Banken, 

Begründung  und  Darstellung" 

2)  Gesellschaft svertrag  der  zusammengeführten  Bank  K,  L & Co. 


3)  Pusionsvertrag 


4) 


Zusatzabkommen 


5)  Stellungnahme  der  Wirtschaftsprüfer  zur  Bewertung 


6)  Pensionsvereinbarung 

7)  Bilanz  C.G.Trinkaus  zum  51. Dezember  1970 


8)  Proventina  Commercial  AG 


Die  Zusammenf lihrung  der  Banken 
Begründung  und  Darstellung 

Nach  Abschluss  der  1970/71  geführten  sorgfältigen  Vorberei- 
tungsverhandlungen schlagen  wir  unseren  Gesellschaftern  die 
Zusammenführung  der  beiden  Bankhäuser  C.G.Trinkaus  in  Düssel- 
dorf und  Burkhardt  & Co.  in  Essen  zum  1. Januar  1972,  Uhr, 

vor . 

Hinsichtlich  der  zu  diesem  Vorschlag  führenden  Überlegungen 
und  wegen  der  Einzelheiten  der  geplanten  Fusion  dürfen  v;ir 
Ihnen  folgendes  berichten: 


Die  seit  längerer  Zeit  von  uns  beobachtete  Konzentrat ions - 
entvvicklung  in  der  gesamten  Wirtschaft  und  die  von  uns  dar- 
aus gezogene  Schlussfolgerung,  dass  auch  im  Bankgewerbe  ent- 
sprechende Konzentrationsmaßnahmen  angezeigt  seien,  hat  sich 
befestigt  und  sogar  verstärkt.  Im  ganzen  Kreditgev/erbe  ist 
eine  Konzentrationsbewegung  in  Gang  gekommen.  Zahlreiche  Kom- 
binationen in  Nachbar-Instituten  sind  - aus  den  gleichen  Über- 
legungen - bereits  durchgeführt  worden.  Hinzu  kommt,  dass  die 
Zins-  und  Ertrags -Entwicklung  auf  der  einen  Seite  und  die 
Kostenentwicklung  durch  die  bekannte  Gehalts-  und  Lohnentwick- 
lung auf  der  anderen  Seite  auch  vom  betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkt  her  neue  Entschlüsse  nahelegen,  um  jeden  mögli- 
chen Rationalisierungsvorteil  durch  Zusammenfassung  aller 
Kräfte,  insbesondere  auf  dem  technischen  Bereich  und  in  Stabs - 
abteilungen  auszunutzen. 


Eine  Analyse  der  Kundschaftsbeziehungen  und  eine  Überprüfung 
der  beiderseitigen  Quoten  im  Konsortialgeschäf t haben  ergeben, 
dass  störende  Überschneidungen  nur  geringfügig  vorhanden  sind. 
Auf  der  anderen  Seite  wird  durch  das  zu  erzielende  grössere 


2 
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Volum6n  dis  Aktionsf’ähigkGit  v/6sentlich  gGStsigort  und  durch 
betriebliche  Zusammenfassung  eine  erhebliche  Kosteneinsparung 


erzielt . 


Voraussetzung  für  einen  geschäftlichen  Erfolg  der  Kombination 
ist  die  Erarbeitung  einer  zukünftigen  gemeinsam.en  Geschäfts- 
politik und  einer  dem  neuen  Zuschnitt  angepassten  Betriebs- 
politik, Hierüber  sind  sehr  sorgfältige  Untersuchungen  ange- 
stellt worden.  Soweit  - was  natürlich  ist  - auf  einigen  Teil- 
gebieten unterschiedliche  Auffssungen  bestehen,  ist  eine  für 
die  gemieinsame  zukünftige  Arbeit  erforderliche  ausreichende 
Vereinheitlichung  der  Auffassungen  herbeigeführt  worden.  In 
besonderen,  aus  beiden  Häusern  besetzten  Ausschüssen  ist  sorg- 
fältig über  die  zukünftige  Geschäf tspolitik  beraten  worden. 

Die  erarbeitete  gemeinsame  Auffassung  wird  noch  fixiert  v/erden. 

In  innerbetrieblicher  Beziehung  ist  die  zukünftige  Organisa- 
tion des  Gesamthauses  sorgfältig  vorbereitet  worden.  Ein  ein- 
heitlicher Geschäf tsverteilungsplan  für  das  Gesamthaus  und  eine 
sinnvolle  Neuordnung  der  personellen  Besetzung  in  allen  Lei- 
tungsbereichen befindet  sich  in  Arbeit.  Nach  beiderseitiger 
Auffassung  sind  die  hier  geleisteten  Vorbereitungen  befriedigend. 
Sie  werden  natrülich  nicht  alle  Anlauf Schwierigkeiten  des 
ersten  Arbeitsabschnittes  nach  der  Fusion  beseitigen.  Wir 
glauben  aber,  dass  diese  Vorarbeiten  die  Anlauf Schwierigkeiten 
auf  das  bestmögliche  erreichbare  Minimum  reduzieren  werden. 

% 

Es  sei  ausdrücklich  hinzugefügt,  dass  eine  befriedigende  ein- 
vernehmliche Aufteilung  der  Leitunesauf erahpn  annb 


Kreis  einschliesst . 
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III. 

Die  Gesamtbank  würde  gleichberechtigt  arn  Düsseldorfer  und  am 
Essener  Platz  arbeiten.  Die  zentralisierte  Geschäftsleitung 
würde  in  Düsseldorf  konzentriert  werden.  Jedoch  bleibt  der 
Essener  Senior  am  Essener  Platz  weiterhin  ansässig.  Ausserdem 
hat  noch  ein  weiterer  Inhaber  seinen  ständigen  Arbeitssitz  in 
Essen. 

Die  Niederlassung  in  Frankfurt  sowie  die  Tochterbank  in  Stutt- 
gart werden  weiter  entwickelt.  Die  zusam.menge führte  Bank  wird 
eine  Abwendung  vom  Massen-  und  Kleingeschäft  zu  Gunsten  einer 
noch  stärkeren  Intensivierung  des  Geschäftes  mit  GroSkunden 
anstreben.  Demzufolge  soll  das  Zweigstellengeschäft  konzen- 
triert werden.  Zwei  Niederlassungen  in  Düsseldorf  sind  bereits 
auf  andere  Geschäftstellen  übergeleitet  worden. 

Die  auf  beiden  Seiten  bestehenden  wertvollen  Kombinationen 
mit  ausländischen  Gesellschaftern  und  ihren  Freunden  werden 
auch  dem  kombinierten  Institut  von  grossem  Nutzen  sein.  Die- 
selben werden  sorgfältig  gepflegt  und  weiter  ausgebaut.  Wir 
behalten  neue  Möglichkeiten  für  internationale  Kombinationen 
im  Auge.  Grundsätzlich  ist  es  das  Ziel  der  Bank,  im  kommer- 
ziellen Geschäft  speziell  für  die  Großkundschaft  zur  Verfü- 
gung zu  stehen.  Darüber  hinaus  wird  spezialisiert  das  Emis- 
sionsgeschäft und  das  Wertpapiergeschäft  gepflegt.  Ferner 
setzen  wir  unser  traditionelles  starkes  Auslandsgeschäft  fort. 

Der  Name  der  zusammengeführten  Bank  wird  lauten: 

C.G.Trinkaus,  Burkhardt  & Co.. 

Der  Sitz  wird  sein:  Düsseldorf  und  Essen,  wenn  wir  eine  dem- 
entsprechende Eintragung  an  beiden  Plätzen  erreichen  können. 
Sonst  wird  der  juristische  Sitz  Düsseldorf. 
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Als  persönlich  haftende  Gesellschafter  werden  in  der  kombi. 
nierten  Bank  ab  1. Januar  I972  tätig  sein: 

Senioren:  Groth  und 

Dr .Meyer-Struckmann  (bis  Ende  1972) 

Graf  Finck  von  Finckenstein 

Hecker 

Kehl 

'' 

Dr.Graf  zu  Münster 

Neumann 

Schoeppler 

von  Waldthausen 

Dr. Wulff . 


Die  Geschäftsverteilung  ist  in  einer  Geschäftsordnung  geregeH 


Der  Kommanditistenkreis  wird  sich  ab  1. Januar  I972  wie  folgt  zusarnmen- 
setzen: 

Dr.Zahn  (Vorsitzender  des  Verv/al-  Simon  Hirschland  Inc. 

tungsrates ) ^ . 

Familie  von  Falkenhausen 

Prof  .Dr  .Forberg  ^ 

Marine  Midland  Overseas  GmbH 

Glasmacher 

Suez  International 

Dr. Henkel  ^ , 

Frau  Burkhardt  j 

Langen  , , ( 

Dr.H.Karoli  (als  Treuhänder)  ' 

van  Meeteren 
Prof . Dr . Pierburg 
Poland 

Dr . Schrridheiny  (Amiantus) 

Prof . Dr .Schneider 
Selbach 

Fentener  van  Vlissingen 
(Abstede ) 

Handelsbank  in  Zürich  (Nestlé) 

Karoli  Wirtschaf tsprüfungs- 
GmbH  (treuhänderisch) 
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l)  Wegen  der  Bewertung  und  der  Zusammenführung  der  Schlussbilan- 
zen zu  der  ersten  neuen  Bilanz  waren  - insbesondere  bei  der 
Neueinteilung  der  eigenen  Mittel  auf  Nominalkapital  und  offene 
Rücklagen  - erhebliche  Vorarbeiten  erforderlich.  Umi  hierbei 
einerseits  die  Interessen  der  beiden  Banken  loyal  zu  wahren, 
andererseits  aber  auch  in  freundschaftlichem  Geiste  die  not- 
v/endige  neutrale  Unabhängigkeit  der  Urteilsfindung  sicherzu- 
stellen,  haben  wir  neben  den  Abschlussprüfern  der  beiden  Häu- 
ser, nämlich  der  Treuverkehr  Aktiengesellschaft  V/irtschaf tsprü- 
fungsgesellschaf t , Düsseldorf,  für  K und  der  Westdeutschland 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  AG,  Essen,  für  L,  auch  die 
V/irtschaf tsprüfungsgese 11s chaft  Dr . Wollert/Dr .Elmendorf f KG, 
Düsseldorf,  als  neutralen  Gutachter  eingeschaltet.  Die  Beauf- 
tragung der  beiden  langjährigen  Abschlussprüfer  für  K und  L 
erwies  sich  deswegen  als  zweckmässig,  v;eil  diese  beiden  Prüfer 
die  Materie  kannten.  Der  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Dr. Wollert/Dr .Eimendorff  KG  haben  v;ir  in  gegenseitigem  Einver- 
nehmen den  gemeinsamen  Auftrag  erteilt,  die  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  auf gestellten  Bev/ertungsgrundlagen  beider  Insti- 
tute zu  ermitteln  und  eine  gutachtliche  Stellungnahme  zu  der 
Angemessenheit  des  von  uns  nach  Vorlage  der  Prüfungsarbeiten 
zu  fixierenden  Wertverhältnisses  der  beiden  Banken  zueinander 
abzugeben.  Ausserdem  haben  wir  die  obengenannten  Gesellschaf- 
ten um  Überprüfung  und  Bestätigung  der  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  aufzustellenden  Schlussbilanzen  der  beiden  Ban- 
ken zum  51 *12. 1971  gebeten. 

Bei  der  Bewertung  eines  Bankhauses  spielen  zahlreiche  Umstände 
eine  Rolle.  Ausgangspunkt  ist  das  reine  Ziffernwerk,  d.h.  die 
normale  Bewertung  der  Aktiven  und  Passiven  nach  den  üblichen 
kaufmännischen  Grundsätzen.  Auch  dort  haben  sich  natürlich 
Probleme  ergeben,  nämlich  hinsichtlich  des  Grundbesitzes  und 
hinsichtlich  der  Beteiligungen;  sind  doch  letztere  nicht  nur 
als  Kapitalanlage,  sondern  auch  als  Basis  für  bankgeschäftli- 
che Verbindungen  von  Bedeutung. 
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Darüber  hinaus  ist  die  Ertragskraft  - analysiert  für  die 
Vergangenheit,  aber  auch  projiziert  auf  die  Zukunft  - zu 
berücksichtigen. 

Hinsichtlich  der  Wertpapiere  ist  in  beiden  Häusern  das 
Niederstwertprinzip  angewendet  worden.  Dies  ist  deswegen  v/ich- 
tig,  weil  durch  die  anormale  Zinsentwicklung  in  der  gegenwär- 
tigen Zeit  starker  Währungsprobleme  und  damit  kräftiger  Ein- 
griffe der  Bundesbank  in  die  Zinsentwicklung  Dauerbestände 
sowie  auch  Reste  nichtplacierter  Übernahmen  in  einer  Moment- 
aufnahme relativ  niedrige  Kurse  zeigen.  In  diesemi  Zusammen- 
hang wurde  bei  K auf  nichtplacierte,  nach  dem  heutigen  hohen 
Zinsniveau  niederverzinsliche  Schuldscheindarlehen  eine  Pau- 
schalabzinsung eingearbeitet.  Bei  K sind  bei  der  Bewertung 
die  Pensionen  zweier  vor  1971  ausgeschiedener  Inhaber  berück- 
sichtigt, bei  L ist  der  Beratungsvertrag  eines  Altgesell-  I 
schafters  in  der  Bilanz  passiviert  worden. 

Zur  technischen  Arbeitserleichterung  werden  der  Bewertung 
die  Börsenkurse  vom  ^O.Juni  1971  zugrunde  gelegt,  die  nur 
dann  wieder  geändert  werden,  wenn  sich  durch  äussere  Ereig- 
nisse bis  zum  Jahresende  v;esentliche  Abweichungen  ergeben 
sollten.  Die  bisherigen  Bewertungsmethoden  in  den  Bilanzen 
von  K und  L bleiben  unverändert.  Eine  Ausnahme  wird  ledig- 
lich in  Bezug  auf  die  Beteiligung  von  L an  der  Burkhardt 
& Co.  Vermögensverwaltungsgesellschaft  - LVVG  - gemacht, 
in  der  die  Beteiligung  von  L an  der  KKB  Kundenkreditbank 
KGaA,  Düsseldorf,  zusammengefasst  ist.  Um  eine  für  die  Durch- 
führung der  Fusion  erforderliche  Abfindung  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  von  L für  ihr  Gewinnvorab  an  Grund- 
stücken und  Beteiligungen  zu  finanzieren,  wird  L den  Buch- 
wert seiner  Beteiligung  zum  Jahresende  1971  erhöhen.  Für 
Einzelheiten  verweisen  wir  auf  die  Darstellung  in  Ziffer  VI. y. 

2)  Die  Wirtschaftsprüfer  haben  als  Grundlage  für  die  Bewertungs- 
verhandlungen  auf tragsgemäss  zahlreiche  Berechnungen  ange- 
stellt. in  denen  einerseits  Substanzwerte  ermittelt,  anderer- 


i 
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seits  aber  auch  Ertragswerte  gegeniibergestellt  wurden; 
letzteres  geschah  für  verschiedene  Zeiträume  - langfristig 
und  kurzfristig. 

Bei  den  Verhandlungen  hat  sich  herausgestellt,  dass  man  sich 
ins  Uferlose  verlieren  würde,  wenn  man  allzu  starr  am  reinen 
Rechenwerk  kleben  würde,  aus  dem  sich  ohnehin  ein  letztes 
Ergebnis  doch  nicht  mit  mathematischer  Sicherheit  ableiten 
lässt.  Vielmehr  müssen  bei  der  Bewertung  eines  Bankunter- 
nehmens auch  andere,  ausserhalb  des  Rechenv/erks  liegende 
Faktoren  wie  Kundenkreis,  Einlagenstruktur,  Leistungsfähigkeit 
und  Modernisierungsgrad  der  maschinellen  und  personel- 
len Organisation  u.ä.  berücksichtigt  werden.  Das  gleiche  gilt 
für  Aufsichtsratsverbindungen,  Konsortial Verankerungen  und 
andere  den  goodv/ill  einer  Bank  ausmachende  Umstände,  deren 
Wert  zwar  hoch  ist,  sich  jedoch  nicht  in  Zahlen  ausdrücken 
lässt . 

3)  Die  Schwierigkeiten,  die  der  Erarbeitung  eines  angemessenen 
Fusionsvorschlages  entgegenstanden,  waren  nicht  nur  durch 
Bewertungsfragen  bedingt,  sondern  auch  durch  Unterschiede 
in  der  Kapitalstruktur  und  in  den  Rechten  der  Gesellschafter 
bei  den  beiden  Häusern:  So  hat  L,  im  Verhältnis  zu  den  bilanz- 
mässig  ausgewiesenen  Eigenmitteln,  einen  sehr  viel  höheren 
Bestand  an  stillen  Reserven  als  K,  was  wiederum  in  erster 
Linie  auf  die  ausserordentlich  günstige  Kursentwicklung  der 
KKB-Aktien  zurückzuführen  ist.  Ferner  sind  bei  K die  Tantieme- 
ansprüche der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  in  Bezug  auf 
Gewinne,  die  auf  der  Veräusserung  von  Grundbesitz  oder  Betei- 
ligungen beruhen,  schon  seit  längerer  Zeit  abgefunden,  so  dass 
derartige  Gewinne  bei  K nur  nach  dem  Kapitalschlüssel  zu  ver- 
teilen sind,  während  bei  L derartige  Gewinne  grösstenteils 
noch  dem  ^5^igen  Vorab  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
unterliegen.  Andererseits  sind  bei  K die  Gewinnvorrechte  der 
aktiven  und  ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
wesentlich  höher  als  bei  L. 
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4)  Ein  wichtiger  Punkt  der  Fusionsverhandlungen  war  schliesslich 
auch  die  Geschäftspolitik  der  neuen  Bank  gegenüber  ihrer  wich- 
tigsten Beteiligungsgesellschaft,  der  KKB-Kundenkreditbank 
KGaA,  Düsseldorf: 


An  dem  Grundkapital  der  KKB  ist  die  L & Co.  Vermögensverwal- 
tungsgesellschaft (LWG),  deren  Kapital  zu  70  % im  Besitz  von 
L und  zu  50  % im  Besitz  der  Marine  Midland  Overseas  GmbPI  ist, 
mit  51  % beteiligt.  K besitzt  einen  Kapitalanteil  von  ca. 10  %. 
Die  neue  Bank  würde  also  direkt  oder  indirekt  über  6l  % des 
Grundkapitals  der  KKB  verfügen  können.  Der  V/ert  dieser  Betei- 
ligung bemisst  sich  nach  den  heutigen  Börsenkursen  auf  über 
DM  150  Mio. 


Die  KKB  hat  sich  in  den  vergangenen  Jahren  sehr  gut  entwickelt. 
Sie  steht  allerdings  vor  der  Notwendigkeit,  ihre  Eigenmittel 
dem  ständig  wachsenden  Geschäftsumfang  anzupassen.  So  fanden 
seit  1969 ^ als  die  LWG  ihre  ^Ifolge  Beteiligung  erv/arb,  be- 
reits zwei  Kapitalerhöhungen  statt.  Diese  Tendenz  wird  anhalten. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  K und  L haben  sich 
daher  nach  gründlicher  Überlegung  entschlossen,  die  wirtschaft- 
liche Basis  der  KKB  durch  Aufnahme  eines  neuen  Gesellschafters 
in  die  LWG  zu  verbreitern.  Ein  Interessent  ist  vorhanden,  E 
wird  möglicherweise  noch  in  diesem  Jahr  eine  Beteiligung  an 
der  LWG  erwerben  und  für  weitere  Kapitalanteile  der  LWG  eine 
Option  erhalten.  Bei  Nichtausübung  der  Option  wird  die  K & L- 
Gruppe  ein  Rückkaufsrecht  auf  die  zuerst  verkauften  Kapital- 
anteile erhalten. 
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VI. 

Di6  porsonlich  ha.ft6ndGn  GGS6llscha.ftGr  sind  der  Ansicht, 
dass  der  im  folgenden  vorgetragene  und  erläuterte  Fusions- 
vorschlag die  in  V.  genannten  Faktoren  ihrer  Bedeutung  ent- 
sprechend berücksichtigt  und  den  Belangen  beider  Gesell- 
schaftergruppen in  fairer  Weise  gerecht  wird.  Die  wesentli- 
chen Grundsätze,  auf  denen  unser  Fusionsvorschlag  beruht, 
lassen  sich  wie  folgt  zusammenfassen: 

1)  Für  die  Errechnung  des  Fusionsverhältnisses  ist  von  den  Sub- 
stanzwerten der  beiden  Banken  ausgegangen  worden.  Bei  der 
Bewertung  von  Aktiven  und  Passiven  sind  wir  den  Vorschlägen 
unserer  Gutachter  im  Grundsatz  gefolgt.  Eine  zusammenfas- 
sende gutachtliche  Stellungnaiime  der  Wirtschaftsprüfer  zu 
dem  vereinbarten  Fusionsverhältnis  wird  nachgereicht. 


2)  Um  die  Unterschiede  zwischen  den  ausgewiesenen  Eigenmitteln 
der  beiden  Banken  zu  verringern,  wird  K sein  Kapital  vor  der 
Fusion  herabsetzen  und  L sein  Kapital  vor  der  Fusion  erhöhen: 

a)  K wird  zu  Lasten  seines  bisherigen  Nominalkapitals  von 
DM  65  Mio  die  Anteile  eines  ausscheidenden  persönlich 
haftenden  Gesellschafters  und  eines  Treuhandkommanditi- 
sten von  Herrn  Dr.Karoli  im  Nennwert  von  zusammen 
DM  1,4  Mio. einziehen  und  damit  sein  Nominalkapital  auf 
DM  65,6  Mio  herabsetzen.  Die  offenen  Rücklagen  von  bis- 
her DM  25  Mio  sollen  gleichzeitig  für  die  beiden  einge- 
zogenen  Anteile  um  insgesamt  ca.  0,558  Mio  durch  Auszah- 
lung verringert  werden  und  darüber  hinaus  durch  Verrech- 
nung an  die  Gesellschafter  um  weitere  DM  0,562  Mio.  Die 
offenen  Rücklagen  bei  K würden  dann  bei  DM  25,9  Mio  lie- 
gen, Kapital  und  Rücklagen  insgesamt  bei  DM  87,5  Mio. 

Die  Inhaber  der  eingezogenen  Kapitalanteile  erhalten  für 
ihren  Anteil  an  den  stillen  Reserven  eine  Abfindung,  die 
durch  eine  teilweise  Realisierung  von  stillen  Reserven 
in  der  KKB-Beteiligung  von  K (Näheres  hierzu  unter  Zif- 
fer V 1 c)  des  Zusatzabkommens)  im  Wege  der  Gewinnverwp.ndung 
für  das  Jahr  1971  hergestellt  wird. 


- 9 - 


f 


- 9 - 

b)  L wird  sein  Kapital  (Kapitalkonto  l)  vor  dem  Fusionstich- 
tag durch  Bareinzahlung  ihrer  Gesellschafter  von  DM  31  Mio 
auf  DM  3^ ‘525  Mio  erhöhen  und  seine  offenen  Rücklagen 
(Kapitalkonto  II)  von  DM  12  Mio  auf  DM  12,975  Mio.  Das 
bisherige  Kapitalkonto  III  fällt  weg.  Das  Verhältnis  zv/i- 
schen  verzinslichem  Eigenkapital  und  unverzinslichen  Rück-  i 
lagen  ist  deswegen  in  der  neuen  Bank  für  die  L-Gesellschaf- 1 
ter  etwas  günstiger  als  bisher. 

Es  ist  beabsichtigt,  die  für  die  Kapitalerhöhung  notwendi-i| 
gen  Barmittel  von  insgesamt  DM  4,5  Mio  den  L-Gesellschaf- 
tern  aus  dem  Gewinn  bereitzustellen,  den  L noch  in  diesem  I' 
Jahr  aus  der  geplanten  Veräusserung  eines  Teils  seiner 
Beteiligung  an  der  LWG  erwartet.  Sollten  die  Verhandlun- 
gen nicht  zu  einem  positiven  Ergebnis  führen,  dann  müsste 
die  Kapitalerhöhung  aus  dem  Gewinn  des  Geschäftsjahres  1971 
bezahlt  werden. 

3.  Nach  der  zur  Zeit  geltenden  Regelung  bei  L unterliegen  Gewinne 
aus  der  Realisierung  von  stillen  Reserven  im  Grundbesitz  und 
in  den  Beteiligungen  grösstenteils  dem  35%igen  Gewinnvorab  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter.  So  besteht  z.B.  allein 
an  der  Beteiligung  von  L an  der  LWG  bei  Zugrundelegung  der 
derzeitigen  Börsenkurse  für  die  KKB-Aktie  ein  Vorabanspruch 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  ca. DM  11,3  Mio, 
wobei  bereits  berücksichtigt  worden  ist,  dass  der  Vorabanspruch 
bezüglich  eines  Teils  der  KKB-Reserven  bereits  im  Jahr  I965 
abgefunden  worden  ist.  In  den  stillen  Reserven  im  Grundbesitz 
der  L-Grundstücksgesellschaft , die  mit  ca. DM  7 Mio  in  die  1 
Fusionsrechnung  eingehen  sollen,  ist  nach  dem  derzeitigen  | 
Vertragszustand  ein  Vorabanspruch  von  beachtlicher  Höhe, 
ca. DM  2,2  Mio,  enthalten. 

Bei  K ist  dagegen  der  Gev/innvorab  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  an  den  stillen  Reserven  in  Grundstücken  und 
Beteiligungen  schon  vor  längerer  Zeit  abgefunden  worden.  Die 
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Gesellschafter  von  K sind  mit  einem  Übergang  der  obengenannten 
Vorabansprüche  von  L-Gesellschaf tern  auf  die  neue  Bank  nicht 
einverstanden,  da  sie  im  Interesse  einer  möglichst  problem- 
losen Disponibilität  des  Gesellschaftsvermögens  Wert  darauf 
legen,  dass  die  aus  dem  Gesellschafterkreis  L im  Wege  der 
Fusion  übernommenen  Vermögensv/erte  von  Sonderrechten  einzel- 
ner Gesellschafter  frei  sind.  Vielmehr  wird  bei  K vorausge- 
setzt, dass  derartige  Sonderrechte  bereits  vor  der  Fusion  durch 
geeignete  Vereinbarungen  innerhalb  des  Gesellschafterkreises 
von  L abgelöst  werden.  Die  Gesellschafter  von  K sind  ihrerseits 
bereit,  für  die  neue  Bank  den  Gewinnverteilungsschlüssel  von  L 
zu  übernehmen,  der  für  die  Kommanditisten  günstiger  ist  als  die 
derzeitige  Regelung  bei  K. 

Es  wird  daher  vorgeschlagen,  die  Vorabansprüche  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  von  L in  Bezug  auf  sämtliche  stillen 
Reserven  von  L in  seinem  Grundbesitz,  sonstigem  Anlagevermögen 
und  Beteiligungen,  deren  Höhe  zur  Zeit  etwa  DM  15  Mio  betragen 
dürfte,  durch  eine  einmalige  Zahlung  von  DM  10  Mio  abzugelten. 

Die  Zahlung  soll  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  von  L erfolgen 
und  durch  eine  entsprechende  Erhöhung  des  Buchwertes  der  Betei- 
ligung von  L an  der  LWG  finanziert  werden.  Da  der  Betrag  von 
DM  10  Mio  nach  dem  derzeitigen  Stand  der  stillen  Reserven  berech- 
net worden  ist,  wird  er  sich  um  den  55^igen  Vorabgewinnanteil 
vermindern,  der  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  aus  j, 
der  noch  in  diesem  Jahr  geplanten  Teilveräusserung  der  LV\^G 
zufliessen  wird. 

Nach  der  Fusion  sollen  dann  alle  Gewinne  der  neuen  Bank  aus 
einer  Veräusserung  von  Grundbesitz  oder  Beteiligungen 
allein  nach  dem  Kapitalschlüssel  verteilt  werden. 

4)  Die  haftenden  Eigenmittel  der  zusammengeführten  Bank  betragen 
nach  Vornahme  der  unter  Ziffer  2)  genannten  Kapitalveränderun- 
gen bei  K und  L insgesamt  DM  155  Mio,  die  sich  ihrer  Herkunft 
nach  wie  folgt  zusammensetzen: 
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Nominalkapital 
Of f. Rücklagen 


63.600.000, 

23.900.000, 

87.500.000, 


34.525.000, 

12.975.000, 

47.500.000, 


98.125.000, 

36.875.000. 

135.000.000, 


Aus  den  nach  dieser  Rechnung  festgesetzten  Kapital-  und  Rück- 
lagenkonten von  K und  L ergibt  sich  ein  Fusionsverhältnis  von 
1,8421  : 1. 

Das  Nennkapital  (Kapitalkonto  l)  und  die  anteiligen  offenen 
Rücklagen  (Kapitalkonto  II)  verteilen  sich  auf  die  Gesellschaf- 
ter der  zusammengeführten  Banken  wie  folgt: 
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Persönlich  haftende  Gesellschafter : 


Kapitalkonto  I 

Kanitalkontc  II 

Graf  Finck  von  Finckenstein 

DM 

2.762.000, -- 

DM 

1 

..058.000, -- 

Groth 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1 

..878.950,79 

Hecker 

DM 

800.000, -- 

DM 

500.628.95 

Kehl 

DM 

1 .726.250, -- 

DM 

648.750, -- 

Dr .Meyer-Struckmann 

DM 

5.107.250,— 

DM 

1 

.167.750,-- 

Dr.Graf  zu  Münster 

DM 

500.000, -- 

DM 

187.895,10 

Neumann 

DM 

1.650.000, -- 

DM 

620.047,17 

Schoeppler 

DM 

865.125, -- 

DM 

524:575,-- 

von  Waldthausen 

DM 

172.625,-- 

DM 

64.875,-- 

Dr.Wulf 

DM 

250.000, -- 

DM 

95.946,55 

Kommanditisten: 

Abstede  N.V. 

DM 

2.200.000, -- 

DM 

826.729,56 

Amiantus  AG 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1 

.878.950,79 

Burkhardt,  Frau  Hildegard 

DM 

690.500, -- 

DM 

259.500,-- 

Dr .B. Frhr . von  Falkenhausen 

DM 

5.452.500,-- 

DM 

1 

.297.500, -- 

Dr.G.Frhr. von  Falkenhausen 

DM 

2.244.125, -- 

DM 

845.575,— 

Professor  Dr.Forberg 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1 

.878.950,79 

Glasmacher 

DM 

2.000.000, -- 

DM 

751.572,55 

Handelsbank  in  Zürich 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1, 

.878.950,79 

Dr  .Henkel 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1. 

.878.950,79 

Simon  Hirschland  Inc . 
Dr.Karoli^^-^  Fain. Zweige) 

m 

DM 

6.587.125,-- 
1.581.000, -- 

DM 

DM 

2, 

■400.575,— 
519.000, -- 

Karoli  Wirtschaftsprüfung 

- treuhänderisch  - 

DM 

1.400.000, -- 

DM 

526.100,68 

Langen 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1. 

878.950,79 

Marine  Midland  Overseas 

DM 

5.178.750,-- 

DM 

1. 

946.250, -- 

van  Meeteren 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1. 

878.950,79 

Professor  Dr . Dr. Pierburg 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1. 

878.950,79 

Poland 

DM 

600.000, -- 

DM 

225.471,75 

Professor  Dr.Dr. Schneider 

DM 

5.500.000, -- 

DM 

1. 

515.251,61 

Selbach 

DM 

2.500.000, -- 

DM 

959.465,45 

Suez  International 

DM 

5.178.750,-- 

DM 

1. 

946.250, -- 

Dr . Zahn 

DM 

8.200.000, -- 

DM 

5. 

071.446,55 

Rechtsnachfolger  von 

Merck,  Finck  & Co. 

DM 

1.581.000, -- 

DM 

519.000, -- 

0 
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5)  Bei  der  Festlegung  der  stillen  Reserven  haben  K und  L, 
ausgehend  von  dem  Gutachten  der  Wirtschaftsprüfer  zu  den 
Substanzwerten  der  beiden  Banken  per  30. Juni  1971 ^ für 
K einen  Substanzwert  von  DM  151^3  Mio  angenommen  und  für  L 
einen  Substanzwert  von  DM  93,1  Mio.  Die  Substanz  von  K 
wurde  anschliessend  zum  Ausgleich  für  Risiken  aus  nicht 
placierten  Schuldscheinen  um  DM  6 Mio  gekürzt  und  ferner 
um  den  Nennwert  der  eingezogenen  Kapitalanteile  von  DM  2,5  Mio. 
So  bereinigt,  ergibt  sich  ein  Substanzwert  für  K von 
DM  1^2,8  Mio.  Die  Substanz  von  L erhöht  sich  um  den  Betrag 
der  Kapitalerhöhung  von  DM  4,5  Mio  auf  DM  97,6  Mio.  Kürzt 
man  die  Substanzwerte  um  die  bilanzmässig  ausgewiesenen 
Eigenmittel,  also  bei  K um  DM  87,5  Mio  und  bei  L um  47,5  Mio, 
so  ergibt  sich  an  stillen  Reserven  ein  Bestand  von  55^3  Mio 
für  K,  und  für  L ein  Bestand  von  DM  50,1  Mio. 

Es  ist  der  Wunsch  beider  Banken,  dass  ihre  stillen  Reserven 
im  gleichen  Verhältnis  zueinander  in  die  Fusionsrechnung  ein- 
gehen,  wie  ihre  Kapital-  und  Rücklagen-Konten,  also  im  Ver- 
hältnis von  1,842].  : 1.  Um  eine  derartige  Angleichung  zu  erm*ög- 
lichen,  werden  die  beiden  Banken  ihre  stillen  Reserven  zunächst 
nicht  vollständig  in  die  neue  Bank  einbringen,  sondern  nur  in 
dem  Umfang,  der  erforderlich  ist,  um  zwischen  den  von  den 
Gesellschaftergruppen  K und  L eingebrachten  Reservebeständen 
das  Verhältnis  von  1,8421  : 1 herzustellen.  Die  nicht  einge- 
brachten stillen  Reserven  sollen  für  eine  Frist  von  in  der 
Regel  drei  Jahren  allein  der  Gesellschaftergruppe  zustehen, 
der  sie  vor  der  Fusion  gehört  hatten. 

Während  der  vereinbarten  Frist  soll  jede  Gesellschaftergruppe 
die  ihr  vorbehaltenen  stillen  Reserven  nach  eigenem  Ermessen  ^ 
realisieren  und  die  entsprechenden  Gewinne  allein  vereinnah-  \ 
men  können.  Erfolgt  eine  Realisierung  innerhalb  der  vorgese-  J' 
henen  Frist  nicht,  dann  fallen  die  Reserven  ebenfalls  in  das  ' 
Vermögen  der  zusammengeführten  Bank. 

Dieser  Sonderregelung  unterliegen  bei  K die  Beteiligungen  an 
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der  Girmes-Werke  AG  und  der  KKB  und  bei  L die  Beteiligung  an 
der  LWG.  Für  Einzelheiten  wird  auf  Ziffer  V.des  Zusatzabkom- j 
mens  verwiesen. 

6.  Die  L-Grundstücks-KG  wird  ihr  Kapital  von  DM  100.000,-  um 
DM  184.000,-  auf  DM  284.000,-  erhöhen.  Die  neuen  Kapital- 
anteile sollen  die  Gesellschafter  von  K mit  den  Quoten  über- 
nehmen, die  notwendig  sind,  um  die  L-Grundstücksgesellschaf t 
zu  einer  echten  Parallelgesellschaft  der  neuen  Bank  zu  machen. 
Der  Kaufpreis  für  die  Anteile  wird  auf  der  Grundlage  eines 
Substanzwertes  der  Grundstücksgesellschaft  von  ca. DM  7,1  Mio 
ermittelt.  Von  diesen  DM  7^1  Mio  entfallen  DM  4 Mio  auf 
P^^^lshen  der  Grundstücksgesellschaft  an  die  Gesellschafter 
von  L.  Insoweit  können  die  Gesellschafter  von  K ihre  Kapital- 
anteile an  der  L-Grundstücks-KG  durch  teilweise  Übernahme  die- 
ser (unverzinslichen)  Darlehensschulden  bezahlen.  Ihren  An- 
teil an  der  verbleibenden  Substanz  von  DM  3,1  Mio  werden  die  i 
Gesellschafter  von  K den  Gesellschaftern  von  L durch  eine  | 
Barzahlung  von  ca. DM  2 Mio,  zuzüglich  6 % Zinsen,  bis  späte- 
stens  zum  31.12.73  vergüten. 


VII. 

Die  vertraglichen  Verhältnisse  der  Gesellschafter  der  zusammen- 
geführten Bank  zueinander  werden  durch  einen  Gesellschaftsver- 
trag, einen  Fusionsvertrag  und  ein  Zusatzabkommen  (Überleitungs - 
vertrag)  geregelt  werden. 

1.  Der  Gesellschaftsvertrag  enthält  alle  für  die  Bank  auf  die 

Dauer  geltenden  Vorschriften.  Er  ist  unter  gebührender  Berück- 
sichtigung der  bisher  geltenden  Bestimmungen  erarbeitet  worden. 
Natürlich  war  es  unvermeidlich,  in  bisher  nicht  parallel  lie- 
genden Punkten  gemeinsam  eine  neue  Lösung  zu  finden  bzw.  Kom- 
promisse zu  erarbeiten,  die  für  alle  Beteiligten  akzeptabel 
si^d.  Sie  haben  zunächst  auf  der  Basis  eines  primär  unter  mehr 
JG.r iöt ischen  Gesichtspunkten  zusammengestellten  Vorentwurfes 
die  Neufassung  in  gemeinsamen  Verhardlungen  zwischen  den 
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persönlich  haftenden  Gesellschaftern  der  beiden  Häuser  sorgfäl- 
tig diskutiert  und  sind  dabei  zu  dem  hier  vorliegenden  einver- 
nehmlich vorgeschlagenen  Endergebnis  gekommen. 

2)  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  haben  V7ir  den  technischen  Fusions- 
vorgang in  einem  Fusionsabkommen,  und  alle  Dinge,  die  nur 
einzelne  Gesellschafter  betreffen,  oder  die  nur  temporäre 
Bedeutung  haben  oder  die  der  Erleichterung  der  Anlauf periode 
dienen,  in  ein  Zusatzabkommen  auf genommen. 

Aus  Gründen  der  Arbeitserleichterung  und  der  Kostenersparnis 
soll  die  Fusion  dadurch  bewirkt  werden,  dass  L ihr  Vermögen 
auf  K überträgt  und  die  L-Gesellschafter  als  Gegenleistung 
Kapitalanteile  von  K erhalten.  L kann  nach  einer  Auskunft 
der  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  V/ollert/Elmendorf f davon 
ausgehen,  dass  bei  der  Übertragimg  keine  Ertragsteuern  und 
nur  minimale  Verkehrsteuern  entstehen  werden.  Sov^eit  Verkehr- 
steuern anfallen,  sind  diese,  wie  auch  alle  sonstigen  Kosten 
der  Fusion,  von  der  zusammengeführten  Bank  zu  tragen. 

5)  Die  Ruhegehaltsbezüge  der  persönlich  haftenden  Gesellshaf ter 
bleiben  für  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  K in 
der  bisherigen  Form  bestehen.  Um  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  von  L in  der  neuen  Bank  den  persönlich  haften- 
den Gesellschaftern  von  K auch  in  Bezug  auf  ihre  Alters-, 
Hinterbliebenen-  und  Invaliditätsversorgung  gleichzustellen, 
wird  vorgeschlagen,  mit  den  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern von  L Pensionsverträge  nach  den  gleichen  Grundsätzen  wie 
bei  K abzuschliessen.  Solch  eine  Regelung  würde  auch  dem  ent- 
sprechen, was  den  Mitgliedern  der  Geschäftsleitung  eines 
grossen  Unternehmens  auch  sonst  in  der  Wirtschaft  üblicherv/eise 
gewährt  wird. 

Herrn  Dr.G.von  Falkenhausen  und  seiner  Ehefrau  bleiben  die 
Rechte  aus  der  Gewinngarantie,  die  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  von  L als  Alters-,  Invaliditäts-  und  Hinter- 
bliebenen-Versicherung  nach  § des  Gesellschaftsvertrages  L 
eingeräumt  worden  war,  erhalten.  Das  gleiche  gilt  für  Herrn 
Dr  .Meyer-Struckmann,  der  auf  ein  31  Pensionsver-trag  mit  der 
neuen  Bank  verzichtet  hat. 
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4)  Der  Gesellschaftsvertrag  der  L Grundst ücksgesellschaf t ist 
den  Bestimmungen  des  Gesellschaftsvertrages  der  neuen  Bank 
angepasst  und  dementsprechend  neu  gefasst  worden.  Das  gleiche 
gilt  für  den  Gesellschaftsvertrag  der  LVVG;  Sollte  der  Ver- 
kauf einer  25^igen  Kapitalbeteiligung  zustande  kom.men,  dann 
wird  der  Eintritt  des  neuen  Gesellschafters  zusätzliche  Ver- 
tragsänderungen notwendig  machen. 

5)  Für  die  Kommanditisten  von  L wird  das  neue  Vertragswerk  im 
wesentlichen  folgende  Änderungen  gegenüber  dem  derzeitigen 
Rechtszustand  mit  sich  bringen: 

a)  Ein  Widerspruchsrecht  der  Kommanditisten  gegen  MaßnahjTien 
der  Geschäftsführung,  die  aus  dem  Rahmen  des  normalen 
Bankgeschäftes  herausfallen,  gibt  es  in  dem  neuen  Gesell- 
schaft svertrag  nicht  m.ehr.  Der  Vertragsentwurf  folgt  damit 
der  Regelung  von  K.  Da  das  Widerspruchsrecht  bei  L ohne 
jede  praktische  Bedeutung  war,  ist  sein  Wegfall  in  dem 
neuen  Gesellschaftsvertrag  auch  für  die  L-Gesellschaf ter 
vertretbar. 

b)  Aus  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates  wird  ein  Präsidial- 
und  Kreditausschuss  gebildet,  der  die  Zusammenarbeit  und 
den  Kontakt  zwischen  den  Gesellschaftern  verstärken  soll. 

Um  einen  regelmässigen  Gedankenaustausch  zu  ermöglichen, 
wird  der  Ausschuss  sehr  viel  öfter  zusammentreten,  als  es 
bisher  bei  den  Verwaltungsräten  von  K und  L praktiziert 
wurde. 

c)  Die  Gev/innverteilung  wird  in  der  neuen  Bank  im  wesent- 
lichen nach  den  gleichen  Grundsätzen  erfolgen  wie  zur 
Zeit  bei  L.  Lediglich  in  drei  Punkten  weicht  die  Konzep- 
tion des  Vertragsentwurfes  von  der  derzeitigen  Regelung 
bei  L ab; 

aa ) Die  Gesellschafter  können  eine  Verstärkung  der  offe- 
nen Rücklagen  zu  Lasten  des  Jahresgewinnes  nicht  mehr 
mit  einfacher  Mehrheit  beschliessen,  sondern  nur,  wie 
schon  jetzt  bei  K,  mit  satzungsändernder  Mehrheit 
(75  % des  Kapitals  und  der  p. h. Gesellschaf ter  nach  Köpfen 
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bb)  Eine  Teilnahme  des  Teils  der  offenen  Rücklagen  an  der 
Kapitalverzinsung,  der  25  % des  Nennkapitals  überstei; 
ist  nicht  mehr  vorgesehen. 

cc)Die  Nachzahlungspflicht  für  eine  eventuell  ausgefal- 
lene Kapitalverzinsung  wird  auf  die  zwei  folgenden 
Geschäftsjahre  beschränkt. 

Die  Abweichungen  zu  aa)  und  bb ) ergänzen  einander: 

Da  in  Zukunft  die  Gesellschaftermehrheit,  die  eine  Erhöhung 
der  Rücklagen  zu  Lasten  des  laufenden  Gev^innes  beschliessen 
kann,  sehr  viel  höher  sein  muss  als  bisher,  ist  es  anderer- 
seits vertretbar,  die  bisher  bei  L vorgesehene  teilweise 
Verzinsung  der  Rücklagen  (in  der  Praxis  noch  niemals  akut 
gev;orden)  aufzuheben.  Der  Abweichung  zu  cc)  liegt  die 
Erwägung  zugrunde,  dass  die  Nachzahlungspflicht,  die 
ebenfalls  bisher  bei  L noch  niemals  praktiziert  zu  werden 
werden  brauchte,  nicht  auf  einen  zu  langen  Zeitraum  aus- 
gedehnt werden  sollte. 

d)  Die  Übertragung  von  Kapitalanteilen  zwischen  Gesellschaf- 
tern ist  auch  ohne  Zustimmung  der  Gesellschafter  zulässig, 
solange  hierdurch  kein  Gesellschafter  mehr  als  10  % des 
Gesellschaftskapitals  erwirbt.  Wegen  des  sehr  viel  grösse- 
ren Gesellschafterkreises  war  die  Beibehaltung  der  bei  L 
bestehenden  Obergrenze  von  15  % in  den  Verhandlungen  mit 
K,  wo  bisher  kein  Recht  der  Gesellschafter  auf  freie  Über- 
tragung ihrer  Kapitalanteile  anerkannt  wurde,  nicht  durch- 
zusetzen. Dafür  wird  es  in  der  neuen  Bank  keine  Sperr- 
klausel gegen  den  Erwerb  von  Kapitalanteilen  durch  Ausländer 
mehr  geben. 


e)  Die  Kündigungsmöglichkeiten  sind  vereinfacht  worden: 

In  Anlehnung  an  die  Regelung  bei  K kann  in  Zukunft  einem 
Gesellschafter  auch  ohne  Vorliegen  eines  wichtigen  Grun- 
des gekündigt  werden,  wenn  es  die  übrigen  Gesellschafter 
mit  75  ^iger  Kapitalmehrheit  und  einer  ebenso  hohen  Mehr- 
heit der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen 
beschliessen  sollten.  Diese  Regelung  soll  der  Gesellschaft 
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die  Möglichkeit  geben,  sich  bei  tiefgreifenden  Meinungs- 
verschiedenheiten von  einem  Gesellschafter  zu  trennen, 
ohne  den  oft  nur  schwer  zu  führenden  Nachweis  eines  wich- 
tigen Grundes  erbringen  zu  müssen.  Eine  milBbräuchliche 
Ausübung  dieses  Kündigungsrechtes  dürfte  durch  die  vor-| 
geschriebenen  hohen  Mehrheiten  ausgeschlossen  sein.  Für 
einzelne  Gesellschaftergruppen  sind  im  Zusatzabkommen 
Sonderregelungen  vorgesehen. 

f)  Mit  der  Gruppe  Simon  Hirschland  Inc . sind  im.  Zusatzab- 
kommen verschieden  Absprachen  getroffen  worden,  die  der 
Gruppe  einige  ihrer  besonderen  Rechte  erhalten  sollen, 
die  ihr,  teils  durch  den  Gesellschaftsvertrag,  teils  bei 
ihrem  Neueintritt  in  die  Bank  nach  dem  2. Weltkrieg  und 
teils  aufgrund  ihrer  Stellung  als  Traditionsgesellschaf- 
ter unserer  Bank  eingeräumt  worden  v/aren.  Auf  andere 
dieser  Rechte,  wie  z.B.  auf  ihre  Sperrminorität  gegen 
Satzungsänderungen  hat  die  Gruppe  Hirschland  verzichtet 
und  damit  die  vorgeschlagene  Fusion  überhaupt  erst  ermög- 
licht. 

g)  Wegen  der  verhältnismäßig  grossen  Gesellschafterzahl  in 
der  neuen  Bank  (10  persönlich  haftende  Gesellschafter 
und  21  Kommanditisten)  könnte  die  zu  d)  erläuterte  freie 
Übertragbarkeit  von  Kapitalanteilen  dazu  führen,  dass 
sich  für  Kapitalanteile  "Marktpreise"  bilden,  die  über 
den  Substanzwerten  der  Anteile  liegen.  Dadurch  vjürde 
die  sowieso  schon  schwierige  Kapitalbildung  für  neu  ein- 
tretende persönlich  haftende  Gesellschafter  weiter  ver- 
teuert. Da  die  Gesellschaft  daran  interessiert  sein  muss, 
dass  auch  ihre  persönlich  haftenden  Gesellschafter  an 
ihrem  Kapital  in  angemessenem  Umfang  beteiligt  sind, gibt 
der  neue  Gesellschaftsvertrag  jedem  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  das  Recht,  eine  Kapitalquote  bis  zu  2,5  % 
zum  Substanzwert  zu  erwerben.  Diese  Quoten  müssten  also, 

- 19  - 


wenn  verkaufswillige  Gesellschafter  nicht  vorhanden  sind, 
notfalls  über  eine  Kapitalerhöhung  unter  Ausschluss  des 
Bezugsrechtes  der  übrigen  Gesellschafter  bereitgestellt 
werden. 


Gesellschaftsvertrag  der  zusammerigef . 

Bank 


Gesellschaftsvertrag 

der  Kommanditgesellschaft  in  Firma  K,  L & Co. 

Düsseldorf  und  Essen 


§ 1 - Firma  und  Sitz 


(1)  Die  Gesellschaft  ist  eine  Kommanditgesellschaft. 

Ihre  Firma  lautet  K,  L & Co. 

(2)  Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Düsseldorf. 

Ihre  Geschäftsleitung  befindet  sich  in  Düsseldorf  und 
in  Essen. 


t 


§2  - Gegenstand  des  Unternehmens 

(l)  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Betrieb  eines  Bank- 
geschäftes. Hierbei  soll  der  traditionelle  Charakter  des 
Bankhauses  als  Privatbankier  besonders  beachtet  werden. 
Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  Unternehmen  aller  Art 
zu  gründen,  zu  erwerben  oder  sich  an  solchen  zu  betei- 
ligen. 


(2)  Die  Gesellschaft  ist  zu  allen  Handlungen  berechtigt, 
die  unmittelbar  oder  mittelbar  dem  vorstehenden  Zweck 
zu  dienen  geeignet  sind. 


Gesellschafter 


§ 3 - 

(1)  Persönlich  haftende  Gesellschafter  sind: 

Karl  Wilhelm  Reichsgraf  Pinck  von  Finckenstein 
Rudolf  Groth 
Joachim  Hecker 
Werner  Kehl 

Dr. Fritz  Meyer -Struckmann 
Dr.Graf  zu  Münster 
Bruno  Neumann 
Otto  Schoeppler 
Wolfgang  von  Waldthausen 
Dr.  Karl  Wulf 

(2)  Kommanditisten  sind: 

Abstede  N.V. 

Amiantus  AG 
Hildegard  Burkhardt 

Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Dr. Gotthard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Professor  Dr.Kurt  Forberg 
St . Glasmacher 
Handelsbank  in  Zürich 
Dr  .Henkel 

Simon  Hirschland  Inc. 

Dr. Hermann  Karol i 

Karoli  Wirtschaf tsprüfungs-GmbH 

Viktor  Langen 

Marine  Midland  Overseas  GmbH 
Udo  van  Meeteren 
Professor  Dr . Dr . Pierburg 
Walter  Poland 

Professor  Dr.Dr. Ernst  Schneider 
Senator  Erich  Selbach 
Suez  International  S.A. 

Dr. Johannes  Zahn 


§4  - Gesellschaftskapital 

(1)  Die  Kapitaleinlagen  der  Gesellschafter,  soweit  sie  ge- 
sellschaf tsrechtlich  gebunden  sind,  werden  in  diesem 
Vertrag  als  "Kapitalanteile"  bezeichnet. 

(2)  Der  Kapitalanteil  eines  Gesellschafters  bei  der  Gesell- 
schaft besteht  aus  dem  Kapitalkonto  I,  dessen  jeweilige 
Höhe  für  die  Kapitalverzinsung  nach  § 17  Abs.la  und 
(bei  den  Kommanditisten)  für  die  Eintragung  im  Handels- 
register maßgeblich  ist,  und  dem  Kapitalkonto  II,  das 

die  Beteiligung  eines  Gesellschafters  an  den  offenen  Rück- 
lagen der  Gesellschaft  festhält.  Die  Guthaben  eines 
Gesellschafters  auf  den  Kapitalkonten  I und  II  weisen 
die  gleichen  Quoten  aus  und  bilden  eine  Einheit;  sie 
können  daher  nur  zusammen  übertragen  oder  vererbt  werden. 
Entnahmen  zu  Lasten  der  Kapitalkonten  I und  II  sind  aus- 
geschlossen . 

(3)  Die  Kapitalanteile  der  Gesellschafter  betragen: 

(Siehe  nächste  Seite) 
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Blatt  2 zu  § 4 - Gesellschaftskapital 


Persönlich  haftende  Gesellschafter; 

Kapitalkonto  I Kapitalkonto  II 


Graf  Finck  von  Pinckenstein 

DM 

2.762.000, -- 

DM 

1.058.000, -- 

Groth 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

Hecker 

DM 

800.000, -- 

DM 

500.628.95 

Kehl 

DM 

1.726.250, -- 

DM 

648.750, -- 

Dr .Meyer-Struckmann 

DM 

5.107.250,— 

DM 

1.167.750,-- 

Dr.Graf  zu  Münster 

DM 

500.000, -- 

DM 

187.895,10 

Neumann 

DM 

1.650.000, -- 

DM 

620.047,17 

Schoeppler 

DM 

865.125, -- 

DM 

524.575,-- 

von  Waldthausen 

DM 

172.625,-- 

DM 

64.875,-- 

Dr.Wulf 

xro.  000.  — 

J»^| 

• 

Kommanditisten : 

Abstede  N.V. 

DM 

2.200.000, -- 

DM 

826.729,56 

Amiantus  AG 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

Burkhardt,  Frau  Hildegard 

DM 

690.500, -- 

DM 

259.500,-- 

Dr . B . Frhr . von  Falkenhausen 

DM 

5.452.500,— 

DM 

1.297.500,— 

Dr . G. Frhr . von  Falkenhausen 

DM 

2.244.125, -- 

DM 

845.575,-- 

Professor  Dr.Forberg 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

Glasmacher 

DM 

2.000.000, -- 

DM 

751.572,55 

Handelsbank  in  Zürich 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

Dr .Henkel 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

t 

1 

Simon  Hirschland  Inc . 

(für  drei  Familienzweige) 

DM 

6.587.125,-- 

DM 

2.400.575,-- 

• 

Dr. Karol i 

DM 

1.581.000, -- 

DM 

519.000, -- 

Karoli  Wirtschaftsprüfung 
- Treuhänderisch  - 

DM 

1.400.000, -- 

DM 

526.100,68 

Langen 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

Marine  Midland  Overseas 

DM 

5.178.750,-- 

DM 

1.946.250, -- 

van  Meeteren 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

j 

Professor  Dr . Dr. Pierburg 

DM 

5.000.000, -- 

DM 

1.878.950,79 

J 

Poland 

DM 

600.000, -- 

DM 

225.471,75 

i 

Professor  Dr.Dr. Schneider 

DM 

5.500.000, -- 

DM 

1.515.251,61 

♦ 

Selbach 

DM 

2.500.000, -- 

DM 

959.465,45 

♦ 

Suez  International 

DM 

5.178.750,-- 

DM 

1.946.250, -- 

i 

Dr . Zahn 

DM 

8.200.000, -- 

DM 

5.071.446,55 

1 

Rechtsnachfolger  von 

Merck,  Finck  & Co.  insges. 

DM 

1.581.000, -- 

DM 

519.000, -- 

Blatt  3 zu  § 4 


Gesellschaftskapital 


Die  Summe  der  Kapitalanteile  I und  II  bildet  das  Gesell- 
schaf tskapital  im  Sinne  dieses  Vertrages. 

Über  Erhöhungen  und  Herabsetzungen  der  Kapitalkonten  I 
und  II  beschliessen  die  Gesellschafter  mit  satzungsändern- 
der Mehrheit  nach  § 26.  Eine  Erhöhung  der  Kapitalkonten  II 
ist  nur  aus  eventuellen  Agio-Zahlungen  oder  aus  Gewinnen 
möglich.  Für  letzteres  gilt  die  Sonderregelung  des  § 17 

Abs. 5. 

Beteiligt  sich  ein  Gesellschafter  nicht  an  einer  Kapital- 
erhöhung auf  Kapitalkonto  I,  so  kann  sein  Anteil  an  der  Er- 
höhung (Bezugsrecht)  durch  Beschluss  der  übrigen  Gesell- 
schafter einem  oder  mehreren  Dritten  oder  Gesellschaf ter (n ) 
zugev7iesen  werden.  Der  Beschluss  bedarf  bei  der  Zuv/eisung  an 
einen  Gesellschafter  einer  Mehrheit  nach  § 14  Ahs.^,  bei  der 
Zuweisung  an  einen  Dritten  einer  Mehrheit  nach  § l8  Abs.l. 
Der  nicht  beziehende  Gesellschafter  erhält  in  diesen  Fällen 
den  Wert  des  Bezugsrechtes  vergütet,  den  die  Gesellschaft 
in  Anlehnung  an  § 24  Abs. 2 ermittelt. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch  Be- 
schluss nach  § 7 Abs. 5 einem  Gesellschafter,  der  sich  aus 
Gründen,  die  nicht  in  seiner  Person  liegen,  an  einer  Kapi- 
talerhöhung nicht  beteiligt  hat,  erlauben,  diese  mit  Wir- 
kung jeweils  zum  Ende  der  beiden  der  Kapitalerhöhung  fol- 
genden Geschäftsjahre  nachzuholen.  Die  Höhe  der  von  dem 
Gesellschafter  zu  leistenden  Einlage  richtet  sich  nach  demi 
Stichtag  der  jeweiligen  nachgeholten  Kapitalerhöhung  und 
wird  in  Anlehnung  an  § 24  Abs. 2 ermittelt. 

Da  es  unerwünscht  ist,  dass  im  Handelsregister  zu  kleine 
Kommanditanteile  erscheinen,  sind  Kommand itant eile,  die 
durch  Erbgang  oder  auf  andere  Weise  neu  entstehen  und 
unter  einem  Nominalbetrag  des  Kapitalkontos  I von 
DM  1.000.000,-  liegen,  auf  einen  anderen  Gesellschafter 
zu  übertragen,  der  sie  dann  intern  zu  Gunsten  des  betref- 
fenden Kommanditisten  als  dessen  Treuhänder  verwaltet. 
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Derartig©  Kommand it ant eile  können  auch  unter  einem  gemein- 
samen Treuhänder  zusammengefasst  werden,  wenn  hierdurch 
nach  aussen  ein  Kommand itant eil  von  nom.  DM  1.000.000,- 
oder  mehr  entsteht.  Die  Zustimmung  der  übrigen  Gesellschaf- 
ter ist  für  derartige  zur  Bereinigung  von  Zwerganteilen 
erforderliche  Übertragungen  nicht  nötig.  Die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  können  durch  Beschluss  nach  § 7 
Abs. 3 solchen  Kommanditisten,  die  ihrer  Verpflichtung 
zur  Zusammenlegung  ihrer  Anteile  innerhalb  von  6 Monaten 
nach  Aufforderung  nicht  nachgekommen  sind,  mit  einer 
Frist  von  drei  Monaten  zum  nächstfolgenden  30. Juni  oder 
31. Dezember  kündigen.  Gegenüber  ehemaligen  persönlich  haf- 
tenden Gesellschaftern  oder  deren  Witwen  kann  solch  eine 
Kündigung  nur  mit  Zustimmung  des  Verwaltungsrates  ausge- 
sprochen werden. 


Gesellschafterkonten 


(1)  Neben  ihren  Kapitalkonten  I und  II  (§  4)  unterhalten  die 
Gesellschafter  besondere  Privatkonten,  über  die  der  lau- 
fende Geldverkehr  aus  dem  Gesellschaftsverhältnis  mit 
der  Gesellschaft  abgewickelt  wird.  Ebenso  werden  Gewinn- 
gutschriften einschliesslich  Kapitalverzinsung,  Zinsen 
auf  Privatguthaben  und  die  Tätigkeitsvergütung  der  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  nicht  auf  den  Kapital - 
konten^sondern  auf  den  besonderen  Privatkonten  verbucht. 
Guthaben  und  Schuldsalden  auf  diesen  Privatkonten  werden 
in  Höhe  des  jeweiligen  Diskontsatzes  der  Deutschen  Bundes 
bank  verzinst.  Die  Zinsen  gelten  als  Kosten  bzw.  Ertrag 
der  Gesellschaft. 

(2)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sollen  bei  der 
Gesellschaft  keine  Schulden  haben.  Dies  gilt  nicht  für 
gelegentliche  Überziehungen  bis  zur  Höhe  der  jährlichen 
festen  Vergütung  und  für  Steuervorauszahlungen,  sofern 
die  Überziehungen  durch  den  anteiligen  sichtbaren,  noch 
nicht  ausgeschütteten  Jahresgewinn  gedeckt  sind. 


Zugewinngemeinschaft 


§ 6 - 


(1)  Es  ist  der  Wunsch  der  Gesellschafter,  dass  alle  Gesell- 
schafter die  Zugewinngemeinschaft  ganz  oder  zumindest 
hinsichtlich  der  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Kapital- 
anteile ausschliessen.  Die  Gesellschafter  haben  auf  Anfor- 
dern der  Gesellschaft  m.itzuteilen,  in  welchem  Güterstand 
sie  leben. 

(2)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sollen,  was  die 
Beteiligung  an  der  Gesellschaft  angeht,  die  Zugewinn- 
gemeinschaft ausschliessen. 

(3)  Ein  Gesellschafter,  welcher  das  60 .Lebens jahr  vollendet 
hat,  kann  die  Zugewinngemeinschaft  wieder  vereinba,ren. 


§7  - Geschäftsführung 

(1)  Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  werden  durch  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  nach  Maßgabe  der  von  ihnen 
gefassten  Beschlüsse  geführt.  Die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter,  geben  sich  eine  Geschäftsordnung. 

(2)  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden, 
wenn  mehr  als  zwei  persönlich  haftende  Gesellschafter  vor- 
handen sind,  mit  einfacher  Mehrheit  nach  Köpfen  gefasst. 
Wenn  sich  bei  einer  Abstimmung  keine  Mehrheit  ergibt,  ent- 
scheidet bei  Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Seniorpart- 
ners, der  nach  Ziffer  3 der  Geschäftsordnung  für  den  Ver- 
waltungsrat nach  Anhörung  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter bestimmt  wird. 


(3)  Neben  den  sonst  in  diesem  Vertrag  vorgesehenen  Fällen 
bedürfen  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter über  die  folgenden  Gegenstände  einer  Mehrheit  von 
mindestens  drei  Vierteln  der  abgegebenen  Stimmen: 

a)  Erwerb  von  Beteiligungen; 

b)  Verträge,  die  die  Zusammenarbeit  mit  einem  anderen 
Kreditinstitut,  mit  oder  ohne  Kapitalverflechtung, 
zum  Inhalt  haben; 

c)  Erteilung  von  Generalvollmachten  (Doppelunterschrift) 
sowie  die  Anstellung  von  Mitarbeitern,  denen  bei  Bewäh- 
rung eine  Generalvollmacht  in  Aussicht  gestellt  wird; 

d)  Aufstellung  und  Änderung  der  Geschäftsordnung. 

(4)  Die  Beschränkung  des  Stimmrechts  nach  § l4  Abs. 6 und  7 
Satz  1 gilt  für  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter entsprechend.  Persönlich  haftende  Gesellschafter, 
die  nach  § 11  von  der  Geschäftsführung  abberufen  worden 
sind,  haben  kein  Stimmrecht. 
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(5)  Für  die  Geschäftsführung  sind  die  in  diesem  Vertrag  und 
in  den  jeweils  geltenden  Geschäftsordnungen  für  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  und  den  Verwaltungsrat 
niedergelegten  Grundsätze  zu  beachten.  Für  alle  Handlun- 
gen, welche  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  des  Handelsge- 
werbes der  Gesellschaft  hinausgehen,  ist  ein  Beschluss 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  erforderlich.  Als 
solch  eine  Handlung  gilt  auch  jede  Kreditgewährung  und 
Eingehung  von  Nostro-Engagements  bei  der  Firma  oder  den 
ihrem  Einfluss  unterliegenden  Beteiligungsgesellschaften, 
die  über  den  jeweils  von  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern festgelegten  Betrag  hinausgeht.  Als  Kreditgewäh- 
rung im  Sinne  dieser  Bestimmung  gelten  alle  Kredite  mit 
Ausnahme  der  Diskontierung  von  bei  der  Bundesbank  redis- 
kontfähigen Wechseln. 

(6)  Ist  einem  persönlich  haftenden  Gesellschafter  die  Zustän- 
digkeit für  einen  Geschäftsbereich  zugev/iesen,  dann  gilt 
sein  Weisungsrecht  unbeschadet  des  Abs. 7 auch  gegenüber 
anderen  innerhalb  dieses  Geschäftsbereichs  tätig  werden- 
den persönlich  haftenden  Gesellschaftern. 

(7)  Erhebt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  gegen  Maß- 
nahmen eines  andern  persönlich  haftenden  Gesellschafters 
Widerspruch,  so  hat  diese  Maßnahme  so  lange  zu  unterblei- 
ben, wie  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nichts 
anderes  beschliessen. 

(8)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  verfahren  bei  den 
Dispositionen  und  der  Kostengestaltung  der  Gesellschaft 
nach  Maßgabe  der  jeweiligen  Zweckmässigkeit  und  bis  zu 
insgesamt  DMgoO.OOO,-  p.a.  aufgrund  freien  Ermessens. 

(9)  Die  Zustimmung  der  Kommanditisten  ist  auch  für  solche  Hand- 
lungen, die  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  des  Handels - 
gewerbes  der  Gesellschaft  hinausgehen,  nicht  erforderlich. 
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Blatt  zu  § 7 - Geschäftsführung 


(10)  Ist  nur  ein  einziger  persönlich  haftender  Gesellschafter 
vorhanden,  so  beschliessen  die  Gesellschafter  mit  Drei- 
viertel-Kapitalmehrheit über  dessen  Ausschluss  nach 
§ 20  oder  dessen  Abberufung  nach  § 11  Abs. 4 oder  5 oder 
dessen  fristlose  Kündigung  nach  § 19  Abs. 6.  Gleichzeitig 
soll  dann  über  die  Bestellung  eines  neuen  persönlich 
haftenden  Gesellschafters  entschieden  werden. 


(11)  Ist  kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  vorhanden,  so 

ist  unverzüglich  ein  Gesellschafterbeschluss  darüber  herbei- 
zuführen, ob  innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  Wegfall 
des  letzten  persönlich  haftenden  Gesellschafters  ein  neuer 
persönlich  haftender  Gesellschafter  aufgenommen  oder  be- 
stellt werden  soll.  Die  Einberufhungsfristen  für  die  darüber 
entscheidende  Gesellschafterversammlung  betragen  abweichend 
von  § 15  Abs. 2 und  Abs. 3 jeweils  eine  Woche.  Wird  ein  ent- 
sprechender Beschluss  gefasst,  so  sollen  die  Liquidatoren 
bei  ihrer  Amtsführung  darauf  Rücksicht  nehmen.  Mit  der 
Bestellung  des  neuen  persönlich  haftenden  Gesellschafters, 
die  innerhalb  der  vorgenannten  Frist  mit  der  Mehrheit  des 
§ l8  Abs.l  erfolgt,  wird  die  Gesellschaft  wieder  in  eine 
werbende  Gesellschaft  umgewandelt  und  die  Liquidation 
beendet . 


m 

§ 8 - Vertretung 

Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  ist  einzeln  zur  Ver- 
tretung der  Gesellschaft  berechtigt.  Im  Innenverhältnis  sind 
die  in  diesem  Vertrag  und  in  den  jeweils  geltenden  Geschäfts- 
ordnungen für  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und  den 
Verwaltungsrat  niedergelegten  Grundsätze,  insbesondere  die 
Bestimmungen  Uber  eine  notwendige  Gegenzeichnung  oder  sonstige 
interne  Einschränkungen  der  Vertretungsmacht,  zu  beachten. 

Ein  wesentlicher  Verstoss  gegen  diese  Grundsätze  ist  ein 
wichtiger  Grund  im  Sinne  des  § 11  Abs. 4. 


§ 9 - Besondere  Pflichten  der  Gesellschafter 

(1)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind  hauptberuf- 
lich für  die  Gesellschaft  tätig  und  widmen  ihr  ihre  unge- 
teilte Arbeitskraft,  sofern  im  Einzelfall  nicht  gemäss 

§ 7 Abs. 9 dieses  Vertrages  etwas  anderes  beschlossen  wird. 

(2)  Kein  Gesellschafter  darf  ohne  Zustimmung  sämtlicher  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  an  einer  anderen  Bank 
beteiligt  bzw.  für  eine  andere  Bank  tätig  sein.  Hierzu  j 
rechnet  nicht  der  Besitz  von  Bankaktien  zur  Vermögens-  ' 
anlage  und  für  Kommanditisten  die  Mitgliedschaft  in  Auf- 
sichtsräten. 

(^)  Ferner  darf  kein  Gesellschafter,  welcher  der  Gesellschaft 
innerhalb  der  letzten  drei  Jahre  als  persönlich  haftender 
Gesellschafter  angehört  hat,  ohne  Zustimmung  einer  Mehrheit 
der  anderen  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 
Abs. 5 dieses  Vertrages  nach  seinem  Ausscheiden  als  persön- 
lich haftender  Gesellschafter  aus  der  Gesellschaft  in 
einem  anderen  Kreditinstitut  in  Nordrhein-Westfalen  tätig 
werden  oder  in  einem  Kreditinstitut  ausserhalb  von  Nord- 
rhein-West f alen  das  Referat  Nordrhein-Westfalen  übernehnien 
oder  Kunden  in  Nordrhein-Westfalen  betreuen.  Für  Inhaber 
mit  Zuständigkeit  für  Niederlassungen  ausserhalb  von 
Nordrhein-Westfalen  gilt  das  Verbot  auch  für  das  Bundes- 
land, in  dem  sich  die  Niederlassung  befindet. 

(4)  Scheidet  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  als 

solcher  aus  der  Gesellschaft  aus,  so  hat  er  der  Gesell- 
schaft alle  in  seinem  Besitz  befindlichen  Firmenakten 
und  Unterlagen  auszuhändigen. 
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2. Blatt  zu  § 9 - Besondere  Pflichten  der  Gesellschafter 

(5)  Di©  persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  vor  Über- 
nahme von  Ehrenämtern,  persönlichen  Beteiligungen  sowie 
von  Aufsichtsrats-  oder  Beiratsmandaten  die  Zustimmung 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs.;5 
einzuholen. 

(6)  Die  im  Interesse  oder  im  Auftrag  der  Gesellschaft  über- 
nommenen Ämter  und  Mandate  sind  zur  Verfügung  zu  stellen, 
falls  dies  von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
nach  § 7 Abs. 3 beschlossen  wird.  Dies  gilt  auch  für  im 
Ruhestand  befindliche  oder  aus  der  Gesellschaft  ausge- 
schiedene frühere  persönlich  haftende  Gesellschafter. 

(7)  Kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  darf  für  eigene 
Rechnung 

a)  Bürgschaften  übernehmen; 

b)  Wechselverpflichtungen  eingehen; 

c)  Kredite  aufnehmen,  die  über  seine  feste  Jahresvergütung 
hinausgehen,  es  sei  denn,  dass  dieselben  auf  seinem 
Grundbesitz  nach  den  für  die  Gewährung  von  Hypotheken 
und  Bauspardarlehen  maßgeblichen  Beleihungsgrundsätzen 
besichert  sind. 

Ausnahmen  von  c)  bedürfen  der  Zustimmung  des  Seniorpartners. 
Bei  Krediten  über  DM  1 Million  ist  die  Zustimmung  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Absatz  2 
erforderlich. 


— — Vergütung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

(1)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  erhält  für 
seine  Tätigkeit  eine  angemessene  feste  Vergütung,  welche 
durch  Beschluss  der  Gesellschafter  festgelegt  wird.  Die 
Vergütung  wird  in  monatlichen  gleichen  Beträgen  zu  Lasten 
des  Unkostenkontos  erhoben.  Eine  Änderung  der  festgesetz- 
ten Tätigkeitsvergütung  bedarf  neben  einem  Gesellschafter- 
beschluss nach  § lÄ  Abs. 3 der  Zustimmung  einer  einfachen 
Kapitalmehrheit  des  Kommanditkapitals . 

(2)  Die  feste  monatliche  Vergütung  wird  jeweils  durch  Gesell- 
schafterbeschluss festgelegt. 

(3)  Ausserdem  erhalten  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  § 17  Abs.lb)  eine  Tantieme.  Für  die  Verteilung  der 
Tantieme  macht  der  Senior  am  Anfang  eines  jeden  Geschäfts^ 
jahres  einen  Vorschlag.  Findet  dieser  Vorschlag  keine  Mehr- 
heit der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 AbsUb 
dann  entscheidet  über  die  Verteilung  ein  Gremium,  das  aus 
dem  Senior,  dem  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates  und  zwei 
weiteren  Mitgliedern  des  Präsidiums  besteht.  Die  beiden 
weiteren  Mitglieder  sollen  diejenigen  ehemaligen  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  sein,  deren  Ausscheiden  aus 
der  aktiven  Geschäftsleitung  am  kürzesten  zurückliegt. 

(4)  Die  Alters-/Invaliditäts-  und  Hinterbliebenen-Sicherung 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  erfolgt  im  Rahmen 
besonderer  Vereinbarungen. 


CÉ 


§11  - Amtsdauer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

(1)  Die  Bestellung  als  persönlich  haftender  Gesellschafter 
endet  am  31 «Dezember  desjenigen  Jahres,  in  dem  der  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  das  65 .Lebens jahr  voll- 
endet. Seine  gebundene  Einlage  verwandelt  sich  in  eine 
Kommanditeinlage . 

(2)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter,  der  zwei  volle 
Vertragsperioden  persönlich  haftender  Gesellschafter 
gewesen  ist,  und  dessen  Kapitalanteil  (Kapitalkonto  l) 
mindestens  DM  1 Million  beträgt,  kann  sich  (ohne  Ruhe- 
geld) jederzeit  in  die  Rechtsstellung  eines  Kommanditisten 
zurUckziehen.  Er  muss  seine  Absicht  der  Gesellschaft  durch 
eingeschriebenen  Brief  mxitteilen.  Die  Umwandlung  seiner 
Gesellschafterstellung  wird  am  31. Dezember  des  dem  Ein- 
gang seiner  Erklärung  bei  der  Gesellschaft  folgenden 
Jahres  wirksam. 

(3)  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die  das  62. Lebens- 
jahr vollendet  haben  oder  nach  ihrer  eigenen  pflichtge- 
mäßen Feststellung  aus  gesundheitlichen  Gründen  nicht 
mehr  voll  einsatzfähig  sind,  können  in  den  Ruhestand  mit 
Pension  übertreten  und  die  Umwandlung  ihrer  Gesellschaf- 
terstellung in  die  eines  Kommanditisten  mit  einer  Frist 
von  drei  Monaten  bis  zum  Ende  eines  Geschäftsjahres  ver- 
langen. 

(4)  Ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  kann  durch 
Beschluss  der  Gesellschafter  nach  § l4  Abs. 3 von  der 
Geschäftsführung  und  Vertretung  abberufen  werden,  wenn 
ein  wichtiger  Grund  vorliegt.  Die  Abberufung  erfolgt, 
wenn  der  Abberufungsbeschluss  keine  andere  Regelung 
trifft,  fristlos.  Die  gebundene  Einlage  des  abberufenen 
persönlich  haftenden  Gesellschafters  verwandelt  sich  m.it 
dem  Wirksamwerden  der  Abberufung  in  eine  Kommanditein- 
lage, sofern  der  Beschluss  nicht  ein  völliges  Ausschei- 
den aus  der  Gesellschaft  vorsieht. 
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2. Blatt  zu  § 11  - Amtsdauer  der  persönlich  haftenden 

Gesellschafter  


(5)  Auch  ohne  Angabe  von  Gründen  kann  ein  persönlich  haftender 
Gesellschafter  von  der  Geschäftsführung  und  Vertretung 
der  Gesellschaft  abberufen  werden,  wenn  es  die  anderen 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3,  oder 
wenn  es  die  anderen  Gesellschafter  mit  einer  Kapitalmehrheit 
von  75  % und  einer  Zweidrittelmehrheit  der  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  nach  Köpfen  beschliessen.  Die  Abberu- 
fung erfolgt  mit  einer  Frist  von  mindestens  6 Monaten  zum 
Ende  eines  Geschäftsjahres.  Die  gebundene  Einlage  des 
abberufenen  persönlich  haftenden  Gesellschafters  verwandelt 
sich  mit  dem  Wirksamwerden  der  Abberufung  in  eine  Komman- 
diteinlage, falls  der  Beschluss  nicht  ein  völliges  Ausschei- 
den aus  der  Gesellschaft  vorsieht  oder  der  Abberufene  dies 
verlangt . 


» 

c« 


§12  - Verwaltunpisrat 

(1)  Die  Gesellschaft  hat  einen  Verwaltungsrat,  der  aus  minde 
stens  sechs  Mitgliedern  besteht . 


(2)  Der  Verwaltungsrat  setzt  sich  wie  folgt 


zusammen: 


haftenden  Gesellschafter  sind  geborene 
Mitglieder  des  Verwaltungsrates.  Geborene  Mitglieder 
des  Verwaltungsrates  sind  ferner  die  ehemaligen 
persönlich  haftenden  Gesellschafter,  die  der  Gesell- 
schaft mindestens  zehn  Jahre  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  angehört  haben  und  der  Gesellschaft 
als  Kommanditisten  angehören,  bis  zur  Vollendung  ihres 
70. Lebens jahres.  Die  Alterbeschränkung  gilt  nicht  für 
ehemalige  persönlich  haftende  Gesellschafter,  die  dem 
ersten  Verwaltungsrat  angehören. 


b)  Kommanditisten,  die  einzeln  oder  zusam.men  mit  anderen 
mit  mindestens  DM  4 Millionen  an  dem  Kapitalkonto  Ï 
der  Gesellschaft  beteiligt  sind,  können  je  ein  Mitglied 
des  Verwaltungsrates  bestellen,  für  das  keine  Alters- 

tisten^rnnnf  Kommanditist  bzw.  jede  Kommandi- 

t stengruppe  kann  seinen  (ihren)  Vertreter  jederzeit  ab- 

p®sen  den  Willen  der  von  ihm  vertretenen  Gesell- 
schafter kann  ein  Verwaltungsratsmitglied  von  den  übri- 
gen Gesellschaftern  nur  bei  Vorliegen  eines  wichtigen 
Grundes  abberufen  werden.  ^ 


c)  Die  Gesellschafter  können  weitere  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrates wählen.  Die  Wahl  oder  die  Abberufung  sol- 
cher weiteren  Mitglieder  bedarf  eines  Gesellschafter- 
beschlusses nach  § 14  Abs. 3. 


(3)  Die  Bestellung  erfolgt  jeweils  für  die  Zeit  bis  zum  näch- 
sten nach  § 19  zulässigen  Kündigungsteimiin.  Jedes  Mitglied 
des  Verwaltungsrates  - mit  Ausnahme  der  persönlich  haften- 
den Gesellschafter  - kann  jedoch  jederzeit  sein  Amt  ohne 
Angabe  von  Gründen  durch  schriftliche  Erklärung  gegenüber 
der  Gesellschaft  niederlegen. 


(4)  Der  Verwaltungsrat  soll  mindestens  zweimal  im  Jahr  zusam- 
mentreten. Er  ist  ferner  einzuberufen,  wenn  es  von  einem 
seiner  Mitglieder  verlangt  wird.  § 15  Abs . 2 und  Abs. 5 gelten 
entsprechend. 
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Blatt  2 zu  § 12  - Verwaltungsrat 

(5)  Vorsitzender  des  Verwaltungsrates  ist  der  als  persönlich 
haftende  Gesellschafter  an  Dienstjahren  (bei  gleichen 
Dienstjahren  an  Lebensalter)  Älteste  aus  dem  Kreis  der 
Mitglieder,  die  ihm  als  gegenwärtige  oder  frühere  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  angehören.  Der  Verwal- 
tungsrat kann  mit  einfacher  Mehrheit  einen  oder  mehrere 
Stellvertreter  wählen.  Der  Vorsitzende  und  seine  Stell- 
vertreter sollen  ihr  Amt  (ab  zweite  Vertragsperiode) 
nicht  über  die  Vollendung  des  70. Lebensjahres  hinaus 
führen. 

(6)  Die  Aufgaben  des  Verwaltungsrates  richten  sich  nach 
einer  Geschäftsordnung,  die  er  sich  mit  Zustimmung  der 
Gesellschafter  nach  § lA  Abs. 3 gibt. 

(7)  Beschlüsse  des  Verwaltungsrates  werden  mit  einfacher 
Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  nach  Köpfen  gefasst. 
Änderungen  und  Ergänzungen  der  Geschäftsordnung  bedür- 
fen eines  Gesellschafterbeschlusses  nach  § l4  Abs. 3. 

(8)  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates,  mit  Ausnahme  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter,  erhalten  eine  Ver- 
gütung, welche  jeweils  in  der  ersten  Jahressitzung  des 
Verwaltungsrates  von  diesem  mit  einfacher  Mehrheit  für 
das  verflossene  Geschäftsjahr  festgesetzt  wird.  Der  Vor- 
sitzende erhält  das  Doppelte,  die  stellvertretenden  Vor- 
sitzenden erhalten  das  Eineinhalbfache  des  Betrages,  der 
auf  die  einzelnen  anderen  Mitglieder  entfällt. 

(9)  Der  Verwaltungsrat  kann  durch  Beschluss  nach  Abs. 7 Satz  1 
weiteren  Personen  als  Gästen  die  Teilnahme  an  einer  Ver- 
waltungsratssitzung gestatten. 


§13  - Präsidialausschuss  (Präsidium) 

(1)  Aus  der  Mitte  des  Verwaltungsrates  wird  ein  Präsidial- 
ausschuss gebildet,  der  aus  dem  Vorsitzenden,  seinen 
Stellvertretern  sowie  bis  zu  vier  weiteren  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrates  besteht,  welche  von  dem  Verwal- 
tungsrat mit  einfacher  Mehrheit  jeweils  für  die  Zeit 
bis  zum  nächsten  nach  § 19  Abs. 2 zulässigen  Kündigungs- 
termin gewählt  werden  (Vertragsperiode). 

(2)  Vorsitzender  ist  der  Vorsitzende  des  Verwaltungsrates. 
Er  lädt  zu  den  Sitzungen  des  Ausschusses  ein. 


(3)  Der  Ausschuss  soll,  so  oft  einer  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  oder  Kommanditisten  es  für  notwendig  er- 
achtet, zusammentreten.  Die  Aufgaben  des  Ausschusses  er- 
geben sich  aus  diesem  Vertrag  sowie  aus  der  Geschäfts- 
ordnung für  den  Verwaltungsrat . 

(4)  Der  Ausschuss  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Kreditausschuss. 
Diesem  haben  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  über 
alle  Kredite  im  Sinne  des  § 7 Abs. 5 zu  berichten.  Der 
Verwaltungsrat  kann  dem  Ausschuss  Sonderaufgaben  zuweisen, 

(5)  Für  die  Tätigkeit  im  Präsidial-Ausschuss  und  im  Kredit- 
ausschuss wird  eine  besondere  Vergütung  nicht  gewährt. 


A 


§ l4  - GesellschafterbeschlLisse 

(1)  Durch  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  alle  Fragen 
entschieden,  in  denen  das  Gesetz  oder  dieser  Gesellschafts- 
vertrag eine  solche  Entscheidung  vorsehen.  Fragen,  die 
unter  die  Zuständigkeit  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter fallen,  werden  dann  durch  Gesellschafterbeschluss 
entschieden,  wenn  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mit  der  Mehrheit  des  § 7 Abs. 3 solch  eine  Entscheidung 
beantragen. 

(2)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  grundsätzlich  in 
Gesellschafterversammlungen  gefasst.  Beschlüsse  können 
auch  schriftlich,  fernschriftlich  oder  telegrafisch 
gefasst  werden,  sofern  nicht  ein  Gesellschafter  diesem 
Abstimmungsmodus  v/iderspricht . 

(3)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden,  soweit  dieser  Ver- 
trag nicht  etwas  anderes  vorsieht,  mit  einfacher  Mehrheit 
des  gesamten  Gesellschaftskapitals  und  der  Mehrheit  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 2 dieses 
Vertrages  gefasst.  Persönlich  haftende  Gesellschafter, 
die  nach  § 11  Abs. 2 oder  3 die  Umwandlung  ihrer  Einlage 
in  eine  Kommanditeinlage  verlangt  haben,  oder  die  nach 

§ 11  Abs. 4 oder  5 von  der  Geschäftsführung  (ohne  gleich- 
zeitige Kündigung)  abberufen  worden  sind,  zählen  bei  der 
Abstimmung  auch  schon  vor  dem  V/irksamwerden  der  Umwandlung 
bzw.  der  Abberufung  nicht  mehr  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter,  sondern  als  Kommanditisten. 

(4)  Für  die  Feststellung  einer  Kapitalmehrheit  gewähren  je 
volle  tausend  DMark  Einlage  auf  Kapitalkonto  I eine  Stimme. 
Gesellschafter,  deren  Anteil  wirtschaftlich  mehreren  Per- 
sonen zusteht,  können  ihr  Stimmrecht  für  den  Teil,  den  sie 
treuhänderisch  für  andere  Personen  halten,  nach  den  V/ei- 
sungen  ihrer  Treugeber  ausüben,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
sie  hierdurch  die  durch  ihren  Anteil  verkörperten  Stimm- 
rechte uneinheitlich  ausüben  müssen. 
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2. Blatt  zu  § 14 


Gesellschaf terbeschlüsse 


A 


(5)  Die  Mehrheit  wird  grundsätzlich  nach  den  abgegebenen  Stim- 
men der  im  konkreten  Fall  stimmberechtigten  Gesellschafter 
berechnet.  Etwas  anderes  gilt  für  Beschlüsse,  bei  denen  in 
diesem  Vertrag  eine  qualifizierte  Mehrheit  vorgesehen  ist. 
Bei  derartigen  Beschlüssen  ist  die  Mehrheit  nach  den  Stim- 
men aller  stimmberechtigten  Gesellschafter  zu  berechnen. 


(6)  Ein  Gesellschafter  ist  nicht  deshalb  von  dem  Stimmrecht 
ausgeschlossen,  weil  der  Beschluss  die  Vornahme  eines 
Rechtsgeschäfts  mit  ihm  betrifft  oder  sonstwie  seine  per- 
sönlichen Interessen  berührt.  Er  kann  jedoch  nicht  bei 
einem  Beschluss  mitstimmen,  welcher  seine  Entlastung, 
seine  Befreiung  von  einer  Verpflichtung  oder  die  Einlei- 
tung eines  Rechtsstreites  gegen  ihn  betrifft.  Das  gleiche 
gilt  für  Beschlüsse,  die  seinen  Ausschluss  aus  der  Gesell- 
schaft oder,  bei  einem  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter, seine  Abberufung  aus  der  Geschäftsleitung  zum  Inhalt 
haben. 


(7)  Gesellschafter,  die  gekündigt  haben  (§  I9  Abs.  2,  3,  5 Lind 
6),  oder  denen  gekündigt  worden  ist  (§§  A Abs. 8;  Abs. A lond 
5j  20  Abs.l  und  2),  sind  von  der  Teilnahm.e  an  den  Abstim- 
mungen ausgeschlossen.  Bei  einer  Teilkündigung  (§  19  Abs. 5) 
beschränkt  sich  der  Ausschluss  auf  den  gekündigten  Teil. 


Gesell schaft erversammlun 


(1)  Alljährlich  findet  eine  Gesellschafterversammlung  statt. 
Diese  kann  mit  einer  Sitzung  des  Verwaltungsrates  ver- 
bunden werden. 

(2)  Die  Einberufung  einer  Gesellschafterversammlung  erfolgt 
durch  die  Gesellschaft  namens  des  Vorsitzenden  des  Ver- 
waltungsrates nach  Abstimmung  mit  diesem.  Die  Einladungs- 
frist beträgt  mindestens  vier  Wochen  und  beginnt  mit  dem 
Tag  der  Absendung  der  Einladungsschreiben.  Der  Tag  der 
Absendung  und  der  Tag  der  Versamimlung  sind  hierbei  nicht 

mitzurechnen.  Der  Einladung  ist  die  Tagesordnung  beizu- 
fügen. 


(3)  Die  Gesellschafterversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
drei  Viertel  des  stimmberechtigten  Gesellschaftskapitals 
und  gleichzeitig  die  Mehrheit  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  nach  Köpfen  anwesend  oder  vertreten  sind. 
Im  Fall  der  Beschlussunfähigkeit  ist  entsprechend  Abs. 2 
eine  erneute  Gesellschaf terversammlung  mit  einer  Frist 
von  mindestens  zwei  Wochen  einzuberufen.  Diese  Gesel] - 
schafterversammlung  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
vertretenen  Stimmen  beschlussfähig,  worauf  in  der  Einla- 
dung hinzuweisen  ist. 

(4)  Leiter  der  Gesellschafterversammlung  ist  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrates. 


(5)  Über  die  Gesellschafterversammlung  ist  ein  Protokoll  anzu- 
fertigen, das  von  dem  Leiter  der  Versammlung  zu  unterzeich- 
nen und  allen  Gesellschaftern  zuzuleiten  ist.  Die  Gültig- 
keit der  gefassten  Beschlüsse  ist  nicht  von  der  Ausfertigung 
oder  Übersendung  der  Protokolle  abhängig.  Einsprüche  gegen 
Inhalt  oder  Passung  der  Protokolle  müssen  der  Gesellschaft 
binnen  vier  Wochen  nach  Versendung  schriftlich  mitgeteilt 
werden;  andernfalls  gelten  die  Protokolle  als  genehmigt. 


2.  Blatt  zu  § 13 


Gesellschafterversammlung 


(6)  Jeder  Gesellschafter  kann  sich  in  der  Gesellschafterver- 
sammlung durch  einen  anderen  Gesellschafter  vertreten 
lassen.  Gesellschafter,  die  ihre  Beteiligung  treuhände- 
risch halten,  können  sich  durch  ihren  Treugeber  vertre- 
ten lassen.  Der  Vertreter  hat  sich  durch  eine  schriftliche 
Vollmacht  auszuweisen. 

(7)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch 
Beschluss  nach  § 7 Abs. 2 weiteren  Personen  als  Gästen 
die  Teilnahme  an  der  Gesellschafterversammlung  gestatten. 


(8)  Ausserordentliche  Gesellschafterversamralungen  sind  mit 
einer  Frist  von  2 Wochen  einzuberufen,  wenn  ein  Mitglied 
des  Verwaltungsrates  es  unter  Angabe  von  Gründen  schrift 
lieh  verlangt.  Die  Absätze  2 bis  7 gelten  für  ausser- 
ordentliche Gesellschafterversammlungen  entsprechend. 


§ 16 


Geschäftsjahr  und  Jahresabschluss 


(1)  Das  Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr. 

(2)  Der  Jahresabschluss  wird  nach  Maßgabe  des  § 7 Abs. 3 
von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  nach 
banküblichen  Grundsätzen  aufgestellt. 

(3)  Der  Jahresabschluss  wird  sodann  durch  einen  Wirtschafts- 
prüfer oder  eine  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  geprüft. 
Der  Abschlussprüfer  wird  durch  Beschluss  der  Gesellschafter- 
Versammlung  gewählt  und  von  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern bestellt.  Es  soll  kein  Prüfer  bestellt  werden, 

an  dem  ein  Gesellschafter  finanziell,  durch  Verwandschaft 
bis  zum  2. Grade,  durch  eine  Vertrauensstellung  oder  in 
sonstiger  Weise  interessiert  ist. 

(4)  Nach  der  Prüfung  wird  der  Jahresabschluss  von  den  persön- 
lich haftenden  Gesellschaftern  nach  Maßgabe  des  § 7 Abs. 3 
festgestellt  und  alsdann  der  Gesellschafterversammlung 
vorgelegt. 

(5)  Jedem  Gesellschafter  ist  ein  Exemplar  des  Prüfungsberich- 
tes - Hauptbericht  ohne  den  Anhang  und  den  Debitorenband  - 
mit  einer  Aufstellung  über  seinen  Anteil  am  Gewinn  und 
Verlust  zu  übersenden. 


(6)  Die  Gesellschafter  sollen  bei  der  Bearbeitung  ihrer  die 
Firmenbeteiligung  betreffenden  Steuerangelegenheiten  eine 
Abstimmung  mit  dem  Wirtschaftsprüfer  der  Gesellschaft 
herbeiführen. 


(l)  Der  im  Jahresabschluss  ausgewiesene  Reingewinn  ist  wie 

folgt  zu  verwenden: 

a)  Zunächst  erhalten  die  Gesellschafter  als  Kapitalver- 
zinsung auf  den  Nennwert  ihrer  eingezahlten  Kapital- 
anteile auf  Kapitalkonto  I einen  Betrag  von  6 %. 

b)  Von  dem  verbleibenden  Reingewinn  erhalten 
die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  ]55  %• 

c)  Der  übrige  Gewinn,  bzw.  ein  Verlust,  wird  an  alle 
Gesellschafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile 
zu  einander  verteilt. 


(2)  Falls  die  in  Abs.la)  genannte  Kapitalverzinsung  aus  den 
Erträgnissen  eines  Geschäftsjahres  nicht  oder  nicht  in 
voller  Höhe  aufgebracht  werden  kann,  ist  der  Fehlbetrag 
aus  dem  Gewinn  der  zwei  folgenden  Geschäftsjahre  vorab 
zu  verteilen.  Füi’  Ausfälle  der  Verzinsung  aus  Zeiträumen, 
die  weiter  als  das  dritte  Jahr  vor  dem  ersten  Gewinnaus- 
weis liegen,  gibt  es  keinen  Ausgleich. 

(3)  Gewinne  und  Verluste,  die  sich  aus  der  Veräusserung  von 
Werten  mit  Anlagecharakter  (einschliesslich  Verkauf  von 
Bezugsrechten)  gegenüber  ihrem  Buchwert  ergeben,  werden 
bei  der  Berechnung  des  Vorabgewinns  der  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  nach  Abs.l  b)  nicht  berücksichtigt. 
Werte  mit  Anlagecharakter  sind  solche  Aktiva  (ausgeschlos- 
sen Rentenwerte),  die  durch  Beschluss  der  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3 als  "dauernde  Anlage" 
bestimmt  worden  sind.  Diese  Bestimmung  kann  nur  durch 
einen  Beschluss  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  § 7 Abs. 3 aufgehoben  werden. 


(4)  An  steuerfreien  und  steuerbegünstigten  Erträgnissen  nehmen 
die  Gesellschafter  auf  Antrag  teil.  Diese  Erträge  sind  in 
dem  Verhältnis  auf  die  einzelnen  antragstellenden  Gesell- 
schafter aufzuteilen,  in  dem  nach  der  festgestellten  Jah- 
resbilanz ihre  Bezüge  an  Kapitalverzinsung  einschliesslich 
eventuell  nachgezahlter  Kapitalzinsen,  Vorabgewinne  und 
Reingewinnanteil  sowie  die  Bezüge  nach  § 10  Abs. 2 und  4 
zu  diesen  Bezügen  aller  antragstellenden  Gesellschafter 
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2.  Blatt  zu  § 17 


Gewinn-  und  Verlust -Verteilung 


stehen.  In  Jahren  ohne  Reingewinn  bzw.  in  Verlust Jahren 
werden  die  steuerfreien  und  steuerbegünstigten  Erträge  j 
nach  dem  Kapitalschlussel  verteilt.  Die  in  den  einzelnen! 
Jahren  getroffenen  Aufteilungen  der  steuerfreien  und 

f 

steuerbegünstigten  Erträge  sind  endgültig.  Sie  werden 
durch  spätere  Änderungen  der  Bezugsgrössen  - gleich 
welcher  Art  - nicht  berührt. 

(5)  Der  Reingewinn  ist  den  Gesellschaftern,  soweit  ihre  Kapi- 
talguthaben I und  II  ihren  anteiligen  Stand  nicht  mehr 
erreichen,  auf  diesen  Kapitalkonten  und  im  übrigen  nach 

§ 5 Abs.l  gutzuschreiben.  Die  Gesellschafter  können  mit 
der  Mehrheit  des  § 26  beschliessen,  einen  Teil  des  Ge- 
winns nicht  auszuschütten,  sondern  zur  Erhöhung  der  Kapi- 
talkonten II  zu  verwenden.  Solch  eine  Erhöhung  der  Kapi- 
talkonten II  ist  jedoch  nur  zu  Lasten  des  nach  Abs.lc)  zu 
verteilenden  Gewinns  - abzüglich  eines  angemessenen  Ab- 
schlages für  Steuern  - möglich. 

(6)  Einen  im  Jahresabschluss  ausgewiesenen  Verlust  tragen 
nach  Aufzehrung  der  offenen  Rücklage  (Kapitalkonto  II) 
alle  Gesellschafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile 
zu  einander.  Die  Haftung  der  Kommanditisten  ist,  unbe- 
schadet ihrer  Belastung  auf  Kapitalkonto,  auf  ihre  Kom- 
manditeinlage beschränkt. 

(7)  Für  die  Gewinn-  bzw.  Verlustverteilung  zwischen  den  ein- 
zelnen Gesellschaftern  ist  grundsätzlich  das  in  dem  je- 
weiligen Jahresabschluss  ausgewiesene  Bilanzergebnis 
maßgeblich.  Spätere  Änderungen  von  Handels-  und  Steuer- 
bilanzergebnissen eines  Geschäftsjahres,  die  z.B.  auf 
Betriebsprüfungen  beruhen,  werden  auf  die  jeweiligen 
verbliebenen  Gesellschafter  der  Jahre,  deren  Ergebnisse 
geändert  werden,  nach  den  Bestimmungen  der  Absätze  1 
bis  3 aufgeteilt. 


§ l8  - Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügungen  über 
Kapitalanteile 

(1)  Die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  bedarf  eines  Gesell- 
schafterbeschlusses mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
des  Gesellschaftskapitals  sowie  eines  Beschlusses  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3. 

(2)  Absatz  1 gilt  entsprechend  für  die  vollständige  oder  teil- 
weise Übertragung  von  Kapitalanteilen  sowie  für  die  Ein- 
räumung von  Unterbeteiligungen  an  Kapitalanteilen.  Derar- 
tige Transaktionen  können  jedoch  ohne  Zustimmung  der  übri- 
gen Gesellschafter  vorgenommen  werden,  wenn  sie  erfolgen 

a)  zwischen  Gesellschaftern,  sofern  hierdurch  nicht  die 
unmittelbare  oder  mittelbare  Beteiligung  eines  Gesell- 
schafters oder  seiner  Rechtsnachfolger  bzw.  seiner  Gruppe 
an  dem  Kapital  der  Gesellschaft  auf  mehr  als  10  % des 
Gesellschaftskapitals  erhöht  wird; 

b)  von  einem  Gesellschafter  im  Wege  der  vorweggenommenen 
Erbfolge  auf  seine  Ehefrau  und/oder  seine  Kinder; 

c)  von  einem  Treuhänder  auf  seinen  Treugeber,  solange  nicht 
infolge  der  Übertragung  ein  Kommanditanteil  entsteht, 
dessen  Nominalwert  (Kapitalkonto  I)  unter  DM  1 Million 
liegt . 

(5)  Absatz  2 gilt  entsprechend  für  die  vollständige  oder  teil- 
weise Übertragung  von  Rechten  eines  Treugebèrs  an  einem 
Kapitalanteil  sowie  für  die  Einräumung  von  Unterbeteili- 
gungen an  solchen  Rechten. 

(4)  Es  besteht  Einigkeit  darüber,  dass  bei  Hinzutreten  eines 
neuen  persönlich  haftenden  Gesellschafters  (natürliche 
Person)  eine  nach  Lage  der  Sache  angemessen  hohe  Kapital- 
quote (bis  zu  2,5  % pro  Person)  bereitgestellt  oder  unter- 
Zugrundelegung  der  Bewertungsvorschriften  des  § 24  Abs. 2 
neu  geschaffen  werden  soll. 


2. Blatt  zu  § 18  - Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und 

Verfügungen  über  Kapitalanteile 


(5)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter,  dessen  Kapital- 
anteil unter  2,5  % liegt,  kann  von  der  Gesellschaft  ver- 
langen, dass  sie  ihm  - notfalls  durch  eine  Kapitalerhöhung  • 
die  Möglichkeit  zur  Aufstockung  seiner  Quote  auf  2,5  ^ des 
Gesellschaftskapitals  gegen  Zahlung  des  nach  § 24  Abs. 2 zu 
ermittelnden  Substanzwertes  der  neuen  Anteile  einräumt. 

Das  Recht  kann  nur  insgesamt  einmal  bis  zu  2,5  jedoch 
auch  in  Teilbeträgen  - zeitlich  abgestuft  jeweils  zum 
Jahresende  - von  mindestens  nom.  DM  100.000,-  ausmachen- 
dem Betrag  ausgeübt  werden.  Das  Verlangen  kann  nicht  zur  \J 
Unzeit  gestellt  werden.  j 

(6)  Anteile,  die  nach  Abs. 4 oder  Abs. 5 zum  Substanzwert  erwor- 
ben sind,  sind  beim  Erwerb  in  bar  zu  bezahlen.  Solche  Anteil 
können  nach  Abs. 2a  nur  übertragen  werden,  wenn  der  abge- 
bende persönlich  haftende  Gesellschafter  dieselben  miinde- 
stens  10  Jahre  im  Besitz  gehabt  hat  und  mindestens  10  Jahre 
als  persönlich  haftender  Gesellschafter  tätig  gewesen  ist. 

(7)  Neu  aufgenommene  Gesellschafter,  die  ihren  Kapitalanteil 
nicht  von  einem  anderen  Gesellschafter  erworben  haben, 
haben  auf  den  Nominalwert  ihrer  Einlage  ein  Aufgeld  zu 
entrichten,  das  mindestens  dem  nach  § 24  Abs. 2 zu  ermit- 
telnden Anteil  des  neuen  Gesellschafters  an,  den  offenen 
und  stillen  Reserven  der  Gesellschaft  entsprechen  muss. 

(8)  Eine  Verpfändung  von  Kapitalanteilen  ist  ausgeschlossen. 


§ 19  - Vertragsdauer  und  Kündlg;ung  der  Gesellschaft 

(1)  Die  Gesellschaft  ist  auf  unbestimmte  Zeit  errichtet. 

(2)  Jeder  Gesellschafter  kann  die  Gesellschaft  durch  einge- 
schriebenen Brief  an  die  Gesellschaft  mit  einer  Frist  von 
12  Monaten,  Jeweils  zum  Schluss  des  dritten  Geschäftsjahres, 
erstmalig  jedoch  zum  ^1. Dezember  197^^  alsdann  zum  31-Dezem- 
ber  1977  usf.,  kündigen.  Die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter können  auf  Antrag  die  Kündigungsfrist  durch  Beschluss 
nach  § 7 Abs. 5 in  geeigneten  Fällen  auf  6 Monate  zum  Ende 

des  Geschäftsjahres  verkürzen.  Die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  haben  den  Komimanditisten  unverzüglich  von 
dem  Eingang  der  Kündigung  und  gegebenenfalls  von  einer  Ver- 
kürzung der  Kündigungsfrist  Kenntnis  zu  geben. 

(3)  Jeder  der  übrigen  Gesellschafter  kann  sich  innerhalb  der 
ersten  drei  Monate  der  Kündigungsfrist  durch  eingeschrie- 
benen Brief  der  Kündigung  anschliessen. 

(4)  Der  kündigende  Gesellschafter  scheidet  mit  dem  Ablauf 
der  Kündigungsfrist  aus  der  Gesellschaft  aus. 

(5)  Die  Kündigung  nach  Abs. 2 und  3 kann  auch  für  den  Teil 
einer  Beteiligung  ausgesprochen  werden.  Der  kündigende 
Gesellschafter  scheidet  nur  mit  dem  gekündigten  Teil 
seiner  Beteiligung  aus  der  Gesellschaft  aus,  während  er 
für  den  Rest  beteiligt  bleibt. 

(6)  Falls  der  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  nach 

§ 135  HGB  die  Gesellschaft  kündigt,  scheidet  der  betroffene 
Gesellschafter  nach  dem  Ablauf  der  Kündigungsfrist  aus  der 
Gesellschaft  aus.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
können  durch  Beschluss  nach  § 7 Abs. 3 die  Kündigungsfrist 
verkürzen  und  die  Kündigung  auch  als  fristlose  Kündigung 
behandeln.  Ist  der  betroffene  Gesellschafter  der  einzige 
persönlich  haftende  Gesellschafter  der  Gesellschaft,  dann 
beschliessen  die  übrigen  Gesellschafter  über  eine  eventuelle 
Verkürzung  der  Kündigungsfrist  mit  einfacher  Kapitalmehrheit. 
Abs. 3 und  5 gelten  entsprechend. 
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§20  - Ausschluss  von  Gesellschaftern 

(1)  Sofern  mindestens  drei  Gesellschafter  vorhanden  sind, 
kann  einem  Gesellschafter  durch  Beschluss  der  übrigen 
Gesellschafter  mit  einer  Mehrheit  von  75  % der  diesen 
zustehenden  Stimmen  sowie  einer  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3 mit  einer  Frist 
von  12  Monaten  jeweils  zum  Schluss  des  dritten  Kalender- 
jahres, erstmalig  zum  31. Dezember  197^^  alsdann  zum 

31. Dezember  1977  und  so  fort,  mit  der  Maßgabe  gekündigt 
werden,  dass  er  aus  der  Gesellschaft  ausscheidet.  Die  Kün- 
digung kann  auf  einen  Teil  der  Beteiligung  an  dem  Gesell- 
schaftskapital beschränkt  werden.  In  diesem  Fall  verkürzt 
sich,  wenn  der  gekündigte  Gesellschafter  auch  mit  dem  Rest 
seiner  Beteiligung  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden  möchte, 
die  Kündigungsfrist  des  § 19  Abs.  2 zu  seinen  Gunsten  von 
12  auf  9 Monate  zum  Jahresende. 

(2)  Sollte  sich  ein  Gesellschafter  als  einziger  einem  Beschluss 
der  anderen  Gesellschafter,  auch  wenn  er  die  Änderung  dieses 
Vertrages  betrifft,  nicht  anschliessen,  so  kann  ihm,  wenn 

er  die  Gültigkeit  dieses  Beschlusses  bestreitet  oder  der 
Durchführung  desselben  widerspricht,  durch  Beschluss  der 
übrigen  Gesellschafter  mit  der  Mehrheit  des  Abs.l  mit  einer 
Frist  von  drei  Monaten  zum  30.6.  oder  31.12.  eines  jeden 
Jahres  gekündigt  werden.  Eine  Kündigung  ist  ausgeschlos- 
sen, wenn  der  betreffende  Gesellschafter  gegen  einen 
Beschluss  deswegen  opponiert  hatte,  weil  er  durch  den 
Inhalt  des  Beschlusses  im  Verhältnis  zu  seiner  Kapital- 
beteiligung stärker  belastet  wurde  als  die  andern  Gesell- 
schafter, wobei  besondere,  nicht  alle  Gesellschafter 
gleichmässig  betreffende  individuelle  Umstände  ausser 
Betracht  bleiben. 

(3)  Die  Kündigung  nach  Abs.l  und  2 hat  in  der  Form  zu  erfol- 
gen, dass  dem  Gesellschafter,  dessen  Kündigung  beschlos- 
sen worden  ist,  eine  einfache  Abschrift  des  Protokolls 
des  Beschlusses  mittels  eingeschriebenen  Briefes  über- 
sandt wird.  Hierzu  ist  jeder  der  übrigen  Gesellschafter 
aufgrund  des  Beschlusses  berechtigt. 
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2.  Blatt  zu  § 20  - Ausschluss  von  Gesellschaftern 

(4)  Ist  in  der  Person  eines  Gesellschafters  ein  wichtiger 

Grund  gegeben,  so  erfolgt  die  Kündigung  nach  Abs.l  frist- 
los, wenn  nicht  die  übrigen  Gesellschafter  etwas  anderes 
beschliessen.  Ist  einem  Gesellschafter  fristlos  gekündigt 
worden,  so  scheidet  er  zu  dem  Zeitpunkt,  an  dem  ihm  das 
Kündigungsschreiben  zugegangen  ist,  sonst  nach  Ablauf  der 
Kündigungsfrist  aus  der  Gesellschaft  aus. 


§21  - Konkurs  eines  Gesellschafters 

(1)  Der  Gesellschafter,  über  dessen  Vermögen  das  Konkurs- 
verfahren eröffnet  wird,  oder  der  in  dem  über  sein  Ver- 
mögen eröffneten  Vergleichsverfahren  mit  Genehmigung  des 
Gerichts  die  weitere  Durchführung  des  Gesellschaftsver- 
trages ablehnt,  scheidet  mit  Wirkung  der  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens  bzw.  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  er 
in  dem  Ver Igeichsverf ahren  die  weitere  Durchführung  des 
Gesellschaftsvertrages  abgelehnt  hat,  aus  der  Gesellschaft 
aus . 

(2)  Für  den  Fall,  dass  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens 
über  das  Vermögen  eines  Gesellschafters  mangels  Masse 
abgelehnt  wird,  gilt  Abs . 1 mit  der  Maßgabe  entsprechend, 
dass  der  Gesellschafter  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
der  Beschluss  des  Konkursgerichtes  rechtskräftig  wird, 
aus  der  Gesellschaft  ausscheidet. 


§ 22 


Tod  eines  Gesellschafters 


(1)  Stirbt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter,  so  wird 
die  Gesellschaft  mit  seinen  Erben  und/oder  denjenigen, 

auf  die  die  Erben  die  Beteiligung  in  Erfüllung  eines  Vermächt- 
nisses oder  einer  Teilungsanordnung  des  Erblassers  über- 
tragen, fortgesetzt.  Die  Rechtsnachfolger  des  Erblassers 
in  der  Beteiligung,  sowie  deren  weitere  Rechtsnachfolger, 
können  diese  beliebig  unter  sich  übertragen.  Die  Rechts- 
nachfolger erhalten,  soweit  sie  nicht  bereits  als  persön- 
lich haftende  Gesellschafter  beteiligt  sind,  die  Stellung 
von  Kommanditisten. 

(2)  Falls  der  alleinige  persönlich  haftende  Gesellschafter 
stirbt,  wird  die  Gesellschaft  abweichend  von  dem  in  Abs.l 
Gesagten  zunächst  mit  seinen  Erben  als  persönlich  haften- 
den Gesellschaftern  fortgesetzt,  um  den  Gesellschaftern  Gele- 
genheit zu  geben,  einen  neuen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter zu  bestimmen.  Mit  der  Bestellung  des  neuen  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter^ gelten  nunmehr  die  Bestim- 
mungen des  Abs.l  Satz  5 im  Innenverhältnis  rückwirkend  auf 
den  Todestag.  Wird  nach  dem  Todesfall  nicht  innerhalb  von 
zwei  Monaten  ein  neuer  persönlich  haftender  Gesellschafter 
bestellt,  so  tritt  die  Gesellschaft  mit  den  Erben  des  Ver- 
storbenen als  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  in  Li- 
quidation. 

(3)  Stirbt  ein  Kommanditist,  so  wird  die  Gesellschaft  mit 
seinen  Erben  als  Kommanditisten  fortgesetzt.  Abs.l  gilt 
auch  hier.  Der  Erbe  oder  sonstige  Rechtsnachfolger,  der 
bereits  als  persönlich  haftender  Gesellschafter  an  der 
Gesellschaft  beteiligt  ist,  behält  seine  Stellung  auch 
für  die  hinzuerworbene  Kommanditbeteiligung. 

(4)  Ist  vom  Erblasser  eine  Testamentsvollstreckung  angeordnet, 
so  können  der  oder  die  Rechtsnachfolger,  soweit  sie  die 
Stellung  von  Kommanditisten  haben,  den  oder  die  Testaments- 
vollstrecker zur  Ausübung  ihrer  sämtlichen  Rechte  und 
Pflichten  ermächtigen. 


§ 23  - Folgen  des  Ausscheidens  eines  Gesellschafters  aus 

der  Gesellschaft 


(1)  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Gesellschafter  aus  der 
Gesellschaft  ausscheidet,  wird  diese  von  den  übrigen 
Gesellschaftern  in  der  bisherigen  Firma  fortgesetzt. 

(2)  Wenn  nach  dem  Wegfall  von  Gesellschaftern,  die  durch 
Kündigung  oder  aus  anderen  Gründen  aus  der  Gesellschaft 
ausschelden  sollen,  nur  noch  ein  Gesellschafter  übrig 
geblieben  ist,  dann  kann  dieser  das  Unternehmen  mit  Akti- 
ven und  Passiven  und  dem  Recht  zur  Fortführung  der  Firma 
übernehmen.  Übt  er  das  Recht  nicht  aus,  so  verbleibt 
(verbleiben)  der  (die)  Gesellschafter,  welcher  (welche) 
sonst  ausschelden  würde  (würden)  in  der  Gesellschaft, 

die  mit  ihm  (ihnen)  liquidiert  wird. 

(3)  Gesellschafter,  die  gekündigt  haben  oder  denen  gekündigt 
worden  ist,  sind  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  verpflich- 
tet, ihren  Anteil  auf  einen  oder  mehrere  Gesellschafter 
oder  dritte  Personen  Zug  um  Zug  gegen  Zahlung  des  nach  § 24 
Abs. 2 zu  ermittelnden  Gegenwertes  zu  übertragen.  Die  Gesell- 
schafter beschliessen  über  die  Person  des  Übernehmers,  wenn 
dieser  bereits  ein  Gesellschafter  ist,  mit  der  Mehrheit 
nach  § 14  Abs. 3, sonst  mit  der  Mehrheit  nach  § l8  Abs.l. 

Der  ausscheidende  Gesellschafter  hat  Anspruch  darauf,  dass 
ihn  der  Übernehmer  von  jeder  Haftung  für  Gesellschafts- 
schulden freistellt. 


§ 24  - Abfindung  ausscheidender  Gesellschafter  aus 

Ge  sei  1 schaf  tsmitt  ein 

(1)  Ausscheidende  Gesellschafter,  deren  Beteiligung  nicht 
durch  einen  anderen  Gesellschafter  oder  einen  Dritten 
übernommen  wird,  erhalten  aus  Gesellschaftsmitteln  eine 
von  der  Gesellschaft  zu  errechnende  Abfindung. 

(2)  Das  Abfindungsguthaben  des  Gesellschafters  richtet  sich 
nach  dem  Betrag,  der  sich  aus  der  Auseinandersetzungsbi- 
lanz, die  für  den  Schluss  des  Kalenderjahres,  in  welchem 
er  ausscheidet,  aufzustellen  ist,  als  sein  Guthaben 
ergibt.  Entsprechendes  gilt  für  teilweises  Ausscheiden. 

In  dieser  Bilanz  sind  alle  Aktiven  und  Passiven,  unabhän- 
gig von  ihrer  bisherigen  Bewertung  in  den  Jahresbilanzen, 
mit  ihrem  Zeitwert  für  das  lebende  Geschäft  einzusetzen. 

Im  einzelnen  sind  bei  der  Bewertung  folgende  Grundsätze 
zu  beachten: 

a)  Ausgleichsforderungen  sind  mit  ihrem  Nominalbetrag  j 
einzusetzen. 

b)  Wertberichtigungen  sind  in  der  Bilanz  insoweit  auf zu- | 
lösen,  als  sie  den  wirtschaftlich  angemessenen  Betrag 
übersteigen. 

c)  Für  die  Bewertung  börsengängiger  Wertpapiere  ist  der 
gewogene  Durchschnitt  der  Monatsschlusskurse  (Kassa) 

der  letzten  12  Monate  an  der  Heimatbörse  zugrundezulegen. 
Das  gilt  auch  für  die  in  börsengängigen  V/ertpapieren  ver- 
brieften Beteiligungen,  unabhängig  davon,  ob  sich  die 
betreffenden  Beteiligungen  im  Besitz  der  Bank  oder  einer 
Beteiligungsgesellschaft  der  Bank  befinden. 

d)  Der  Wert  der  Firma  und  des  Geschäftes  als  solcher  bleibt 
überall  ausser  Ansatz. 

e)  Die  Ruhegehälter  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
und  ihrer  Hinterbliebenen  sind  weder  als  Rückstellung 
noch  sonstwie  zu  passivieren. 

f ) Beteiligungen,  die  nicht  in  börsennotierten  Wertpapieren 
verbrieft  sind,  und  Erwerbsrechte  auf  solche  sind  mit 
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2. Blatt  zu  § 24 


Abfindung  ausscheidender  Gesellschafter 
aus  Gesellschaftsmitteln 


dem  Betrag  anzusetzen,  der  sich  als  Wert  derselben  nach 
dem  Vermögen  und  der  nachhaltigen  Ertragskraft  der 
Beteiligungsgesellschaft  ergibt.  In  gleicher  Weise  sind 
bei  der  Bewertung  des  Vermögens  der  Beteiligungsgesell - 
schaft  Beteiligungen,  welche  mindestens  50  % betragen, 
und  Erwerbsrechte  auf  solche  zu  bewerten. 

g)  Am  Gewinn  des  laufenden  Jahres  nimmt  ein  ausscheidender 
Gesellschafter  pro  rata  temporis  teil,  sofern  nicht  die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3 die 
Aufstellung  eines  Zwischenstatus  zum  Stichtag  beschlie- 
ßen. 

(5)  Das  Auseinandersetzungsguthaben  des  ausscheidenden  Gesell- 
schafters ist  von  dem  Bilanzstichtag  an  mit  6 ^ zu  verzin- 
sen. Die  Zinsen  sind  zum  Schluss  eines  jeden  Kalendervier- 
teljahres zahlbar. 

(4)  Die  Auszahlung  des  Guthabens  erfolgt  in  zwölf  gleichen  Vier- 
teljahresraten, von  welchen  die  erste  Rate  drei  Monate 

nach  dem  Bilanzstichtag  fällig  ist.  Eine  vorzeitige  Zah- 
lung ist,  ganz  oder  teilweise,  zulässig  und  soll  in  allen 
Fällen,  in  denen  sie  ohne  Nachteil  für  die  Gesellschaft 
geleistet  werden  kann,  auch  erfolgen.  Die  vorzeitig  ge- 
zahlten Beträge  werden  auf  die  nächstfällig  werdenden 
Raten  angerechnet. 

(5)  Solange  die  Höhe  des  Guthabens  nicht  feststeht,  sind  die 
Zinsen  und  Raten  nach  dem  von  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  nach  pf lichtgemässem  Ermessen  geschätzten 
Mindestguthaben,  das  sich  voraussichtlich  ergeben  wird, 
zu  zahlen.  Sobald  das  Guthaben  feststeht,  ist  die  Diffe- 
renz nachzuzahlen. 

(6)  Wenn  eine  Zins-  oder  Kapitalrate  nach  Feststellung  der 
Abfindung  trotz  Aufforderung  durch  eingeschriebenen  Brief 
nicht  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Erhalt  desselben 
gezahlt  wird,  ist  die  Abfindung  in  ihrer  jeweiligen  Höhe 
vorzeitig  fällig. 


5. Blatt  zu  § 24  - Abfindung  ausscheidender  Gesellschafter  aus 
* Gesellschaftsmitteln 

(7)  Weitere  Ansprüche  des  ausscheidenden  Gesellschafters  sind 
mit  Ausnahme  etwaiger  vertraglicher  Pensionsansprüche  aus- 
geschlossen. Jedoch  haftet  ihm  die  Gesellschaft  dafür, 
dass  er  für  die  Schulden  derselben  nicht  in  Anspruch  genom- 
men wird. 


§25  - Auflösung  und  Abwicklung 

(1)  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  bedarf  eines  Gesellschaf- 
terbeschlusses nach  § 26  Abs.l. 

« 

(2)  Im  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  sind  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  geborene  Abwickler.  Ihre  Vertre- 
tungsbefugnis richtet  sich  nach  § 8.  Sie  erhalten  für  ihre 
Tätigkeit  eine  angemessene  Vergütung,  über  deren  Höhe  die 
Gesellschafter  nach  § l4  Abs. 3 beschliessen. 

(3)  Das  nach  der  Abwicklung  verbleibende  Reinvermögen  wird  auf 
alle  Gesellschafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile 
verteilt.  Die  Bestimmung  des  § 17  Abs.l  b)  findet  auf 
Abwicklungsgewinne  keine  Anwendung. 


§26  - Vertragsänderungen 

(1)  Änderungen  dieses  Vertrages,  auch  wesentlicher  Bestimmun- 
gen, bedürfen  eines  Beschlusses  der  Gesellschafter  mit 
einer  Kapitalmehrheit  von  75  % sowie  eines  Beschlusses 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 5 
dieses  Vertrages. 

(3)  Als  Vertragsänderung  gilt  auch  der  Abschluss  stiller  Ge- 
sellschaftsverträge, der  Abschluss  von  Interessengemein- 
schaften sowie  der  Abschluss  aller  solcher  Verträge,  die 
als  Unternehmensverträge  im  Sinne  der  §§  291^  292  AktG, 
gelten. 

(3)  Unter  Abs.l  fallen  auch  Kapitalerhöhungen.  Für  Gesell- 
schafter, die  eine  Kapitalerhöhung  nicht  mitmachen,  gilt 
§ 4 Abs. 6.  Eine  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Nach- 
schüssen kann  einem  Gesellschafter  gegen  seinen  Willen 
nicht  auferlegt  werden. 
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^27  - Schlussbestimmungen 

(l)  Sollte  eine  Bestimmung  dieses  Vertrages  ganz  oder  teil- 
weise unwirksam  sein,  so  wird  dadurch  die  Rechtswirksam- 
keit der  übrigen  Bestimmungen  nicht  beeinträchtigt.  Lässt 
sich  der  Erfolg  einer  nichtigen  Bestimmung  im  wesentli- 
chen durch  eine  neue  wirksame  Bestimmung  erreichen,  so 
sind  die  Gesellschafter  verpflichtet,  der  Aufnahme  solch 
einer  Bestimmung  in  den  Gesellschaftsvertrag  zuzustimmen. 
Für  Lücken  des  Vertrages  soll  eine  angemessene  Regelung 
gelten,  die  dem,  was  gewollt  ist,  am  nächsten  kommt. 

(2)  Alle  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsvertrag  wérden, 

soweit  dieser  Vertrag  nicht  etwas  anderes  vorsieht,  gemäss 
der  in  einer  besonderen  Urkunde  niedergelegten  Schieds- 
gerichtsvereinbarung durch  ein  Schiedsgericht  entschieden. 

(5)  Der  Gesellschaftsvertrag  tritt  am 

51.12.1971,  24  Uhr/ 

1.  1.1972,  0 Uhr 


in  Kraft. 


I 

i 
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Fusions vert rag 
zwischen 

der  Kommanditgesellschaft  in  Firma  K,  Düsseldorf, 
vertreten  durch  Herrn  Dr. Johannes  C.D.Zahn,  Düsseldorf, 

und 


der  Kommanditgesellschaft  in  Firma  L,  Essen, 
vertreten  durch  Herrn  Dr. Fritz  Meyer-Struckmann,  Essen 

sowie 

zwischen  den  Gesellschaftern  der  beiden  Kornm.anditgesell - 
schaften,  wobei  der  Stamm.  K durch  Her'rn  Dr.  Zahn  und  der 
Stamm  L durch  Herrn  Dr .Meyer-Struckmann  vertreten  sind. 


/ 


1.  Vorbemerkungen 


Die  Gesellschafter  der  Kommanditgesellschaften  in  Firma 
K und  Firma  L haben  sich  in  den  ausserordentlichen 
Gesellschafterversammlungen  vom  l8. November  1971  und 
vom  24. November  1971  einstimmig  für  eine  Fusion  ihrer 
Gesellschaften  entschieden  und  die  Herren  Dr.Zahn  und 
Dr .Meyer-Struckmann  zum  Abschluss  eines  entsprechenden 
Fusionsvertrages  namens  der  beiden  Firmen  und  ihrer  Ge- 
sellschafter ermächtigt. 


1.2  Da  es  bei  Personalgesellschaften  eine  Fusion  im  Rechts- 
sinn nicht  gibt,  lässt  sich  die  von  den  Gesellschaftern 
beider  Firmen  gev;Unschte  Zusammenführung  nur  im  Wege  der 
Vermögensübertragung  durchführen.  Aus  Gründen  der  prak- 
tischen Zweckmässigkeit  soll  das  Vermögen  der  Firma  L 
auf  die  Firma  K im  Austausch  von  Kapitalanteilen  übertra- 
gen werden.  Die  Parteien  sind  sich  Jedoch  darüber  einig, 
dass  trotz  dieses  aus  Kostengründen  gewählten  Fusions- 
verfahrens ein  Zusammenschluss  gleichberechtigter  Part- 
ner beabsichtigt  ist. 
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2.  Kapitalveränderungen  vor  Durchführung  der  Fusion 

2.1  Die  Kommanditgesellschaft  in  Firma  K setzt  ihr  Kapital 
durch  Einziehung  von  Kapitalanteilen  von  DM  65  Mio  auf 
DM  65,6  Mio,  und  ihre  offenen  Rücklagen  anteilig  von 
DM  25  Mio  auf  DM  23,9  Mio  herab.  Den  Inha.bern  der  ein- 
gezogenen  Kapitalanteile  wird  aus  dem  Gesellschaftsver- 
mögen der  Nominalwert  (Kapital  und  Rücklagen)  vergütet; 
ausserdem  erhalten  sie  in  Geld  eine  Abfindung  für  ihren 
Anteil  an  den  stillen  Reserven  von  K.  Dieser  Betrag  ist 
durch  Realisierung  von  stillen  Reserven  im  V/ege  der 
Gewinnverwendung  im  Geschäftsjahr  I97I  hergestellt. 

^ 2.2  Die  Kommanditgesellschaft  in  Firma  L erhöht  durch  Bar- 

einzahlung der  Gesellschafter  ihr  Kapital  von  DM  3I  Mio 
auf  DM  3^^525  Mio  und  ihre  offenen  Rücklagen  von 
DM  12  Mio  auf  DM  12,975  Mio. 
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^.1  L überträgt  auf  K sein  gesamtes  Vermögen,  d.h.  sämtliche 
Aktiven  und  Passiven,  unabhängig  davon,  ob  sie  in  der 
Schlussbilanz  zum  31 «Dezember  1971  ausgewiesen  sind. 


3.2  Soweit  für  die  Vermögensübertragung  nach  3.1  die  Zustimmung 
der  Schuldner  bzw.  der  Gläubiger  oder  dritter  berechtig- 
ter Personen  erforderlich  ist,  werden  sich  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  von  K und  L gemeinsam  bemühen, 
entsprechende  Zustimmungserklärungen  zu  erhalten. 


3.3  Als  Gegenleistung  für  die  von  L übernommenen  Vermögens- 
werte bildet  K einen  neuen  Kapitalanteil  von  insgesamt 
DM  47,5  Mio,  von  dem  wiederum  DM  34,525  Mio  als  Komman- 
ditanteil  auf  das  verzinsliche  Kapitalkonto,  und  DM  12,975 
(Aio  auf  die  unverzinslichen  freien  Rücklagen  entfallen, 
und  überträgt  diesen  Kommanditanteil  nebst  den  obengenann- 
ten zugehörigen  quotalen  offenen  Rücklagen  auf  L.  L tritt 
also  mit  dem  vorgenannten  Kapitalanteil  als  Kommanditist 
bei  K ein. 


3.4  Die  Herren 

Karl  V/ilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein, 
Werner  Kehl, 

Dr. Fritz  Meyer-Struckmann, 

Otto  Schoeppler  und 
Wolfgang  von  Waldthausen 

treten  als  persönlich  haftende  Gesellschafter  bei  K ein. 
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k. 

4.1 


4.2 


Übertragung  einzelner  Vermögensgep;enstände 

Nach  Maßgabe  der  Ziffer  3»  überträgt  L auf  K: 

a)  sämtliche  Forderungen,  unabhängig  von  ihrem  Rechtsgrund 
und  der  Art  ihrer  Verbuchung,  einschliesslich  dazuge- 
höriger Neben-  und  Sicherungsrechte. 

b)  Sämtliche  Aktien,  Schuldverschreibungen  und  Investment- 
zertifikate sowie  sämtliche  anderen  Wertpapiere,  an 
denen  das  Eigentum  durch  Übergabe  des  Papiers  übertragen 
werden  kann  (einschliesslich  blankoindossierter  Order- 
papiere), unabhängig  von  der  Staatsangehörigkeit  der 
Aussteller  und  dem  Lagerort  der  Wertpapiere  und  ihrer 
Verbuchung.  Soweit  sich  die  Wertpapiere  in  der  Verwah- 
rung von  L befinden,  wird  die  Übergabe  dadurch  ersetzt, 
dass  L K das  uneingeschränkte  Recht  einräumt,  die  Wert- 
papiere in  Besitz  zu  nehmen  und  die  unmittelbare  Herr- 
schaftsgewalt über  sie  auszuüben.  Soweit  sich  die  Wert- 
papiere bei  dritten  Personen  oder  Firmen  in  Einzel - 

oder  Sammel Verwahrung  befinden,  wird  die  Übergabe  dadurch 
ersetzt,  dass  L seinen  Herausgabeanspruch  gegen  die  Ver- 
wahrer an  K abtritt. 

c)  Alle  Einrichtungsgegenstände  und  sonstige  bewegliche 
Sachen;  soweit  L in  unmittelbarem  Besitz  der  Sachen  ist, 
wird  ihre  Übergabe  dadurch  ersetzt,  dass  L K das  unbe- 
schränkte Recht  einräumt,  die  Sachen  in  Besitz  zu  nehmen 
und  die  unmittelbare  Herrschaftsgewalt  über  sie  auszu- 
üben. Soweit  sich  die  Sachen  im  Besitz  dritter  Personen 
befinden,  wird  die  Übergabe  dadurch  ersetzt,  dass  L 
seine  Herausgabeansprüche  an  K abtritt. 

L tritt  an  K alle  seine  Beteiligungen  an  anderen  Unterneh- 
men ab,  soweit  sich  diese  in  der  Rechtsform  der  Komman- 
ditgesells  chaft  oder  der  stillen  Gesellschaft  befinden, 

unabhängig  davon,  wie  diese  Beteiligungen  verbucht  sind. 

Demtentsprechend  tritt  L an  K ab: 
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Blatt  2 


4.2  a)  seine  Kommanditbeteiligung  an  der  Gesellschaft  für 

Unternehmensberatung  und  Datenverarbeitung  (GUD)  GmbH 
& Co.  KG,  Essen.  Die  Zustimmung  der  Komplementärin, 
der  Gesellschaft  für  Datenverarbeitung  und  Unternehmens - 
beratung  (GUD)  mbH.,  ist  erteilt. 

b)  seine  Kommanditbeteiligung  an  der  L-Vermögensverwal- 
tungs-KG,  Essen;  die  Herren  Groth,  Neumann,  Graf  zu 
Münster,  Hecker  und  Wulf  treten  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  ohne  Kapitalbeteiligung  in  die  L-Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaf t ein.  Die  L-Vermögensverwal - 
tungsgesellschaft  ändert  ihre  Firma  in  KL  & Co.  Vermö- 
gensverwaltungsgesellschaft um;  die  Zustimmung  der 
übrigen  Gesellschafter  zu  den  genannten  Vertragsände- 
rungen ist  erteilt. 

c)  alle  Treuhandansprüche  gegen  die  Beteiligungsgesellschaft 
für  die  deutsche  Wirtschaft  mbH  (BdW),  Frankfurt,  bezüg- 
lich der  Beteiligungen  an  verschiedenen  Unternehmen. 

Die  Unternehmen  sind  in  Anlage  l)  zusammengestellt, 
die  Bestandteil  dieses  Vertrages  ist.  L versichert, 
dass  die  Anlage  vollständig  ist. 


4.3  K nimmt  alle  vorgenannten  Übertragungen  an. 


0 


3»  Notarielle  Ubertrag;ung!:en 

5.1  Durch  notarielle  Verträge  wird  L seinen  gesamten  Grund- 
besitz auf  K übertragen.  Die  zu  übertragenden  Grundstücke 
sind  in  Anlage  2)  zusammengestellt.  L versichert,  dass 
diese  Anlage  vollständig  ist. 

5.2  Durch  notarielle  Verträge  wird  L alle  seine  Beteiligungen 
an  Unternehmen  in  der  Rechtsform  der  Gesellschaft  mit  be- 
schrankter Haftung  auf  K übertragen.  Die  Beteiligungen 
sind  in  Anlage  5)  zusammengefasst.  L versichert,  dass  die 
Anlage  vollständig  ist. 


6.  L-Grundstiicksgesellschaft 

6.1  Alle  Gesellschafter  von  K treten  mit  den  Quoten,  die 
ihrer  Beteiligung  an  der  zusammengefassten  Bank  ent- 
sprechen, als  Gesellschafter  in  die  L-Grundstücksgesell- 
schaft  ein,  der  die  Gesellschafter  von  L bereits  ent- 
sprechend ihren  Quoten  angehören.  Ihre  Kapitalanteile 
sind  in  Anlage  4)  festgehalten.  Die  Anlage  ist  ein  Be- 
standteil dieses  Vertrages. 

6.2  Die  L-Grundstücksgesellschaft  ändert  ihre  Firma  in 
K,  L & Co.  Grundstücksgesellschaft  um. 

6.5  Einzelheiten  über  die  gegenseitige  Verrechnung  wegen 
der  Grundstücksgesellschaft  finden  sich  im  Zusatz- 
abkommen. 


1.  Treuhänderische  Beteiligungen  von  L 


7.1  L hält  als  Treuhänder  für  dritte  Personen  verschiedene 
Geschäftsanteile  an  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung.  Die  Geschäftsanteile  sind  in  Anlage  5)  fest- 
gehalten. Die  Anlage  ist  Bestandteil  dieses  Vertrages. 


7.2  L wird  die  treuhänderisch  gehaltenen  Geschäftsanteile 

durch  notarielle  Verträge  an  K abtreten,  sobald  die  Zu- 
stimmung der  Treugeber  zu  demi  Übergang  des  Treuhandver- 
hältnisses auf  K vorliegt.  Ebenso  wird  sich  L für  eine 
Überleitung  aller  Rechte  und  Pflichten  aus  seinen  Verein- 
barungen mit  den  Treugebern  auf  K einsetzen. 


8. 


Übernahme  von  Verbindlichkeiten 


8.1  Im  Zuge  der  Vermögensübertragung  nach  Ziffer  3.  übernimmt 
K sämtliche  Verbindlichkeiten  von  L mit  schuldbefreiender 
Wirkung.  Diese  Schuldübernahme  erfasst  auch  die  bedingten 
und  befristeten  Verbindlichkeiten  von  L,  unabhängig  davon, 
ob  sie  in  der  Bilanz  zum  31*12.1971  ausgewiesen  sind  oder 
nicht . 

K stellt  hiermit  die  Gesellschafter  von  L von  allen  bekann- 
ten Ansprüchen,  die  gegen  sie  von  Gläubigern  von  L geltend 
gemacht  werden  sollten,  frei. 


9«  Übernahme  der  Rechte  und  Pflichten  aus  laufenden  Verträgen 

9*1  K tritt  in  sämtliche  Dienst-  und  Arbeitsverträge  sowie 
in  sämtliche  Pensionsverträge,  die  L mit  seinen  Mitar- 
beitern - einschliesslich  der  ausgeschiedenen  Mitarbeiter 
geschlossen  hat,  ein  und  stellt  die  Gesellschafter  von  L 
von  allen  Verpflichtungen  aus  diesen  Verträgen  frei. 

9.1  K tritt  ferner,  soweit  vor  deren  Abschluss  schriftlich 
abgestimmt,  in  die  Pensionsverträge,  die  L mit  seinen 
aktiven  und  ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern abgeschlossen  hat,  sowie  in  den  Beratungsvertrag 
^ zwischen  L und  Herrn  Kurt  Grunebaum  ein.  Der  Gegenwert 
für  letzten  ist  bei  L aus  dem  Gewinn  1971  zurückgestellt. 
K übernimmt  ferner  die  Verbindlichkeiten  von  L aus  der 
Gewinngarantie  zu  Gunsten  der  Herren  Dr. Gotthard  Frei- 
herr von  Falkenhausen  und  Dr. Fritz  Meyer-Struckmann  nach 
§ 5d  des  Gesellschaftsvertrages  L.  K stellt  die  Gesell- 
schafter von  L von  allen  Verpflichtungen  aus  diesen  Ver- 
trägen frei. 


9.5  K tritt  in  alle  Mietverträge  von  L über  bewegliche  und 
unbewegliche  Sachen  ein  und  stellt  die  Gesellschafter 
von  L von  allen  Ansprüchen  aus  diesen  Verträgen  frei. 
Das  gleiche  gilt  für  alle  sonstigen  laufenden  Verträge. 


10.  Eintritt  der  Gesellschafter  von  L bei  K 

10.1  Nach  erfolgter  Vermögensübertragung  (Ziffer  5.)  wird  L 
aufgelöst  und  sein  einziger  Vermögensgegenstand,  das  ist 
die  Kommanditbeteiligung  bei  K,  im  Wege  der  Auseinander- 
setzung an  die  Gesellschafter  von  L nach  Maßgabe  ihrer 
Kapitalquoten  bei  L verteilt. 

10.2  Die  Gesellschafter  von  K stimmen  dem  Übergang  der 
Kapitalbeteiligung  von  L auf  die  Gesellschafter  von  L zu. 

10.3  Es  ist  vorgesehen,  dass  Herr  Dr.J.Zahn  als  persönlich 
haftender  Gesellschafter  von  K zum  3I.I2.I971  zurücktritt, 

^ nachdem  Herr  Dr. Müller  bereits  durch  die  Kapitalherabsetzung 

ausgeschieden  ist.  Herr  Dr.Zahn  wandelt  seine  Kapitalein- 
lage in  eine  Kommanditeinlage  um. 


t 


12.  Eröf fnun,a;sbllanz  von  K,  L & Co. 

12.1  Die  Eröffnungsbilanz  von  K,  L & Co.  werden  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  von  K,  L & Co.  gemeinsam  fest- 
stellen. Sie  ergibt  sich  aus  einer  Zusammenführung  der 
beiden  Jahresbilanzen  von  K und  L zum  ^1. Dezember  1971,  nach 
Gewinnverwendung. 


12.2  Zum  Zwecke  der  gemeinsamen  Vorbereitung  der  Eröffnungs- 
bilanz werden  K und  L ihre  bilanzpolitischen  Maßnahmen 
in  Bezug  auf  ihre  Jahresabschlüsse  I97I  miteinander 
abstimmen. 
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Banken  zueinander  auswirken,  dann  wirc/die  Gesellschaf- 
ter-Gruppe, zu  deren  Lasten  die  Abweichungen  gehen, 
der  anderen  Gesellschaftergruppe  einen  angemessenen 
Ausgleich  gewähren.  Über  Art  und  Höhe  des  Ausgleichs 
sind  gegebenenfalls  noch  besondere  Vereinbarungen  zu 
treffen. 

Wesentlich  ist  eine  Veränderung,  die  die  stillen  Reserven 
jeder  Bank  nach  quotaler  Saldierung  zu  Gunsten  oder  zu 
Lasten  einer  Seite  um  mehr  als  5 % ihres  Anteils  an  den 
eingebrachten  stillen  Reserven  verändert. 

15.2  K uQd  L sind  steuerlich  durch  BuB- Prüfung  bis  Ende  19^9 
geprüft,  so  dass  steuerliche  Risiken  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkt nicht  mehr  bestehen.  Sollten  sich  aus  der  Zeit  zwi- 
schen 1.1.1970  und  51.12.1971  sowie  aus  dem  Fusionsvor- 
gang selbst  wider  Erwarten  noch  steuerliche  Belastungen 
ergeben,  sind  diese  von  denjenigen  Gesellschaftern  zu 
tragen,  die  sie  betreffen. 


15.5  Die  Parteien  erklären,  dass  die  zugrundeliegenden  Bilan- 
zen vollständig  sind  und  dass  sie  sämtliche  Aktiven  und 
Passiven  in  ihren  Bilden  zum  5I. Dezember  1971  (testiert 
von  den  drei  Wirtschaftsprüfern)  mit  banküblicher  Vorsicht 
bewerten  und  für  bekannte  Risiken  ausreichende  Rückstel- 
lungen bilden  werden.  Eine  Gewähr  für  die  Realisierbarkeit 
der  Aktiven  und  Passiven  zu  den  ausgewiesenen  Werten 
wird  jedoch  nur  insoweit  übernommen,  als  es  in  dem  Zu- 
satzabkommen (Überleitungsvertrag)  ausdrücklich  vorge- 
sehen ist.  Die  Parteien  haben  ferner  durch  Vollständig- 
keit serklärung  der  Partner  versichert,  dass  keine  Verpflich- 
tungen, Engagements  oder  Risiken,  auch  nicht  ausweispflich- 
tiger Natur,  vorhanden  sind,  die  nicht  schriftlich  mitge- 
teilt sind. 


15. 4 Die  Verbindlichkeiten  und  Vermögenswerte  von  K und  von  L, 
einschliesslich  der  Eventualverbindlichkeiten  und  Anwart- 
schaften, die  in  den  Bilanzen  der  Partner  zum  51.12.1971 
nicht  erfasst  werden,  hat  K in  einer  besonderen  Anlage  6) 
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auf geführt  und  L in  einer  besonderen  Anlage  6a).  Sämtliche 
Dienstverträge,  soweit  sie  nicht  normale  Tarifangestellte 
oder  gewerbliche  Mitarbeiter  betreffen,  Mietverträge  und 
Pensionsverträge  hat  K in  Anlage  5)  L in  Anlage  5a)  auf- 
geführt. Die  Anlagen  sind  Bestandteil  dieses  Vertrages.  Die 
Parteien  versichern,  dass  die  Zusammenstellungen  in  den 
Anlagen  vollständig  und  die  darin  enthaltenen  Zahlen  zu- 
treffend sind.  Neue  Verträge  der  in  dieser  Ziffer  genann- 
ten Art  werden  die  Parteien  nur  nach  vorheriger  Absprache 
miteinander  abschliessen. 


*'  - 

14.  Schledsvereinbarung 

Alle  Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrag  wurden  nach  Maß- 
gabe der  in  einer  besonderen  Urkunde  niedergelegten 
Schiedsgerichtsvereinbarung  durch  ein  Schiedsgericht 
entschieden. 


15«  Schlussbestimmun 


15.1 


Sollte  eine  Bestimmung  dieses  Vertrages  ganz  oder  teil- 
weise unwirksam  sein,  so  wird  dadurch  die  Rechtswirksam- 
keit der  übrigen  Bestimmungen  nicht  beeinträchtigt.  Lässt 
sich  der  Erfolg  einer  nichtigen  Bestimmung  im  wesentlichen 
durch  eine  neue  wirksame  Bestimmung  erreichen,  so  sind 
die  Vertragsparteien  und  ihre  Gesellschafter  verpflichtet, 
der  Aufnahme  solch  einer  Bestimmung  in  diesen  Vertrag 
zuzustimmen.  Für  Lücken  des  Vertrages  soll  eine  angemes- 
sene Regelung  gelten,  die  dem,  was  gewollt  ist,  am  näch- 
sten kommt. 


15.2  Dieser  Vertrag  bildet  mit  dem  Gesellschaftsvertrag  von 

K,  L & Co.  vom und  dem  Zusatzabkommen 

(Überleltungsvertrag)  vom eine  Einheit.  Seine 

Reohtswlrksamkelt  hängt  daher  von  der  Reohtswirksamkelt 
der  beiden  anderen  Verträge  ab. 

15.3  Die  ln  diesem  Vertrag  vorgesehenen  VermögensUbertragungen 
werden  zum  31. Dezember  I97I,  24°°  Uhr,  wirksam;  von  diesem 
Zeitpunkt  an  wird  die  Firma  K,  L & Co.  Ihre  Geschäfte  auf 

gemeinsame  Rechnung  der  Gesellschafter-Gruppen  von  K und 
L führen. 

15.4  Die  Kosten  der  Fusion  einschllesslloh  des  WP-Gutachtens 
Eimendorff  gehen  zu  Lasten  des  neuen  Bankhauses  K,  L & Co. . 


Anmerkung; 

Die  Anlagen  werden  nur  den  Original-Verträgen  belgefUgt, 

mit  Ausnahme  der  Anlage  4.),  die  jedem  Gesellschafter  zuge- 
gangen  ist. 


L & Co.  Grundstücksgesellschaft  (LGKG) 


Anlage  4 
Blatt  1 


I.  Einzahlungen  der  K Gesellschafter 


Prozentuale  Betei- 

Anteil  am 

Anteil  an  der 

Anteil  an  der  Bar- 

Gesamtleistung  der 

ligung  bei  K 

Nominal kapital 

SchuldUbernahme 

Zahlung  an  die 

K Gesellschafter  an 

der  LGKG  in  EM 

z.G.  der  L Gesell- 

L Gesellsch.  in  EM 

die  L Gesellschafter 

schaf ter  in  EM  • 

in  Et^ 

Groth 

■ 

7,Ü62 

14.465,— 

203.821 

151.052 

370.138 

Hecker 

1,250 

2.315,— 

32.611 

24.297 

59.223 

Dr.  Graf  Münster 

0,7^6 

1.447,— 

20.382 

15.106 

37.015 

Neurricinn 

2,594 

4.774,— 

67.261 

50.111 

122.146 

Dr . Wulf 

0,39^ 

723,— 

10.191 

7.593 

18.507 

(12,893) 

(23.723,  — ) 1 (334.266) 

(249.039) 

(607.029) 

Abstede  N.V. 

3,459 

6.365,— 

89.601 

66.815 

162.861 

Amlantus  A.G. 

7,862 

14.465,— 

203.821 

151. 052 

370.138 

Prof.  Dr.  Forberg 

7,fa62 

14.465,— 

203.821 

151.852 

370  .138 

Glasmacher 

3,145 

5.787,— 

81.528 

60.741 

140.056 

Handelsbank 

7,862 

14.465,— 

203.821 

151.852 

370.138 

Dr.  Henkel 

7,862 

14.465,— 

203.821 

151.852 

370.138 

Karoli  (Trhd. ) 

2.201 

4.050,— 

57.070 

42.519 

103.639 

Langen 

7,862 

14.465,— 

203.821 

151.852 

370.138 

van  Meeteren 

7,862 

14.465,— 

203.821 

151.052 

370. 138 

Prof.  Dr.  Pierburg 

7,862 

14.465,— 

203.821 

151.852 

370. 13B 

Poland 

0,943 

1.736,— 

24.458 

18.223 

44.417 

Prof.  Dr,  Schneider 

5,503 

10.126,— 

142.674 

106.297 

259.097 

Selbach 

3,931 

7.233,— 

101.910 

75.926 

185.069 

Dr.  Zahn 

12,093 

23.724,— 

334.266 

249.038 

607.028 

100,002 

184.000,— 

2.592.600 

1.931.562  4.708. 162 
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K_Gesellschaftern  zustehende  Leistungen 


• 

'1  Anteil 

i ^ 

j 

1 Anteil  an  der  | 

1 Schuldiibernahme  f 

j ln  EM  : 

Anteil  an  der  | 

Restzahliing  ; 

in  EM  i 

Summe  i 

t 

i 

1 

Kurt  G. 

Erich  G. 

Henry  G. 

Michael  G. 

Peter  G. 

i 6,9245 

1 6.9245 

3.5000 
! 0.5755 

! 0,5755 

> 

> 179.525,—  1 

1 179.525,—  i 

1 90.741,—  ! 

14.920,—  ! 

1 14.920,—  ; 

133.751,—  1 
133.751,—  1 
67.605,—  ! 
11.116,—  ! 
11.116,—  1 

313.276,— 

313.276,— 

158.346,—  1 

26.036,—  1 

26.036,—  ^ 

Hirschland  ges. 

; 18,5000 

1 

j 

479.651,—  ; 

i 

357.339,—  1 

t 

036.970,—  ' 

SUEZ 

MMOC 

Dr.G.v.P. 

Merck,  Pinck 

Dr.  H.Karoli 

Frau  H.Burkh, 

i 

! 15.0 

1 15.0 

6,5 
' ^>0 

4.0 

2.0 

I 

388.090,—  : 

388.890,—  j 

168.519,—  i 

103.704,—  ' 

103.704,— 

51.852,—  i 

j 

289.73^,—  i 

289.734,—  1 

125.552,—  i 

77.262,—  i 

77.262,—  i 

38.632,—  1 

• 

678.624,— 

678.624,—  ; 

294.071,— 

180.966,— 

180.966,—  ^ 

90.484,—  1 

Summe  Komm, 

65.0 

1.685.190,—  ; 

1.255.515,— 

2.940.705,— 

1 

Dr.B.v.P. 

Dr.M.-Str. 

Graf  Pinck 

W.  Kehl 

0.  Schoeppler 

WvW 

i 

10,0 

9.0 

8.0 

5,0 

2,5 

0,5 

1 

259.260,—  i 

233.334,—  1 

207.408,—  j 

129.630,— 

64.815,— 

12.963,— 

) 

193.156,—  1 

173.841,—  i 

154.525,—  ! 

96.578,—  : 

48.289,— 
9.658,— 

452.416,—  i 

407.175,—  1 

361.933,— 

226.208  ,—  1 

113.104,—  ( 

22.621,—  ) 

Summe  Kompl, 

« 

35,0 

907.410,—  1 

1 

676.047,—  i 

1.503.457,—  i 

Gesamtsumme 

• 

100,0 

2.592.600,—  1 

j 

1.931.562,— 

4.524.162,—  1 

ZUSATZABKOMMEN 


Zusätzlich  zu  dem  ab  1. Januar  1972  für  die  zusammengeführten 
Häuser  K und  L geltenden  neuen  Gesellschaf tsvertrag,  der  den 
auf  Dauer  abgestellten  Vertragsinhalt  festlegt,  und  dem  Fusi- 
onsabkommen per  51. 12. 1971 ^ in  dem  der  Vorgang  der  Zusammen- 
führung geregelt  ist,  wird  zwischen  den  Gesellschaftern  der 
kombinierten  Bank  folgendes 


Zusatzabkommen 


vereinbart.  Dieses  Zusatzabkommen  soll  diejenigen  Absprachen 
enthalten,  die  die  Übergangsperiode  als  solche  betreffen  oder 
die  Einzelfälle  oder  solche  Dinge  ordnen,  vzelche  nicht  alle, 
sondern  nur  einzelne  Gesellschafter  betreffen.  Das  Zusatzab- 
kommen ist  seiner  Rechtsnatur  nach  Bestandteil  des  Gesell- 
schaftsvertrages . 


über  den  endgültigen  Wortlaut  von  Ziffer  I.l  haben  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  von  K und  L noch  keine 
endgültige  Einigung  erzielt.  Der  vorliegende  Text  gibt  die 
Vorstellungen  von  L wieder.  Er  wird  möglicherv7eise  im  Zuge 
der  noch  laufenden  Verhandlungen  über  eine  Geschäftsordnung 
für  den  Verwaltungsrat  in  einigen  Punkten  abgeändert  werden. 
Ein  Ent^-Turf  dieser  Geschäftsordnung  wird  der  Gesellschafter- 
versammlung vorgelegt  werden. 


I. 

1)  Im  ersten  Verwaltungsrat  der  zusammengeführten  Bank  sollen 

Dr.J.Zahn  den  Vorsitz 

Dr . G.Frhr . von  Falkenhausen  den  stellv.  Vorsitz 

Prof .Dr.K.Forberg  den  stellv.  Vorsitz 

Herr  Kurt  Grunebaum  den  stellv.  Vorsitz 

übernehmen.  Diese  Berufungen  erfolgen  ad  personam  und  nicht 
im  Hinblick  auf  § 12  Abs. 2 b des  Gesellschaftsvertrages. 

Herrn  Kurt  Grunebaum  wird  Wiederwahl  für  die  zweite  Vertrags- 
periode zugesagt. 

Die  Herren  Dr .Meyer-Struckmann  und  Groth  werden  jeweils  nach 
ihrem  Ausscheiden  aus  der  aktiven  Geschäftsführung  ebenfalls 
stellvertretende  Vorsitzende  des  Verwaltungsrates  werden. 

Ausserdem  soll  ein  Präsidial-  und  Kreditausschuss  geschaffen 
werden,  dem  ausser  dem  Vorsitzenden  und  seinen  Stellvertre- 
tern für  die  erste  Vertragsperiode  die  Herren 

(noch  zu  wählen) 


angehören  sollen.  Die  vertraglichen  Altersbeschränkungen 
gelten  nicht  für  die  erste  Vertragsperiode. 

Im  übrigen  sollen  dem  ersten  Verwaltungsrat  ausser  den  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaftern  folgende  Herren  angehören: 

M.  Caplain 

Dr .B.Frhr . von  Falkenhausen 
St . Glasmacher 
Dr . K. Henkel 
Dipl. -Ing.  V. Langen 
U.van  Meeteren 

D.  Pey 

Prof . Dr . A . Pierburg 
Dr .M.Schmidheiny 
Prof .Dr.E. Schneider 

E.  Selbach 

F. h.Fentener  van  Vlissingen 
H.Wild. 

- 2 - 


2 


2)  Für  die  erste  Vertragsperiode  wird  die  Reihenfolge  der 
Anciennität  im  Sinn  von  § 7 Abs. 2 wie  folgt  festgelegt: 

Groth  / Dr .Meyer-Struckmann, (Essen  bis  zu  dessen  Ausscheiden 

am  51.12.1972 

Neumann 

Graf  Finck  von  Finckenstein 


5)  Herrn  Dr. Nieland,  bis  1970  Generalbevollmächtigter  bei  K, 
jetzt  persönlich  haftender  Gesellschafter  bei  C.G.Trinkaus 
& Co.,  vorm. Paul  Kapf  in  Stuttgart,  ist  zugesagt,  ihn  bei 
Bewährung  unter  Belassung  in  Stuttgart  ab  1.  Januar  19/^5  9-ls 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  in  die  Bank  auf zunetim.en. 

A)  Für  die  Verteilung  der  Inhaber-Tantieme  während  der  ersten 
Vertragsperiode  wird  vorher  eine  protokollierte  Absprache 
getroffen. 

5)  § 9 Absatz  6 des  Gesellschaftsvertrages  gilt  nicht  für  sol- 
che Ämter  und  Mandate,  die  auf  persönlichen  Beziehungen  des 
Gesellschafters  beruhen  und  auf  die  Gesellschaft  nicht  über- 
geleitet werden  können. 


I 


1)  Hinsichtlich  der  Beteiligung  der  Handelsbank  in  Zürich  be- 
trägt die  Kündigungsfrist  nach  § 19  Ziffer  2 (statt  ein 
Jahr)  für  den  Fall,  dass  die  Beteiligung  der  Trinkaus-Gruppe 
an  der  Handelsbank  von  einer  der  beiden  Seiten  gekündigt 
wird,  sowohl  für  die  Bank  als  auch  für  die  Handelsbank  nur 

9 Monate. 

2)  Im  Falle  des  Todes  eines  jetzigen  Treugebers  der  Simon 
Hirschland,  Inc.  (S.H.Inc.)  kann  diese  ihre  Beteiligung 
innerhalb  von  6 Monaten  nach  Eintritt  des  Erbfalles  mit 
6-monatiger  Frist  zum  Ende  eines  Geschäftsjahres  ganz  oder 
teilweise  kündigen. 


III. 


Mit  der  Gruppe  S.H.Inc.  sind  folgende  Sonderabsprachen 
getroffen : 

1 ) An  Gesellschafterversammlungen  und  Verwaltungsratssitzungen 
kann  neben  Herrn  K.  Grunebaum,  dessen  Beratungsvertrag  bis 
zum  31 *12. 1976  fortbesteht,  aus  der  Familie  G.  noch  ein  an- 
derer Treugeber  der  S.H.Inc.  als  Gast  teilnehmen. 

2)  Der  Gruppe  S.H.Inc.  wird  schon  jetzt  die  Genehmigung  nach 
§ 4 Ziffer  7 erteilt,  Kapitalerhöhungen  jeweils  innerhalb 
2 Jahren  nachzuholen. 

3)  Treugeber  der  S.H.Inc.  können  ihre  Rechte  gegen  S.H.Inc. 
untereinander  und  an  die  New  York  Hanseatic  Corp.  abtreten, 
ohne  dass  es  dazu  einer  Zustimmung  der  Bank  bedarf. 

4)  Bei  Aufnahme  neuer  Gesellschafter,  die  mit  der  Gruppe  S.H. 
in  Wettbewerb  stehen,  ist  diese  vorher  zu  konsultieren. 

Bei  Gründungen  der  Bank  im  Ausland  wird  wohlwollend  geprüft 
ob  S.H.Inc.  eine  Beteiligung  angeboten  werden  kann;  S.H.Inc 
ist  nicht  verpflichtet,  ein  solches  Angebot  anzunehmen. 


IV. 


1)  Für  den  Fall,  dass  aus  der  den  Herren  Dr.G.von  Falkenhausen 
und  Dr .Meyer-Struckmann  anstelle  einer  Pension  eingeräumten 
Gewinngarantie  Zahlungen  geleistet  werden,  nehmen  diese  in 
gleicher  Weise  wie  die  anderen  der  in  § 17  Absatz  4 des  Gesell- 
schaf tsvertrages  genannten  Zahlungen  'an  den  steuerfreien  bzw. 
steuerbegünstigten  Erträgen  teil  (vgl.  § 10  Absatz  4 und 

§ 17  Absatz  4 des  Gesellschaftsvertrages). 

2)  Ein  Ausschluss  von  ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern und  deren  Witwen  ist  nur  aus  wichtigem  Grunde  mög- 
lich. Dies  gilt  auch  für  ehemalige  persönlich  haftende  Ge- 
sellschafter der  Bankhäuser  K und  L und  für  die  jetzigen 
Gesellschafter  der  S.H.Inc. 

5)  Die  Regelung  des  § 11  Abs. 5 des  Gesellschaftsvertrages  gilt 
für  die  Gesellschafter 

Dienstalter 

Neumann  1. Januar  1954 

Graf  Finck  von  Finckenstein  1. Januar  1955 

Kehl  1. Januar  19^5 

nach  Vollendung  von  20  Dienst jahren  in  der  Bank  oder 
ihren  Rechtsvorgängern,  jevjeils  berechnet  nach  den  oben 
verzeichneten  Anfangsdaten. 


V. 

1 ) Es  ist  der  Wunsch  beider  Banken,  dass  das  Verhältnis  ihrer 
stillen  Reserven  zueinander  in  etwa  dem  Fusionsverhältnis 
von  1,8421  ; 1 entspricht.  Um  eine  derartige  Angleichung 
zu  erreichen,  wird  folgendes  vereinbart: 

a)  Die  Beteiligungen  der  beiden  Banken  an  der  KKB  (bei  L in 
der  L-Vermögensverwaltiongs-KG  - LWG  - zusammengefasst), 
die  in  dem  Gutachten  der  Wirtschaftsprüfer  auf  der  Bsäs 
des  Börsenkurses  der  KKB-Aktie  zum  30*8. 1971  von  DM  J>60,- 
bewertet  worden  waren,  gehen  in  die  Fusionsrechnung  der  neuen 
Bank  nur  mit  einem  Kurs  von  DM  260,-  pro  KKB-Aktie  ein. 

Ferner  v/ird  die  in  dem  Wirtschaftsprüfergutachten  nach  dem 
Börsenkurs  zum  50*6.1971  von  DM  800,-  bewertete  Beteili- 
gung von  K an  der  Girmes-Werke  AG  nur  mit  eii-em  Kurs 

von  DM  670,-  pro  Aktie  in  die  Fusionsreclinung  einbezogen. 
Hierdurch  ermässigen  sich  die  stillen  Reserven  von  K in 
ihrer  KKB-Beteiligung  um  DM  5^6  Mio  und  in  ihrer  Girmes- 
beteiligung  um  DM  5^9  Mio,  und  die  stillen  Reserven  von 
L in  ihrer  Beteiligung  an  der  LWG  imi  DM  20  Mio. 

b)  Was  innerhalb  der  ersten  Vertragsperiode  der  neuen  Bank  m 
(vom  1.1.1972  bis  zum  51*12.1974)  bei  einer  völligen  oder  f 
teilweisen  Veräusserung  der  in  Ziffer  V.la)  genannten 
Beteiligung  über  die  dort  genannten  Fusionskurse  von  DM  260,- 
pro  KKB-Aktie  bzw.  DM  67O,-  pro  Girmes-Aktie  hinaus  erlöst 
wird,  steht  den  Gesellschaftern  der  Firmengruppe  zu,  die 

die  betreffenden  Wertpapiere  in  die  neue  Bank  eingebracht 
haben. 

c)  Um  den  Gegenwert  für  die  stillen  Reserven,  die  auf  die 
nach  Ziffer  2.1  des  Fusionsvertrages  eingezogenen  Kapital- 
anteile von  K entfallen,  bereitzustellen,  wird  K noch  vor 
der  Fusion  aus  ihrem  Bestand  an  KKB-Aktien  Stück  11.750 
Aktien  an  eine  von  L namhaft  gemachte  Person  oder  Firma 
zum  Börsenkurs  verkaufen.  Da  die  KKB-Aktien  bei  K mit 
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ca. DM  150,-  pro  Aktie  einstehen,  also  um  DM  1^0,-  unter  d 
Fusionskurs  von  DM  26O,-  pro  Aktie,  wird  sich  der  für  die 
Fusionsrechnung  nach  Ziffer  V.la)  maßgebliche  Bestand  von 
K an  stillen  Reserven  um  DM  1,5  Mio  auf  DM  44,5  Mio  ermässigen. 

d)  L steht  zur  Zeit  in  aussichtsreichen  Verhandlungen  mit  1 

einem  Interessenten,  der  25  % des  Kapitals  der  LWG  noch  1 
im  Jahr  1971  erwerben  und  sich  für  die  restlichen  75  % 1 

eine  Option  geben  lassen  möchte.  K stimmt  der  Veräusserung 
und  der  Option  zu. 

Sollte  der  Interessent  später  seine  Option  ausüben,  so 
ist  für  die  Verteilung  des  Veräusserungsgewinns  Ziffer 
V.lb)  maßgeblich.  Der  Veräusserungserlös  geht  also  in 
Höhe  der  Differenz  zwischen  dem  Einstandskurs  bei  L von 
DM  178,-  pro  KKB-Aktie  und  dem  Fusionskurs  von  DM  260,- 
pro  KKB-Aktie  in  die  Ertragsrechnung  der  neuen  Bank  ein,  l 
während  der  überschiessende  Betrag  den  Gesellschaftern  J 
der  Gruppe  L zusteht.  Die  Frist,  innerhalb  derer  nach 
Ziffer  V.lc)  das  Gewinnvorrecht  einer  Gesellschaftergruppe 
realisiert  werden  muss,  beträgt  drei  Jahre  ab  Stichtag  der 
Erklärung  aus  der  Option. 

e)  Unabhängig  davon,  ob  es  zu  einem  Teilverkauf  der  Betei- 
ligung von  L an  der  LWG  nach  Ziffer  V.l  d)  kommen  v/ird, 
dürfen  die  Gesellschafter  von  L vor  der  Fusion  dem 
Gesellschaft svem ögen  bis  zu  DM  10  Mio  im  Wege  einer 
entsprechenden  Erhöhung  des  Buchwertes  des  nicht  ver- 
kauften Teils  dieser  Beteiligung  entnehmen.  Der  Betrag 
von  DM  10  Mio  ermässigt  sich  um  55  % des  Gevvinns,  den  L 
vor  der  Fusion  durch  einen  Teilverkauf  ihrer  Beteiligung 
an  der  LWG  erzielen  sollte. 

) Diese  Rechnung  setzt  die  Reservenrechnung  auf  Seite  15  des 
Einführungsberichts  zu  Ziffer  VI. 5 fort,  die  mit  einem  Bestand 
an  stillen  Reserven  bei  K von  55^5  Mio  DM  geendet  hatte. Hach 
Abzug  der  Reserven  KKB  von  DM  5,6  Mio  und  Girmes  von  5,9  Mio 
(vgl,oben  a))  ergibt  sich  ein  Betrag  von  45,8  Mio. DM,  der  sich 
nach  Abzug  von  DM  1,5  Mio  auf  DM  44,5  Mio  verringert. 
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f) 


Einem  Bestand  an  stillen  Reserven  bei  K in  Höhe  von  DM  44,3  Mi 
(vgl. Ziffer  V.lc))  muss  bei  Zugrundelegung  des  Fusionsver- 
hältnisses von  1,8421  : 1 ein  Bestand  an  stillen  Reserven 
bei  L im  Wert  von  ca.  24,1  Mio  gegenüber stehen.  Soweit  bei 
L diese  24,1  Mio  durch  Entnahmen  nach  Ziffer  V le)  unter- 
schritten werden  sollten,  ist  der  Fehlbetrag  durch  eine  entJ 
sprechende  Verminderung  des  Gewinnvorrechts  der  Altgesell-  1 
schaf ter  der  Gruppe  L nach  Ziffer  V.lb)  auszugleichen.  Der  I 
Ausgleich  erfolgt  dadurch,  dass  der  auf  einem  Kurs  von 
DM  260,-  pro  KKB-Aktie  basierende  Fusionswert  der  Beteili- 
gung von  L an  der  LWG  um  den  Fehlbetrag  erhöht  wird.  Hinzu 
kommt  ein  Zuschlag  von  7 fo  p.a.  auf  den  Fehlbetrag,  gerech- 
net vom  Tag  des  Inkrafttretens  der  Fusion  bis  zum  Tag  der 
Gewinnreal i s i erung . 


2)  Das  Risiko,  dass  sich  eine  aufgrund  von  Entnahmen  der  L-Gesell- 
schafter  nach  Ziffer  V.le)  erforderliche  Erhöhung  der  LWG 
nach  Ziffer  V.lf)  über  den  Fusionskurs  von  DM  260,-  pro  KKB- 
Aktie  hinaus  als  v/irtschaf tlich  unberechtigt  erweisen  sollte, 
geht  zu  Lasten  der  L— Gesellschafter . Sollte  daher  der  Markt- 
wert der  Beteiligung  von  L an  der  LWG,  nach  den  Börsenkursen 
für  KKB-Aktien  gerechnet,  innerhalb  der  ersten  Vertragsperiode 
auf  einen  Betrag  zurückgehen,  der  unter  ihrem  nach  Ziffer  V.lf)]/ 
hochgeschriebenen  Wert  (einschliesslich  Zinszuschlag)  liegt,  / 
dann  gehen  Kursrückgänge  bis  zu  DM  26O,-  pro  KKB-Aktie  allein 
zu  Lasten  der  L-Gesellschaf ter  und  sind  in  Form  eines  Ausgleichs- 
anspruchs zu  Gunsten  der  Gesellschafter  von  K zu  vergüten. 


3)  Die  für  die  Aktien  der  KKB  und  der  Girmes-Werke  AG  genannten 
Kurse  basieren  auf  den  Kapitalverhältniseen  der  beiden  Gesell- 
schaften zum  31 «Oktober  1971  und  sind  bei  späteren  Kapitalver- 
änderungen, insbesondere  Kapitalveränderungen  aufgrund  der 
Kapitalerhöhung  der  KKB  im  November  ds.Js.,  entsprechend  zu 
berichtigen. 
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4)  Es  gilt  als  vereinbart,  dass  die  Disponibilität  der  in  der 
Fusionsrechnung  zu  einem  niedrigeren  Kurs  als  dem  Börsenkurs 

. bewerteten  Beteiligirngswerte,  also  der  Beteiligung  von  L an 
der  LWG  und  den  Beteiligungen  von  K an  der  KKB  und  der  Gir- 
mes-Werke  AG,  nicht  durch  Interessengegensätze  zwischen  den  j 
Gesellschaftergruppen  von  K und  von  L beeinträchtigt  werden  t 
soll.  Eine  geeignete  Regelung  ist  in  den  Überleitungsvertrag  ' 
aufzunehmen  (vgl. hierzu  Ziffer  IX. 2b). 

5)  Die  in  dem  Gutachten  der  Wirtschaftsprüfer  zum  30.6. I97I  aus- 
gewiesene Vermögenssubstanz  der  beiden  Banken  kann  ledig- 
lich nach  Maßgabe  des  Fusionsvertrages  und  dieses  Abkommens 
durch  Auflösung  von  stillen  Reserven  oder  Entnahmen  gemindert 
werden. 


6)  L wird  ihre  Beteiligung  an  der  LWG  in  die  neue  Bank  als 
"Anlagewert”  einbringen,  so  dass  Gewinne  aus  einer  späteren 
Veräusserung  dieser  Beteiligung  allein  nach  dem  Kapital- 
schlüssel zu  verteilen  sind.  Das  gleiche  gilt  für  den  Grund- 
besitz von  L,  unabhängig  davon,  ob  er  zum  Vermögen  der  Bank 
oder  der  L-Grundstücksgesellschaft  gehört. 

7 ) Es  wird  von  beiden  Häusern  in  gegenseitigem  Einvernehmen  eine 
Liste  "Bemerkenswerte  Kredit-  imd  Beteiligungs-Engagements" 

auf gestellt  und  diesem  Abkommen  als  Anlage  7)  und  7a)  beigefügt. 
Ergeben  sich  aus  diesen  Aktiven  gegenüber  dem  bei  der  Fusion 
zugrundegelegten  Wert  unter  Einbeziehung  der  eingebrachten  Ein- 
zelwertberichtigimgen  Überschüsse  oder  Fehlbeträge,  so  gehen 
diese  für  jeden  Einzelfall  zu  Gunsten  oder  zu  Lasten  der  Gesell- 
schafter der  einbringenden  Seite.  Ausgleich  hat  bis  zum 
31. Dezember  1974  zu  erfolgen.  Auch  die  Ausgleichsansprüche  aus 
den  Sonderabsprachen  Girmes  sind  bis  Ende  1974  und  die  Aus- 
gleichsansprüche aus  den  Sonderabsprachen  KKB  (bzw.LWG)  sind 
spätestens  3 Jahre  nach  Ablauf  der  Erklärungsfrist  für  die 
eingeräumte  Option  fällig  und  abzurechnen.  Erfolgt  bei  KKB 
(bzw.LWG)  oder  Girmes  ein  Verkauf  vorher,  wird  anlässlich 
der  Durchführung  abgerechnet. 


VI. 


Die  L-Grundstücks-KG  wird  ihr  Kapital  von  DM  100.000,-  um 
DM  184.000,-  auf  DM  284.000,-  erhöhen.  Die  neuen  Kapitalanteile 
sollen  die  Gesellschafter  von  K mit  den  Quoten  übernehmen, 
die  notwendig  sind,  um  die  L-Grundstücksgesellschaft  zu  einer 
echten  Parallelgesellschaft  der  neuen  Bank  zu  machen.  Der  Kauf- 
preis für  die  Anteile  wird  auf  der  Grundlage  eines  Substanz- 
wertes der  Grundstücksgesellschaft  von  ca. DM  Y,1  Mio  ermittelt. 
Von  diesen  DM  7,1  Mio  entfallen  DM  4 Mio  auf  Darlehen  der  Grund- 
stücksgesellschaf te^s«-  an  die  Gesellschafter  von  L.  Insoweit  kön- 
nen die  Gesellschafter  von  K ihre  Kapitalanteile  an  der  L-Grund- 
stücks-KG  durch  teilv;eise  Übernahme  dieser  (unverzinslichen) 
Darlehensschulden  bezahlen.  Ihren  Anteil  an  der  verbleibenden 
Substanz  von  DM  5,1  Mio  werden  die  Gesellschafter  von  K den 
Gesellschaftern  von  L durch  eine  Barzahlung  von  ca. DM  2 Mio, 
zuzüglich  6 % Zinsen,  bis  spätestens  zum  51.12.75  vergüten. 


VIII. 


Mit  der  praktischen  Durchführung  der  Fusion  und  mit  der  Gestal- 
tung der  hierfür  erforderlichen  Maßnahmen  werden  die  Herren 
Groth,  Neumann  und  Graf  Finck  von  Finckenstein  beauftragt  und 
bevollmächtigt . 


IX. 


1)  Die  Herren  Dr. Zahn  und  Dr. B. von  Falkenhausen  werden  beauftragt 
und  ermächtigt,  für  die  Gesellschaftergruppen  K und  L - nach 
Abstimmung  mit  den  ihrer  Gesellschaftergruppe  angehörenden 
persönlich  haftenden  Gesellschaftern  - alle  zusätzlichen  Ver- 
einbarungen zu  treffen,  die  für  die  sachgerechte  Ausübung 
und  Erfüllung  der  in  dem  Fusionsvertrag  und  dem  Zusatzabkommen 
für  die  beiden  Gesellschaftergruppen  geschaffenen  Sonderrechte 
und  -pflichten  erforderlich  sind. 


2)  Durch  zusätzliche  Vereinbarung  in  diesem  Sinn  sind  insbeson- 
dere noch  zu  regeln: 


Umfang  und  Durchsetzung  eventueller  Ausgleichsansprüche 
einer  Gesellschaftergruppe  nach  § l^.l  e)  des  Fusionsver- 
trages, die  sich  aus  Veränderungen  der  stillen  Reserven 
der  Banken  K und  L in  der  Zeit  zwischen  dem  l.Juli  imd 
dem  31 «Dezember  1971  ergeben  sollten; 


b)  die  Realisierung  der  in  Ziffer  V.l  geschaffenen  Gewinnvor-|| 
rechte  zu  Gunsten  der  beiden  Gesellschaftergruppen,  wobei  A 
die  in  Ziffer  V.A  niedergelegten  Grundsätze  zu  beachten 
sind,  einschliesslich  Überganglösungen  für  etwa  eintretende 
und  ausscheidende  Gesellschafter; 

c)  über  eventuelle  Ausgleichsansprüche  der  Gesellschaftergruppe 
K nach  Ziffer  V.2  und  schliesslich 


d)  über  den  Ausgleich  von  Risiken  aus  sogenannten  "bemerkens- 
werten Engagements"  nach  Ziffer  7 des  Gutachtens  der  Wirt- 
schaftsprüfer. Zu  diesen  Engagements  ist  noch  folgendes  aus- 
zuführen: 


Bei  beiden  Banken  gibt  es  Kredite,  Wertpapierengagements  und 
Beteiligungen,  über  die  sich  die  beiden  Banken  noch  kein 
abschliessendes  Urteil  gebildet  haben.  Die  persönlich  haften- 
den Gesellschafter  von  K imd  L sind  deswegen  übereingekommen, 
diese  Aktiva  noch  für  einen  gewissen  Zeitraum  nach  der  Fusionj 
wirtschaftlich  bei  der  Gesellschaftergruppe  zu  belassen,  die 
sie  eingebracht  hat.  Ebenso  sollen  die  Gesellschafter  der 
Bank,  die  auf  derartige  Engagements  vor  der  Fusion  Einzel- 
wertberichtigungen gebildet  hatte,  die  aus  einer  späteren 
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Auflösung  solcher  Einzelwertberichtigungen  entstehenden 
ausserordentlichen  Gewinne  allein  vereinnahmen. 

Die  Liste  dieser  "bemerkenswerten  Engagements"  ist  zwischen 
den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  von  K und  L noch 
nicht  endgültig  abgesprochen. 


5)  Die  Ermächtigung  zu  Ziffer  1)  deckt  auch  die  Vornahme  von 
Änderungen  und  Ergänzungen  zu  den  im  Zusammenhang  mit  der 
Fusion  geschlossenen  Verträgen,  insbesondere  dem 

Gesellschaf tsvertrag, 
dem  Pusionsvertrag, 
dem  Zusatzabkommen, 

I der  Pensionsvereinbarung  und 

dem  Abkommen  über  die  Abfindung  der  Vorabansprüche, 

soweit  derartige  Änderungen  und  Ergänzungen  an  dem  durch  die 
abgeschlossenen  Verträge  geschaffenen  Rechtszustand  sachlich 
nichts  ändern,  sondern  lediglich  der  Klarstellung  dienen 
oder  aus  steuerlichen  Gesichtspunkten  empfehlenswert  sind. 


Stellungnahme  der  V/irtschaf tsprüf er 
zur  Bewertung 


Sehr  geehrte  Herren  ! 

Nachdem  Sie  uns  mit  Schreiben  vom  26.  Februar  1971  dahingehend  infor- 
miert hatten,  daß  Sie  beabsichtigen,  Ihre  Institute  mit  Wirkung  vom 
31.  Dezember  1971  / 1*  Januar  1972  zusammenzuführen,  haben  Sie  uns  be- 
auftragt, Zahlenmaterial  für  die  in  diesem  Zusammenhang  in  Ihren  Häu- 
sern anzustellenden  Überlegungen  zu  erarbeiten.  Dabei  waren  positive 
und  negative  Auswirkungen  aus  der  Zusammenführung  der  beiden  Institute 
auftragsgemäß  nicht  zu  berücksichtigen.  Die  von  uns  vorgenommenen  Un- 
tersuchungen zum  Substanzwert  und  zur  Ertragslage  des  einzelnen  Insti- 
tuts beruhen  auf  den  Jahresabschlüssen  von  1966  bis  1970  und  den 
ZwischenabschlUssen  zum  30.  Juni  1971»  Uber  das  vorläufige  Ergebnis 
der  Einzeluntersuchungen  haben  wir  am  12.  August  1971  berichtet. 

Sie  tei  I ten  un.".  am  Oktober  1971  mit,  d/il'i  heahs  i ch  t i gen  , die 

Zusammen  fiih  rung  der  beiden  ßankl  nstl  tute  au  I'  der  Orundlage  elnea  Wert- 
verhä'l  tn  i r.se.'-.  von  1 , : 1 vorzunehmen;  d.  h.,  daß  die  bisherigen  Ge- 

sellschafter des  Bankhauses  C.G,  Trinkaus  nach  Einziehung  von  Anteilen 
in  Höhe  von  DM  1,4  Mio  und  die  bisherigen  Gesellschafter  des  Bank- 
hauses Burkhardt  & Co.  nach  Ausscheiden  des  Bankhauses  Merck-Finck  & Co. 
(die  Quote  dieses  Kommanditisten  wird  von  den  anderen  Gesellschaftern 
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übernommen)  an  dem  Kapital  und  den  offenen  Rücklagen  der  neuen  Ge- 
sellschaft im  Verhältnis  1,84  : 1 beteiligt  sein  sollen.  Bei  der  Be- 
stimmung dieses  Wertverhältnisses  wurden  nach  den  uns  gemachten  An- 
gaben folgende  Vereinbarungen  zugrunde  gelegt: 

1.  Bis  zum  31.  Dezember  1971  soll  das  Kapital  zuzüglich  Rücklagen 
bei  dem  Bankhaus  G.G.  Trinkaus  um  DM  2,5  Mio  ermäßigt  und  das 
Kapital  zuzüglich  Rücklagen  bei  dem  Bankhaus  Burkhardt  & Co. 
um  DM  4,5  Mio  erhöht  werden. 

/ 

2.  Von  der  Beteiligung  an  der  Kunden-Kredit-Bank  KGaA  sollen  bis 

zum  31.  Dezember  1971  von  dem  Bankhaus  C.G.  Trinkaus  11.750  Stück 
Aktien  verkauft  werden,  so  daß  der  aus  dieser  Transaktion  ent- 
stehende Veräußerungsgewinn  noch  in  die  Erfolgsrechnung  des  Insti- 
tuts vor  der  Fusion  einfließt. 

3.  Bezüglich  des  nach  der  Zusammen führung  der  Institute  verbleiben- 
den Bestandes  an  KKB-Aktien  gilt  die  Regelung,  daß  die  Erlöse  aus 
der  Veräußerung  von  KKB-Aktien,  soweit  sie  einen  Kurs  von 

DM  260,-  pro  Stück  überschreiten,  den  bisherigen  Altgesellschaf- 
tern zugerechnet  werden.  Diese  Regelung  ist  bis  zum  31.  Dezem- 
ber 1974  befristet. 

4.  Das  Bankhaus  Burkhardt  & Co.  erwartet,  25  % der  von  ihm  gehaltenen 
Beteiligung  an  der  Burkhardt  8e  Co.  Vermögens-Verwaltungs-Gesell- 
schaft  KG  (hierin  sind  die  Beteiligungen  an  der  Kunden-Kredit- 
Bank  KGaA  zusammengefasst)  bis  zum  3I.  Dezember  1971  an  einen 
Kauf in teressenten  veräussern  zu  können  und  ihm  für  die  restlichen 
75  'h  eine  Option  einzuräumen.  Für  den  Kn  I I der  Einriinmung  der 
Option  vorlängort  sich  die  in  Zifter  /■;ennnnte  Frist  bis  zur 
Laulzeit  der  Option  ( l8  Monate  über  dmi  il.  Dezember  1974  hinaus). 
Die  jjersÖnLich  haltenden  Gesel  Lnchai  ter'  des  Bankhauses  Burkhardt 
i Co.  werden  vor  der  Zusammenführung  mit  dem  Bankhaus  C.G.  Trinkaus 
aus  dem  Geseilscha f tsvermögen  ihres  Bankinstituts  bis  zu  DM  10  Mio 
unter  Hochschreibung  des  Buchwertes  der  Beteiligung  an  der  Burk- 
hardt & Co.  Vermögensverwaltungs-Gesellschaft  KG  als  Gegenwert 
für  einen  Verzicht  auf  das  ihnen  nach  ihrem  Gesellschaftsvertrag 
zustehende  Gewinnvorab  in  bezug  auf  Gewinne  aus  der  Veräusserung 
von  Grundstücken  und  Beteiligungen  entnehmen.  Für  den  Fall  einer 
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teilweisen  Veräusserung  der  Beteiligung  vor  dem  31»  Dezember  1971 
vermindert  sich  dieser  Betrag  um  55  % des  von  dem  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.  erzielten  Veräusserungsgewinns.  Sofern  der  sich 
aufgrund  dieser  Entnahme  und  der  damit  verbundenen  Hochschrei- 
bung ergebende  aufgestockte  Fusionskurs  der  Beteiligung  an  der 
Burkhardt  & Co.  Verraögens-Verwaltungs-Gesellschaf t KG  und  damit 
indirekt  der  Beteiligung  an  der  Kunden-Kredit-Bank  KGaA  sich 
später  als  wirtschaftlich  unberechtigt  erweisen  sollte,  sollen 
Kursrückgänge  der  KKB-Aktie  bis  zu  DM  260,-  pro  Stück  nach  Zu- 
sammenführung der  beiden  Institute  allein  zu  Lasten  der  bis- 
herigen Gesellschafter  des  Bankhauses  ßurkhardt  & Co.  gehen. 

(t)ie  engültige  Vereinbarung  zwischen  den  Gesellschaftern  des 
Bankhauses  Burkhardt  & Co.  hierzu  soll  gesondert  erfolgen») 

Sofern  zum  Stichtag  der  Zusaramenführung  (l.  Januar  1972)  durch 
die  vorweg  erfolgten  Entnahmen  der  Gesellschafter  des  Bankhauses 
Burkhardt  & Co.  das  Verhältnis  der  stillen  Reserven  unter  1,84:1 
(stille  Reserven  des  Bankhauses  Burkhardt  & Co.  = l)  liegt,  wird 
ein  Ausgleich  dadurch  geschaffen,  daß  der  in  die  Wertermittlung 
eingegangene  Kurs  für  die  von  dem  Bankhaus  Burkhardt  & Co.  in  die 
vereinigte  Gesellschaft  eingebrachte  (indirekte)  Beteiligung  an 
der  Kunden-Kredit-Bank  KGaA  von  DM  260,-  pro  Aktie  um  den  Fehl- 
betrag zuzüglich  7 % p.a.  Zinsen  vom  1.  Januar  1972  bis  zum  Da- 
tum der  Veräußerung  der  Beteiligung  an  der  Kunden-Kredit-Bank 
KGaA  erhöht  wird. 

Bezüglich  des  vom  Bankhaus  C.G.  Trlnkaus  gehaltenen  Bestandes  an 
Gi  rme.'i- Aktien  int  vorgesehen,  daß  die  nanii  der  Zusammen  Tührung 
(Jor  beiden  Institute  anfallenden  Erlöse  aus  dem  Verkauf  solcher 
Aktien,  soweit  sie  einen  Kure  von  670  % je  Aktie  übersteigen, 
den  Altgesellschaftern  des  Bankhauses  C.G.  Trinkaus  zustehen. 

Diese  Regelung  gilt  bis  zum  31»  Dezember  1974. 

6.  Die  für  die  direkt  und  indirekt  gehaltenen  Beteiligungen  an  der 

Kunden-Kredit-Bank  KGaA  und  die  Beteiligunp-  an  der  Girmes-Werke  AG 
für  die  Ableitung  des  Wertverhältnisses  des  Bankhauses  C.G. 
Trinkaus  zu  dem  Bankhaus  Burkhardt  & Co.  fixierten  Kurse  basieren 
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auf  den  Kapitalverhältnissen  der  Kunden-Kredit-Bank  KGaA  und 
der  Girmes-Werke  AG  vom  31*  Oktober  1971;  sie  sind  bei  der 
endgültigen  Abrechnung  gemäss  Ziffer  3 und  k um  spätere 
Kapitalveränderungen,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die 
Kapitalerhöhung  bei  der  Kunden-Kredi t-ßank  KGaA  im  November  1971, 
entsprechend  zu  berichtigen. 

7.  Es  bestehen  bei  beiden  Instituten  einzelne  Kreditengagements , 
die  hinsichtlich  ihrer  Abwicklung  von  den  Gcschäf tsleitungen 
der  Institute  unterschiedlich  beurteilt  werden.  Diese  Engage- 
ments sollen  spätestens  bis  zum  31»  Dezember  1974  zu  Gunsten 

^ oder  zu  Lasten  der  jeweiligen  Gesellschaf tergruppo  abgerechnet 

werden.  Eine  Aufstellung  der  für  diese  Vereinbarung  in  Frage 
kommenden  Kreditengagements  nach  dem  Stand  vom  31.  Dezember  1971 
soll  uns  übergeben  werden. 

8.  Zur  Herbeiführung  einer  wechselseitigen  Beteiligung  der  Gesell- 
schafter des  Bankhauses  C.G.  Trinkaus  und  des  Bankhauses 
Burkhardt  & Co.  an  den  bei  beiden  Gesellschaften  bestehenden 
sogenannten  Parallelgesellschaften  (Proventina  AG,  Zürich, 
bzw.  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-KG ) sind  besondere  Verein- 
barungen getroffen,  die  nicht  Gegenstand  unserer  gutacht- 
lichen Stellungnahme  sind. 

^ Bei  der  Beurteilung  der  Angemessenheit  des  festgesetzten  Wert- 

verhältnisses sind  wir  von  dem  erarbeiteten  Zahlenmaterial,  den 
oben  aufgeführten  Vereinbarungen  und  den  uns  zusätzlich  in  mehreren 
Besprechungen  erteilten  Auskünften  der  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter beider  Institute  ausgegangen.  Ausserdem  konnten  wir 
uns  auf  die  Kenntnisse  der  Gutachter  Treuverkehr  AG  und  West- 
deutschland AG,  aus  ihrer  langjährigen  Abschlussprüfertätigkeit 
bei  den  Instituten,  stützen. 
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Unsere  Ermittlung  der  Substanzwerte  zum  30.  Juni  1971  führte  zu  folgen- 
dem Ergebnis : 


Kapital  und  Rücklagen 

Stille  Reserven  vor  Berück- 
sichtigung der  Risiken  aus 
den  nicht  endgültig  verkauf- 
ten Schuldscheindarlehens- 
forderungen des  Bankhauses 
C.G.  Trinkaus 


Bankhaus 


Bankhaus 


C.G.  Trinkaus  Burkhardt  & Co. 


Mio  DM 
90,0 


61,3 


Mio  DM 
43,0 


T 


Hierbei  sind  die  stillen  Reserven  in  den  Beteiligungen  der  Kunden- 
Kredit-Bank  KGaA  und  Girmes-Werke  AG,  aufgrund  eines  Einvernehmens 
zwischen  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  der  beiden  Bank- 
häuser, unter  Zugrundelegung  der  Börsenkurse  vom  30.  Juni  1971 
ermittelt  worden. Nach  den  Abreden  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter (vgl.  oben  Ziffer  3 und  5)  sind  für  die  en^^gültige  Ermittlung  der 
Wertrelation  für  diese  Beteiligungen  die  Fusionskurse  je  Stück  KKB-Aktie 
auf  DM  260,-  und  für  die  Girmes-Aktie  mit  670  % festgesetzt  worden. 

Für  die  noch  nicht  endgültig  verkauften  Schuldscheindarlehensforderungen 
des  Bankhauses  C.G.  Trinkaus  ist,  ebenfalls  einvernehmlich  zwischen  den 
persönlich  haftenden  Gesellschaftern,  ein  Risikoabschlag  von  DM  6 Mio 
vorgesehen . 

Für  die  bei  dem  Bankhaus  C.G.  Trinkaus  bestehenden  Pensionsanwart- 
schaften der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  wurde  kein  Abzug  vom 
Substanzwert  vorgenommen,  da  mit  der  Zusammenführung  der  Institute  eine 
Neuregelung  für  sämtliche  persönlich  haftenden  Gesellschafter  getrof- 
fen werden  soll. 


Ausgehend  von  unseren  Untersuchungen  der  Substanzwerte  und  der  Er- 
tragslage der  vergangenen  5 1/2  Jahre  bis  30.  Juni  1971  sowie  unter 
Berücksichtigung  der  Struktur,  der  Organisation  und  der  Geschäftsbe- 
ziehungen der  beiden  Bankhäuser  und  den  vorgenannten  Abreden  der  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  (der  vorgesehene  Fusionsvertrag 
liegt  uns  noch  nicht  vor),  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  von 


6/ 


-6- 


1 

i 


1 


den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  in  Aussicht  genommene  Wert- 
verhältnis von  1,84  für  das  Bankhaus  C.G.  Trinkaus  und  von  1 für  das 
Bankhaus  Burkhardt  & Co.  innerhalb  des  Rahmens  liegt,  den  die  Unter- 
zeichneten Gutachter  für  angemessen  halten. 

Zum  31.  Dezember  1971  werden  die  Jahresabschlüsse  der  beiden  Institute 
nach  einheitlichen,  von  den  Gutachtern  zu  erarbeitenden  Richtlinien, 
aufgestellt.  Die  aus  den  Einzelabschlüssen  abgeleitete  Eröffnungsbi- 
lanz des  vereinigten  Instituts  wird  von  den  Gutachtern  auf  die  Einhal- 
tung der  Richtlinien  geprüft  und  bestätigt  werden.  Die  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  der  beiden  Institute  werden  je  eine  von  uns  be- 
nötigte Vollständigkeitserklärung  nach  dem  Stand  vom  30.  Juni  1971 
und  dem  31.  Dezember  1971  abgeben. 


Düsseldorf/Essen,  den  10.  November  1971 


Dr.  Wollert  - Dr . Eimendorff  KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 


Treuverkehr 
Aktiengesellschaft 
Wirtschaftspr üfungsgesellschaft 


Westdeutschland 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Aktiengesellschaft 


Pensionsvereinbaruiig 


Das  Bankhaus  Burl-diardt  & Co.,  Essen,  beabsichtigt,  zum 
;51. Dezember  I97I/I . Januar  1972  mit  dem  Banldiaus  C.  G.Trinkaus, 
Düsseldorf,  zu  fusionieren.  Um  die  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter des  Bankhauses  Burkhardt  & Co.  in  Bezug  auf  ihre 
Alters-,  Invalidität s-  und  Hinterbliebenenversorgung  den  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaftern  von  C. G.Trinkaus  gleichzu- 
stellen, v/ird  mit  den  Herren 


Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Karl-V/ilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein 
Werner  Kehl 
Otto  Schoeppler 
Wolfgang  von  Waldthausen 


in  ihrer  Eigenschaft  als  persönlich  haftende  Gesellschafter 
folgende  Pensionsvereinbarung  getroffen: 


1.  Tritt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  wegen  Errei- 
chung der  Altersgrenze  nach  § 11  Abs.l  oder  nach  Maßgabe 
des  § 11  Abs. 9 in  die  Stellung  eines  Kommanditisten  zurück 
oder  scheidet  er  aus  einem  solchen  Grunde  ganz  aus  der 
Gesellschaft  aus,  so  erhält  er  ein  jährliches  Ruhegehalt 
in  Höhe  von 


DM  72.000,-- 

(in  Worten:  Zweiundsiebzigtausend  Dt. Mark). 

Dasselbe  gilt  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Gesell- 
schafter der  Firma  mehr  als  zwei  volle  Vertragsperioden 
im  Sinn  von  § I9  Abs. 2 als  persönlich  haftender  Gesell- 
schafter angehört  hat,  in  den  Fällen  der  §§  11  Abs. 4 und 
5,  19  Abs. 6,  20  Abs.l  und  21  des  Gesellschaftsvertrages. 


Herr  Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen  wird  wie  ein 
Gesellschafter  behandelt,  der  nach  einer  Dienstzeit  von 
mehr  als  zwei  vollen  Vertragsperioden  nach  § 11  Abs. 5 
des  Gesellschaftsvertrages  aus  der  Geschäf tsleitting  aus- 
geschieden ist.  Sein  Anspruch  beginnt,  sobald  er  sein 
62. Lebens jabr  vollendet  hat  oder  arbeitsunfähig  wird. 
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In  Bezug  auf  die  Ruhegeldansprüche  seiner  Witwe  und  seiner 
Kinder  nach  Ziffern  5.  und  6.  gilt  er  jedoch  schon  ab  1. Januar 
1972  als  ein  im  Ruhestand  befindlicher  persönlich  haftender 
Gesellschafter . 

2.  Das  in  Ziffer  1.  genannte  Ruhegehalt  ist  das  Endruhegehalt. 

Es  wird  nach  einer  Dienstzeit  als  persönlich  haftender  Ge- 
sellschafter von  20  Jahren  gezahlt.  Für  jedes  weniger  ge- 
leistete Dienstjahr  ermässigt  sich  das  Eiidruhegehalt  um 
4 %;  es  beträgt  jedoch  mindestens  DM  30.OOO,-  im  Jahr.  Im 
Sinne  dieser  Bestimmung  rechnet  die  Dienstzeit  für 

Herrn  Dr. Bernhard  von  Falkenhausen  ab  I.I.I966 
Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein  ab  1.1.1955 
Herrn  Werner  Kehl  ab  I.I.I965 
Herrn  Otto  Schoeppler  ab  I.I.I966 
Herrn  Wolfgang  von  Waldthausen  ab  1.3. 1971- 

5.  Falls  sich  die  Kaufkraft  der  Deutschen  Mark  wesentlich 
ändert,  oder  eine  Währungsumstellung  erfolgt,  soll  eine 
angemessene  Herauf-  oder  Herabsetzung  der  in  Ziffern  1. 
und  2.  genannten  Summen  unter  Berücksichtigung  der  Inter- 
essen der  Gesellschaft  und  des  Pensionsempfängers  erfolgen. 
Eine  entsprechende  Änderung  hat  in  jedem  Fall  zu  erfolgen, 
wenn  sich  das  Anfangsgehalt  eines  Regierungsrates  im  Bun- 
desdienst (Besoldungsgruppe  A I5 ) gegenüber  seinem  Stand 
vom  1. Januar  1964  um  10  ^ oder  mehr  nach  oben  oder  unten 
verschiebt.  Das  gleiche  gilt  bei  grundlegender  Änderung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  oder  der  Situation  der 
Firma. 

4.  Die  Zahlung  des  Ruhegehaltes  erfolgt  monatlich  zum  Schluss 
eines  jeden  Kalendermonats. 
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5.  Wenn  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  im  Dienst  der 
Gesellschaft  stirbt,  so  erhält  seine  Witwe  oder,  wenn  eine 
solche  nicht  vorhanden  ist,  erhalten'  seine  Erben  seine  bis- 
herigen festen  Bezüge  noch  für  den  laufenden  und  sechs  weitere 
Monate.  Ausserdem  erhalten  seine  Witwe  bzw.  seine  Erben  bei 
der  Gewinnverteilung  für  das  Geschäftsjahr,  in  dem  der  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  verstorben  ist,  die  auf  ihn 
entfallende  anteilige  Tantieme. 

Desgleichen  erhalten  die  Witwe  oder,  wenn  eine  solche  nicht 
vorhanden  ist,  die  Erben  des  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ters, der  im  Ruhestand  stirbt,  die  Ruhegehaltsbezüge  des 
Verstorbenen  noch  für  den  laufenden  und  sechs  weitere  Monate. 

Dr.med. Bettina  Freifrau  von  Falkenhausen 
geb. Freiin  von  Biedermann, 

Lilian  Reichsgräfin  Finck  von  Finckenstein 
geb.  Freiin  von  Blumenthal, 

Frau  Karin  Kehl  geb. Cloppenburg, 

Frau  Dolores  Schoeppler  geb.Riolo  und 

Frau  Lieselotte  von  Waldthausen  geb. König, 

erhalten,  wenn  ihr  Ehemann  in  den  Diensten  der  Gesellschaft 
oder  im  Ruhestand  stirbt,  nach  Ablauf  der  in  Abs.l  und  2 
erv7ähnten  6 Monate  ein  Ruhegehalt  von  75  % des  Ruhegehal- 
tes ihres  Ehemannes.  Das  Ruhegehalt  entfällt  mit  der  V/ie- 
derverheiratung  der  Witwe. 

6.  Das  Ruhegehalt  der  Witwe  erhöht  sich  für  jedes  Kind  des 
verstorbenen  persönlich  haftenden  Gesellschafters,  das 
das  25. Lebens jahr  noch  nicht  erreicht  hat,  um  ein  Zehntel 
ihres  Ruhegehalts,  höchstens  aber  insgesamt  um  zwei  Zehn- 
tel. Entfällt  das  Ruhegehalt  der  Witwe,  weil  sie  verstor- 
ben ist,  stirbt  oder  sich  wiederverheiratet,  so  erhält  je- 
des Kind,  welches  das  25 . Lebens jahr  noch  nicht  erreicht  hat, 
ein  Viertel  des  Ruhegehalts  der  Witwe,  mehrere  Kinder  zusam- 
men aber  höchstens  3/'^  desselben. 
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7.  Der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  wird  durch  die  Liquidation  der 
Gesellschaft  nicht  berührt  und  ist  bei  derselben  als  Passi- 
vum zu  berücksichtigen.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und 
wieweit  Rückstellungen  für  das  Ruhegehalt  gebildet  werden 
sollen,  bleibt  dem  Ermessen  der  Geschäftsleitung  überlassen. 

8.  Ein  Anspruch  auf  Ruhegehalt  besteht  nicht,  V7enn  der  persön- 
lich haftende  Gesellschafter  wegen  eines  in  seiner  Person 
liegenden,  von  ihm  gröblich  verschuldeten  wichtigen  Grundes 
aus  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  wird.  Das  gleiche  gilt, 
wenn  der  persönlich  haftende  Gesellschafter  ohne  vorherige 
Zustimmung  der  Bank  anderweitig  im  Bank-  oder  Finanzv/esen 
tätig  wird.  Die  Zustimmung  kann  nur  versagt  werden,  wenn 
die  beabsichtigte  Tätigkeit  den  Interessen  der  Bank  zuwider- 
läuft . 

9.  Eine  von  der  Gesellschaft  abgeschlossene  Unfallversicherung 
soll  dem  Gesellschafter,  den  der  Unfall  betroffen  hat,  bzw. 
seinen  Erben,  unabhängig  von  dem  Anspruch  auf  das  Ruhegehalt 
zugutekommen. 

10.  Diese  Vereinbarung  soll  die  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter von  Burkhardt  & Co.  nach  der  Fusion  ihrer  Bank  mit  dem 
Bankhaus  C.G.Trinkaus  in  Bezug  auf  ihre  Alters-,  Invalidi- 
täts-  und  Hinterbliebenen-Versicherung  den  persönlich  haf- 
tenden Gesellschaftern  von  C.G.Trinkaus  gleichstellen.  Sie 
deckt  sich  daher  inhaltlich  mit  der  Pensionsvereinbarung 
von  C.G.Trinkaus  vom  31*Dezember  I969.  Soweit  sich  der  allen 
Ruhegehalt sansprüchan  zugrunde  liegende  Ausgangsbetrag  von 
DM  72.000,-  nach  Maßgabe  der  Ziffer  5*  der  Pensionsverein- 
barung von  C.G.Trinkaus,  (die  der  Ziffer  3.  dieser  Verein- 
barung inhaltlich  entspricht)  in  der  Vergangenheit  zu  Gun- 
sten oder  zu  Lasten  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
von  C.G.Trinkaus  geändert  hat,  wirkt  sich  diese  Änderung  in 
gleichem  Umfang  auch  auf  die  Pensionsrechte  der  in  dieser 
Vereinbarung  begünstigten  Herren  aus,  ohne  dass  es  auf  den 
Zeitpunkt  der  Änderung  ankommt. 
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Persönlich  haftende  Gesellschafter 

Dr.  Johannes  C.  D.  Zahn 

Rudolf  Groth 

Bruno  J.  Neumann 

Dr.  Bernhard  Müller 

Dr.  Karl  Wulf 

Dr.  Hermann-Siegfried 

Graf  zu  Münster 

Joachim  J.  Hecker 

Generalbevollmächtigte 

Dr.  Helmut  Nieland 

Dr.  Klaus  Tiedje 

(Niederlassung  Frankfurt/M.) 

Direktoren 

Dr.  Wilfred  Grigat 

(Wertpapier-Beratung) 

Dr.  Harald  Grossmann 

(Sekretariat) 

Dr.  Gustav  Adolph  von  Halem 

(Kapitalsammelstellen) 

Johann  W.  von  Mallinckrodt 

(Wertpapier-Beratung) 

Josef  Meyer 

(Innenleitung) 

Hans  Joachim  Saretz 

(Kreditgeschäft) 

Heribert  Schürgens 

Stellv.  Direktoren 

(Bilanz  und  Steuern) 

Hugo  Domnick 
Karl  Heinz  Netsch 


(Geld-  und  Devisenhandel) 

(Kundenbearboitung  im 
Einlagen-  und  Kreditgeschäft) 


Kommanditisten 

Professor  Dr.  jur.  h.  c.  Kurt  Forberg 
Stefan  Glasmacher 
Dr.-Ing.  Konrad  Henkel 
Dipl.-Ing.  Viktor  Langen 
Udo  van  Meeteren 

Generalkonsul  Senator 

Prof.  Dr.-Ing.  E.  h.  Dr.  jur.  h.  c.  Alfred  Pierburg 

Walter  Poland 

Dr.  h.  c.  Max  Schmidheiny  (Amiantus  AG), 

< Niederurnen/Glarus 

Prof.  Dr.  rer.  pol.  Dr.  med.  h.  c.  Ernst  Schneider 

Senator  Rechtsanwalt  Erich  Selbach 

k. 

Ir.  F.  H.  Fentener  van  Vlissingen  (Abstede  N.V.), 
Utrecht 

Handelsbank  in  Zürich,  Zürich 

Karoü-Wirfschattsprüfung  GmbH,  Wirtschaftsprüfungs- 
gosellschaft  Stcuerberatungsgesellschaft,  Essen 


« 


Bilanz  zum  31.  Dezember  1970  (zusammengefaßt  — nach  Gewinnverwendung) 


AKTIVA 


Kasse  

Bundesbank-  und  Postscheckguthaben 

Schecks,  Inkassopapiere,  Wechsel 

Forderungen  an  Kreditinstitute 

Festverzinsliche  Wertpapiere 

Börsengängige  Dividendenwerte,  sonstige  Wertpapiere  . . 

Forderungen  an  Kunden  

Ausgleichsforderungen 

Durchlaufende  Kredite 

Beteiligungen 

Grundstücke,  Gebäude,  Geschäftsausstattung,  Sonstiges  . 


1970  1969 

TDM  TDM 


6.243 

6.131 

165.951 

157.491 

270.761 

273.900 

462.830 

333.350 

201 .409 

250.218 

55.837 

52.062 

580.921 

528.139 

3.091 

3.207 

9.127 

11.458 

31.530 

30.154 

8.670 

8,512 

1.796  370 

1.654  622 

Düsseldorf,  den  5.  März  1971 


Der  Bilanz  zum  31.  Dezember  1970  haben  wir  in  der  nicht  züsammengefaßten  Form 
geschränkten  Bestätigungsvermerk  erteilt. 


Frankfurt/Düsseldorf,  den  9.  März  1971 


C.  G.Trinkaus 


. PASSIVA  1970  1969 

TDM  TDM 

Verbindlichkeiten 

Täglich  fällige  Verbindlichkeiten 528.945  477.049 

Befristete  Verbindlichkeiten 990.173  907.299 

Spareinlagen 121.297  113.724 

Eigene  Akzepte  im  Umlauf 25.660  30.885 

Durchlaufende  Kredite 9.127  11.458 

Rückstellungen,  Rechnungsabgrenzung,  Sonstiges  . . 16.296  12.922 

Sammciwertberichtigung 14.872  12.785 

Kapital  und  offene  Rücklagen 90.000  88.500 

1.796.370  1.654  622 

Indossamentsverbindlichkeilen  aus 

weitergegebenen  Wechseln  141.240  105.324 

Verbindlichkeiten  aus  Bürgschaften,  Wechsel-  und  Scheck- 
bürgschaften sowie  aus  Gewährleistungsverträgen  . . . 146.821  118  043 

Verbindlichkeiten  aus  Pensionsgeschäften — 9.956 

(davon  bereits  fest  an  Dritte  verkaufte 
Vermögensgegenstände: 1969  TDM  5.000) 


C.  G.  TRINKAUS 
gez.  Zahn,  Groth,  Neumann,  Müller, 

'*  Wulf,  Graf  zu  Münster,  Hecker 

— wie  sie  dem  Bundesaufsichtsamt  für  das  Kreditwesen  eingereicht  wird  — den  unein 

TREUVERKEHR  AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

gez.  Dr.  Nebendorf  gez.  Klein 

Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer 


*> 

\ 
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C.  G.Trinkaus 


Bank  seit  1785 


4000  Düsseldorf  • Königsallee  17  • Telefon  (0211)  8 30  31  • Postfach  1108 


Niederlassung 

6000  Frankfurt  • Bockenheimer  Landstraße  51—53  • Telefon  (0611)  72  07  91 
Niederlassungen  und  Zweigstellen  Im  Raum  Düsseldorf 


4000  Ddf.  Benrath 
4000  Ddf.  Derendorf 
4000  Ddf.  Dorotheenplatz 
4000  Ddf.  Friedrichstadt 
4000  Ddf.  Innenstadt 
4000  Ddf.  Inter-Cont.-Hotel 
4000  Ddf.  Oberkassel 
4000  Ddf.  Wehrhahn 
4000  Ddf.  Wersten 
4033  Hösel 
4019  Monheim 
4040  Neuss 
4030  Ratingen 


Paulistr.  5 
Münsterstr.  1 
Birkenstr.  151 
Corneliusstr.  58 
Bismarckstr.  54a 
Karl-Arnold-Platz  5 
Oberkasseler  Str.  84 
Am  Wehrhahn  45 
Opladener  Str.  2 
Bahnhofstr.  33 
Neustr.  1 (Hochhaus) 
Neuslr.  26 
Oberstr.  6 


Tel.  (0211)  71  77  79 
Tel.  (0211)  49  07  07 

Tel.  (0211)  68  67  93 
Tel.  (0211)  8 08  61 

Tel.  (0211)  8 02  73 

Tel.  (0211)  43  73  33 

Tel.  (0211)  5 48  48 

Tel.  (0211)  35  34  52 

Tel.  (0211)  76  72  22 
Tel.  (02102)  6 51  84 

Tel.  (02173)  510  71 

Tel.  (02101)  2 20  05 

Tel.  (02102)  2 60  53 


Fernschreiber:  Geschäftsleitung  und  allgemeiner  Zahlungsverkehr  8 581  490, 
Börse  8 581  431,  während  der  Börsenzeit  8 581  491,  Ausl.  Börse  8 581  436, 
Devisenhandel  8 581  497,  Frankfurt  414  940  • Telegr.:  Trinkausbank  Düssel- 
dorf, Trinkausbank  Frankfurt  • Postscheck:  Essen  34  75,  Köln  2145  und 
Frankfurt  25  11  • Girokonten:  Landeszentralbank  Düsseldorf  300  308  80, 

Frankfurt  502  308  80 


I Akfennotiz 


Düsseldorf,  den  4.  November  1971 
dr . gm-sn 


1.  Die  wesentlichen  Daten  der  Gesellschaft  sind  auf  separatem 
Merkblatt  zusammengestellt,  auf  die  Bezug  genommen  wird. 


II.  Bilanz 


1)  Hauptposten  der  Bilanz  ist  eine  2o^ige  Beteiligung  an 

dem  Aktienkapital  der  Privatbank  & Verwaltungsgesellschaft, 
Zürich,  von  zur  Zeit  nom.  sfrs.  7,5  Mio. 

Daneben  hält  die  Proventina  Aktien  an  der  Banque  Worms, 
Basler  Handelsbank  und  Schweizerische  Unfallvers . Ges . AG 
"Winterthur"  im  Gegenwert  von  zusammen  rd.  sfrs.  1,2  Mio. 

2)  Eine  Barliquidität  von  z.Zt.  rd.  sfrs.  1,4  Mio  wird  in 
Festgeldern  unterhalten,  die  vorgemerkt  sind  für  Beteiligung 
an  bevorstehender  Kapitalerhöhung  der  Privatbank  & Ver- 
waltungsgesellschaft um  sfrs.  2,5  Mio  auf  sfrs.  lo  Mio. 

3)  Die  Gründungskosten  sind  in  Übereinstimmung  mit  der  FIDES 
in  Höhe  von  rd.  sfrs.  24o.ooo,--  aktiviert  und  vjerden 
gemäß  den  gesetzlichen  Vorschriften  mit  2o  % p.a.  in  fünf 
Jahren  abgeschrieben. 

4)  Die  Verwaltungskosten  sind  gering.  Es  wird  zur  Zeit  eine 
Prokuristin  in  Zürich  beschäftigt.  Die  FIDES  erhält  bei 
gegebenem  Kapital  von  sfrs.  lo,4  Mio  für  Treuhandfunktion 
und  Verwaltung  des  Aktienbuches  einen  Betrag  von  sfrs. 
lo.ooo,--  p.a. 
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Düsseldorf,  den  4.  November  1971 
dr . gm-sn 

Beteiligung  K-tL  an  Proventina  Commercial  AG,  Zürich 
III.  Bet ei ligungs Verhältnisse 

Die  Gesellschafter  von  CGT  sind  in  dem  gleichen  Verhältnis 
ihrer  Kapitalbeteiligung  bei  CGT  an  dem  Aktienkapital  der 
Proventina  beteiligt. 

^ Für  die  künftigen  Gesellschafter  K+L  soll  das  gleiche  Be- 

teiligungsverhältnis an  der  Proventina  herbeigeführt  werden, 
wobei  die  Kapitalbeteiligung  der  Gesellschafter  K in  dem 
bisherigen  Umfang  erhalten  bleiben  soll.  Es  ist  deshalb  eine 
Kapitalerhöhung  der  Proventina  erforderlich,  wobei  sich 
folgende  Rechnung  ergibt: 


Kapital  proz.  Kapital 

K+L  Beteiligung  Proventina 

Anteil  K DM  63,6  Mio  64,8  % sfrs.  lo,4  Mio 

Anteil  L DM  34,525  Mio  35,2  % sfrs.  5,65  Mio 

DM  98,125  Mio  loo  % sfrs.  l6,o5  Mio 


Um  die  Gesellschafter  L in  dem  gleichen  Verhältnis  an  der 
Proventina  zu  beteiligen,  ist  somit  eine  Kapitalerhöhung  der 
Proventina  in  Höhe  von  rd.  sfrs.  5,65  Mio  durch  Ausgabe  von 
Stck.  56.500  Aktien  a sfrs.  loo,--  erforderlich. 

IV.  Verwahrung  und  Verwaltung  der  Aktien 

Die  Aktien,  verbrieft  in  Globalurkunden,  sind  von  den 
Gründern  im  Aufträge  der  Aktionäre  auf  die  FIDES  blanko 
indossiert  übertragen,  von  der  die  Aktien  gemäß  Vertrag 
mit  Verwaltungsrat  treuhänderisch  für  die  Aktionäre  gehalten 
werden.  FIDES  hat  ein  Register  zum  Aktienbuch  angelegt,  in 
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Düsseldorf,  den  4.  November  1971 
dr . gm-sn 

Beteiligung  K+L  an  Proventina  Commercial  AG,  Zürich 

dem  die  wirtscnaftlichen  Eigentümer  der  Aktien  aufgeführt 
sind. 

in  einem  separaten  Aktionär“  und  Poolvertrag  ist  unter  den 
Aktionären  entsprechend  der  obigen  Konzeption  vereinbart, 
daß  der  Bestand  an  Aktien  jeweils  prozentual  der  Beteiligung 


^ am  Kapital  von  CGT  entsprechen  soll.  Die  Aktionäre  haben 


wv 

am: 

Provent ina  Commercial  AG,  Zurich 


Firma: 
Gegründet : 


Sitz; 
Kapital : 


Aktien: 


Verv/altungsrat : 


Kontrollstelle: 


Proventina  Commercial  AG 

15.  Dezember  1970,  eingetragen  im  Zürcher 
Handelsregister  (Ordn.-Nr,  be  762^9)  am 

16.  Dezember  1970 

Zürich,  Bärengasse  29 

Fr.  10.400.000,— 
eingezahlt: 

Fr.  5«200.000,--  per  14.  Dezember  1970 
Fr.  5.200.000,—  per  17 . Kai  1971. 

Stück  104.000  Namenaktien  a nom.  Fr.  100 
Verv/altung  treuhänderisch  durch  FIDES 
Treuhand-Vereinigung,  Zürich,  Bleicher- 
weg 

(5  Mitglieder,  bisher  gev/ählt) : 

1)  Professor  Dr.  Kurt  Forberg,  (Präsident), 
Zollikon/Zürich,  Höhestr.  60 

2)  Dr.  Paul  Eisenring, 

Präsident  des  Verwaltungsrates  der 
Privatbank  und  Verwaltungsgesellschaft, 
Zürich,  Bärengasse  29 

y)  Josef  Zumstein, 

Direktionspräsident  der  GrandsMagasins 
Jelmoli  S.A.,  Zürich, 

FIDES  Treuhand-Vereinigung,  Zürich, 
Bleicherweg  (zuständig;  Dr.  Kurt  Stocker, 

Vizedirektor) 


Geschäf t s j ahr : 


1.  Oktober  bis  3o.  September 
(per  30.9.1971  Rumpfgeschäftsjahr) 


s 


m 

± 


TUTE  M 


der 

Proventina  Commercial  AG,  Zürich 


Name  und  Sitz; 

§ 1 

Unter  der  Firma 

Proventina  Commercial  AG 

besteht  aufgrund  dieser  Statuten  eine  Aktiengesellschaft 
mit  Sitz  in  Zürich. 


Zv/eck : 


§ 2 

Beteiligung  an  anderen  Unternehmungen  im  In-  und  Ausland; 
Finanz-  und  Finanzierungsgeschäfte  aller  Art;  kommerzielle 
Transaktionen;  Kapitalanlagen;  Vermögens verv:altungen  sowie 
Tätigung  aller  damit  zusammenhängenden  Geschäfte. 


Dauer: 

» 

§ 3 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  unbestimmt. 
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Gesellschaftskapital ; 

§ 4 

Das  Kapital  der  Gesellschaft  beträgt  Fr.  10' 400' 000. -- 
-xmd  ist  eingeteilt  in  104' 000  Namenaktien  im  Nominalwert 
von  je  Fr.  100. — , 


Aktienbuch; 

§ 5 

Die  Gesellschaft  führt  über  die  Eigentümer  der  Namenaktien 
ein  Aktienbuch.  ' 

V, 

Die  Eintragung  in  das  Aktienbuch  setzt  einen  Ausv/eis  über 
die  formrichtige  Übertragung  der  Aktie  voraus. 

Im  Verhältnis  zu  der  Gesellschaft  wird  als  Aktionär  be- 
trachtet, wer  im  Aktienbuch  eingetragen  ist. 

Die  Eintragung  ins  Aktienbuch  bedarf  der  Genehmigung  durch 
den  Verwaltungsrat,  der  diese  Genehmigung  oline  Angabe  von 
Gründen  verweigern  darf.  Art.  686  Abs.  4 OR  bleibt  Vorbehalten. 


Organe  der  Gesellschaft; 

§ 6 

Organe  der  Gesellschaft  sind; 


a)  Die  Generalversam.mlung 

b)  Der  Verv/altungsrat 

c)  Die  Kontrollstelle 
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Die  Generalversarr.mlunjs; 


§ 7 

Oberstes  Organ  der  Aktiengesellschaft  ist  die  Gene- 
ralversamirilung  der  Aktionäre'. 


Ihr  stehen  folgende,  unübertragbare  Befugnisse  zu: 

a)  Prüfung  und  Genehmigung  des  Geschäftsberichtes 
der  Vervjaltung,  der  Bilanz  und  der  Gev/inn-  und 
Verlustrechnung; 

b)  Beschlussfassung  über  die  Verv.'endung  des, Rein- 
gewinns; 

c)  Entlastung  der  Verwaltung; 

d)  Wahl  und  Abberufung  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rates und  der  Kontrollstelle; 

e)  Statutenänderungen,  insbesondere  Erhöhung  oder 
Herabsetzung  des  Aktienkapitals  und  Auflösung  der 
Gesellschaft; 

f)  Beschlussfassung  über  die  Anträge  des  Verv;altungs- 
rates,  der  Kontrollstelle  sowie  solcher  Aktionäre, 
die  mindestens  10  des  Aktienkapitals  vertreten 
und  Verhandlungsgegenstände  mindestens  zwei  V/ochen 
vor  der  Generalversamm.lung  schriftlich  bei  dem 
Verwaltungsrat  zur  Behandlung  beantragt  haben; 

g)  Beschlussfassung  über  alle ■ übrigen,  durch  Gesetz 
und  Statuten  zv/ingend  der  Generalversammlung  vor- 
behaltenen  Geschäfte. 


§ 8 

Die  Generalversammlung  wird  vom  Verwaltungsrat,  nöti- 
genfalls von  der  Kontrollstelle  einberufen  unter 
Einhaltung  einer  Einladungsfrist  von  mindestens  zehn 
Tagen  und  mit  Bekanntgabe  der  Verhandlungsgegenstände. 
Den  Ort  der  Versammlung  bestimmt  das  einberuferde  Organ 
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Die  Einberufung  der  Generalversammlung  erfolgt  durch 
eingeschriebenen  Brief  an  die  letztbekannte  Adresse 
der  im  Aktienbuch  der  Gesellschaft  eingetragenen 
Aktionäre. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  jährlich 
einmal,  und  zwar  innerhalb  der  ersten  sechs  Monate 
nach  Abschluss  des  Geschäftsjahres  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  finden  statt 
auf  Beschluss  der  Generalversammlung,  des  Verv;altungs- 
rates,  auf  Anordnung  der  Kontrollstelle  oder  auf  Ver- 
langen einzelner  Aktionäre,  sofern  diese  mindestens 
den  zehnten  Teil  des  ausstehenden  Aktienkapitals  ver- 
treten. 

Auf  die  Einhaltung  der  Formvorschriften  für  die  Einbe- 
rufung der  Generalversam.mlung  kann  verzichtet  werden, 
falls  sämtliche  Aktionäre  anv/esend  oder  vertreten  sind 
und  sich  damit  ausdrücklich  einverstanden  erklären. 


§ 9 

Soweit  das  Gesetz  nicht  etwas  anderes  vorschreibc,  er- 
folgen alle  Beschlüsse  und  V/ahlen  mit  einfacher  Mehr- 
heit der  gültig  abgegebenen  Stimimen. 

Die  Änderung  der  Gesellschaftsstatuten  bedarf  jedoch 
der  Zustimmung  von  drei  Vierteln  aller  Aktionärstinmen . 


Jede  Aktie  berechtigt  zu  einer  Stimme. 
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§ 10 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsi- 
dent des  Verv;altungsrates  oder  eine  von  diesem  be- 
stimmte Person,  bei  dessen  Verhinderung  das  älteste 
der  übrigen  Verwaltungsratsmitglieder. 

Für  die  Generalversammlung  wird  vom  Verwaltungsrat  ein 
Protokollführer  und  ein  Stimmenzähler  bestellt,  die 
nicht  Aktionäre  sein  müssen.  Das  Protokoll  der  Gene- 
ralversammlung wird  vom  Vorsitzenden  und  vom  Protokoll- 
führer unterzeichnet. 


Der  Verv;altungsrat 

§ 11 

Die  Leitung  der  Gesellschaft  obliegt,  unter  Vorbehalt 
der  der  Generalversammlung  zugewiesenen  Geschäfte, 
dem  Verw’altungsrat.  Er  vertritt  die  Gesellschaft 
gegenüber  Dritten  und  kann  für  die  Regelung  seiner 
Tätigkeit  eine  Geschäftsordnung  erlassen. 

§ 12 

Der  Verv/altungsrat  besteht  aus  einem  oder  mehreren 
Mitgliedern.  Die  Mehrheit  des  Verwaltungsrats  muss 
aus  Personen  bestehen,  die  in  der  Schweiz  wohnhaft 
sind  und  das  Schv-zeizerbürgerrecht  besitzen;  dies 
gilt  auch  für  den  einzigen  Verv;altungsrat . 
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Die  Mitglieder  des  Verv/al tungsrates  werden  durch  die 
Generalversairmlung  Jev/eils  auf  drei  Jahre  gewählt  und 
sind  nach  Ablauf  der  Amtsdauer  stets  wieder  wählbar. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  haben  zur  Deckung 
ihrer  Verantwortlichkeit  eine  Aktie  am  Sitz  der  Ge- 
sellschaft v;ährend  der  Dauer  ihres  Mandates  zu  hinter- 
legen. . 

Besteht  der  Verwaltungsrat  aus  mehreren  Mitgliedern, 
wählt  er  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen 
Vizepräsidenten . 

\ 

Der  Verwaltungsrat  ernennt  die  für  die  Gesellschaft 
zeichnungsberechtigten  Personen  und  bestimmt  die  Art 
und  Weise  ihrer  Zeichnungsberechtigung. 

Der  Verv/al tungsrat  kann  auch  Direktoren,  Prokuristen 
und  Handlungsbevollmächtigte  ernennen  und  die  Art 
und  VJeise  ihrer  Zeichnungsberechtigung  bestimmen. 

Für  besondere  Geschäfte  dürfen  auch  Drittpersonen 
mit  der  Vertretung  der  Gesellschaft  betraut  werden. 

Im  übrigen  fallen  sämtliche  Geschäfte  in  die  Kompetenz 
des  Vervmltungsrates,  die  nicht  durch  gesetzliche  oder 
statutarische  Vorschriften  der  Generalversammlung  oder 
der  Kontrollstelle  Vorbehalten  sind. 


Der  Vervjaltungsrat  v;ird  durch  seinen  Präsidenten  oder 
Vizepräsidenten  einberufen,  so  oft  es  die  Geschäfte 
erfordern,  wie  auch  auf  schriftliches  Begehren  eines 
Jeden  einzelnen  Verwaltungsratsmitgliedes.  Die  Ein- 
ladung soll  alle  Verhandlungsgegenstände  auf führen.  . 

Über  die  Sitzungen  des  Verv;altungsrates  ist  jeweils 
ein  Protokoll  zu  errichten. 

In  dringenden  Fällen  kann  die  Beschlussfassung  auf 
dem  Zirkularwege  erfolgen,  sofern  nicht  ein  Mitglied 
dagegen  Einsprache  erhebt. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrates  werden  mit  ein- 
facher Mehrheit  der  Anwesenden  gefasst.  Bei  Stimmen- 
gleichheit hat  der  Präsident  den  Stichentscheid. 

Der  Verv;altungsrat  ist  berechtigt,  einzelne  Mit- 
glieder für  bestimmte  Geschäfte  zu  delegieren  und 
diese  dafür  besonders  zu  entschädigen. 

Die  Kontrollstelle 


§ 14 

• 

Zur  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Gewinn-  und  Vorlust- 
rechnung und  zur  Berichterstattung  an  die  nächste 
ordentliche  Generalversam.mlung  v/ählt  diese  jedes 
Jahr  eine  Kontrollstelle,  je  für  die  Dauer  eines 
Geschäftsjahres.  Als  Kontrollstelle  ist  eine  aner- 
kannte schweizerische  Revisionsgesellschaft  wählbar. 


- 8 - 

Die  Kontrollstelle  hat  die  gesetzlichen  Befugnisse. 

Geschäftsjahr; 

§ 15 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  läuft  jev/eils  vom 
1.  Oktober  eines  Kalenderjahres  bis  zum  30.  September 
des  nachfolgenden  Jahres.  Das  erste  Geschäftsjahr 
schliesst  am  30.  September  1971. 


Rechnungswesen ; 

§ l6 

1 

Die  Rechnungsführung  der  Gesellschaft  erfolgt  nach 
anerkannten  kaufmännischen  Grundsätzen.  Für  die 
Bilanzierung  gelten  die  Vorschriften  des  Schv;eizeri- 
schen  Obligationenrechtes. 

% 

Bekanntmachung: 

i . 

§ 17 

4 

Die  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch 
Veröffentlichung  im  Schweizerischen  Handelsamtsblatt; 
die  Mitteilungen  an  die  Aktionäre  erfolgen  durch  ein- 
geschriebenen Brief  an  deren  letztbekannte  Adresse. 
Auch  die  Einladungen  zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungs- 
rates v;erden  mittels  eingeschriebenen  Briefes  an 
dessen  Mitglieder  vorgenommen. 
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Allfremeines 


§ 18 


Sov;eit  die  vorliegenden  Statuten  nichts  besonderes 
bes oa.i.uTien,  gel^^en  die  VorschriSten  des  Sch,v7eize~ 
rischen  Obligationenrechts,  insbesondere  dessen 
Art.  62o  ff.  betreffend  die  Ahtiengesellschaf t . 


( Stand:  lo.  Kai  I97I  ) 
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C e s e 1 1 s chaf t s vert  rag 

der  Koramanditgesollßchart  in  B''ir:na  K\,  L & Co.  , 
Düsseldorf  und  Essen 


Übersicht 


§ 1 - B'irma  und  Sitz 

§ 2 - Gegenstand  des  Unternehmens 

§ 3 “ Gesellschafter 

§ 4 - Gesellschaftskapital 

§ 5 - Gesellschafterkonten 

§ 6 - Zugev/inngemeinschaf  t 

§ 7"  - Geschäftsführung 

§ 8 - Vertretung 

§ 9 - Besondere  Pflichten  der  persönlich  haftenden 

Ge  sells  chaft  r 

§10  - Vergütung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

§11  - Aintsdauer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

§12  - Verwaltungsrat 

§ 13  - Kreditausschuss 

§ l4  - Gesellschafterbeschlüsse 

§ 15  - .'Gesellschaf terversamrnlung 

§ l6  - Geschäftsjahr  u.nd  Jahresabschluss 

§ 17  --  Gewinn-  und  Verlust -Verteilung 

§ l8  - Vertra.gsaauer  und  Kündigung  der  Gesellschaft 

§19  - A-Bschluss  von  Gesellschaftern 

§20  - Konkurs  eines  Gesellschafters 

§21  - Tod  eines  Gesellschafters 

§22  - Folgen  des  Ausscheidens  eines  Gesellschafters 

■ aus  der  Gesellschaft 


§ 23 
§ 2A 


Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  V 
über  Kapitalanteile 


Abfindung  aus  s cl  i e i d end  er  G e s e 1 1 s cl:  a ft  er 
G e s e 1 1 s chaf  t sin  i 1 1 e ln 


aus 


§25  - Abw’icklung 

§26  - Vertragsänderungen 

§ 27  - Schlussbest in'umungen 


§ 1 - Firma  und  Sitz 


§ ^ - Gepsenstand  des  Unternehmens 

(1)  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Betrieb  eines  Bank- 
geschäfts. Hierbei  soll  der  traditionelle  Charakter  des 
Bankhauses  als  Privatbank  besonders  beachtet  werden.  Die 
Gesellschaft  ist  berechtigt,  Unternehmen  aller  Art  zu 
gründen,  zu  erwerben  oder  sich  an  solchen  zu  beteiligen. 

(2)  Die  Gesellscnaft  ist  zu  allen  Handlungen  bereciita'gt, 

die  unmittelbar  oder  mittelbar  dem  vorstehenden  Zweck  zu 
dienen  geeignet  sind. 


Gesellschafter 


i_  3_ 

(1)  Persönlich  haftende  Gesellschafter  sind 


(2)  Kommanditisten  sind: 


§ 4'  --  rfesellschraf tskapltal  • 

(1)  Die  Kapitaleinlagen  der  Gesellschafter,  sov;eit  sie  gesel 
schaftsrechtlich  gebunden  sind,  v/erden  in  diesem  Vertrag 
als  ’’Kapitalanteile"  bezeichnet. 

(2)  Die  Kapitalanteile  der  Gesellschafter  betragen: 


Die  Summe  der  Ko.pitalanteile  bildet  das  Gesell 
kapital  im  Sinne  dieses 


chaf ts - 


Vertrages . 


Gesellschafterkonten  ■ 


(1)  Jeder  Gesellschafter  unterhält  bei  der  Gesellschaft  ein 
Kapitalkonto  I,  auf  dem  sein  Kapitalanteil  verbucht  ist 
und  spätere  Änderungen  seines  Anteils  festgehalten  werden. 
Die  Beteiligungen  der  Gesellschafter  an  den  offenen  Rück- 
lagen werden  auf  einem  Kapitalkonto  II  (gemäss  § 10  KWG) 
festgehalten.  An  beiden  Kap)italkonten  sind  die  Gesell- 
schafter im  gleichen  Verhältnis  zueinander  beteiligt. 

(2)  Der  laufende  Geldverkehr  der  Gesellschafter  mit  der  Ge- 
sellschaft ist  nicht  über  die  Ka.pitalkonten,  sondern  über 
Privatkonten  abzuwickeln.  Ebenso  werden  Gev/inngutschrif- 
ten  einschliesslich  Kapitalvei'’zinsung,  Zinsen  auf  Privat - 
guthaben  und  die  Tätigkeitsvergütung  der  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  nicht  auf  den  Kapitetlkonten,  sondern 
auf  den  Privatkonten  vei-bucht.  Guthaben  und  Schuldsalden 
auf  diesen  Privatkonten  werden  in  Höhe  des  jeweiligen 
Diskontsatzes  der  Deutsclien  Bundesbank  verzinst.  Die  Zin- 
sen gelten  als  Kosten  bzvj.  Ert’-’ag  der  Gesellschaft. 

(3)  Entnahmen  zu  Lasten  der  Kapitalkonten  I und  II  sind  aus- 
geschlossen. Persönlich  lia.ftende  Gesellschafter  sollen 
bei  der  Gesellschaft  keine  Schulden  haben.  Dies  gilt  nicht 
für  gelegentliche  Überziehungen  b:i  s zur  Höhe  der  jährli- 
chen festen  Vergütung  und  für  Steuervorauszahlungen:,  so- 
fern die  Überziehungen  durch  den  anteiligen  sichtbaren, 
noch  nicht  ausgeschütteten  Jahresgev^lnn  gedeckt  sind. 


(Ä)  Uber  E''’höhungen  und  Herabsfitzunger.  der  Kapitalkonten  I 

und  II  beschliessen  die  Gesellschafter  mit  satzungsändern- 
der Mehrheit  nach  § 26.  Beteiligt  sich  ein  Gesellschafter 
nicht  an  einer  KapitalerlRjhung,  so  kann  sein  Anteil  an 
der  Erhöhung  (Bezugs^’echt ) durch  Beschluss  der  übrigen 
Gesellschafter  einem  oder  mehreren  Dritten  oder  Gesell- 
schaftern zugewiesen  wer-den.  Der  Beschluss  bedarf  bei 
der  Zuweisung  an  einen  Gesellschafter  elneï'  Mehrheit  nach 
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Forts.  § S - 


Gesellschafterkonten 


§ l4  Abs.3^  hei  der  Zuweisung  an  einen  Dritten  einer  Mehr 
heit  nach  § 25  Abs.l.  Der  nicht  beziehende  Gesellschafter 
erhält  den  V/ert  des  Bezugsrechts  vergütet,  den  die  Gesell- 
schaft in  Anlehnung  an  § 24  Abs. 2 vermittelt. 

(5)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch 

Beschluss  nach  § 7 Abs. 5 einem  Gesellschafter,  der  sich 
an  einer  Kapitalbeteiligung  nicht  beteiligt  hat,  erlauben, 
diese  mit  Wirkung  jev/eils  zum  Ende  der  beiden  der  Kapital - 
erhöhung  folgenden  Geschäftsjahre  nachzuholen.  Die  Höhe 
der  von  dem  Gesellschafter  zu  leistenden  Einlage  wird  in 
Anlehnung  an  § 24  Abs. 2 ermittelt. 


§ 6 
(1) 


Zur;ewinngeme  insc  h a ^ 


Es  ist  der  Wunsch  der  Gesellschafter,  dass  alle  Gesell- 
schafter die  Zugewinngerneinschaf t ganz  oder  zumindest  hin^ 
sichtlich  der  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Kapitalantei 
ausschl iessen.  Die  Gesellschafter  haben  auf  Anfordern  der 
Gesellschaft  rnitzuteilen,  in  v/elc^iem  Güterstand  sie  leben. 


(2) 


(3) 


Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind  verpflichtet, 
die  Zugev;inngemeinschaft  auszuschliessen. 

Ein  Gesellschafter,  w^elcher  das  60 . Lebensjahr  vollendet 
hat,  kann  mit  Zustimmung  der  übrigen  Gesellschafter  nach 
§ 1^[  Abs.ö  die  Zugewinngerneinschaf t vrieder  vereinbaren. 


f-i 


G e 5 c liä  f t s f iihr  u n f? 


§ 7 


(1)  Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  werden  durch  die  persön- 
lich haltenden  Gesellschafter  nach  Maßgabe  der  vcn  ihnen 
gefassten  Beschlüsse  geführt. 

(2)  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden, 
wenn  mehr  als  zwei  persönlich  haftende  Gesellschafter  vor- 
handen sind,  mit  einfacher  Mehrheit  nach  Köpfen  gefasst. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  wählen  aus  ihrer 
Mitte  einen  oder  zwei  Senioren,  deren  Stirr.men  den  Ausschlag 
geben,  wenn  sich  bei  einer  Abstimmung  keine  Mehrheit  ergibt 
V/erden  zwei  Senioren  gewählt,  so  ist  für  die  Zeit  bis  zum 

j0  einer  von  ihnen  oem  Kreis  der  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  der  ehemaligen  Banken  K und 
L zu  entnehmen. 

(3)  Neben  den  sonst  in  diesem  Vertrag  vorgesehenen  Fällen 
bedürfen  Beschlüsse  über  die  folgenden  Gegenstände  einer 
Mehrheit  von  mindestens  drei  Vierteln  der  abgegebenen 
Stimmen: 

a)  nrwerb  von  Beteiligungen; 

b)  Verträge,  die  die  Zusammenarbeit  mit  einem  andern 
Kl  ed j t inst  itut , mit  oder  ohne  Kapitalverf  1 edit ung, 
sum  ln};alt  haben; 

c)  Erteilung  von  Generalvollmachten  sowie  die  Anstellung 
von  Mitarbeitern,  denen  bei  Bewährung  eine  General- 
vollmacht in  Aussicht  gestellt  worden  ist: 

d)  Aufstellung  und  Änderung  dei'  Geschäf tsordnung . 

(4)  Die  Beschränkung  des  Stimmrechts  nach  § l4  Abs. 6 und  7 
gilt  für  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter entsprechtnid . Persönlich  ha.ftende  Gesellschaf- 
ter, die  nach  § 11  der  Gesciiaftsf ührung  abberui’en  v7or- 
den  sind,  haben  kein  St immireclit . 


- d.  - 


Geschäft sführung 


Forts.  § 7 


(5)  Für  die  Geschäftsführung  sind  die  in  diesem  Vertrag  und 
in  der  jeweils  geltenden,  von  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  beschlossenen  Geschäftsordnung  niederge- 
legten Grundsätze  zu  beachten.  Ist  einem  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  in  der  Geschäftsordnung  die  Leitung 
eines  Geschäftsbereichs  zugeiviesen,  so  ist  er  unbeschadet 
der  nächst eilenden  Ziffer  6 gegenüber  den  anderen  in  diesem 
Geschäf tsbereicli  tätigen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern vjeisungsberochtigt . Für  alle  Handlungen,  v/elche  über 
den  gewöhnlichen  Beti'ieb  des  Handelsgewerbes  der  Gesellschaft 
liinausgehen,  ist  ein  Beschluss  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  erforderlich.  Als  solch  eine  Handlung  gilt 
auch  jede  Kreditgewährung  und  Eingehung  von  Nostro- 
Engagements,  die  über  den  jeweils  von  den  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  in  der  Geschäftsordnung  fest- 
gelegten  Betrag  hinausgeht.  Als  Kreditgewährung  im  Sinne 
dieser  Bestimmung  gelten  alle  Kredite  mit  Ausna-hme  der 
Diskontierung  rediskontfähiger  Wechsel. 

(6)  Erhebt  ein  persönlich 'haftender  Gesellschafter  gegen  die 
Handlung  eines  andern  persönlich  haftenden  Gesellschafters 
oder  gegen  eine  V/eisung,  deren  Durchführung  er  nicht  glaubt 
verantvrjrtem  zu  können,  V/iderspruch,  so  hat  die  Handlung 
oder  die  Durchführung  der  W’eisung  so  lange  zu  unterbleiben, 
wie  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nichts  anderes 
beschliessen. 

(7)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  verfahren  bei  den 
Dispositionen  und  der  Kostengestcilturig  der  Gesellschaft 
nach  Maßgabe  der  jeweiligen  Zweckmässigkeit  und  bis  zu 
insgesamt  DM  200.000,-  aufgrund  freien  Ermessens. 

(8)  Die  Zustimmung  der  Kommanditisten  ist  auch  für  solche  Hand- 
lungen, die  über  den  gev/Ölnilichen  Betrieb  des  Handels - 
.mewerbs  der  Gesellschaft  l)ina.usge)ien,  nicht  erf o-’-’derlich. 


Forts,  § 7 - Geschäftsführung 


(9)  Ist  kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  vorhanden., 

so  können  auch  die  Kommanditisten,  im  Ralmnen  des  rechtlich 
Zugelassenen,  die  Gesellschaft  ohne  Liouidation  fortfilhren, 
sofern  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  dem  Wegfall  des 
letzten  pers^’^lich  haftenden  Gesellschafters  mit  der  Menr- 
heit  des  § 27^3:16  Aufnahme  eines  neuen  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafters  beschlossen  v;ird,  und  dessen  Ein- 
tritt in  die  Gesellschaft  mit  dem  Ablauf  der  Frist  erfolgt 
ist . 


§8  - Vertretung 


Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  ist  geineinsarr.  mit 
einem  andern  persönlich  haftenden  Gesellschafter  oder  einem 
Prokuristen  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  berechtigt.  Im 
Innenverhältnis  sind  die  in  diesem  Vertrag  und  in  der  jeweils 
geltenden, von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
beschlossenen  Geschlif tsordnung  für  die  Geschäftsführung  nieder- 
gelegten  Grundsätze  zu  beachten. 


§ 9 


Besondere  Pflichten  der  persönlich  liaf tender. 
Gesellschafter  


(1)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind  hauptberuf- 
lich für  die  Gesellschaft  tätig  und  widnen  ihr  ihre  unge- 
teilte Arbeitskraft^  sofern  im  Einzelfall  nicht  gemäss 

§ 7 Abs. 3 dieses  Vertrages  etv/as  anderes  beschlossen  wird. 

(2)  Kein  Gesellschafter  darf  ohne  Zustimmung  sämtlicher  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  an  einem  anderen  Bank- 
geschäft beteiligt  oder  in  einem  solche]^  tätig  sein. 

(5)  Ferner  darf  kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  ohne 
Zustimmung  einer  Mehl  heit  der  anderen  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  nach  § 7 Abs . 5 dieses  Vertrages  nach  seinem 
Ausscheideii  als  persönlich  haftender  Gesellschafter  aus  der 
Gesellschaft  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  in  einem  anderen 
Kreditinstitut  in  Nordrhein-tfestf alen  tätig  werden  oder  -'.n 
einem  Kreditinstitut  ausserhalb  von  Nordrhein-h'estfalen  das 
Referat  Nordrhein-V/est falen  übernehmen  oder  Kunden  in  Nord- 
rhein-V/estfalen  betreuen.  Für  Le-.iter  von  Niederlassungen 
ausserhalb  von  Nordrhein-Westfalen  gilt  das  Verbot  aich  für 
das  Bundesland,  in  dem  sich  die  Niederlassung  befindet. 

(4)  Scheidet  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  als 
solcher  aus  der  Gesellschaft  aus,  so  hat  er  der  Gesell- 
schaft alle  in  seinem  Besitz  befindlichen  Firmenakten 
und  Un  t e r 1 a g e n au  s z uh  and i g e n . 

(5)  Dis  persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  vor  Über- 
nahme von  Ehrenämtei'':'!,  persönlichen  Beteiligungen  sowie 
von  Aufsichtsrats-  oder  Beiratsmandaten  die  Zustimmung  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  5 7 z'/iff'cr  7 
einzuholen. 

(6)  Die  lin  Interesse  oder  irn  Auftrag  der  Gesellschaft  über  ■' 
nommenen  Ämter  und  Mandate  sind  zu.r  Verfügung  zu  stellen, 
falls  dies  von  den  persönlich  hafzsnden  Gesel] sclueftern 

n a o hl  § 7 A b s . p b e s c h.  1 ci = s e n v:  i.  r d . 
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Forts.  § 9 “ Besondere  Pflichten  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter 


(7 ) Kein  persönlich  liaftender  Gcsellscha*'‘tcr  darf  für  sich 
persönlich  ohne  die  Zustimmung  des  Seniors  (der  beiden 

Senioren) 

a)  Bürgschaften  auf nehmen 

b)  V/echselverpf lichtungen  eingehen 

c)  Kredite  aufnehrnen,  die  über  seine  feste  Jahresver- 
gütung hinausgehen,  es  sei  denn,  dass  dieselben  auf 
seinem  Grundbesitz  nach  den  für  die  Gev/ährung  von 
Hypotheken  und  Bauspardarlehen  massgeblichen  Belei- 
hungsgrundsätzen besichert  sind. 


§10  - Vergütung  der  persönlich  }ia.f tenden  Gesellschafter 

(1)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  er-hält  fih’ 
seine  Tätigkeit  eine  angemessene  feste  Vergütung^  welche 
durch  Beschluss  der  Gesellschafter  festgesetzt  wird.  Die 
Vergütung  wird  in  monatlichen  gleichen  Beträgen  zu  Lasten 
des  Unkosten-Kontos  erhoben.  Jede  Änderung  der  festge- 
setzten Tätigkettsvergütung  bedarf  der  Zustimmung  einer 
einfachen  Kapitalmehrheit  des  Komrnanditkapitals . 

(2)  Die  feste  monatliche  Vergütung  wii'd  ab  1. Januar  19 
wie  folgt  vereinbart: 


(9)  Ausserdem  erhalten  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter nach  § 17  Abs . 1 b eine  Tantieme.  Die  persönlich 
• haftenden  Gesellschafter  taeschliessen  über  die  Vertei- 
lung der  Tantieme  unter  sich  nach  § 7 Abs. 2. 


(4)  Die  Alters-,  Invaliditäts-  und  Binterbliebenensicherung 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  erfolgt  im  Ral-imen 
besonderer  Pensionsvereinbarungen . 


§ 11 


Amtsdauer  der  persönlich  haftenden  Gesellschaft 


e 1 


(1)  Die  Bestellung  als  persönlich  haftenderj^^Gesellschaf ter 
endet  am  j^3. . Dezeiiiber  desjenigen  Jahres^  in  dem  der  per- 
sönlic?!  ha.ftende  Gesellschafter  das  65 • Bebens jah?c  voll- 
endet. Seine  gebundene  Einlage  vervjandelt  sich  in  eine 
Kommanditeinlage . 

(2)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  kann  sich  auch 
vor  Erreichung  der  Altersgrenze  in  die  Rechtsstellung  eines 
Kommanditisten  zurückziehen.  Er  muss  seine  Absicht  der  Ge- 
sellschaft durch  eingeschriebenen  Brief  mitteilen.  Die  Um- 
wandlung seiner  Gesellschafterstellung  v/ird  am  pl. Dezember 
des  dem  Eingang  seiner  Erklärung  bei  der  Gesellschaft  folge: 
den  Jalnres  wirksam.  Ist  unter  den  übrigen  Gesellschaftern 
kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  mehr,  so  tritt  die 
Umivanalung  der  Gesellschafterstellung  nach  diesem  Abschnitt 
erst  Hiit  der  Bestellung  eines  neuen  persönlich  haftenden 
Gesellscha.f ters  ein. 

(5)  Persönlich  haftende  Gesellschafter,,  die  das  60. Lebens- 
jahr vollendet  haben  oder  nach  ihrer  eigexuen  pfliciit- 
gemässen  Feststellung  aus  gesundheitlichen  Gründen  nicht 
mehr  voll  einsatzfähig  sind.,  können  die  Umwandlung  ihrer 
Gesellschafterstellung  in  die  eines  Kommanditisten  mit 
einer  Frist  von  drei  Monaten  bis  zum  Eiide  eines  Geschäfts- 
jahren verlangen.  Satz  4 des  voi’angegangenen  Afosatzes 
gilt  entsprechend. 

(4)  Ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  kann  dui'ch 
Beschluss  der  Gesellschafter  nach  § 14  Abs.p  von  der 
Geschäftsführung  und  Vertretung  abberufen  veerden,  wenn 
ein  wichtiger  Grund  vor  lieg-.  Die  Abberufung  erfcd.gt.. 
vjenn  der  Abberuf ungsbeschluss  keine  andere  Regelung 
trifft,  fristlos.  Die  gebundene  Einlage  des  abbe::-af enen 
p.h.G's  verwandelt  sich  mit  dem  Uirksajr,weT‘den  der 
d^berufung  in  eine  Kommanditeinlage. 
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§ 11 


Anitsdauer  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter 


Auch  ohne  Angcibe  von  Gründen  kann  ein  pei-sönlich  haftender 
Gesellschafter  von  der  Geschäftsführung  und  Vertretung 
der  Gesellschaft  abberufen  v;erden,  v;enn  es  die  anderen 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  einst iinr.ig,  oder  die 
andern  Gesellschafter  mit  einer  Kapitalmehrheit  von  80  % 
und  einer  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  § 7 Abs. 2 beschl lessen . Die  Abberufung  erfolgt  mit 
einer  Frist  von  mindestens  einem  Jahr  zum  Ende  eines  Ge- 
schäl'ts  jahres . Die  gebundene  Einlage  des  abberuf  enen  per- 
son! ich  haftenden  Gesellschafters  verwandelt  sich  mit  dem 
VJirksamv/erden  der  Abberufung  in  eine  Kommanditeinlage. 

Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die  nach  den  vorste- 
henden Bestimmungen  Ko.mmanditisten  gev;orden  sind,  haben 
Anspruch  darauf,  dass  die  Gesellschaft  sie  von  ihrer 
persönlichen  Haftung  freistellt.  Tm  Fall  der  Absätze  2 
und  4 gilt  das  nur,  w^erin  die  anderen  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  die  Freistellung  nach  § 7 Abs. 2 beschl lessen . 


§ 12 


Verv7altun[’:srat. 


(l)  Die  Gesellschaft  hat  einen  Verv;altu.ngsrat , der  aus 
mindestens  sechs  Mitgliedern  besteht. 


(2)  Der  Verwaltungsrat  setzt  sich  wie  folgt  zusammen; 

a)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind  geboi’ene 
Mitglieder  des  Verwaltungsrates.  Geborene  Mitglieder 
des  Verv;altungsrat es  sind  ferner  die  ehemaligen 
persönlich  haftenden  Gesellscliaf ter , die  der  Gesell- 
schaft mindestens  zehn  Jahre  als  persönlich  haftende 
Gesellschaf tei'  angehört  haben  und  dei-  Gesellschaft 
als  Kornmianditisten  angehören.  Dienstjahi-e  bei  den  ehe- 
maligen Gesellschaften  K oder  L gelten  als  Dienstjahre 
bei  der  Gesel 1 s cha f t . 

b)  Komniandit isteri,  die  einzeln  oder  zusammen  mit  minde- 
stens DM  -^1-  Millionen  an  dem  Kapital  der  Gesellschaft 
beteiligt  sind^  können  je  ein  Mitglied  des  Verwal- 
tungsrates bestellen.  Jeder  Kommanditist  bzw.  jede 
Kommanditistengruppe  kann  seinen  (ihren)  Vertreter 
jederzeit  abberufen.  Gegen  den  Willen  der  von  ilmr 
vertretenen  Gesellschafter  kann  ein  Verv/altungsrats - 
mitglied  von  den  übrigen  Gesellscliaf tern  nur  bei  Vor- 
liegan  eines  wichtigen  Grundes  abberufen  veerden. 


c)  Die  Gesellschafter  können  weitere  Mitglieder  des  Ver- 
v/altungsrates  wählen.  Die  V/ahl  oder  die  Abberufung 
solcher  weiteren  Mitglieder  bedarf  eines  Gese 11 schaf - 
terbeschlusses  nach  § l4  Abs.K. 

(3)  Die  Bestellung  erfolgt  jeweils  für  die  Zeit  bis  zum  näch- 
sten nach  § l8  zulässigen  Kündigungstermin.  Jedes  Mit- 
glied des  Verwaltungsrates  - mit  Ausnahmie  de?."  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  - kann  jedoch  jederzeit  sein  Amt 
ohne  Angabe  von  Gründen  durch  schriftliche  Erklärung 
gegeiiüber  der  Gesellschaft  niederlegen. 

(4)  Der  Verv;altungsrcit  soll  mindestens  zv;eimal  im  Jahr  zu- 
Eccrnrnentreten.  Er  1st  ferner  elnzuboi-uf en,  wenn  es  von 
einem  seiner  Mitglieder  verlangt  wird.  Die  Einberufung 
des  Verv/altungsi’ates  erfolgt  namens  des  Vorsitzenden 
durch  die  Gesellschaft  nach  Abstimmung  mit  diesem. 
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Verwalt  un  ?>;  g r a t 


^5)  "Voi-Gitzer  des  Verwaltungsrates  ist  der  als  pei'söniloh 
haftender  Gesellschafter  an  Diens t Jahren  (bei  gleichen 
Dienst Jahren  an  Lebensalter)  älteste  aus  dem  Kreis  der 
Mitglieder,  die  ihm  als  gegenwärtige  oder  frühere  per- 
sönxich  hafcende  Gesellschafter  angehdren.  Jedoch  nicht 
über  die  Vollendung  des  70 . Lebens Jahres  hinaus.  Der  Ver- 
waltungsrat kann  mit  einfacher  Mehrheit  einen'>'sVei\Ver- 
treter  wählen. 

(6)  Die  Aufgaben  des  Verwaltungsrates  r'i  chten  sich  nach 
einer  Geschäftsordnung,  die  vom  Verwaltungsrat  auf- 
gestellt  wird. 

(r)  Beschlüsse  des  Verv/altungsrates  v;erden  mit  einfacher 
Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  nach  Köpfen  gefasst, 
für  die  Aul  Stellung  der  Geschäftsordnung  nach  Abs . 6 sow:e 
für  spatere  Änderungen  und  Ergänzungen  der  Geschäfts- 
ordnung ist  die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Kornmandipi- 
stenvertreter  im  Vsrv/altungsrat  erforderlich. 

(8)  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates,  mit  Ausnahme  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter,  erhalten  eine  Vor- 
giitung,  v;elche  Jeiveils  in  der  ersten  Jahressitzu.ng  des 
Verwal bungsrates  von  diesem  mit  einfacher  Mehrheit  für 
das  verfjossene  Geschäftsjahr  festgesetzt  wird. 

(9)  Der  Vei'Wcj.]  tungsrat  kann  durch  Beschluss  nach  Abs.  7 J)  | 
weiteren  Personen  als  Gästen  die  Teilnahme  an  einer 
Verv/altungsratssi  tzung  gestatten. 


Kred i t aus  s chus  s 


§ 15 


(1)  Aus  der  Mitte  des  Verwal  tur.gsrates  vr'.rd  ein  Kredit  aus- 
Schuss  gebildet,  der  aus  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern, dem  Vorsitzenden,  gegebenenfalls  seinem  Stell- 
vertreter, sov/ie  bis  zu  zwei  v;eiteren  Mitgliedern  des  Ver- 
waltungsrates besteht,  welche  von  dem  Verwaltungsrat  mit 
einerfacher  Mehrheit  jev:eils  für  die  Zeit  bis  zum  nächsten 
nach  § l8  Abs. 2 zulässigen  Kündigungstermin  gev/ählt  werden. 

(2)  Vorsitzender  des  Kreditausschusses  ist  der-  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrates . 

(5)  Der  Kreditausschuss  soll,  so  oft  die  Geschäfte  es  erfor- 
dern, oder  einer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
oder  Kommand j.tisten  es  für  notwendig  erachtet,  zusammen- 
treten, um  die  Lage  des  Geschäfts  durchzusprechen.  Die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  über  alle  Kre- 
dite im  Sinne  von  § 7 Abs. 5 su  berichten.  Der  Ver-wad.tung.s~ 
rat  kann  dem  Kreditausschuss  Sonderauf eaben  zuv.-'eisen. 


(4)  Für  die  Tätigkeit  im  Kreditausschuss  wird  eine  besondere 
''ergüturig  nicht  gezahlt. 
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§ ]4  - Gesellschaf terbeschlüs s e 

(1)  Durch  Beschlüsse  der  Gesellschafter  vjerden  alle  Fragen 
entschieden,  in  denen  das  Gesetz  oder  dieser  Gesell- 
schaftsvertrag eine  solche  Entscheidung  vorsehen. 

(2)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  grundsätzlich  in 
Gesel Ischafterversarr.mlurgen  gefasst.  Beschlüsse  können 
auch  schriftlich,  fernschriftlich  oder  telegrafisch 
gefasst  werden,  sofern  nicht  ein  Gesellschafter  diesem 
Abstimmungsmodus  v/iderspricht . 

(3)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden,  soweit  dieser  Ver- 
trag nicht  etwas  cinderes  vorsieht,  mit  einfacher  Mehrheit 
des  ges-arnten  Gesellschaftskapitals  und  der  Mehrheit  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 2 dieses 
Vertrages  gefasst.  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die 
von  der  Geschäftsführung  nach  § 11  abberufen  worden  sind, 
gelten  auch  schon  vor  der  Umwandlung  ihrer  Einlage  in 
eine  Kommanditeinlage  als  Kommanditisten. 

(4)  Für  die  Feststellung  einer  Kapitalmehrheit  gewähren  Je 
vol.le  tausend  D-Mark  Kapitaleinlage  eine  Stimme.  Gesell- 
schaftei“,  deren  Anteil  wirtschaf milch  mehreren  Perso- 
nen zusteht,  können  ihr  Stimmrecht  für  den  Teil,  den  si.e 
treuhänderisch  für  andere  Personen  halten,  nacUi  den  Wei- 
sungen ihrer  Treugeber  ausüben,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
sie  hierdurch  die  durch  ihren  Anmell  verköx’perten  Sinim- 
rechte  uneinheitlich  ausüben  müssen. 

(5)  Die  Mehrheit  wi.rd  übera.11  nach  sämtlichen  Stimmen,  die 
den  z.ur  Abstimmung  berufenen  Gesellschaftern  - also  wenn 
z.B.  nur  die  übrigen  Gesellschafter  beschliessen,  diesen 
Gesellschaftern  - zustehen,  und  nicht  nach  den  abgegebe- 
nen Stimmen  berechnet. 

(G)  Ein  Gesellschafter  i.st  nicht  deshalb  von  dem  Stimmrecht 
ausgeschlossen,  v.-eil  der  Beschluss  die  Vornahme  eines 
liechtsgeschäf ts  mit  Ihm;  oeirifft  oder  sonstwie  seine  per- 
sönlichen Interessen  berührt.  Er  kann  jedoch  niclit  bei 


_ o _ 


Forts.  § 


Gesellschaf  terbeschliisse 


einem  Beschluss  mitstimmen,  v;elcher  seine  Entlastung, 
seine  Befreiung  von  einer  Verpflichtung  oder  die  Einlei- 
tung eines  Rechtsstreites  gegen  ihn  betr-ifft.  Das  gleiche 
gilt  für  Beschlüsse,  die  seinen  Ausschluss  aus  der  Gesell' 
schaft  oder,  bei  einem  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter, seine  Abberufung  aus  der  Gescliäf tsleitung  zum  Inlialt 
haben. 


(7)  Gesellschafter,  die  nach  § l8  gekündigt  haben,  oder 
denen  nach  § 19  gekündigt  v/orden  ist,  sind  allgemein 
von  der  Teilnahme  an  den  Abstimmungen  ausgeschlossen. 
Bei  einer  Teilkündigung  beschränkt  sich  der  Ausscblus 
auf  den  gekündigten  Teil . 


§ 15 


G e s e 1 1 s c h a f t e 1’ V e T ‘ arnm  ].  un 


(1)  Alljährlich  findet  eine  Gesellschaf terversa:r,;:ilung  statt. 
Diese  kann  mit  einer  Sitzung  des  Verwaltungsrai:es  ver- 
bunden werden. 

(2)  Die  Einberufung  einer  Gesellschafterversammlung  erfolgt 
durch  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  mit  einer 
Frist  von  mindestens  vier  V/ochen,  die  mit  dem  Tag  der 
Absendung  der  Einladungsschreiben  beginnt.  Der  Tag  der 
Absendung  und  der  Tag  der  Versammlung  sind  hierbei  nicht 
mitzurechnen.  Der  Einladung  ist  die  Tagesordnung  beizu- 
f Ligen . 

(5)  Die  Gesellschafterversamrnlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
vier  Fünftel  des  stimimberechtigten  Gesellschaftskapitals 
und  gleichzeitig  die  Mehrheit  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  nach  Köpfen  anwesend  oder  vertreten  sind. 
Im  Fall  der  Beschlussunfähigkeit  ist  eine  erneute  Gesell - 
schaf terversammlung  durch  die  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter mit  einer  Frist  von  mindestens  zwei  Wochen 
einzuberufen.  Diese  Gesellschaf terversam.mlung  ist  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  vertretenen  Stimmen  beschluss- 
fähj.g,  vjorauf  in  der  Einladung  hinzuv.’eisen  ist. 

(4)  Leiter  der  Gesellschafterversammlung  ist,  solange  die 
Gesellschafter  nicht  nach  Maßgabe  des  § l4  Abs.K  etwas 
anderes  beschliessen,  der  Vorsitzende  des  Ver'waltungsrats 

(5)  Über  die  Gesellschafterversamrnlung  ist  ein  Protokoll 


anzufertigen,  das  von  dem  Leiter  der  Versammlung 
zeichnen  und  allen  Gesellschaftern  zuzuleiten  ist 


zu  Lintei’- 


(6)  Jeder  Gesellschafter  kann  sich  in  der  Gesellschaf terver- 
sammlung  durch  einen  andern  Gesellschafter  vertreten 
lassen.  Gesellschafter,  die  ihre  Beteiligung  treuhänderisch 
halten,  können  sich  durcLi  ihren  Treugeber  vertreten  lasse’’.. 
Der  Vertreter-  hat  sich  durch  eine  schriftliche  Vollmachi: 
auszuweisen,  die  vor  jeder  Gesellschal'tei’versaj?Lmlung  neu 
zu  erteilen  und  bei  der  Gesellscliaf t zu  nint erlegen  ist. 
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Gesellachafterversamm  1 u n 


(7)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch 
Beschluss  nach  § 7 Abs. 2 weiteren  Personen  als  Gästen 
die  Teilnahme  an  der  Gesellschaf tervei'sammlung  gestat- 
ten. 

(8)  Ausserordentliche  Gesellschafterversammlungen  sind  mit 
einer  Frist  von  4 V/ochen  einzuberufen,  wenn  es  ein  Mit 
glied  des  Verwaltungsrates  verlangt.  Die  Absätze  2 bis 
gelten  im  übrigen  für  ausserordentliche  Gesellschafter 
Versammlungen  entsprechend. 


§ 16 


- Ge  schaf  ts,i alir  und  Jah  resabschluss 


(1)  Das  Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr. 

(2)  Der  Jahresabschluss  wird  nach  Maßgabe  des  § 7 Abs . 3 
von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  nach 
banküblichen  Grundsätzen  aufgestel It . 

(3)  Der  Jahresabschluss  wird  sodann  durch  einen  öffentlich 
bestellten  k’irtschaf tsprüf er  oder  eine  V/irtschaf tsprü- 
fungsgesellschaft  geprüft.  Der  Prüfer  wird  durch  Beschluss 
der  Gesellschaf terversarnmlung  bestellt.  Kein  Gesellschaf- 
ter darf  finanziell,  verwandschaf tlich,  durch  eine  Ver- 
trauensstellung oder  in  sonstiger  V/eise  an  dem  Prüfer 
interessiert  sein.  Die  Gesellschafter  müssen  bei  der 
Bearbeitung  ihrer  die  Firmenbeteiligung  betreffenden 
Steuerangelegenheiten  eine  Abstimmung  mit  dem  V/irt- 
schaftsprüfer  herbeif ühren . 

(4)  Nacli  erfolgter  Prüfung  wird  der  Jahresabschluss  von  der 
Gesell.schaf terversarnmlung  nach  Maßgabe  der  §§  7 Abs. 3 und 
l4  Abs. 3 und  4 festgestellt.  Findet  sich  für  den  Abschluss 
die  erforderliche  Mehrheit  nicht,  so  entscheidet  über  oen 
Jahresabschluss  einschliesslich  eventueller  Beanstandungen 
ein  von  dem  Präsidenten  des  Oberla^ndesgerichts  Düsseldorf 
auf  Antrag  zu  benennender  'Wirtschaftsprüfer  als  Schieds- 
gutachter.  Für  den  Schie'^sgutachter  gilt  Abs. 3 S.3  ent- 
sprechend. Er  muss  ferner  über  umfangreiche  Erfahrungen 
als  Prüfer  von  Bankbilanzen  verfügen. 

(5)  Jedem  Gesellschafter  ist  spätestens  l4  Tage  vor  der  Gesell 
schafterversammlung  ein  Exemplar  des  Prüf ungsbericJites 
(ohne  den  sogenannten  "besonderen  Teil"  und  den  Debitoren- 
band) mit  einer  Aufstellung  über  seinen  Ant.eil  arn  Gewinn 
und  Verlust  zu  übersenden. 


§ 17  - Gevjinn-  i.md  Verlust -Ve rt e i lunt'; 


(l)  Der  jm  Jahresabschluss  ausgevjiesene  Reingevv'lnn  ist  v;ie 
folgt  zu  verwenden: 

a)  Zunächst  erhalten  die  Gesellschafter  als  Kapital - 
Verzinsung  auf  den  Nennwert  ihres  Kapitalanteils 


(Kapitalkonto  l)  einen  Betrag  von  6 


b)  Von  dem  dann  noch  verbleibenden  Reingewinn  erhalten 


die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 


5^. 


c)  Der  übrige  Gewinn  vd.rd  an  alle  Gesellscliaf ter  im 

Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile  zu  einander  verteilt. 

(2)  Falls  die  in  Abs.l  a)  genannte  Kap)italvei’zinsung  aus  den 
Erträgnissen  eines  Geschäftsjahres  nicht  oder  nicht  in 
voller  Höhe  aufgebracht  werden  kaniij  1st  der  Fehlbetrag 
aus  dem  Gev/inn  des  folgenden  Jahres  oder  späterer  Geschäf^^ 
Jahre  vorab  zu  verteilen. 

(j5)  Gewinne,  die  sich  aus  einer  Veräusserung  oder  sonstigen 
Vervjei'tung  der  in  dem  Abkommen  der  Gesel  Iscliafter  des 
Stammes  L vom  26.  Mai  19^5  auf  geführten  V/erte  ergeben, 
werden  bei  der  Berechnung  des  Vorabgewinns  der  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  nach  Ziffer  1 b)  nicht 
berücksichtigt.  Das  gleiche  gilt  für  GevM.nne,  die  sich 
aus  der  Veräusserung  von  V/ei‘ten  mit  Anlagechau-akter 
(einschliesslich  Verkauf  von  Bezugsrechten) gegenüber 
ihrem*  Buchwert  ergeben.  Werte  mit  Anlagecharakter  sind 
solche  Aktiva  ( ausgesciilossen  Rentenv;erte ) , die 
Beschluss  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf terya'l s 
"dauernde  Anlage"  bestimmt  voorden  sind. 

('I)  An  steuerfrcïien.  und  steuerbegünstigten  Erträgn l.ssen 

nehmen  die  Gesellschafter  auf  Antrag  teil.  Diese  Erträg-^ 
sind  in  dem  Verhältnis  auf  öle  einzelnen  antragstellen- 
den Gesellschafter  aufzuteilen  , in  dem  nach  dei’  fest- 
gestel.lten  Jahres'oilanz  ihre  Bezüge  an  TätigJeits Ver- 
gütung, Kapital  Verzinsung,  Vora.bgevvinn,  Rei.ngevnlnn- 
anteil  und  Ruhegehalt  nach  § s . zu  diesen  Bezügen 
alle  antragstellenden  Gesellschafter  stehen. 


p 


L 

Forts.  § 17  - Gewinn-  und  Verlust -Verte 1 1 ung 


! 


(5)  Der  Reingewinn  ist  den  Gesellschaftern,  soweit  ihr 
Kapital guthaben  ihre  Einlage  nicht  Jiiehr  erreicht,  auf 
Kapitalkonto  und  im  übrigen  in  laufender  Rechnung  gut- 
zuschreiben . 


(6)  Einen  im  Jahresabschluss  ausge'wiesenen  etwaigen  Verlust 
tragen  nach  Aufzehrung  der  offenen  Rücklage  alle  Gesell- 
schafter im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile  zu  einander. 
Di.e  Haftung  der  Kommanditisten  ist,  unbeschadet  ihrer 
Belastung  auf  Kapitalkonto,  auf  ihre  Kommanditeinlage 
beschränkt . 


(7) 


Für  die  Gewinn-  bzw.  Verlustverteilung  zv;ischeri  den  ein- 
zelnen Gesellschaftern  ist  der  in  dem  jeweiligen  Jahres- 
abschluss aasgewiesene  Bilanzgew'inn  maßgeblich.  Even- 


tuelle Änderungen  des  Bilanzgev.’-inns  eines  Geschäfts- 
jahres, die  auf  Betriebspr'üf lu'.gen  beruhen,  haben  auf 
eirmial  beschlossene  Gewinnverteilungen  keinen  Einfluss 


mehr . 


i 


k 


§ 18 


-I — und  Kündigung  der  Gese  11s c’haf t 


(1)  Die  Gesellschaft  ist  auf  unbe stimm te  Zeit  errichtet. 

(2)  Jeder  Gesellschafter  kann  die  Gesellschaft  durch  einge-  ’ 
schriebenen  Brief  mit  einer  Frist  von  12  Monaten,  jeweils 
zum  Schluss  des  dritten  Geschäftsjahres,  erstmalig  jedoch 
zum  31. Dezember  1975,  alsdann  zum  31. Dezember  1978  usf., 
kündigen.  Die  Kündigungsfrist  beginnt  mit  dem  Eingang  des 
Kündigungsschreibens  bei  der  Gesellschaft.  Die  Kündigung 
soll  von  dem  Kündigenden  allen  Gesellschaftern  besonders 
mitgeteilt  werden.  Darüber  hinaus  haben  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  den  Kommanditisten  unverzüglich 
von  dem  Eingang  der  Kündigung  Kenntnis  zu  geben.  Die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  können  in  geeigneten 
Fällen  die  Kündigungsfrist  auf  6 Monate  zum  Ende  des  nächst, 
folgenden  Geschäftsjahres  verkürzen. 


(3)  Jeder  der  übrigen  Gesellschafter  kann  sich  innerhalb  der 
ersten  drei  Monate  der  Kündigungsfrist  durch  eingeschrie 
benen  Brief  der  Kündigung  anschl lessen. 

(4)  Der  ku,idigende  Gesellschafter  scheidet  mit  dem  Ablauf 
der  Kündigungsfrist  aus  der  Gesellschaft  aus.  Ist  unter 
den  übrigen  Gesellschaftern  kein  persönlich  haftender 
Gesellschafter,  so  gilt  das  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  spätestens  bis  zum  Ablauf  der  Kündigungsfrist  ein 
neuer  persönlich  haftender  Gesellschafter  bestellt  vilrö.. 

(p)  Die  Kündigung  nach  Abs . 2 und  3 kann  auch  für  den  Teil 
einer  Beteiligung  ausgesprochen  v;erden.  Der  kündigende 
Gesellschafter  scheidet  nur  mit  dem  gekündigten  Teil 
seiner  Beteiligung  aus  der  Gesellschaft  aus,  während  er 
für  den  Rest  beteiligt  bleibt. 


(6)  Falls  der  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  nach 
§ 135  HGB  die  Gesellschaft  kündigt,  gilt  das  in  Abs. 3, 
4 und  5 Gesagte  sinngemäss. 


§ 19 


Ausschluss  von  Gesellscliaftern 


(1)  Sofern  mindestens  drei  Gesellschafter  vorhanden  sind, 
kann  einem  Gesellschafter  durch  Beschluss  der  übT'lgeri 
Gesellschafter  mit  einer  Mehrheit  von  80  % der  dd.esen 
zustehenden  Stimimen  sowie  einer  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3 jeweils  zum 
Schluss  des  dritten  Kalenderjahres,  erstmalig  zürn  .Deze:n- 
her  1975,  alsdann  zürn  51. Dezember  1978  und  so  fort,  mit 
der  Maßgabe  gekündigt  v/erden,  dass  er  aus  der  Gesellschaft 
ausscheidet.  Die  Kündigung  kann  auf  einen  Teil  der  Betei- 
ligung an  dem  Gesellschaf tskarjital  beschränkt  werden.  In 
diesem  Ball  ermässigt  sich,  wenn  der  gekündigte  Gesell- 
schafter auch  mit  dem  Rest  seiner  Beteiligung  aus  der 
Gesellsc?ia.f t ausscheiden  möchte,  die  Kündigungsf rist  des 
§ l8  Abs . 2 zu  seinen  Gunsten  von  12  auf  9 Monate. 


(2) 


Sollte  sich  ein  Gesellschafter  als  einziger  einem  Beschluss 
der  anderen  Gesellschafter,  auch  wenn  er  die  Änderung 
dieses  Vertrages  betrifft,  nicht,  anschl iessen,  so  kann  ihrr., 
wenn  er  die  Gültigkeit  dieses  Beschlusses  bestreitet,  oder 
durch  Durchführung  desselben  widerspricht , durch  Beschluss 
der  übrigen  Gesellschafter  mit  der  Mehrheit  des  Abs.l 
gekündigt  veerden.  Eine  Kündigung  ist  ausgeschlossen,  v/enn 
der  betreffende  Gesellschafter  gegen  einen  Beschluss  oppo- 
niert hatte,  der  ausdrücklich  und  allein  gegen  ihn  gericn- 
tet  war,  oder  wenn  er  bei  der  Aostimraung  von  einer  ihm 
zustellenden  Sperrininoi’i tat  Gebrauch  gemacht  hatte. 

(5)  Die  Kündigung  nach  Abs.l  und  2 hat  in  der  Form  zu  erfol- 
gen, dass  dem  Gesellschafter,  dessen  Kündigung  beschlos- 
sen worden  ist,  eine  einfache  Abschrift  des  Protokolls 
des  Beschlusses  mittels  eingeschj-iebenen  Briefes  über- 
sandt vsird.  Hierzu  ist  jeder  der  übrigen  Gesellschafter  auf- 

bersciitigt . 


- 2 - 


grund  des  Beschlusses 


2.  Blatt  § 19 


Ausschluss  von  Gesellschaf tern 


(4)  Ist  in  der  Person  eines  Gesellschafters  ein  wichtiger 
Grund  gegeben,  so  erfolgt  die  Kündigung  nach  Abs.l  frist- 
los, v/enn  nicht  die  übrigen  Gesellschafter  etvjas  anderes 
beschliessen.  Die  Kündigung  nach  Abs. 2 kann  nur  mit  einer 
Frist  von  mindestens  drei  Monaten  zum  30*6.  und  31-12. 
eines  jeden  Jahres  erfolgen.  Ist  einem  Gesellschafter 
fristlos  gekündigt  worden,  so  scheidet  er  zu  dem  Zeitpunkt, 
an  dem  ihm  das  Kündigungsschreiben  zugegangen  ist,  sonst 
nach  Ablauf  der  Kündigungfrist  aus  der  Gesellschaft  aus. 

(5)  Da.  es  unerwünscht  ist,  dass  im  Handelsregister  zu  kleine 
Kommanditanteile  erseneinen,  sind  Kommanditanteile , die 
durch  Erbgang  oder  auf  andere  Weise  neu  entstehen  und 
unter  einem  Nominalbetrag  von  DM  I.ÜOO.COO,-  liegen,  auf 
einen  andern  Gesellschafter  zu  übertragen,  der  sie  dann 
intern  zu  Gunsten  des  betreffenden  Kocrmanditl  sten  als 
dessen  "':'reuhänder  verwaltet.  Derartige  Kommanditanteile 
können  aucli  unter  einem  gemeinsamen  Tre^uliandei'  zusamiren- 
gefasst  werden,  vjenn  hierdurch  nach  a.ussen  ein  Kommandit-- 
anteil  von  DM  1.000.000,-  oder  mehr  entsteht.  Die  Zustim- 
mung der  übrigen  Gesellschafter  ist  für  derartige  zur 
Bereinigung  von  Zvjerganteilen  erforderlichen  Übertragun- 
gen nicht  nötig.  Die  persönlich  haftenden  Gesellscna.f ter 
können  durch  Beschluss  nach  § 7 Abs. 3 selchen  Kommandi- 
tisten, die  ihrer  Verpflichtung  zur  Zusammenlegung  ihrer 
Anteile  innerhalb  von  6 Monaten  nach  Aufforderung  nicht 
nachgekommen  sind,  m.it  einer  Frist  von  drei  Monaten  zum 
nächstfolgenden  30.Juni.  oder  3- • f^sze.mber  kiindigen.  Gegen- 
über ehemaligen  persönlich  hafte.nden  Gesellschaf tern, 
soviie  ehemaligen  persönlich  haftendeis  Gesellschaltern 

der  Banken  K oder  Ij,  und  deren  V/icv;en  kann  solch  eine  Kiindimung 
nur  mit  Zustimmung  des  Verwaltungsi’ats  ausgesprochen  werden. 


§ 20 


Konkurs  eines  Gesellschafters 


(l)  Der  Gesellschaf ter^  über  dessen  Vermögen  das  Konkurs- 
verfahren eröffnet  v/ird,  oder  der  in  dem  über  sein  Ver- 
mögen eröffneten  Vergleichsverfahren  mit  Genehmigung  des 
Gerichts  die  weitere  Durchführung  des  Gesellschaf tsver- 
trages  a.blehnt,  scheidet  mit  V/irkung  der  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens  bzw.  dem  Zeitpunkt;,  in  vjelchern  er  in 
dem  Vergleichsverfahren  die  v;eitere  Durchführung  des  Ge- 
sellschaftsvercragos  abgelehnt  hat^  aus  der  Gesellschaft 
aus.  Dies  gilt.,  vjenn  der  betroffene  Gesellschafter  der 
alleinige  persönlich  haftende  Gesellschafter  ist,  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  von  den  übrigen  Gesell- 
schaftern gejnäss  § 23  Abs.l  ein  neuer  persönlich  haften- 
der Gesellschafter  bestellt  v;ird. 


(2)  Für  den  Pall,  dass  die  Eröffnung  des  Konkursver- 
fahrens über  das  Vermögen  eines  Gesellschafters  mangels 
Masse  abgelehnt  v^ird,  gilt  Äbs.x  mit  der  Ma.^gabe  ent- 
sprechend, dass  der  Gesellschaf cer  mit  demi  Zeitpunkt, 
in  Vv'elchern  der  Beschluss  des  Konkursgerichtes  rechts- 
kräftig v;ii’d,  aus  der  Gesellschaft  ausscheidet. 


§ 21 


Tod  eines  Gesellschafters 


(l)  Stirbt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter;,  so 

wird  die  Gesellschaft  mit  seinen  Erben  und/oder  denjenigen, 
auf  die  die  Erben  die  Beteiligung  in  Erfüllung  eines  Ver- 
mächtnisses oder  einer  Teilungsanordnung  des  Erblassers 
übertragen,  fortgesetzt.  Die  Rechtsnachfolger  des  Erblassers 
in  der  Beteiligung,  sowie  deren  weitere  Rechtsiicichf olger , 
können  diese  beliebig  unter,  sich  übertragen.  Die  Rechts- 
nachfolger erhalten,  soweit  sie  nicht  bereits  als  persönlich 
haftende  Gesellschafter  beteiligt  sind,  die  Stellung  von 
Kommanditisten. 


(2)  Falls  der  alleinige  persönlich  haftende  Gesellschafter 

stirbt,  wird  die  Gesellschaft  abweichend  von  dem  in  Ziff.l 
Gesagten  zunächst  mit  seinen  Erben  als  persönlich  haftenöen 
Gesellschaftern  fortgesetzt,  um  den  Gesellschaftern  Gele- 
genheit zu  geben,  einen  neuen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter, zu  bestimmen.  Mit  der  Bestellung  des  neuen  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaf ter-s  gelten  nuiimehr  die 
Bestimmungen  de0  1 S,  'ß  im  Innenverhältnis  rückwirkend 

auf  den  Todestag.  Wird  nach  dem  Todesfall  nicht  innerhalb 
von  zvvei  Monaten  ein  neuer  persönlich  haftender  Gesell- 
schafter bestellt,  so  tritt  die  Gesellschaft  n.it  den  Erben 
des  Verstorbenen  als  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
in  Liquidation. 

(5)  Stirbt  ein  PCommanditist , so  wird  die  Gesellschaft  mit 

seinen  Erben  als  Kommanditisten  fortgesetzt.  Abs.l  gilt  auch 
hier.  Der  Erbe  oder  sonstige  Rechtsnachfolger,  der  bereits 
als  persönlich  haftender  Gesellschafter  an  der  Gesellschaft 
beteiligt  ist,  behält  seine  Stellung  auch  für  die  hinzuor- 
wordene  K o m rn  an  d i t b e t e i 1 i g u n g . 

(f)  Mehrere  Rechtsnaclif o3  ger  eines  Gesellschafters  .müssen  sich, 
sovjeit  sie  die  Stellaag  von  .Kommanditisten  haben,  durch 
einen  Vertreter,  der  aus  ihrer  Mitte  genommen  v;erden  kann. 


Forts.  § 21 


Tod  eines  Gesellschafters 

vertreten  lassen.  Ausgenoir.men  ist  das  Recht  der  Kündigung, 
das  jeder  Kommanditist  für  sich  persönlich  aus üben  kann. 
Der  Vertreter  kann  für  die  von  ihm  Vertretenen  in  verschie' 
denem  Sinne  stimmen.  Solange  der  Vertreter  nicht  bestellt 
ist;,  ruht  das  Stimmrecht  der  Rechtsnachfolger. 

(5)  Ist  vom  Erblccsser  eine  Testamentsvollstreckung  angeordnet, 
so  können  der  oder  die  Rechtsnachfolger,  sovveit  sie  die 
Stellung  von  Kom.mandit isten  haben,  den  oder  die  Testaments 
Vollstrecker  zur  Ausübung  ihrer  sämtlichen  Rechte  und 
Pflichten  ermächtigen. 

(6)  Mehrere  Rechtsnachfolger  eines  Gesellschafters,  soweit 
sie  Kommanditisten  sind,  gelten  imi  Sinne  des  tv  19  Abs . 1 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  mindestens  drei  Gesellschafter 
vorhanden  sind,  nur  als  ein  Gesellschafter.  Hierdurch 
wird  das  Recht  des  Vertreters,  für  die  mehreren  Rechts- 
nachfolger in  verschiedenem  Sinne  zu  stimmen,  niclit 
berührt . 


§52  - Folgen  des  Ausscheidens  eines  Gesellschafter; 

aus  der  Gesellschaft' 


(1)  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Gesellschafter  aus  der 
Gesellschaft  ausscheidet,  v'ird  diese  von  den  übrigen 
Gcsellschaf’tern  in  der  bisherigen  f’irnia  fortgesetzt. 

(2)  VJenn  nach  dem  V/egfall  von  Gesellschaf  tern,  die  durch 
Kürxdigung  oder  aus  andern  Gründen  aus  der  Gesellschafc. 
ausscheiden  solJ.en,  nur  noch  ein  Gesellschafter  übrig 
geblieben  ist,  dann  kann  dieser  das  Unternehmen  mit  iktiven 
und  Passiven  und  dem  Recht  zur  Fortführung  aer  Firma 
übernehmen.  Übt  er  das  Recht  nicht  aus,  so  verbleibe 
(verbleiben)  der  (die)  Gesellschafter  v;elch6r  (v:elche) 
sonst  ausscheiden  v/ürde  (würden)  in  der  Gesellschaft, 

die  mit  ihm  (ihnen)  liquidiert  v. ird. 

(3)  Gesellschafter,  die  gekündigt  haben,  oder  denen  gekün- 
digt worden  ist,  sind  verpflichtet,  ihren  Anteil  auf 
einen  oder  mehrere  Gesellschafter , oder’  dritte  Perso- 
nen, Zug  um  Zug  gegen  Zahlung  des  nach  § 24  Abs. 2 zu 
ermittelnden  Gegenwertes  zu  übertragen.  Pie  Gesells chap- 
ter beschliessen  über  die  Person  des  Ubernerriers,  wenn 
dieser  ber-eits  ein  Gesellschafter  ist,  mit  der  Rehrhoit 
nach  § 14  Abs.;5,  sonst  mit  der  Mehr^heit  na;,ch  § 2p  Abs.l. 

Der  aussche j.dende  Gesellschafter  hat  Anspr'u.ch  darauf, 
dass  ihn  der  Übernehmer  von.  Jeder  Haftung  für  Gesvll- 
schaftsschulden  freistellt . 


t 


§ 2^  - Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügungen 

über  Kanital anteile 


(1)  Die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  bedarf  eines  Gesell- 
schaftei beschlusses  mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
des  Gesellschaftskapitals  sov/ie  eines  Beschlusses  der  per 
sönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs-.3  dieses 
Vertrages.  Das  gleiche  gilt  für  die  Übertragung  und  Ver- 
pfändung von  Kapitalanteilen,  sowie  für  die  Einräumung 
von  Unterbeteiligungen  an  Kapitalanteilen. 

(2)  Die  Übertragung  und  Verpfändung  von  Kapitalanteilen  oder 
Teilen  von  Kapitalanteilen  zv/ischen  Gesellschaftern, 
sowie  die  Einräamung  von  Unterbeteiligungen  an  Kapital- 
anteilen zu  Gunsten  anderer  Gesellschafter,  bedarf  eines 
Zus t immungsbes clilusses  der  Gesellschafter  mit  der  Mehr- 
heit des  § l4  Abs. 7.  Ein  ablehnender  Beschluss  ist  für 
die  beti'offenen  Gesellschafter  jedoch  nur  dann  verbind- 
lich, wenn  dem  Gesellschafter,  der*  seinen  Anteil  über- 
tragen oder  belasten  will,  zugleich  ein  anderer  Gesell- 
schafter, oder,  mit  der  MehiMieit  des  Absatzes  1,  ein 
Dritter  nachgewiesen  wird,  der  bereit  und  in  der  Lage 
ist,  den  betreffenden  Kapitalanteil  Zug  um  Zug  gegen 
Be^zahlung  des  nach  § 24  Abs.  2 zu  errechnenden  Gegen- 
wertes zu  übernehm en . 

(7)  Keiner  Zustimmung  der  übrigen  Gesellschafter  bedürfen 
Übertragungen  von  Kapitalanteilen,  die  erfolgen 

a)  von  einem  Gesellschafter  im  Wege  der  verweggenemmenen 
Erbfolge  auf  seine  Ehefro.u  und/eder  seine  Kinder; 

b)  innerhalb  einer  durch  einen  Treuhänder  vertretenen 
Gesellschaftergruppe ; 

c)  von  einem  Treuhänder  a.uf  seinen  Treugeber,  solange 
infolge  der  Übertragung  kein  Kapitalanteil  entsteht, 
dessen  Nominal'wert  unter*  DM  1.000.000,-  liegt; 

d)  zwischen  der  Simon  Jiirschland  Inc . oder  einem  ihrer* 
Treugeber  auf  die  IJew  York  Hanseatic  Cor-poration  nach 


2 


Blatt  2 § 2:5 


Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügung: 
über  Kau ,i. t al a,n t e i 1. e 


Maßgabe  des  Vertrages  zv;ischen  der  L-Gruppe  und  der  Simo: 

Hirsahland  Inc  . vom  31  • 8. /ll . 9- 1S^65. 

(A)  Es  besteht  Einigkeit  darüber,  dass  bei  Hinzutreten  eines 
neuen  persönlich  haftenden  Gesellschafters  eine  nach  Lage 
der  Sache  angemessene  Kapitalquote  bereitgestellt  oder- 
geschaffen  werden  soll. 

(5)  Neu  aufgenommiene  Gesellschafter,  die  ihren  Kapitalanteil 
nicht  von  einemi  anderen  Gesellschafter  erworben  haben, 
haben  auf  den  Nominalwert  ihrer  Einlage  ein  Aufgeld  zu 
entrichten,  das  mindestens  dem  nach  § 24  Abs . 2 zu  ermit- 
telnden Anteil  des  neuen  Gesellschafters  an  den  stillen 
Reserven  der  Gesellschafter  entsprechen  muss.  Das  gleiche 
gilt  für  Gesellschafter,  die  ihren  Kapitalanteil  erhöhen, 
ohne  dass  allen  andern  Gesellschaftern  ein  entsprechendes 
Bezugsrecht  eingeräiunt  worden  ist. 


§ 24 


Abfindung  ausscheidender  Gesellschafter  aus 
Gesellschaftsmitteln 


(1)  Ausscheidende  Gesellschafter,  deren  Beteiligung  nicht 
duir’ch  einen  anderen  Gesellschafter  oder  einen  Dritten 
übernommen  wird,  erhalten  aus  Gesellschaftsmitteln  eine 
Abfindung,  die  sich  nach  folgenden  Grundsätzen  errechnet: 

(2)  Das  Abfindungsguthaben  des  Gesellschafters  riclitet  sich 
nach  dem  Betrag,  dei'’  sich  aus  der  Auseinandei'setzungslDi- 
lanz,  die  für  den  Schluss  des  Kalenderjahres,  in  welchem 
er  ausscheidet,  aufzustellen  ist,  als  sein  Guthaben 
ergibt.  Entsprechendes  gilt  für  teilweises  Ausscheiden. 

In  dieser  Bilanz  sind  alle  Aktiven  und  Passiven  unabhängig 
von  ihrer  bisherigen  Bev;ertung  in  den  Jahresbil a.nzen  mit 
ihrem  Zeitwert  füi’  das  lebende  Gescliäft  einzusetzen.  Aus- 
genommen sind  Ausgleichsforderungen,  welche  mit  ihrem  No- 
minalbetrag einzusetzen  sind.  Finzel-  und  Sammelv;ertbe - 
rieht igurigen  sind  in  der  Bilanz  insovjcit  aufzulösen,  als 
sie  den  wirtschaftlich  angemessenen  Betrag  übersteigen. 
Beteiligungen  von  mindestens  50  % und  Erwerbsrechte  auf 
solche  sind  mit  dem  Betrag  einzusetzen,  der  sich  als  Wert 
derselben  nach  dem  Vermögen  der  Beteiligungsgesellschaft  • 
unter  Anwendung  der  vorstehenden  Bestimmungen  ergibt.  In 
gleicher  V/eise  sind  bei  der  Bewertung  des  Vermögens  der 
Beteiligungsgesellschaft  Beteiligungen,  v/elche  mindestens 
50  % betragen  und  Ei'werbsj’echte  auf  solche  zu  bewerten. 

Der  VJert  der  E'irma  und  des  Geschäftes  als  solcher  bleibt 
überall  ausser  Ansatz.  Die  Ruhegehälter  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  und  ihrer  Hinterbliebenen  sind 
weder  als  Piückstellung  noch  sonstvzie  zu  passivieren. 

(5)  Bei  Streitigkeiten  über  die  Beva'n''tung  vrird  auf  Antrag 

der  Gesellschaft  von  dem.  Pi'äsidenten  des  Oberl  aridesgerlc]r  t,s 
.i.n  Düsseldorf  und  dem  Präsidenten  des  Landgeri.chts  in 
Essen  je  ein  Wirt.schjaf tsprüf er  bestellt.  Die  VJirtschaf  1:8- 
prüfer  müssen  die  Voraussetzungen  des  § l6  Abs. 5 dieses 


r 


Forts.  § 24  - 


Abfindunp^  ausscheidender  Gesellscha.f ter 
aus  Gesellschaftsmitteln  


Vertrages  erfüllen  und  nachweislich  Uber  umfangreiche 
Erfahrungen  als  Prüfer  von  Bankbilanzen  vei-fügen.  Die 
VJirtscha.f tsprüf er  erstellen,  unabhängig  voneinander, 
je  ein  Schiedsgutachten . Das  arithmetische  Mittel  beider 
Gutachten  ist  für  die  Beteiligten  verbindlich. 


(4)  Das  Auseinandersetzungsguthaben  des  ausscheidenden 
Gesellschafters  ist  von  dem  Bilanzstichtag  an  mit  6 


p 


zu  verzinsen.  Die  Zinsen  sind  zu;n  Schluss  eines  jeden 
Kalendervierteljahres  zahl  bar . 

(5)  Die  Auszahlung  des  Guthabens  erfolgt  in  acht  gleichen 
Viei’tel jaliresra.ten,  von  Vielehen  die  erste  Rate  drei  Monate 
nach  dem  Bilanzstichtag  fällig  ist.  Vorzeitige  Zahlung,  , 
ganz  oder  teilweise,  ist  zulässig.  Die  vorzeitig  gezalil- 
ten  Beträge  werden  auf  die  nächstfällig  werdenden  Raten 
anger e ebnet . 

(6)  Solange  die  Hohe  des  Guthabens  nicht  feststeht,  sind  die 
Zinsen  und  Raten  nach  dem  von  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  nach  pf llchtgemässem  Ermessen  geschätzten 
Mindestguthaben,  das  sich  voraussichtlich  ergeben  v/ird, 
zu  zahlen.  Sobald  das  Guthaben  feststeht,  ist  die  Diffe- 
renz nachzuzahlen. 

(7)  V/enn  eine  Zins-  oder  Kapitalrate  nach  Feststellung  der 
Abfindung  trotz  Auf f ordei-ung  durch  eingeschriebenen  Brief 
nicht  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Ei’halt  desselben 
gezahlt  wird,  1st  die  Abfindung  in  ihrer  jeweiligen  Höhe 
vorzeitig  fällig. 

(8)  VJeitere  Ansprüche  des  ausscheidenden  Gesellschafters  sind 
mit  Ausnahme  etwaiger  vej'traglichei'  Penslonsa.nsprüche 
ausgeschlossen.  Jedoch  l'iaftet  ihm  die  Gesellschaft  dafür, 
dass  er  für  die  Schiilden  derselben  nicht  in  Anspruch  genom- 


men vri.rd. 


Ahwlcklun,g; 


§ 25 


(1)  Im  Pall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  sind  die  persönlich 
haftenden  Gesellscliaf ter  geborene  Abwickler.  Ihre  Vertre-- 
tungsbef ugnis  richtet  sich  nach  § 8.  Sie  erhalten  für  ihre 
Tätigkeit  eine  angemessene  Vergütung,  über  deren  Höhe  die 
Gesellschafter  nach  § lA  Abs. 3 beschliessen . 

(2)  Das  nach  der  Abv-jicklung  verbleibende  ReinvermmJgen  wird  auf 
alle  Gesellschafter  im  Vexlialtnis  ihrer  Kapitalanteile 
verteilt.  Die  Bestimmung  des  § I7  Abs.l  b findet  auf  Abwick- 
lungsgewinne keine  Anwendung. 


§ 26 


VertraG;särideruiigen 


(1) 


Änderungen  dieses  Vertrages  bedürfen  eines  Besohl 
der  Gesellschafter  mit  einer  Kapitalmehrheit  von 
sov^ie  eines  Beschlusses  der  persönlich  haftenden 
schaf ter  nach  § 7 Abs.^  dieses  Vertrages. 


(2)  Als  Vertragsänderung  gilt  auch  der  Abschluss  stiller  Ge- 
sellschaftsverträge, der  Abschluss  von  Interessengemein- 
schaften sov7ie  der  Abschluss  aller  solcher  Verträge,  die 
als  Unternehmensverträge  im  Sinne  der  §§  291,  292  AktG 
gelten. 


(3) 


Ve  r t r a g s and  e r unge  n , d i e 
sch8.ftern  zusätzliche. 


allen  oder  einzelnen  Gesell- 
in diesem  Vertrag  nicht  voi'ges 
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Verpflichtungen  auferlegen,  bedürfen  der  Zustimmung  aller 
betroffenen,  ü e s e 1 1 s c } 1 .a  f t e r . 


§ 27 Schlussbestimmungen 


(1)  Sollte  eine  Bestimmung  dieses  Vertrages  ganz  oder  teil- 
weise unv/irksain  sein,  so  wird  dadurcli  die  Recbtswirksa.m- 
keit  der  übrigen  Bestimmungen  nicht  beeinträchtigt.  Lasst 
sich  der  Erfolg  einer  nichtigen  Bestimmung  im;  wesentli- 
chen durch  eine  neue  wirksame  Bestimmung  erreichen,  so 
sind  die  Gesellschafter  verpflichtet,  der  Aufnahme  solch 
einer  Bestiminung  in  den  Gesellschaftsvertrag  zuzustim-men. 
Für  Lücken  des  Vertrages  soll  eine  angemessene  Regelung 
gelten,  die  dem,  v/as  gevrollt  ist,  am  nächsten  komm.t . 

(2)  Alle  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaf tsvertrag  v/erden, 
soweit  dieser  Vertrag  nicht  etwas  anderes  vorsieht,  gemäss 
der  in  einer  besonderen  Urkunde  niedergelegten  Schieds- 
gerichtsvereinba.rung  durch  ein  Schiiedsgericht  entschieden. 

(;5)  Der  Gesellschaftsvertrag  tritt  a-n  in  Kraft. 


§ 26 


Vertr‘ac;sänderuiigen 


(1)  Änderungen  dieses  Vertrages  bedürfen  eines  Beschlusses 
der  Gesellschafter  mit  einer  Kapitalmehrheit  von  75  % 
sov;ie  eines  Beschlusses  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter nach  § 7 Abs dieses  Vertrages. 

(2)  Als  Vertragsänderung  gilt  auch  der  Abschluss  stiller  Ge- 
sellschaf tsverträge,  der  Abschluss  von  Interesse.ngemein- 
Echaften  sov/ie  der  Abschluss  aller  solcher  Verträge,  die 
als  Unternehmensverträge  im  Sinne  der  §§  291,  292  AktG 
gelten. 

(5)  Vertragsänderungen,  die  allen  oder  einzelnen  Gesell- 
schaftern zusätzliche,  in  diesem  Vertrag  nicht  voi^nesehen' 
Verpflichtungen  aufei’legen,  bedürfen  der  Zustimnung  aller 
betroffenen  Gesellscliaf ter . 


§ 27 Schlussbest immunp:en 

(1)  Sollte  eine  Bestininiung  Qieses  Vertnages  ganz  oden  teil- 
Vveise  unwirksam  sein,  so  wird  dadurcli  die  Hechtswirksam- 
keit der  übrigen  Bestimmungen  nicht  beeinträchtigt.  Lässt 
sich  der  Lrfolg  einer  nichtigen  Bestj.mmung  i.T;  wesentli- 
chen durch  eine  neue  vjirksame  Bestimmung  erreichen,  so 
sind  die  Gesellschafter  verpflichtet,  der  Aufnalmme  solch 
einer  Bestimmung  in  den  Gesellschaftsvertrag  zuzustimm.en. 
Für  Lücken  des  tei’trages  soll  eine  angemessene  Regelung 
gelten,  die  dem,  v/as  gewollt  ist,  am  nächsten  kommit 

(2)  Alle  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellsehaf tsvertrag  v/erden, 
soweit  dieser  Vertrag  nicht  etwas  anderes  vorsieht,  aemäss 
oer  in  ej-ner  cesonderen  Ui’kunde  niedergeie£rten  Schieds- 
gericht svereinbarung  durch  ein  Schiedsgericht  entschieden. 

(;5)  Der  Gesellschaftsvertrag  tritt  a-m  in  Kraft. 
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I. 

1)  Im  ersten  Verwaltungsrat  der  zusammengeführten  Bank  sollen 

Dr.J.Zahn  den  Vorsitz 

Dr . G.Frhr . von  Falkenhausen  den  stellv. Vorsitz 

Prof .Dr .K.Forberg  den  stellv. Vorsitz 

Herr  Kurt  Grunebaum  den  stellv. Vorsitz 

übernehmen.  Diese  Berufungen  erfolgen  ad  personam  und  nicht 
im-Hinblick  auf  § 12  Abs. 2 b des  Gesellschaftsvertrages. 

' Herrn  Kurt  Grunebaum  wird  Wiederwahl  für  die  zweite  Vertrags- 

periode zugesagt. 

Die  Herren  Dr .Meyer-Struckmann  und  Groth  werden  jeweils  nach 
ihrem  Ausscheiden  aus  der  aktiven  Geschäftsführung  ebenfalls 
stellvertretende  Vorsitzende  des  Verwaltungsrates  werden. 

Im  übrigen  sollen  dem  ersten  Verwaltungsrat  ausser  den  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaftern  folgende  Herren  angehören: 

M. Caplain 

Dr .B.Frhr . von  Falkenhausen 
• V , St . Glasmacher 

Dr.K. Henkel 
Dipl. -Ing. V. Langen 
U.van  Meeteren 

D.  Pey 

Prof . Dr . A . Pierburg 
I Dr .M. Schmidheiny 

Prof .Dr. E. Schneider 

E.  Selbach 

F. H.Fentener  van  Vlissingen 
H.Wild. 


Aus  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates  sollen  ein  Präsi- 
dialausschuss und  eine  Kreditkommission  gebildet  werden.  Dem 
Präsidialausschuss  sollen  ausser  dem  Vorsitzenden  des  Verwal- 
tungsrates für  die  erste  Vertragsperiode  folgende  Herren  ange- 
hören: 

- 2 - 
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Dr. G. Freiherr  von  Falkenhausen 

Kurt  H.Grunebaum, (dem  Wiederwahl  für  die  zweite 
Vertragsperiode  zugesagt  ist ) 

Dr.F. Meyer-Struckmann  (ab  1.1. 1975)* 

(Vier  weitere  Mitglieder  sind  noch  zu  wählen. ) 

Der  Kreditkommission  sollen  ausser  dem  Vorsitzenden  des  Ver- 
■ • waltungsrates  folgende  Herren  angehören: 

Dr.B. Freiherr  von  Falkenhausen 

Dr.G. Freiherr  von  Falkenhausen  (bis  31.12.1972) 

Dr .Meyer-Struckmann  (ab  1.1. 1973) • 

(Vier  weitere  Mitglieder  sind  noch  zu  wählen. ) 

2)  Für  die  erste  Vertragsperiode  wird  die  Reihenfolge  der 
Anciennität  im  Sinn  von  § 7 Abs. 2 wie  folgt  festgelegt. 

Groth  / Dr. Meyer-Struckmann  ^ 

(bis  zu  seinem  Ausscheiden  am  31.12.1972; 

Neumann 

Graf  Finck  von  Finckenstein. 

" 3)  Herrn  Dr. Nieland,  bis  1970  Generalbevollmächtigter  bei  K, 
jetzt  persönlich  haftender  Gesellschafter  bei  C.G.Trinkaus 
& Co.,  vorm. Paul  Kapf,  in  Stuttgart,  ist  zugesagt,  ihn  bei 
Bewährung  unter  Belassung  in  Stuttgart  ab  1.  Januar  1975 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  in  die  Bank  aufzunehmen. 

4)  Für  die  Verteilung  der  Inhaber-Tantieme  während  der  ersten 
Vertragsperiode  wird  vorher  eine  protokollierte  Absprache 
getroffen. 

5)  § 9 Absatz  6 des  Gesellschaftsvertrages  gilt  nicht  für  sol- 
che Ämter  und  Mandate,  die  auf  persönlichen  Beziehungen  des 
Gesellschafters  beruhen  und  auf  die  Gesellschaft  nicht  über- 
geleitet werden  können.  (Siehe  Liste. ) 


Vollmacht 


/ 


Die  unterzeichnenden  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und 
Kommanditisten 

des  Bankhauses  Burkhardt  & Co.  in  Essen 
und 

der  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-  Kommandit- 
gesellschaft in  Essen 

bevollmächtigen  hiermit  die  Herren 

Dr. Fritz  Meyer-Struckmann 

Karl  Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein 
Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Werner  Kehl 
Otto  Schoeppler 
Wolfgang  von  Waldthausen 

und  zwar  jeden  für  sich  allein  - , 

alle  Anmeldungen  zum  Handelsregister  betreffend  die 

Kommanditgesellschaft  in  Firma 
Burkhardt  & Co.,  Essen, 

Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Kommandit- 
gesellschaft, Essen, 

C.G.Trinkaus,  Düsseldorf, 

bzw.  C.G.Trinkaus,  Burkhardt  & Co.,  Düsseldorf, 
vorzunehmen. 

Jeder  Bevollmächtigte  ist  von  den  Beschränkungen  des  § l8l  BGB 
befreit . 

Essen,  den  24.Novem.ber  1971 


I 
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Vollmacht 


Die  unterzeichnenden  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und 
Kommanditisten  des  Bankhauses  Burkhardt  Co.  in  Essen  und 
der  Burkhardt  & Co.  Grundstücks  Kommanditgesellschaft  in 
Essen  bevollmächtigen  hiermit  die  Herren 

Dr. Fritz  Meyer-S truckmann 

Karl  Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein 

Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 

Werner  Kehl 

Otto  Schoeppler 

Wolfgang  von  Waldthausen, 

und  zwar  jeden  für  sich  allein,  einen  Fusionsvertrag  mit  dem 
Bankhaus  C.G.Trinkaus  in  Düsseldorf  per  5I. 12.1971,  24.00  Uhr 
= 1.1.1972,  0.00  Uhr,  namens  der  Bank  und  namens  der  Gesell- 
schafter abzuschliessen  und  zu  unterzeichnen. 

Auftrag  und  Vollmacht  gelten  auch  für  die  zugehörigen  Verträge, 
nämlich  die  Gesellschaftsverträge  des  neuen  Bankhauses  C.G.Trink- 
aus, Burkhardt  & Co.,  der  C.G.Trinkaus,  Burkhardt  & Co.  Grund- 
stücks Kommanditgesellschaft,  das  Zusatzabkommen,  die  Schieds- 
gerichtsvereinbarung und  die  Pensionsvereinbarung. 

Der  Wortlaut  der  Verträge  soll  den  Texten  entsprechen,  die  den 
unterzeichnenden  Gesellschaftern  am  24. November  I97I  vorgelegt 
und  von  ihnen  genehmigt  worden  sind.  Herr  Dr .B. Freiherr  von 
Falkenhausen  wird  jedoch  ermächtigt,  in  Einzelheiten  Änderungen, 
die  nicht  wesentlicher  Natur  sind,  vorzunehmen,  sofern  sich 
diese  im  Zuge  der  Endverhandlungen,  insbesondere  unter  recht- 
lichen, formalen  oder  steuerlichen  Gesichtspunkten  als  sachdien- 
lich erweisen  sollten. 

Jeder  Bevollmächtigte  ist  von  den  Beschränkungen  des  § I8I  BGB 
befreit . 

Essen,  den  24. November  1971 


> 


Vollmacht 


J 


Die  unterzeichnenden  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und 
Kommand i t i s t en 

des  Bankhauses  Burkhardt  & Co.  in  Essen 
und 

der  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-  Kommandit- 
gesellschaft in  Essen 

bevollmächtigen  hiermit  die  Herren 

Dr. Fritz  Meyer-Struckmann 

Karl  Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein 
Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Werner  Kehl 
Otto  Schoeppler 
Wolfgang  von  Waldthausen 

und  zwar  jeden  für  sich  allein  - , 

alle  Anmeldungen  zum  Handelsregister  betreffend  die 

Kommanditgesellschaft  in  Firma 
Burkhardt  & Co.,  Essen, 

Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Kommandit- 
gesellschaft, Essen, 

C.G.Trinkaus,  Düsseldorf, 

bzw.  C.G.Trinkaus,  Burkhardt  & Co.,  Düsseldorf, 
vorzunehmen. 

Jeder  Bevollmächtigte  ist  von  den  Beschränkungen  des  § l8l  BGB 
befreit . 

Essen,  den  24. November  1971 
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Aktennotiz 

Betrifft:  Verhandlung  in  Sachen  K & L zv/ischen  den  Vertretern 
der  Gruppe  S.H.  und  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern von  L vom  20.  bis  22. Februar  1971  in  Klosters 

Teilgenommen  haben: 

Für  die  Gruppe  S.H.: 

Herr  E.O.G. 

Herr  K.H.G. 

Herr  P.K.G. 

. Herr  E.M.G. 

die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L: 

Graf  F. 

Herr  W.K. 

Herr  O.Sch. 

Herr  B.v.F. 

Zv^eck  der  Gespräche  v/arp  die  Gruppe  S.H.  über  den  derzeitigen 
Stand  der  Fusionsgespräche  mit  K.  zu  informieren  und  ihre  Zu- 
stimmung zu  einer  Fortführung  der  Verhandlungen  zu  erwirken. 

Zur  Vorbereitung  der  Gespräche  in  Klosters  hatten  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  von  L.  den  Vertretern  der  Gruppe 
• S.H.  die  Strukturanalyse  über  die  beiden  Banken  K und  L zur 

Verfügung  gestellt,  die  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
der  beiden  Banken  bei  ihrem  ersten  gemieinsamen  Fusionsgespräch 
vom  20. Januar  1971  als  Unterlage  gedient  hatte. 

I.  Zunächst  legten  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L 
den  Herren  G.  die  Gründe  dar,  die  sie  veranlasst  hatten,  einer 
V/iederaufnahrne  der  im  Jahr  I967  abgebrochenen  Fusionsverhc.nd- 
lungen  zuzustimmen: 

1.  Die  starke  Konzentration  in  der  deutschen  und  internationalen 
V/irtschaft  verlangt  eine  entsprechende  Konzentration  auch  im 
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Kreditgev;erbe . In  den  letzten  Jahren  sind  in  dei*  Industrie 
wie  im  Handel  durch  Fusionen,  Übernahmen  und  Kooperationen 
Unterneh^menseinheiten  geschaffen  werden,  deren  Grösse  und 
Wirtschaftskraft  die  bisher  üblichen  Ha.?e  v;eit  überschreitet. 
Hierdurch  sind  auch  die  Anforderungen  der  Großkundschaft  an 
ihre  Banken  sehr  stark  gestiegen.  Die  Kredit'wünsche  der  Groß- 
kundschaft,  die  im  Geschäft  von  L traditionell  einen  ‘wichtigen 
Platz  einnimmt,  bewegen  sich  heute  in  Grössenordnungen,  denen 
L nach  ihrer  Kapital-  und  Einlagenstruktur  nicht  mehr  gerecht 
werden  kann.  Schon  jetzt  ist  L,  'was  die  Kreditge'währung  angeht, 
an  die  Grenze  ihrer  Möglichkeiten  gelangt.  Die  Einhaltung  der 
von  der  Aufsichtsbehörde  für  das  Kapital  und  die  Liquidität  der 
Kreditinstitute  festgelegten  Grundsätze  macht  Schwierigkeiten, 
wobei  insbesondere  der  Grundsatz  p)  (Einlagenseite),  aber  auch 
der  Grundsatz  l)  (Kapital)  hervorzuheben  ist.  Wenn  L den  ?vre~ 
ditwünschen  ihrer  Großkunden  aber  nicht  mehr  nachkommen  kann, 
wird  sie  bald  als  Gesprächspartner  nicht  mehr  ernstgenommen 
werden  und  dadurch  einen  grossen  Teil  ihres  traditionellen 
Geschäftes,  in  dem  auch  ein  erheblicher  goodwill  steckt,  'ver- 
lieren. 


So  wie  bisher  kann  L auf  die  Dauer  daher  nicht  Weiterarbeiten. 

Unter  den  gegebenen  Möglichkeiten  für  eine  Lösung  des  Problems 

bietet  sich  ein  Zusammengehen  mit  K als  besonders  vo^x^teilhaf t an: 

a)  K v/ar  in  den  vergagenen  drei  Jahren  (nach  dem  Abbruch  der 
Fusionsverhandlungen)  sowohl  im;  V/achstu.m  als  auch  in  der 
Ertragskraft  weniger  erfolgreich  als  L.  Intern  hat  K grosse 
organisatorische  Probleme,  die  bei  L im;  -wesentlichen  gelöst 
sind.  Die  Voraussetzungen  für  ein  Fusionsgespräch  und  die 
erzielbaren  Bedingungen  sind  demnach  günstiger  als  vor  vier 
Jahren. 

b)  Überschneidungen  in  dem  KunderfKreis  (Konsort ialquoten)  sind 
weniger  gross  als  befürchtet.  Grossere  Fusionsverluste  an 
Kundschaft  und  Geschäf tsmöglichkeiteri  müssten,  mit  einigem 
Geschick,  vermieden  werden  können. 
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c)  Das  Passivgeschäft  ist  bei  K besser  entwickelt  als  bei  L. 
Anders  als  L hat  K keine  Schwierigkeiten  mit  den  "Grund- 
sätzen". Eine  neue  Bank  K,  L & Co.  hätte  demnach  gerade 

im  Kreditgeschäft  mit  GroSkunden  eine  sehr  viel  günstigere 
Stellung  als  L alleine.  Darüber  hinaus  bietet  der  Umstand 
dass  K mit  den  weitaus  mieisten  GroSunternehmien  in  der  Bun- 
desrepublik in  Geschäftsverbindung  steht,  sehr  gute  Mög- 
lichkeiten für  das  neue  Institut,  das  Geschäft  mit  der  Groß- 
kundschaft mit  Hilfe  des  know-how  von  L zu  erweitern  und  zu 
beleben.  Da  es  erf ahrungsgemäss  leichter  ist,  bestehende 
Verbindungen  zu  intensivieren  als  neue  zu  gewinnen,  würde 
eine  Verbindung  mit  K für  L eine  v/esentliche  Einsparung  en 
Aco^uisitionsaufv^and  bedeuten. 

d)  Gut  ergänzen  sich  die  beiden  Pläuser  auch  im  Effektenge- 
schäft, V70  bei  K das  Kundengeschäft  und  bei  L das  Geschäft 
init  Banken,  insbesondere  ausländischen,  do.miniert. 

e)  K hat  sich  v;egen  der  bereits  genannten  organisatorischen 
Schwierigkeiten  bereit  erklärt,  das  geschäftspolitische 
Konzept  von  L zu  übernehmen. 

f)  Der  traditionelle  Charakter  von  L als  Privatbank  bleibt 
auch  in  dem  vergrösserten  Rahmen  bestehen.  Die  Verhältnis - 
miässig  grosse  Zahl  der  Partner  bietet  (ähnlich  wie  bei  BBH 
in  New  York)  eine  gev/isse  Gewähr  dafür,  dass  zumiindest  die 
grösseren  Kunden  nach  wie  vor  dui-ch  einen  Partner  betreut 
werden  können. 

2.  Die  Personal-  und  Sachkosten  sind  in  den  vergangenen  Jahren 
sehr  stark  gestiegen.  Mit  ähnlichen  Kostensteigerungen,  ins- 
besondere auf  dem  Personalsektor,  ist  auch  in  den  Folge jahren 
zu  rechnen.  Einer  solchen  "PCostenexplosion"  kann  nur  durch 
starke  Rationalisierung  begegnet  werden.  Jede  Rationalisierung 
führt  jedoch  zu  einer  Erv;eiterung  der  Kapazitäten,  die,  wie  zu 
1.  bereits  gesagt,  bei  L ohne  eine  Verbesserung  der  Kapital- 
und  Einlagenstruktur  nicht  ausgenützt  v/erden  könnte. 
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II.  Die  Herren  G.  machten  gegen  eine  Fusion  mit  K verschiedene  per- 
sönliche und  sachliche  Bedenken  geltend.  Über  diese  Bedenken  und 
die  tlieoretjsch  miöglichen  Alternativlösungen  wurde  eingehend  dis- 
kutiert. Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L hoben  her- 
vor, dass  sie  die  Probleme  einer  Fusion  mit  K durchaus  sähen, 
jedoch  nach  dem  bisherigen  Verhandlungsstand,  auch  der  Verhand- 
lungsatmosphäre, die  Möglichkeiten  einer  Überwindung  dieser  Schwie- 
rigkeiten positiv  beurteilten.  Sollten  sich  im  Laufe  der  weiteren 
Verhandlungen  mit  K Bild  und  Klima  wider  Erwarten  ändern,  dann 
musste  für  die  eingangs  beschriebenen  Probleme  von  L nach  andern 
Lösungen  gesucht  v/erden.  V/ie  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter wiederholt  unterstrichen,  sind  sie  nicht  entschlossen, 
eine  Fusion  mit  K ihren  Kommanditisten  unter  allen  Umständen  zu 
empfehlen.  Sie  legten  vielmehr  lediglich  VJert  darauf,  von  ihrer 
grössten  Kommandit istengruppe  für  die  Fortsetzung  ihrer  Verhand- 
lungen mit  K grünes  Licht  zu  erhalten. 

III.  Im  Anschluss  an  diese  Grundsatzdiskussion  erläuterte  Herr  Dr.BvF 

den  von  ilun  zusammengestellten  Entwurf  eines  Gesellschaftsvertrages 
für  die  neue  Gesellschaft.  Er  wies  die  Herren  G. darauf  hin,  dass 
er  sich  bemüht  habe,  zwischen  den  von  einander  abv/eichenden  Ver- 
tragsbestimmungen bei  K und  bei  L einen  brauchbaren  Kompromiss 
zu  finden.  Wesentliche  Bestimmiungen  des  Entv/urfs,  insbesondere 
die  vjeitgehende  Übernahme  des  Gewinnverteilungsschlüssels  von  L, 
seien  bereits  mit  Herrn  Dr.Z.  von  K abgestimmt.  Andere  Regelungen 
müssten  noch  mit  Herrn  Dr.Z.,  der  den  Entwurf  noch  nicht  kennt, 
besprochen  werden.  Insofern  sei  der  Entvmrf  also  als  Verhandlungs- 
vorschlag der  Gruppe  L zu  werten.  Herr  Dr.BvF  stellte  den  Herren 
E.G.  und  K.G.  Texte  des  Vertragsentwurfes  zur  Verfügung. 

Zusammen  mit  dem  Vertragsentvmrf  erläuterte  Herr  Dr.BvF  den 
Herren  G.  auch  den  Text  einer  zusätzlichen  Vereinbarung  zwischen 
der  Gruppe  S.H.  und  den  persönlicli  haftenden  Gesellschaftern  des 
Bankliauses  K,  L & Co.,  die  verschiedene  den  Text  des  Gesellschafts- 
vertragsentwurfes ergänzende  Regelungen  zu  Gunsten  der  Gruppe  S.H. 
trifft.  Auch  von  diesem  Text  erhielten  die  Herren  E.G.  und  K.G. 
je  ein  Exemplar. 
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IV.  Das  Ergebnis  der  Verhandlungen,  die  von  beiden  wSeiten,  der  lang- 
jährigen Partnerschaft  entsprechena,  in  einer  Atmosphäre  des 
gegenseitigen  Vertrauens  und  des  Verständnisses  für  die  Belange_ 
des  Partners  geführt  wurden,  lässt  sich  dahin  zusammenfassen, 
dass  die  Gruppe  S.H.  einen  Vorschlag  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  von  L,  mit  K zu  fusionieren,  unterstützen  v;ird, 
wenn  folgende  Voraussetzungen  erfüllt  werden: 

1.  Das  Umtauschverhälrnis  darf  nicht  schlechter  sein  als  2:1. 

2.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  sich  dafür 
einsetzen,  dass  der  Gruppe  S.H.  bei  Auslandsgründungen  und 
-beteiligungen  der  neuen  Bank  K,  L & Co.  eine  Beteiligungs- 
möglichkeit eingeräumt  wird,  soweit  das  nach  dem  Zweck  des 
Projektes  und  der  Zusammensetzung  seines  Teilnehrnerkreises 
vertretbar  ist. 

5.  Der  Vertrag  vom  ZI • 8 . /ll . 9 • 1965  betreffend  den  möglichen 
Eintritt  der  New  York  Hanseatic  Corporation  in  die  Simon- 
Hirschland-Inc . wird  \'on  der  neuen  Bank  übernommen. 

4.  Mit  Herrn  K.G.  wird  ein  bis  zum  ZI. i2. 1976  befristeter  Bera- 
tungsvertrag abgeschlossen,  dessen  Bedingungen  materiell  der 
bisherigen  Praxis  entsprechen  sollen. 

5«  Die  p»ersönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  sich,  falls 

die  Gesellschafterversammlung  von  L eine  Fusion  mit  K beschlie- 
ßen sollte,  dafür  einsetzen,  dass  die  Gruppe  S.H.  von  dem  Bank- 
haus M.F.  eine  Kapitalquote  von  2 % erwerben  und  damit  ihre 
Beteiligung  bei  L wieder  auf  20  1/2  / erhöhen  kann.  Sollte 
die  Fusion  mit  K nicht  zustandekomm.en,  dann  bleibt  es  in  Bezug 
auf  die  Quotenerhöhung  der  Gruppe  S.H.  urn  2 / auf  insgesamt 
20  l/2  % bei  den  bisherigen  Vereinbarungen.  Für  den  Fall  einer 
P’usion  von  K und  L hat  die  Gruppe  S.H.  darüber  hinaus  den 
V/unsch,  ihre  Beteiligung  an  der  neuen  Bsifx  K,  L & Co.  im  Lauf 
der  Zeit  durch  den  Zukauf  von  Kapitalanteilen  anderer  Gesell- 
schafter bis  auf  10  % zu  erhöhen.  Die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  werden  sich  dafür  einsetzen,  dass  der  Gesellschn 
vertrag  der  neuen  Gesellschaft  K,  L und  Co.  den  Gesellschafter: 
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ganz  allgemein  gestattet,  ilire  Quote  durch  Zukauf  von  Kapital- 
anteilen anderei'  Gesellschafter  auf  bis  zu  10  ^ des  Gesell- 
schaftskapitals zu  erhöhen.  Sollte  eine  solche  generelle  Rege- 
lung in  dem  Gesellschaftsvertrag  nicht  , möglich  sein,  dann  -.'er- 
den sich  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  dafür  ein- 
setzen,  dass  durch  entsprechende  Vereinbarungen  zuiTiindest  der 
Gruppe  S.H.  die  Möglichkeit  zu  einer  derartigen  Aufrundung 
ihres  Kapitalanteils  gegeben  wird. 

6.  Die  Gruppe  S.H.  ist  auch  - mit  der  in  Ziffer  5 gemachten  Ein- 
schränkung - mit  den  Best immiungen  des  Vertragsentv.'urf s von  Kern: 
Dr.BvF  einverstanden.  Insbesondere  stimmt  sie  der  vorgesehenen 
Anhebung  der  Tätigkeitsvergütung  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter auf  den  bei  K üblichen  Betrag  und  den  Abschluss  von 
Pensionsverträgen  zu  Gunsten  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter in  dem  bei  K praktizierten  Umfang  im  Grundsatz  zu. 

Durch  eine  Sondervereinbarung  ist  jedoch  sicherzustellen,  dass 
die  Bestimmungen  des  Entwurfes,  falls  sie  zürn  Inhalt  des  Gesell - 
Schaftsvertrages  von  K,  L (&  Co.  erhoben  werden  sollten,  in  fol- 
genden Punkten  im  Interesse  der  Gruppe  S.H.  angevrendet  werden: 

a)  Herr  K.G.  wird  für  die  ersten  beiden  V.’ahlperioden,  d.h.  vor- 
aussichtlich bis  zum  Dezember  1978,  zu  einem  der  stell- 
vertretenden Vorsitzenden  des  Vervraltungsrates  gewählt; 

b)  Herr  K.G.  hat  Sitz  und  Stimmie  irn  Kreditausschuss; 

c)  An  den  Vervraltungsratssitzungen  und  Gesellschaf terversa.mmi- 
lungen  kann  auf  Wunsch  der  Gruppe  S.H.  ein  weiteres  Mit- 
glied dieser  Gruppe  als  Gast  teilnehmnen; 

d)  Die  Bestimmung  des  § 19  Abs.l  des  Vertragsentv.’urf s beti^ef- 
fend  den  Ausschluss  von  Gesellschaf tern  wird  gegenüber  den 
derzeitigen  Gesellschaftern  der  Si.mon  Hirschland  Ine.  und 
deren  V/itv/en  nur  im  Fall  eines  in  der  Person  des  Auszuschlis- 
ßenden  liegenden  vrichtigen  Grundes  angewendet. 

e)  Die  Gruppe  S.H.  erhält  die  Möglichkeit,  Kapitalerhöhungen, 
die  sie  zum  Zeitpunkt  ihres  Inkrafttretens  nicht  mitnachen 
kann,  innerhalb  von  2 Jahren  nachzuholen. 

— Y _ 
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f)  Die  Erben  von  Treugebern  der  ß.H.Inc.,  die  nach  Eintritt 
des  Ei’bfails  aus  der  GesellschaTt  ausscheiden  wollen,  kön- 
nen dies  mit  einer  Frist  von  6 Monaten  zürn  Ende  des  betref- 
fenden Geschäftsjahres  erklären. 

g)  Konkurrenten  der  NYHC  oder  der  Nyhaco  können  gegen  den 
V/iderspruch  der  Gruppe  S.K.  nicht  als  neue  Gesellschaf ter 
in  die  Gesellschaft  auf genommen  werden. 


I 
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Betr.  : St i chjifvjcr't'?  dor  Thenion,  die  Bestandtei  l eines 
K o o p e r a t i o n s v o r 1 1’  a n;  os  sein  könnte  n 


A)  Präambel 

« 

Herstellung  einer. engen  Zusammenarbeit  zwischen  den  Banken 
A,  B,  C,  D mit  dem  Ziel,  ein  einheitliches  Vorgehen  im  Markt  zu 
gewährleisten,  die  Interessen  der  Partnerbanken  im  eigenen 
unmittelbaren  Wirkungsbereich  nacnhaltig  zu  untei’stü t zen  und 
dein  Gesichtspunkt  der  Rationalisierung  und  Kosteneinsparung  , 
durch  sinnvolle  Gemeinschaftslcsungen  im  Bereich  der  Technik, 
der  Stäbe  und  der  Ausbildung  Rechnung  zu  tragen.  Die 
beteiligten  Banken  verstehen  sich  insofern  als  eine  Gruppe. 

Eine  Gruppe,  die  ohne  kapitalmäßige  Verflechtung  von  dem  WilJ-n 
getragen  v/ird,  im  beidersei-t igen  Interesse  zu  kooperieren  und 
die  Gruppe  gegenüber  der  Konkurrenz  v.'irkungsvoll  zu  vertreten. 
Um  die  gegebenen  Möglichkeiten  für  eine  Zusammenarbeit 
auszuschöpfen  und  diese  stä.rker  zu  institutionalisieren, 
ist  ein  .Lenkungsausschuß  vorgesehen. 

B)  Die  Kooperation  viird  sich,  ohne  daß  damit  andere  Gebiete 
ausn^eschlossen  werden  sollen,  in  erster  Lini.e  in  folgenden 
Bereichen  vollziehen: 

a)  Kreditgeschäft 

I 

b)  Geldgeschäft 

c)  Emissions-  und  Schuldscheingeschäft 

p 

d)  Auslandsgeschäft 

e)  Zahlungsverkehr  im 
In-  und  Ausland 


I 
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f)  Operat ionsbereich, 
insbesondaro  EDV 

g)  Personal-  und  Ausbildungsv;esen 


Zu_a} 

Beide  Institute  verpflichten  sich,  bei  Eetageschäf t en  den 
Vertragspartnern  das  "right  of  first  refusal"  zu  gev/ähren. 

Der  Partner  ist  nicht  verpf lichr-et , sich  zu  beteiligen.  Beab- 
sichtigt er,  sich  zu  beteiligen,  so  sollen  in' der  Regel 
Originalkonditionen  zui;i  Zuge  kormen. 

< 

Darüber  hinaus  v/erden  die  Institute  sich  so  vielt  vrle  möglich  Unter- 
beteiligen anbieten. 

Über  große  Kreditgeschäfte  v/erden  sich  die  Vertragspartner 
möglichst  frühzeitig  gegenseitig  unterrichten. 


M räumt  K + L eine  Kreditlinie  für  Geldhandelsgeschäfte  in  Höhe 
von  250  Mio.  zu  den  jeweiligen  Geldmarktsätzen  ein.  Desgleichen 
eine  Linie  in  Höhe  von  15O  Mio.  für  den  Rediskont  von  Wechseln 
(auch  Aus  land  sv/e  chse  1 und  Finanzpapiejf’e ) . Die  zuerst  genannte 
Linie  kann  als  Tagesgeld  sowie  im  Rahmen  von  Pestvorschüssen  bis  zu 
12  Monaten  wahlv;eise  in  Anspruch  genommen  v/erden.  Bei  Inanspruch- 
nahme von  Abschnitten  ab  DM  5 (10)  Mio.  ist  eine  dreitägige 
Vorankündigung  vor  Inanspruchnahme  vorzusehen. 

Zu_c2 

1.  Gegenseitige  Angebot spf 3 icht  bei  Anleihen  mit  fester  Quote 
• zu  Originalbedingungen  bei  den  Emissionen,  bei  denen  das  andere, 
Insitut  nicht  vertreten  ist. 

2 .•  Gemeinsame  Übernaiiino  von  Inlands-Schuldccheindarlehen  und 
gemeinsames  Vorgehen  bei  der  Placierung. 

3.  Right  of  1 .Lrst  refusal  bei  Emission  von  Pfandbriefen,  Kom.munal- 
obligationen  und  Kassenobligat i onen  durch  M. 

Gemeinsame  Oeschäf tepolitik  bei  der  Annahme  von  Einladungen^ 
zu  Konsortien),  ohne  feste  Quote. 
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5»  Gegenseitige  Anbietvmgspf licht  zu  Origj nalkonditionen 
bei  Eniissicnen,  in  denen  das  andere  Institut  nicht  under- 
v/riting  vertreten  ist  . 


6.  Genieinsanie  henrahungen,  Anleihe-Emissionen  mit  oder  ohne  feste 
Quoten  zu  führen. 


7»  Gemeinsame  Geschai t spolitik  hinsichtlich  der  private 
placements. 
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Zu_d2 

K + L haben  einige  ausländische  xlanken  als  Kommanditisten, 
K + L haben  Minderheitsbeteiligungen  an  ausländischen 
Banken  und  Finanzgesellschaften. 

M dagegen  hat  eine  Kooperationsvereinbarung  für  das 
Auslandsgeschäft  mit  einer  deutschen  Großbank.  Die  Vertrag: 
partner  werden  bemüht  sein,  diese  bereits  bestehenden 
\ ei-bindungen  im  gegenseit igen  Interessa  den  anderen  Partner 
zugänglich  zu  machen  mit  dem  Ziel,  ein  engverbundenes 
Bankennetz  zu  schaffen,  über  das  die  anfallenden  Auslands- 
zahlungen abgevrifckelt  werden  können.- 


Bel  Neugründungen  oder  neuen  Beteiligungen  an  Banken  .oder 
Pinanzinstituten  im  Ausland  verpflichten  sich  die  Vertrags- 
partner, ^ich  soweit  v/ie  möglich  mit  Beteiligungen  anzu- 
bieten. 

0 

Zu_e) 

Bei  der  steigenden  Bedeutung,  die  die  schnelle  Abwicklung 
des  Zahlungsverkehrs,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die 
Verbindungen  zur  Großindustrie,  erlangt  Jiat , vrerden  sich 
5ie  Vertragspartner  bemühen,  auch  auf  diesem  Gebiet 
engstens  zusanimenzuarbeit en  mit  dem  Ziel,  den  größt- 
möglichen Teil  des  Zahlungsverkehrs  untereinander  abzuwiche: 
Um  die  Frage  zu  untersuchen,  in  v:elcher  Neise  dies  am  besvs: 
geschehen  kann,  -wird  ein  Projektteam  gebildet. 


Zu_f) 

Im  Hinblick  darauf,  daß  rationelle  ui'.d  kostensparende 
Arbeitsmethoden  von  größter  Bedeutung  sind,  vrerden  sich  di- 
Vertragspartner  bemühen,  sich  auf  dem  Gebiete  der  Organise' 
und  der  Rationalisierung  gegens-eitig  zu  informieren  und 
Gedanken,  die  zur  Verbesserung  der  Arbeitsmethoden  und  zur 
Kostenersparnis  führen  können,  auszutauschen . 
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Ferner  soll  eine  gemeinschaftliche  Studie  durchgefilhrt  werden, 
die  das  Ziel  het,  su  untersuchen,  ob  und  in  v;elcher  Weise 
alle  Eur  Gruppe  gehörenden  Banken  ihre  EDV-Arbeiten  durch 
Standardisierung  und  durch  Abwicklung  in  einem  gemeinsamen 
Rechensentrum  rationalisieren  können. 

Schulung,  Aus-  und  Fortbildung  des  Personals  'gewinnt  zunehmende 
Bedeutung.  In  Anbetracht  dessen  v.’erden  die  Vertragspartner 
gemeinsame  Überlegungen  anstellen  über  den  Auf-  und  Ausbau 
eines  systematischen  Schulungsprogrammes  und  einer  sinnvollen 

Zusammenfassung  der  Ausbildung.  Ein  vorübergehender  Austausch- 

# 

von  Personal  soll  nicht  ausgeschlossen  werden. 

C)  Sonstige  Abreden 

1.  Beabsichtigt  K + L,ein  deutsches  Kreditinstitut  (Universalbank) 
oder  ein  ausländisches  Kreditinstitut  mit  einer  Niederlassung 
oder  einer  Tochterbank  in  Deutschland  (Universalbank)  als 
Gesellschafter  aufzunehmen,  erhält  der  Kooperationspartner 
die  Vorhand.  Ebenso  bei  einer  teilweisen  oder  vollen  Ver- 
äußGvrung  von  K + L.  Voraussetzung  ist,  daß  der  Kooperations  - 
partner  die  gleichen  Bedingungen  bietet  v/ie  der  andere 
Interessent . 


2.  V/enn  einer  der  Kooperationspartner  mit  einem  anderen  nicht 
zur  Gruppe  gehörenden  Kreditinstitut  fusioniert  und  dadurch 
die  Interessen  der  übrigen  Kooperationspartner  berülirt  werden, 
dann  hat  jeder  Partner  ein  außerordentliches  Kündigungsrecht 
für  das  Gesamtabkommen.  Unter  Umständen  können  jedoch  Teile 
des  Abkommens  gültig  bleiben. 

3.  Allgemeine  Freundschaft s-  und  Begünst i gungsklausel . 

^l.  Die  Kooperationspartner  werden  sich  wecliselseit ig  Sitz  und 
Stimme  in  den  jeweiligen  Verwaltungs-  fczw.  Aufsichtsrats- 
gremien e 1 n r ä um  e n . 


5.  Die  Tochter; A^oOllechaf ton  der  Kooperationspartner  werden 
in  daa  Abkorj.iori  mit  ei nbc-sof-en , z.B.  DKB,  KKB. 


6.  Die  i'bcrnah; von  Piliaien  odei’  Kunden  durch  einen  Kooperati 
partner  von  de:;;  anderen  Koopeiv-i ticnspartner  soll  geprüft 
werden . 


7.  Die  ?iOoperat.i onspartner 
K o n d i t i o n s f r a r.  o n v;  e r d en  i 


sichei'n  sich  Kundenschutz  zu, in 

sie  sich  in  der  erforderlichen  Form 

« 


ab stimmen . 


8.  Die  gemeinsame  Putzung  von  Stabcabt eilungon , z.B.  volks- 
wirtschaftliche Abteilung,  Research-Abteilung,  soll  unter- 
sucht v;erden. 

0 

9.  Das  Abkom.men  wird  auf  unbest irnrite  Zeit  geschlossen,  kann  ace 
von  jeder  Partei  mit  einer  Frist  von  12  Monaten,  erstmalig 
zum  Ende  des  3.  Vertrags j ahres  gekündigt  werden. 
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den  alleinigen  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
,des  Bankhauses  K,  L & Co.  einerseits, 

und  den  Herren 

Kurt  H.Grunebaum 


andererseits . 


i 

|:.^v 

I ■ ' 

6',  : 
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Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  des  Bankhauses 
K,  L & Co.  werden  sich  dafür  elnsetzen,  und  auch  ihr  Stimm- 
recht entsprechend  ausüben,  dass. für  die  erste  Wahlperiode 
des  Verwaltungsrates  des  Bankhauses  K,  L & Co.,  d.h.bis  zum 
31. Dezember  1975,  die  Herren  Kurt  H.Grunebaum  und  Dr.GvP 
zu  stellvertretenden  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates 
gewählt  werden.  Herr  Dr.BvF  erklärt  sich  bereit,  auf  den 
stellvertretenden  Vorsitz  zu  verzichten,  nachdem  Herr 
Dr. Fritz  Meyer-Struckmann  aus  dem  Kreis  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  ausgeschieden  ist  und  seine  Ein- 


' stTtr '^r 


2 


lage  in  eine  Kommanditeinlage  umgewandelt  hat.  Für  diesen 
Fall  werden  sich  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

dafür  einsetzen,  und  auch  ihr  Stimmrecht  entsprechend  aus- 

« 

üben,  dass  Herr  Dr . Meyer-Struckmann  als  Nachfolger  von 
Herrn  Dr.GvF  zum  stellvertretenden  Vorsitzenden  gewählt  wird. 

Wir  werden  uns  als  Mitglied  des  Verwaltungsrates  dafür  ein- 
setzen, und  auch  unser  Stimmrecht  entsprechend  ausüben, 
dass  dieser  die  Herren  \ 

Kurt  H.Grunebaum 

• • • • • 

in  den  Kreditausschuss  wählt. 

Wir  werden  uns  dafür  einsetzen,  und  unser  Stimmrecht  auch 
entsprechend  ausüben,  dass  die  Bestimmung  des  § 19  Abs.l 
des  Gesellschaftsvertrages  gegenüber  ehemaligen  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  der  Bankhäuser  K,  Düsseldorf, 

L,  Essen  und  Si^mon  Hirschland,  New  York,  sowie  gegenüber 
deren  Witwen  nur  im  Fall  eines  in  der  Person  des  auszuschlie- 
ßenden liegenden  wichtigen  Grundesangewendet  wird. 

* 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  von  dem  Er- 
laubnisvorhehalt  nach  § 5 Abs. 9 des  Gesellschaftsvertrages 
zu  Gunsten  der  Simon  Hirschland  Inc . , bzw.  ihrer  gegenwär- 
tigen und  zukünftigen  Treugeber,  Gebrauch  m.achen. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  den  Erben 
von  Treugebern  der  Simon  Hirschland  Inc.,  die  nach  Eintritt 
des  Erbfalls  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden  wollen, 

anstelle  der  in  § l8  Abs. 2 vorgesehenen’ Regelung  eine  Kündi- 

♦ 

gungsfrist  von  6’ Monaten  zum  Ende  des  nächstfolgenden  | 
Geschäftsjahres  einräumen.  i 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  sich  dafür 
einsetzen,  und  ihr  Stimmrecht  auch  entsprechend  ausüben, 
dass  sich  neu  eintretende  persönlich  haftende  Gesellschaf- 
ter vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Gesellschaft  dieser  Verein- 
barung  anschliessen. 


Entwurf 


Vereinbarung 


zwischen  den  Herren 


den 

des 


alleinigen  persönlich 
Bankhauses  K,  L & Co. 


haftenden  Gesellschaftern 
einerseits , 


und  den  Herren 


Kurt  H.Grunebaum 


andererseits . 


I 
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1.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  des  Bankhauses 

K,  L & Co.  werden  sich  dafür  einsetzen,  und  auch  ihr  Stimm- 
recht entsprechend  ausüben,  dass  für  die  erste  Wahlperiode 
des  Verwaltungsrates  des  Bankhauses  K,  L & Co.,  d.h.bls  zum 
31. Dezember  1975,  die  Herren  Kurt  H.Grunebaum  und  Dr.GvF 
zu  stellvertretenden  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates 
gewählt  werden.  Herr  Dr.BvF  erklärt  sich  bereit,  auf  •~’en 
stellvertretenden  Vorsitz  zu  verzichten,  nachdem  Herr 
Dr. Fritz  Meyer-Struckmann  aus  dem  Kreis  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  ausgeschieden  ist  und  seine  Ein- 


V 


lage  in  eine  Kommanditeinlage  umgewandelt  hat.  Für  diesen 
Fall  werden  sich  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
dafür  einsetzen,  und  auch  ihr  Stimmrecht  entsprechend  aus- 
üben, dass  Herr  Dr . Meyer-Struckmann  als  Nachfolger  von 
Herrn  Dr.GvF  zum  stellvertretenden  Vorsitzenden  gewählt  wird 

2.  Wir  werden  uns  als  Mitglied  des  Verwaltungsrates  dafür  ein- 
setzen, und  auch  unser  Stimmrecht  entsprechend  ausüben, 
dass  dieser  die  Herren  • 

Kurt  H.Grunebaum 


in  den  Kreditausschuss  wählt. 

3.  Wir  werden  uns  dafür  einsetzen,  und  unser  Stimmrecht  auch 
entsprechend  ausüben,  dass  die  Bestimmung  des  § 19  Abs.l 
des  Gesellschaftsvertrages  gegenüber  ehemaligen  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  der  Bankhäuser  K,  Düsseldorf, 

L,  Essen  und  Si^'mon  Hirschland,  New  York,  sowie  gegenüber 
deren  Witwen  nur  im  Fall  eines  in  der  Person  des  auszuschlie 
ßenden  liegenden  wichtigen  Grundesangewendet  wird. 

4.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  von  dem  Er- 
laubnisvorhehalt  nach  § 5 Abs. 5 des  Gesellschaf tsvertrages 
zu  Gunsten  der  Simon  Hirschland  Inc . , bzw.  ihrer  gegenwär- 
tigen und  zukünftigen  Treugeber,  Gebrauch  machen. 

5.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  den  Erben 
von  Treugebern  der  Simon  Hirschland  Inc.,  die  nach  Eintritt 
des  Erbfalls  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden  wollen, 
anstelle  der  ln  § I8  Abs. 2 vorgesehenen  Regelung  eine  Kündi- 
gungsfrist von  6' Monaten  zum  Ende  des  nächstfolgenden 
Geschäftsjahres  einräumen. 

6.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  sich  dafür 
einsetzen,  und  ihr  Stimmrecht  auch  entsprechend  ausüben, 
dass  sich  neu  eintretende  persönlich  haftende  Gesellschaf- 
ter vor  ihrer  Aufnahme  in  die  Gesellschaft  dieser  Verein- 
barung anschliessen. 


Gesellschaf ts vert rag 

der  Kominanditgesellschaf  t in  Firma  K,  L & Co . ^ 


Düsseldorf  und  Essen 


Übersicht 


§ 1 - Firma  und  Sitz 

§ 2 - Gegenstand  des  Unternehmens 

§ ^ - Gesellschafter 

§4-  Gesellschaftskapital 
§ 5 - Gesellschafterkonten 

§ 6 - Zugewinngemeinschaft 

§ 7 - Geschäftsführung 

§ 8 - Vertretung 

§ 9 - Besondere  Pflichten  der  persönlich  haftenden 

Gesells  chafter 

§10  - Vergütung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

§ 11  - Amtsdauer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

§12  - Verwaltungsrat 

§ 13  - Kreditausschuss 

§ 14  - Gesellschafterbesclilüsse 

§15  - .'Gesellscha.fterversammlung 

§ l6  - Geschäftsjahr  und  Jahresabschluss 

§ 17  - Gewinn-  und  Verlust -Verteilung 

§ l8  - Vertragsdauer  und  Kündigung  der  Gesellschaft 

§19  - A-sschluss  von  Gesellscha.f tern 

§20  - Konkurs  eines  Gesellschafters 

§21  - Tod  eines  Gesellschafters 

§22  - Folgen  des  Ausscheidens  eines  Gesellschafters 

aus  der  Gesellschaft 


§ 23 
§ 24 


Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügungen 
über  Kapitalanteile 


Abfindung  a u s s c h e i d e n d e r 
G e s e 1 1 s c h a f t s m i 1 1 e 1 n 


0 Q o 1 jL  ^ Q j*  0 


aus 


§ 25 
§ 26 
§ 27 


Abv/icklung 

Ve  r t r ags  änd  e r ungen 

S c h 1 US  s be  s t immungen 


§ 1 - Firma  und  Sitz 


(1)  Die  Gesellschaft  ist  eine  Koinrnanditgesellschaf t . 
Ihre  Firma  lautet  K,  L & Co. 

(2)  Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Düsseldorf 
und  in  Essen. 


Gegenstand  des  UnternehnienG 


§ 2 - 


(1)  Zv:eck  der  Gesellschaft  ist  der  Betrieb  eines  Bank- 
geschäfts. Hierbei  soll  der  traditionelle  Charal;ter  des 
Bankhauses  als  Privatbank  besonders  beachtet  v;erden.  Die 
Gesellschaft  ist  berechtigt Unternehmen  aller  Art  z,u 
gründen,  zu  ervjerben  oder  sich  an  solchen  zu  beteiligen. 

(2)  Die  Gesellschaft  ist  zu  allen  Handlungen  berechtigt, 

die  unmittelbar  oder  mittelbar  dem  vorstehenden  Zv;eck  zu 
dienen  geeignet  sind. 


Gesellschafter 


§ 5 - 


(l)  Persönlich  haftende  Gesellschafter  sind 


(2)  Kommanditisten  sind: 


Gesellßchaf tskaoital 


(1)  Die  Kapitaleinlagen  der  Gesellschafter,  soweit  sie  gesell 
schaf tsrechtlich  gebunden  sind,  werden  in  diesem  Vertrag 
als  "Kapitalanteile"  bezeichnet. 

(2)  Die  Kapitalanteile  der  Gesellschafter  betragen; 


O)  Die  Summe  der  Kapitalanteile  bildet  das  Gesellschafts- 
kapital im  Sinne  dieses  Vertrages. 


§ '5  - Gesellschafterkonten 


(1)  Jeder  Gesellschafter  unterhält  bei  der  Gesellschaft  ein 
Kapitalkonto  auf  dem  sein  I\apitalanteil  verbucht  ist 
und  spätere  Änderungen  seines  Anteils  festgehalten  v;erden. 
Die  Beteiligungen  der  Gesellschafter  an  den  offenen  Rück- 
lagen Vierden  auf  einem  Kapitalkonto  II  (gemäss  § 10  K//G) 
festgehalten.  An  beiden  Kapitalkonten  sind  die  Gesell- 
schafter im  gleichen  Verhältnis  zueinander  beteiligt. 

(2)  Der  laufende  Geldverkehr  der  Gesellschafter  mit  der  Ge- 
sellschaft ist  nicht  über  die  Kapitalkonten.,  sondern  übei 
Privatkonten  abzuwicneln.  Ebenso  werden  Gev;inngutschrif - 
ten  einschliesslich  Kapitalverzinsung.  Zinsen  aui  Priva^- 
guthaben  und  die  Tätigkeitsvergütung  der  persönlich  haf-- 
tenden  Gesellschafter  nicht  auf  den  Ivapttalkonten^  sondern 
auf  den  Privatkonten  verbucht.  Guthaben  und  Schuldsalden 
auf  diesen  Privatkonten  werden  in  Höhe  des  jsv/eiligen 
Diskontsatzes  der  Deutschen  Bundesbank  verzinst.  Die  /..in- 
sen  gelten  als  Kosten  bzw.  Ertrag  der  Gesellschaft. 

(3i)  Entnalimen  zu  Lasten  der  Kapitalkonten  j.  und  II  sind  au.-.-- 
geschlossen.  Persönlicxi  haftende  Gesel^scha,f ter  ov-illen 
bet  der  Gesellschaft  keine  Schulden  haben.  Dies  gilt  nicht 
für  gelegentliche  Überziehungen  bis  zur  Höhe  der  jährli- 
chen festen  Vergütung  und  für  Steuervorauszahlungen^  so- 
fern die  Überziehungen  durch  aen  anteiligen  sich>..baren, 
noch  nicht  ausgeschütteten  Jahresgewinn  gedeckt  sind. 

(4)  Über  Erhöhungen  und  Herabsetzungen  der  Kapitalkonten  I 

jj  beschliessen  die  Gesellscnafter  mit  satZ'-^ngoändi,! n — 
der  Mehrheit  nach  § 26.  Beteiliget  sich  ein  Gesellochaf .^—r 
nicht  an  einer  Ka,pita3.erhöhung^  so  kann  sein  Anteil  aj.i 
der  Erhöhung  (Bezugsrecht)  durch  Beschluss  der  ubrn.gen 
Gesellschafter  einem  oder  mehreren  Dritten  oder  Gesell- 
schaftern zugewiesen  v/erden.  Der  Beschluss  bedarf  bei 
der  Zuweisung  an  einen  Gesellschafter  einer  Mehrheit  nach 


Forts.  § 5- 


Gesellschaftei'konten 


§ Abs.5^  bei  der  Zuweisung  an  einen  Dritten  einer  Mehr 
heit  nach  § 2^  Abs.l.  Der  nicht  beziehende  Gesellschafter 
erhält  den  V/ert  des  Bezugsrechts  vergütet,  den  die  Gesell- 
schaft in  Anlehnung  an  § 2A  Abs. 2 vermittelt. 

(5)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch 

Beschluss  nach  § 7 Abs. 3 einem  Gesellschafter,  der  sich 
an  einer  Kapitalbeteiligung  nicht  beteiligt  hat,  erlauben, 
diese  mit  V/irkung  jeweils  zum  Ende  der  beiden  der  Kapital - 
erhöhung  folgenden  Geschäftsjahre  nachzuholen.  Die  Höhe 
der  von  dem  Gesellschafter  zu  leistenden  Einlage  v;ird  in 
Anlehnung  an  § 24  Abs. 2 ermittelt. 


Zugavjlnngeri.e  Inschaft 


§6- 


(1)  Es  ist  der  Wunsch  der  Gesellschafter,  dass  alle  Gesell- 
schafter die  Zugev/inngemeinschaf t ganz  oder  zumindest  hin 
sichtlich  der  gegenwärtigen,  und  zukünftigen  Kapitalanteil 
ausschliessen.  Die  Gesellschafter  haben  auf  Anfordern  der 
Gesellschaft  rnitzuteilen,  in  v/elchem  Güterstand  sie  leben 

(2)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind  verpflichtet 
die  Zugewinngemeinschaft  auszuschliessen . 

(;$)  Ein  Gesellschafter,  welcher  das  60. Lebens jahr  vollendet 
hat,  kann  mit  Zustimmung  der  übrigen  Gesellschafter  nach 
§ l4  Abs. 3 die  Zugev/inngemeinschaf t wieder  vereinbaren. 


Geschäftsführung 


(1)  Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  werden  durch  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  nach  Maßgabe  der  von  ihnen 
gefassten  Beschlüsse  geführt. 

(2)  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden, 
wenn  mehr  als  zwei  persönlich  haftende  Gesellschafter  vor- 
handen sind,  mit  einfacher  Mehrheit  nach  Köpfen  gefasst. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  wählen  aus  ihrer 
Mitte  einen  oder  zwei  Senioren,  deren  Stimmen  den  Ausschlag 
geben,  wenn  sich  bei  einer  Abstimmung  keine  Mehrheit  ergibt 
Werden  zvv’-ei  Senioren  gewählt,  so  ist  für  die  Zeit  bis  zum 
Je  einer  von  ihnen  dem  Kreis  der  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  der  ehemaligen  Banken  K und 

L zu  entnehmen. 

(ö)  Neben  den  sonst  in  diesem  Vertrag  vorgesehenen  Fällen 
bedürfen  Beschlüsse  über  die  folgenden  Gegenstände  einer 
Mehrheit,  von  mindestens  drei  Vierteln  der  abgegebenen 
Stimmen: 


a)  Ervjerb  von  Beteiligungen; 

b)  Verträge,  die  die  Zusammenarbeit  mit  einem  andern 
Kreditinstitut,  mit  oder  ohne  Kapitalverf leciitung, 
zum  Inhalt  haben; 

c)  Erteilung  von  Generalvollmachten  sowie  die  Anstellung 
von  Mitarbeitern,  denen  bei  Bewährung  eine  Ge,neral~ 
Vollmacht  in  Aussicht  gestellt  worden  ist; 

d)  Aufstellung  und  Änderung  der  Geschäftsordnung. 

(A)  Die  Beschränkung  des  Stimmrechts  nach  § l4  Abs. 6 und  7 
gilt  für  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter entsprechend.  Persönlich  haftende  Gesellschaf- 
ter, die  nach  § 11  der  Geschäftsführung  abberufen  v7or- 
den  sind,  haben  kein  Stimmrecht. 


For.ts.  § 7 


Geschäftsführung- 


(5)  Für  die  Geschäftsführung  sind  die  in  diesem  Vertrag  und 
in  der  jevjeils  geltenden,  von  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  beschlossenen  Geschäftsordnung  niederge- 
legten Grundsätze  zu  beachten.  Ist  einem  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  in  der  Geschäftsordnung  die  Leitung 
eines  Geschäftsbereichs  zugewiesen,  so  ist  er  unbeschadet 
der  nachstehenden  Ziffer  6 gegenüber  den  anderen  in  diesem 
Geschäftsbereich  tätigen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern weisungsberechtigt.  Für  alle  Handlungen,  v/elche  über 
den  gewöhnlichen  Betrieb  des  Handelsgewerbes  der  Gesellschaf 
hinausgehen,  ist  ein  Beschluss  der  persönxich  haftenden 
Gesellschafter  erforderlich.  Als  solch  eine  Handlung  gilt 
auch  jede  Kreditgewährung  und  ElLngehung  von  Nostro- 
Engagem.rnts,  die  über  den  jev/eils  von  den  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  in  der  Geschäftsordnung  fest- 
gelegten  Betrag  hinausgeht.  Als  Kreditgew’ährung  irn  Sinne 
dieser  Bestimmung  gelten  alle  Kredite  mit  Ausnahme  der 
Diskontierung  rediskoritf ähiger  V/echsel. 

(6)  Erhebt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  gegen  die 
Handlung  eines  andern  persönlich  haftenden  Gesellschafters 
oder  gegen  eine  V/eisung,  deren  Durchführung  er  nicht  glaubr 
verantworten  zu  können,  V/iderspruch,  so  hat  die  Handlung 
oder  die  Durchführung  der  Weisung  so  lange  zu  unterbleiben, 
wie  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nichts  anderes 
beschliessen. 

(7)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  verfahren  bei  den 
Dispositionen  und  der  Kostengestaltung  der  Gesellschaft 
nach  Maßgabe  der  jeweiligen  Zweckmässigkeit  und  bis  zu 
insgesai-nt  DM  200.000,-  aufgrund  freien  Ermessens. 

(8)  Die  Zustimmung  der  Komma-ndit iston  ist  aucn  fü.r  solche  Hand- 
lungen, die  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  des  Handels- 
gewerbs  der  Gesellsc.haf t hinausgehen,  nicht  erforderlich. 


Fort s.  § 7 - Geschäftsführung^ 


(9)  Ist  kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  vorhanden, 

so  können  auch  die  Kommanditisten,  im  Rahmen  des  ^ eGiitla.^^.i 
Zugelassenen,  die  Gesellschaft  ohne  Liquidation  fortf Ihren, 
sofern  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  dem  Wegfall  des 
letzten  persoijilich  haftenden  Gesellschafters  miu  der  iiehr - 
heit  des  § Aufnahme  eines  neuen  persönlich  liaf- 

tenden  Gesellschafters  beschlossen  wird,  und  dessen  Ein- 
tritt in  die  Gesellschaft  mit  dem  Ablauf  der  Frist  erfolgr 
ist . 


Vertretung 


§ 8 - 

Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  ist  gemeinsam  mit 
einem  andern  persönlich  haftenden  Gesellschafter  oder  einem 
Prokuristen  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  berechtigt.  Im 
Innenverhältnis  sind  die  in  diesem  Vertrag  und  in  der  jeweils 
geltenden, von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
beschlossenen  Geschäftsordnung  für  die  Geschäftsführung  nieder- 
gelegten Grundsätze  zu  beachten. 


Besondere  Pflichten  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter 


(1)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind  hauptberu.f - 
lieh  für  die  Gesellschaft  tätig  und  vjidmen  ihr  ihre  unge- 
teilte Arbeitskraft,  sofern  im  Einzelfall  nicht  gemäss 

§ 7 Abs. 3 dieses  Vertrages  etv/as  anderes  beschlossen  wird. 

(2)  Kein  Gesellschafter  darf  ohne  Zustimmung  sämtlicher  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  an  einem  anderen  Bank- 
geschäft beteiligt  oder  in  einem  solchen  tätig  sein. 

(3)  Ferner  darf  kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  ohne 
Zustimmung  einer  Mehrheit  der  anderen  persönlijh  ha.ftenden 
Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 3 dieses  Vertrages  nach  seinem 
Ausscheiden  als  persönlich  haftender  Gesellschafter  aus  der 
Gesellschaft  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  in  einem  anderen 
Kreditinstitut  in  Nordrhein-V/estf alen  tätig  werden  oder  in 
einem  Kreditinstitut  ausserhalb  von  Hordrhein-V/estf alen  das 
Referat  Nordrhein-Vestf alen  übernehmen  oder  Kunden  in  Nord- 
rhein-Westfalen betreuen.  Für  Leiter  von  Niederlassungen 
ausserhalb  von  Nordrhein-Westfalen  gilt  das  Verbot  a;.ch  für 
das  Bundesland,  in  dem  sich  die  Niederlassung  befindet. 

(4)  Scheidet  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  als 
solcher  aus  der  Gesellschaft  aus,  so  Ijat  er  der  Gesell- 
schaft alle  ln  seinem  Besitz  befindlichen  Firmenakten 
und  Unterlagen  auszuhändigen. 

(5)  Die  persönlich  haftenden  Gesellscliaf ter  haben  vor  Über- 
nahme von  Ehrenämtern,  persönlichen  Beteiligungen  sowie 
von  Aufsichtsrats-  oder  Beirat smandaten  die  Zustimmung  der 
persönlich  haftenden  Gecelischaf ter  nach  § 7 Ziffer  3 
einzuholen. 

(6)  Die  im  Interesse  oder  im  Auftrag  der  Gesellschaft  über- 
nom, menen  Ämter  und  Mandate  sind  zur  Verfügung  zu  stellen, 
falls  dies  von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
nach  § 7 Abs. 3 beschlossen  wird. 
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Gesel] schafter  


(7)  Kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  darf  far  sich 
pei'sönlich  ohne  die  Zustimmung  des  Seniors  (der  helden 

Senioren) 

a)  Bürgschaften  aufnehmen 

b)  V/echselverpf lichtungen  eingehen 

c)  Kredite  aufnehmen^  die  Uber  seine  feste  Jahresver- 
gütung hinausgehen,  es  sei  denn,  dass  dieselben  auf 
seinem  Grundbesitz  nach  den  für  die  Gev/ahrung  von 
Hypotheken  und  Bauspardarlehen  massgeblichen  Belei- 
hungsgrundsätzen besichert  sind. 


§ 10 


Vergütun g der  persönlich  h af tende n Gesellschafter 


(1)  Jeder  persörlich  haftende  Gesellschafter  erhäJ.t  für 
seine  Tätigkeit  eine  angerriessene  feste  Vergütung,  welche 
durch  Beschluss  der  Gesellschafter  festgesetzt  v;ird.  Die 
Vergütung  wird  in  monatlichen  gleichen  Deträgeii  zu  Lasten 
des  Unkosten-Kontos  erhoben.  Jede  Änderung  der  festge- 
setzten Tätigkeitsvergütung  bedarf  der  Zustimmung  einer 
einfachen  Kapitalrnehrheit  des  Kommanditkapitals . 

(2)  Die  feste  monatliche  Vergütung  wird  ab  1. Januar  19 
wie  folgt  vereinbart: 


(9)  Ausserdem  erhalten  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter nach  § 17’  Abs . 1 b eine  Tantieme.  Die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  beschl lessen  über  die  Verte j - 
lung  der  Tantiem-e  unter  sich  nach  § 7 Abs.  2. 

(4)  Die  Alters Invaliditäts-  und  Hinterbliebenensicherung 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  erfolgt  im  Rahmer 
besonderer  Pensionsvereinbarungen. 


§ 11 


Amtsdauer  der  persönlich  haftenden  Gese- 


.Ischaft 


(1)  Die  Bestellung  als  per-sonlich  haftender^ Gesellscnafter 
endet  am  31 «Dezember  desjenigen  Jahres,  in  dem  der  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  das  65 -Lebens jahr  voll- 
endet. Seine  gebundene  Einlage  verwandelt  sich  in  eine 
Kommanditeinlage . 


(2)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  kann  sich  auch 

vor  Erreichung  der  Altersgrenze  in  die  Rechtsstellung  eines 
Kommanditisten  zurückz iehen . Er  muss  seine  Absicht  der  Ge- 
sellschaft durch  eingeschriebenen  Brief  mitteilen.  Die  Um- 
wandlung seiner  Gesellschafterstellung  wird  am  31 -Dezember 
des  dem  Eingang  seiner  Erklärung  bei  der  Gesellschaft  folge 
den  Jahres  wirksam.  Ist  unter  den  übrigen  Gesellscha.f tern 
kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  miehr,  so  tritt  die 
Umwandlung  der  Gesellschafterstellung  nach  diesem  Abschnitt 
erst  mit  der  Bestellung  eines  neuen  persönlich  haftenden 
Gesellschafters  ein. 


(3)  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die  das  oO. Lebens- 
jahr vollendet  haben  oder  nach  ihrer  eigenen  pflicht- 
gemiässen  Feststellung  aus  gesundheitlichen  Gründen  nicht 
mehr  voll  einsatzfähig  sind,  können  die  Umwandlung  ihrer 
Gesellschafterstellung  in  die  eines  Kommanditisten  mit 
einer  Frist  von  drei  Monaten  bis  zum  Ende  eines  Geschäfts 
jahres  verlangen.  Satz  4 des  vcrangegangenen  Absatzes 
gilt  entsprechend. 


(4)  Ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  kann  durch 
Beschluss  der  Gesellschafter  nacli  § l4  Abs. 3 von  der 
Geschäftsführung  und  Vertretung  abberufen  werden,  wenn 
ein  wichtiger  Grund  vorliegt.  Die  Abberufung  erfolgt, 
wenn  der  Abberufungsbeschluss  keine  andere  Regelung 
trifft,  fristlos.  Die  gebundene  Einlage  des  abberufenen 
p.h.G's  verwandelt  sich  mit  dem  vvirk.sejmwerden  der 
Abberufung  in  eine  Kommanditeinlage. 
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Amtsdauer  der  persönlich  haftenden 
Gesellscliaf  ter 


(5)  Auch  ohne  Angabe  von  Gründen  kann  ein  persönlich  haftender 
Gesellschafter  von  der  Geschäftsführung  und  Vertretung 
der  Gesellschaft  abberufen  werden,  wenn  es  die  anderen 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  einstimmig,  oder  die 
andern  Gesellschafter  m:it  einer  Kapitalmehrheit  von  80  % 
und  einer  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  § 7 Abs.  2 beschl lessen.'  Die  Abberufung  erfolgt  miit 
einer  Frist  von  mindestens  einem  Jahr  zum  Ende  eines  Ge- 
schäftsjahres. Die  gebundene  Einlage  des  abberufenen  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafters  verwandelt  sich  mit  demi 
V/irksamiv7erden  der  Abberufung  in  eine  Komimiandlteinlage . 

(6)  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die  rach  den  vorste- 
henden Bestimmungen  Komma.ndit isten  geworden  sind,  haben 
Anspruch  darauf,  dass  die  Gesellschaft  sie  von  ihrer 

• persönlichen  Haftung  freistellt.  Im  Fall  der  Absätze  2 
und  4 gilt  das  nur,  wenn  die  anderen  persönlicii  haftenden 
Gesellschafter  die  Freistellung  nach  § 7 Abs. 2 beschliessen . 


§ 12 


Verwaltungsrat 


(1)  Die  Gesellschaft  hat  einen  Verwaltungsrat ^ der  aus 
mindestens  sechs  Mitgliedern  besteht. 

(2)  Der  Verwaltungsrat  setzt  sich  wie  folgt  zusammen: 

a)  Die  persönlich ■ haftenden  Gesellschafter  sind  geborene 
Mitglieder  des  Verwaltungsrates.  Geborene  Mitglieder 
des  Verwaltungsrates  sind  ferner  die  ehemaligen 
persönljch  haftenden  Gesellschafter,  die  der  Gesell- 
schaft mindestens  zehn  Jahre  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  angehöi-’t  haben  und  der  Gesellschaft 
als  Kommanditisten  angehören.  Dienstjahre  bei  den  ehe- 
maligen Gesellschaften  K oder  L gelten  als  Dienstjahre 
bei  der  Gesellschaft. 

b)  Kommanditisten,  die  einzeln  oder  zusamiTien  mit  minde- 
stens DM  h Millionen  an  dem  ?[apital  der  Gesellschaft 
beteiligt  sind,  können  je  ein  Mitglied  des  Verwal- 
tungsrates bestellen.  Jeder  Kommanditist  bzw.  jede 
Kommanditistengruppe  kann  seinen  (ihren)  Vertreter 
jederzeit  abberufen.  Gegen  den  V/illen  der  von  ilim 
vertretenen  Gesellschafter  kann  ein  Verwaltungsrats- 
mitglicd  von  den  übrigen  Ges^.llschaf tern  nur  bei  Vor- 
liegen. eines  v/ichtigen  Grundes  abberufen  werden. 

c)  Die  Gesellschafter'  können  weitere  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrates v^ählen.  Die  Wahl  oder  die  Abberufung 
solcher  weiteren  Mitglieder  be'darf  eines  Gesellschaf- 
terbeschlusses nach  § l4  Abs. 3* 

(3)  Die  Bestellung  erfolgt  jevreils  für  die  Zeit  bis  zum  näch- 
sten nach  § l8  zulässigen  Kündigungstermin.  Jedes  Mit- 
glied des  Verwaltungsra.tes  - mit  Ausnahme  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  - kann  jedoch  jederzeit  sein  Amt 
ohne  Angabe  von  Gründen  durch  schriftliche  Erklärung 
gegenüber  der  Gesellschaft  niederlegen. 

(4)  Der  Verwaltungsrat  soll  .mindestens  zv;eimal  im  Jahr  zu- 
sarmmentreten . Er  ist  ferner  einzuberufen,  wenn  es  von 
einem  seiner  Mitgliedei-  verlangt  wird.  Die  Einberufung 


des  Verv/altungsrates  erfolgt  namens  dc; 


\sitzenaen 


durch  die  Gesellschaft  nach  Abstim.mung  mit  diesem. 
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(5)  Vorsitzer  des  Vervaal tungsrates  ist  aer  als  persönlich 
haftender  Gesellschafter  an  Dienst jaiiren  (bet  gleichen 
Dtenstjahren  an  Lebensalter)  Älteste  aus  dem  Kreis  der 
Mitglieder,  die  ihm  als  gegenv/ärt ige  oder  frühere  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  angehören,  jedocii  nicht 
über  die  Vollendung  des  70 . Lebens Jahres  hinaus.  Der  Vei'- 
waltungsrat  kann  mit  einfaclier  Mehrheit  eineny  Stellver- 
treter wählen. 

(6)  Die  Aufgaben  des  Verwaltungsrates  richten  sich  nach 
einer  Geschäftsordnung,  die  vom  Verwaltungsrat  auf- 
gestellt  V7ird. 

(7)  Beschlüsse  des  Verwaltungsrates  werden  mit  einfacher 
Mehrheit  der  arnvesenden  Mitglieder  nach  Köpfen  gefasst. 
Für  die  Aufstellung  der  Geschäftsordnung  nach  Abs. 6 sowie 
für  spätere  Änderungen  und  Ergänzungen  der  Geschäfts- 
ordnung ist  die  Z'.TSt immung  der  Mehrheit  der  Kornmanditi- 
stenvertreter  im  Verwaltungsrat  erforderlich. 

(8)  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates,  mit  Ausnahme  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter,  erhalten  eine  Ver- 
gütung, welche  jeweils  in  der  ersten  Jahressitzung  des 
Verwal.tungsrates  von  diesem  mit  einfacher  Mehrheit  für 
das  verflossene  Geschäftsjahr  festgesetzt  v/ird. 

(9)  Der  Verwaltungsrat  kann  durch  Beschluss  nach  Abs. 7 S.  { 
V7eiteren  Personen  als  Gästen  die  Teilnahme  an  einer 

Ve r wal t ungsr at s s i t z ung  ge s tat t en . 


§12 


Kr edit aus Schuss 


(1)  Aus  der  Mitte  des  Vervjaltungsrates  wird  eia  Krcditaus- 
schuss  gebildet,  der  aus  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern, dem  Vorsitzenden,  gegebenenfalls  seinem  Stell- 
vertreter, sowie  bis  zu  zwei  weiteren  Mitgliedern  des  Ver- 
waltungsrates besteht,  welche  von  dem  Verwaltungsrat  mit 
einerfacher  Mehrheit  jevjeils  für  die  Zeit  bis  zum  nächsten 
nach  § l8  Abs. 2 zulässigen  Kündigungstermin  gev^ählt  werden. 

(2)  Vorsitzender  des  Kreditausschusses  ist  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrates. 

(2)  Der  Kreditausschuss  soll,  so  oft  die  Geschäfte  es  erfor- 
dern, oder  einer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
oder  Kommanditisten  es  für  notwendig  eraclitet,  zusammen- 
treten, um  die  Lage  des  Geschäfts  durchzusprechen . Die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  über  alle  Kre- 
dite im  Sinne  von  § 7 Abs. 5 zu  berichten.  Der  Verwaltungs- 
rat kann  dem  Kreditausschuss  Sonderaufgcaben  ziweisen. 

(’l)  Für  die  Tätigkeit  im  Kreditauss chuss  v/lrd  eine  besondere 
Vergütung  nicht  gezahlt. 


§ 14 


Gesel  iGcliaf  terbeschlusse 


(1)  Durch  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  alle  Fragen 
entschieden^  in  denen  das  Gesetz  oder  dieser  Gesell- 
schaftsvertrag  eine  solche  Entscheidung  vorsehen. 

(2)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  grundsätzlich  in 
Gesellschafterversammlungen  gefasst.  Besclilüsse  kennen 
auch  schriftlich,  fernschriftlich  oder  telegrafisch 
gefasst  werden,  sofern  nicht  ein  Gesellschafter  diesem 
AbstimmungsmiOdus  widerspricht . 

(3)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden,  soweit  dieser  Ver- 
trag nicht  etwas  anderes  vorsieht,  mit  einfacher  Mehrheit 
des  gesamten  Gesellschaf tskapita.ls  und  der  Mehrheit  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 2 dieses 
Vertrages  gefasst.  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  d'e 
von  der  Geschäftsführung  nach  § 11  abberufen  w'orden  sind, 
gelten  aucli  schon  vor  der  Umwandlung  ihrer  Einlage  in 
eine  Knmmiandite inlage  als  Kommanditisten. 

(4)  Für  die  Feststellung  einer  Kapitalmehrheit  gev^’^ähren  je 
volle  tausend  D-Mark  Kapitaleinlage  eine  Stimme.  Gesell- 
schafter, deren  Anteil  wirtschaftlich  mehreren  Perso- 
nen zusteht,  können  ihr  Stimmrecht  für  den  Teil,  den  sie 
treuhänderisch  für  andere  Personen  halten,  nach  den  Wei- 
sungen ihrer  Treugeber  ausüben,  und  zv/ar  auch  dann,  wenn 
sie  hierdurch  die  durch  ihren  Anteil  vei'körperten  Simim,- 
rechte  uneinheitlich  ausüben  müssen. 

(5)  Die  Mehrheit  wird  überall  naclj  sämtlichen  Stimmen,  die 
den  zur  Abstimmung  berufenen  Gesellschaftern  - also  v;enn 
z.B.  nur  die  übrigen  Gesellschafter  bescliliessen,  diesen 
Gesellschaftern  - zusiehen,  und  nicht  nach  den  abgegebe- 
nen Stimmen  berechnet. 


(6) 


Ein  Gesellschafter  ist  nicht,  deshmtlb  von  dem  Stimmrecht 
ausgeschlossen,  'weil  der  Beschluss  die  Vornahme  eines 


Rechtsgescliäf ts  mit  ilim  betrifft  oder 
söniichen  Interessen  Ijerührt,  Er  kann 


sonstwie  seine  per- 
jodoch  nicht  bei 
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Ges ells charter beschlösse 


einem  Beschluss  mitst:.mmen,  welciier  seine  Entlastung., 
seine  Befreiung  von  einer  Verpflichtung  oder  die  Einlei- 
tung eines  Rechtsstreites  gegen  ihn  betrifft.  Das  gleiche 
gilt  für  Beschlösse,  die  seinen  Ausschluss  aus  der  Gesell- 
schaft oder,  bei  einem  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter, seine  Abberufung  aus  der  Geschäftsleitung  zum  Inhalt 
haben. 

(7)  Gesellschafter,  die  nach  § l8  gekündigt  haben,  oder 
denen  nach  § 19  gekündigt  V7orden  ist,  sind  allgemein 
von  der  Teilnahme  an  den  Abst immunger.  ausgesciilossen . 

Bei  einer  Teilkündigung  beschränkt  sich  der  Ausschluss 
auf  den  gekündigten  Teil. 


§ 15  - Gesellschafte'>'’versamrnlung 

(1)  Alljährlich  findet  eine  Gesellschaf terversammlung  statt. 
Diese  kann  mit  einer  Sitzung  des  Verwaltungsrates  ver- 
bunden werden. 

(2)  Die  Einberufung  einer  Gesellschaf terversammlung  erfolgt 
durch  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  mit  einer 
Frist  von  mindestens  vier  V/ochen,  dne  mit  dem  Tag  der 
Absendung  der  Einladungsschreiben  beginnt.  Der  Tag  der 
Absendung  und  der  Tag  der  Versammlung  sind  hierbei  nicht 
m.itzurechnen.  Der  Einladung  ist  die  Tagesordnung  beizu- 
f Ligen . 

(d)  Die  Gesellschafterversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
vier  Fünftel  des  stimmberechtigten  Gesellschaftskapitals 
und  gleichzeitig  die  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  ■ 
Gesellschafter  nach  Köpfen  anwesend  oder  vertreten  sind. 
Im  Fall  der  Beschlussunfähigkeit  ist  eine  erneute  Gesell- 
schafterversammlung durch  die  porsönlicn  haftenden  Ge- 
sellschafter mit  einer  Frist  von  mindestens  zv;ei  Wochen 
einzuberufen.  Diese  Gesellschafterversammlung  ist  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  vertretenen  Stimmen  beschluss- 
fähig, v^zorauf  in  der  Einladung  hinzuweisen  ist. 

(4)  Leiter  der  Gesellschafterversammlung  ist,  solange  die 
Gesellschafter  nicht  nach  Maßgabe  des  § l4  Abs . 5 etwas 
anderes  beschliessen,  der  Vorsitzende  des  Verwaltungsrats 

(5)  Uber  die  Gesellschaf terversammilung  ist  ein  Protoko].! 
anzufertigen,  das  von  dem  Leiter  der  Versammlung  zu  unter 
zeichnen  und  allen  Gesellschaftern  zuzuleiten  ist . 


(6) 


Jeder  Gesellschafter  kann  sich  in  der  Gesellscliaf terver- 
sammlung durch  einen  andern  Gesellschafter  vertreten 


lassen.  Gesellscliaf ter , die  iiire  Beteiligung  treuhänderls 
halten,  Icönnen  sich  durch  ihren  Treugeber  vertreten  lasse 
Der  Vertreter  hat  sich  durch  eine  schriftliche  Vollmacht 
auszuweisen,  die  vor  jeder  Gesellschaf terversamrr, lung  neu 
zu  erteilen  und  bei  der  Gesellschaft  zu  hinterlegen  i.st. 
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(7)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch 
Beschluss  nach  § 7 Abs. 2 weiteren  Personen  als  Gästen 
die  Teilnahme  an  der  Gesellschaf terversammlung  gestat- 
ten. 


(8)  Ausserordentliche  Gesellschaf terversamrnlungen  sind  mit 
einer  Prist  von  4 V/ochen  e inzuberufen,  wenn  es  ein  Mit- 
glied des  Verwaltungsrates  verlangt.  Die  Absätze  2 bis  7 
gelten  imi  übrigen  für  ausserordentliche  Gesellschafter- 
versammlungen entsprechend . 


§ 16 


Ge s c h äftsjahr  und  Jahresabschluss 


(1)  Das  Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr. 

(2)  Der  Jahresabschluss  wird  nach  Maßgabe  des  § 7 Abs . .5 
von  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  nach 
banküblichen  Grundsätzen  aufgestellt. 

(3)  Der  Jahresabschluss  v^ird  sodann  durch  einen  öffentlich 
bestellten  Wirtschaftsprüfer  oder  eine  Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft geprüft.  Der  Prüfer  wird  durch  Beschluss 
der  Gesellschafterversammlung  bestellt.  Kein  Gesellschaf- 
ter darf  finanziell,  verv\?andschaf tlich,  durch  eine  Ver- 
trauensstellung oder  in  sonstiger  Weise  an  dem  Prüfer 
interessiert  sein.  Die  Gesellschafter  müssen  bei  der 
Bearbei.tung  iiirer  die  Firmenbeteiligung  betreffenden 
Steuerangelegenheiten  eine  Abstimmung  mit  dem  V/irt- 
schaftsprüfer  herbeiführen. 

(4)  Nach  erfolgter  Prüfung  wird  der  Jahresabschluss  von  der 
Gesellschafterversammlung  nach  Maßgabe  der  §§  7 Abs. 7 und 
14  Abs. 5 und  4 festgestellt.  Findet  sich  für  den  Abschluss 
die  erforderliche  Mehrheit  nicht,  so  entscheidet  über  den 
Jahresabschluss  einschliesslich  eventueller  Beanstandungen 
ein  von  dem  Präsidenten  des  Oberlandesgerichts  Düsseldorf 
auf  Antrag  zu  benennender  VJirtschaf tsprüf er  als  Schieds- 
gutachter.  Für  den  Schiedsgutachter  gilt  Acs. 7 S.J  ent- 
sprechend. Er  muss  ferner  über  umfangreiche  Erfahrungen 
als  Prüfer  von  Bankbilanzen  verfügen. 

(5)  Jedem  Gesellschafter  ist  spätestens  14  Tage  vor  der  Gesell- 
schafterversammlung ein  Exemplar  d-es  Prüfungsberichtes 
(ohne  den  sogenannten  "besonderen  Teil"  und  den  Debitoren- 
band) .mit  einer  Aufstellung  über  seinen  Anteil  am  Gev/inn 
und  Verlust  zu  übersenden. 


§ 17  - Gewinn-  und  Verlust -Verteilung 

(1)  Der  im  Jahresabschluss  ausgewiesene  Deingev/inn  ist  wie 
folgt  zu  verwenden: 

a)  Zunächst  erhalten  die  Gesellschafter  als  Kapital - 
Verzinsung  auf  den  Nennv/ert  ilires  Kapitalanteils 
(Kapitalkonto  l)  einen  Betrag  von  6 fo. 

b)  Von  dem  dann  noch  verbleibenden  Reingev/inn  erhalten 
die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  35  %• 

c)  Der  übrige  Gewinn  v;ird  an  alle  Gesellschafter  im 
Verhältnis  ilirer  Kapitalanteile  zu  einander  verteilt, 

(2)  Falls  die  in  Abs.._  a)  genannte  Kapitalverzinsung  aus  den 
Erträgnissen  eines  Geschäftsjahres  nicht  oder  nicht  in 
voller  Höhe  aufgebracht  werden  kann,  ist  der  Pehlbetr-ag 
aus  dem  Gewinn  des  folgenden  Jahres  oder  späterer  Geschäfj^t 
Jahre  vorab  zu  verteilen. 

(3)  Gewinne,  die  sich  aus  einer  Veräusserung  oder  sonstigen 
Verwertung  der  in  dem  Abkommen  der  Gesellschafter  des 
StaiTimes  L vom  26. Mai  10^5  aufgeführten  V/erte  ergeben, 
vjerden  bei  der  Berechnung  des  Vorabgewinns  der  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  nach  Ziffer  1 b)  nicht 
berücksichtigt.  Das  gleiche  gilt  für  Gewinne,  die  sich 
aus  der  Veräusserung  von  V/erten  mit  Anlagecharakter 
(einschliesslich  Verkauf  von  Bezugsrechten) gegenüber 
ihrem  Buchwert  ergeben.  Werte  mit  Anlagecharaktej.'’  s^nd 
solche  Aktiva  (ausgeschlossen  Rentenwerte),,  die  durch 
Beschluss  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf teryals 
"dauernde  Anlage"  bestimmt  worden  sind. 

(4)  An  steuerfreien  und  steuerbegünstigten  Erträgnissen 
nelimen  die  Gesellschafter  auf  Antrag  teil.  Diese  Erträge 
sind  in  dem  Verhältnis  auf  die  einzelnen  antragstellen- 
den Gesellschafter  aufzuteilen  , in  dem  nach  der  fest- 
gestellten Jahresbilanz  ihre  Bezüge  an  Tätigkeitsver- 

g i 5 1 u n g , K ap  i t a 1 V e 1'  z i n s li  n g , Vo  r ab  ge  v:  i n n , R e i n g e w i n n - 
enteil  und  Ruhegehalt  nach  § .’4  . zu  diesen  Bezügen 

alle  antragstellenden  Gesellschafter  stehen. 
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Forts.  § 17  - Gewinn-  und  Verlust -Verteilung 

(5)  Der  Reingewinn  ist  den  Gesellschaftern,  sov/eit  ihr 
Kapitalguthaben  ihre  Einlage  nicht  mehr  erreicht,  auf 
Kapitalkonto  und  im  übrigen  in  laufender  Rechnung  gut- 
zuschreiben . 

(6)  Einen  im  Jahresabschluss  ausgewiesenen  etwaigen  Verlust 
tragen  nach  Aufzehrung  der  offenen  Rücklage  alle  Gesell. - 
schafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile  zu  einander. 
Die  Haftung  der  Kom.manditisten  ist,  unbeschadet  ihrer 
Belastung  auf  Kapitalkonto,  auf  ihre  Kommanditeinlage 
beschränkt . 

(7)  Für  die  Gewinn-  bzw.  Verlustverteilung  zwischen  den  ein- 
zelnen Gesellschaftern  ist  der  in  dem  jeweiligen  Jahres- 
abschluss ausgewiesene  Bilanzgewinn  maßgeblich.  Even- 
tuelle Änderungen  des  Bilanzgevjinns  eines  Geschäfts- 
jahres, die  auf  Betriebsprüfungen  beruhen,  haben  auf 
einmial  beschlossene  Gevjinnverteilungen  keinen  Einfluss 
mehr . 


§ 18 


Vertragsdauer  und  Kündigung  der  Gesellschaft 


(1)  Die  Gesellschaft  ist  auf  unbestimmte  Zeit  errichtet. 

(2)  Jeder  Gesellschafter  kann  die  Gesellschaft  durch  einge- 
schriebenen Brief  mit  einer  Frist  von  12  Monaten,  jeweils 
zum  Schluss  des  dritten  Geschäftsjahres,  erstmalig  jedoch 
zum  31 «Dezember  1975^  alsdann  zum  31 «Dezember  1978  usf., 
kündigen.  Die  Kündigungsfrist  beginnt  mit  dem  Eingang  des 
Kündigungsschreibens  bei  der  Gesellschaft.  Die  Kündigung 
soll  von  dem  Kündigenden  allen  Gesellschaftern  besonders 
mitgeteilt  werden.  Darüber  hinaus  haben  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  den  Kommanditisten  unverzüglich 
von  dem  Eingang  der  Kündigung  Kenntnis  zu  geben.  Die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  können  in  geeigneten 
Fällen  die  Kündigungsfrist  auf  6 Monate  zum  Ende  des  nächst- 
folgenden Geschäftsjahres  verkürzen. 

(3)  Jeder  der  übrigen  Gesellschafter  kann  sich  innerhalb  der 
ersten  drei  Monate  der  Kündigungsfrist  durch  eingeschrie- 
benen Brief  der  Kündigung  anschliessen. 

(4)  Der  kündigende  Gesellschafter  scheidet  mit  dem  Ablauf 
der  Kündigungsfrist  aus  der  Gesellschaft  aus.  Ist  unter 
den  übrigen  Gesellschaftern  kein  persönlich  haftender 
Gesellschafter,  so  gilt  das  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  spätestens  bis  zum  Ablauf  der  Kündigungsfrist  ein 
neuer  persönlich  haftender  Gesellschafter  bestellt  v/ird. 

(5)  Die  Kündigung  nach  Abs. 2 und  3 kann  auch  für  den  Teil 
einer  Beteiligung  ausgesprochen  werden.  Der  kündigende 
Gesellschafter  scheidet  nur  mit  dem  gekündigten  Teil 
seiner  Beteiligung  aus  der  Gesellschaft  aus,  während  er 
für  den  Rest  beteiligt  bleibt. 

(6)  Falls  der  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  nach 

§ 135  HGB  die  Gesellschaft  kündigt,  gilt  das  in  Abs.3j 
4 und  5 Gesagte  sinngemäss. 


Ausschluss  von  Gesellschaftern 


§ 19 - 


(1)  Sofern  mindestens  drei  Gesellschafter  vorhanden  sind, 
kann  einem  Gesellschafter  durch  Beschluss  der  übrigen 
Gesellschafter  mit  einer  Mehrheit  von  80  % der  diesen 
zustehenden  Stimmen  sowie  einer  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs. 9 jeweils  zum 
Schluss  des  dritten  Kalenderjahres,  erstmalig  zum  91. Dezem- 
ber 1975:.  alsdann  zum  91. Dezember  1978  und  so  fort,  mit 
der  Maßgabe  gekündigt  werden,  dass  er  aus  der  Gesellschaft 
ausscheidet.  Die  Kündigung  kann  auf  einen  Teil  der  Betei- 
ligung an  dem  Gesellschaftskapital  beschränkt  werden.  In 
diesem  Pall  ermässigt  sich,  v/enn  der  gekündigte  Gesell- 
schafter auch  mit  dem  Rest  seiner  Beteiligung  aus  der 
Gesellschaft  ausscheiden  möchte,  die  Kündigungsfrist  des 
§ l8  Abs. 2 zu  seinen  Gunsten  von  12  auf  9 Monate.  - 


(■2)  Sollte  sich  ein  Gesellschafter  als  einziger  einem  Beschluss 
der  anderen  Ges€-'llschaf ter , auch  v-zenn  er  die  Änderung 
dieses  Vertrages  betrifft,  nicht  anschl lessen,  so  kann  ihm, 
vienn  er  die  Gül.tlgkelt  dieses  Beschlusses  bestreitet,  oder 
durch  Durchführung  desselben  widerspricht,  durch  Beschluss 
der  übrigen  Gesellschafter  mit  der  Mehrheit  des  Abs.l 
gekündigt  werden.  Eine  Kündigung  ist  ausgeschlossen,  wenn 
der  betreffende  Gesellschafter  gegen  einen  Beschluss  oppo- 
niert hatte,  der  ausdrücirlich  und  allein  gegen  ihn  gerich- 
tet war,  oder  wenn  er  bei  der  Abstimmung  von  einer  ihm 
zustehenden  Sperrminorität  Gebrauch  gemacht  hatte. 


(9)  Die  Kündigung  nacii  Abs.l  und  2 hat  ln  der  Form  zu  erfol- 
gen, dass  dem  Gesellschafter,  dessen  Kündigung  beschlos- 
sen worden  ist,  eine  einfaciie  Acschrift  des  Protokolls 
des  Beschlusses  mittels  eingeschriebenen  Briefes  über- 
sandt wird.  Hierzu  ist  jeder  der  übrigen  Gesellschafter  au: 
grund  des  Beschlusses  berechtigt. 


2.  Blatt  § 19 


Ausschluss 


von  Gesellschaftern  • 


(A)  Ist  in  der  Person  eines  Gesellschafters  ein  wichtiger 

Grund  gegeben,  so  erfolgt  die  Kündigung  nach  Abs . 1 frist- 
los, v;enn  nicht  die  übrigen  Gesellschafter  etwas  anderes 
beschliessen.  Die  Kündigung  nach  Abs . 2 kann  nur  mit  einer 
Frist  von  mindestens  drei  Monaten  zum  30*6.  und  51 *12. 
eines  jeden  Jahres  erfolgen.  Ist  einem  Gesellschafter 
fristlos  gekündigt  v;orden,  so  scheidet  er  zu  dem  Zeitpunkt, 
an  dem  ilim  das  Kündigungsschreiben  zugegangen  ist,  sonst 
nach  Ablauf  der  Kündigungfrist  aus  der  Gesellschaft  aus. 


(5)  Da  es  unerwünscht  ist,  dass  im  Handelsregister  zu  kleine 
Kommanditanteile  erscheinen,  sind  IKommanditanteile,  die 
durch  Erbgang  oder  auf  andere  V/eise  neu  entstehen  und 
unter  einem  Nominalbetrag  von  DM  1.000.000,-  liegen,  auf 
einen  andern  Gesellschafter  zu  übertragen,  der  sie  dann 
intern  zu  Gunsten  des  betreffenden  Kommanditisten  als 
dessen  Treuhänder  verwaltet.  Derartige  Kommanditanteile 
können  auch  unter  einem  gemeinsamen  Treuhänder  zusammen- 
gefasst werden,  v/enn  hierdurch  nach  aussen  ein  Kommandit- 
anteil  von  DM  l.OOO.OQO,-  oder  mehr  entsteht.  Die  Zustim- 
mung der  übrigen  Gesellschafter  ist  für  derartige  zur 
Bereinigung  von  Zv:ergant eilen  erforderlichen  Übertragun- 
gen nicht  nötig.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
können  durch  Beschluss  nach  5 7 Abs. 5 solchen  Kommandi- 
tisten, die  ihrer  Verpf lichtung  zur  Zusam.menlegung  ihrer 
Anteile  innerhalb  von  6 Monaten  nach  Aufforderung  nicht 
nachgekcrnmen  sind,  mit  einer  Frist  von  drei  Monaten  zum 
nächstfolgenden  50-‘-^dni  oder  5i*Kezember  kündigen.  Gegen- 
über ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesellschaftern, 
sowie  ehemaligen  persönlicn  haftenden  Gesellschaftern 
der  Banken  K oder  I,und  deren  V.-itv.-en  kann  solch  eine  Kündigung 
nur  mit  Zustimmung  des  Verv;altungsrat s ausgesprochen  werden. 


§ 20 


Konkurs  eines  Gesellschafters 


(1)  Der  Gesellschafter,  über  dessen  Vermögen  das  Konkurs- 
verfahi’en  eröffnet  wird,  oder  der  in  dem  über  sein  Ver- 
mögen eröffneten  Vergleichsverfahren  mit  Genehmigung  des 
Gerichts  die  weitere  Durchführung  des  Gesellschaftsver- 
trages ablehnt,  scheidet  mit  Wirkung  der  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens  bzw.  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  er  in 
dem  Vergleichsverfahren  die  weitere  Durchführung  des  Ge- 
sellschaftsvertrages abgelehnt  hat,  aus  der  Gesellschaft 
aus.  Dies  gilt,  wenn  der  betroffene  Gesellschafter  der 
alleinige  persönlich  haftende  Gesellschafter  ist,  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  von  den  übrigen  Gesell- 
schaftern gemäss  § 25  Abs.l  ein  neuer  persönlich  haften 
der  Gesellschafter  bestellt  wird. 

(2)  Für  den  Fall,  dass  die  Eröffnung  des  Konkursver- 
fahrens über  das -Vermögen  eines  Gesellschafters  mangels 
Masse  abgelehnt  vn.rd,  gilt  Abs.l  mit  der  Maßgabe  ent- 
sprechend, dass  der  Gesellschafter  mit  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  der  Beschluss  des  Konkursgerichtes  rechts- 
kräftig wird,  aus  der  Gesellschaft  ausscheidet. 


§ 21 


Tod  eines  Gesellschafters 


(l)  Stirbt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter,  so 

wird  die  Gesellschaft  mit  seinen  Erben  und/oder  denjenigen, 
auf  die  die  Erben  die  Beteiligung  in  Erfüllung  eines  Ver- 
mächtnisses oder  einer  Teilungsanordnung  des  Erblassers 
übertragen,  fortgesetzt.  Die  Rechtsnachfolger  des  Erblassers 
in  der  Beteiligung,  sowie  deren  weitere  Rechtsnachfolger, 
können  diese  beliebig  unter,  sich  übertragen.  Die  Rechts- 
nachfolger erhalten,  sov;eit  sie  nicht  bereits  als  persönlich 
haftende  Gesellschafter  beteiligt  sind,  die  Stellung  von 
K omm  and  i t i s t e n . 


(2)  Falls  der  alleinige  persönlich  ha.ftende  Gesellschafter 

stirbt,  V'/ird  die  Geseilschaft  abweichend  von  dem  in  Ziff.l 
Gesagten  zunächst  mit  seinen  Erben  als  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  fortgesetzt,  urn  den  Gesellschaftern  Gele- 
genheit zu  geben,  einen  neuen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter zu  bestimmen.  Mit  der  Bestellung  des  neuen  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafters  gelten  nunmehr  die 
Bestimmungen  de_g  1 S.  3 inJ  Innenverhältnis  rückv.'i.rkend 

auf  den  Todestag.  V/ird  nach  dem  Todesfall  nicht  innorhalo 
von  zwei  Monaten  ein  neuer  persönlich  ha.f tender  Gesell- 
schafter bestellt,  so  tritt  die  Gesellschaft  mit  den  Erben 
des  Verstorbenen  als  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
in  Liouidation. 


(3)  Stirbt  ein  Kommanditist,  so  wird  die  Gesellschaft  mit 

seinen  Erben  als  Kommanditisten  fortgesetzt.  Abs . 1 gilt  auch 
hier.  Der  Erbe  oder  sonstige  Rechtsnachfolger,  der  bereits 
als  persönlich  haftender  Gesellschafter  an  der  Gesellschaft 
beteiligt  ist,  behält  seine  Stellung  auch  für  die  hinzuer- 
v^orbene  Kommanditbetei  ligung. 


(4)  Mehrere  Rechtsnachfolger  eines  Gesellsclmf ters  müssen  sich, 
sov/eit  sie  die  Stellung  von  Kominandit isten  haben,  durch 


einen  Vertreter,  der  aus  ihrer  M 


te  genommen  werden  kann. 
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Forts.  § 21 


Tod  eines  Gesellschafters 


vertreten  lassen.  Ausgenommen  ist  das  Recht  der  Kündigung, 
das  jeder  Kommanditist  für  sich  persönlich  ausüben  kann. 

Der  Vertreter  kann  für  die  von  ihm  Vertretenen  in  verschie- 
denem Sinne  stimmen.  Solange  der  Vertreter  nicht  bestellt 
ist,  ruht  das  Stimmrecht  der  Rechtsnachfolger. 

(5)  Ist  vom.  Erblasser  eine  Testamentsvollstreckung  angeordnet, 
so  können  der  oder  die  Rechtsnachfolger,  soweit  sie  die 
Stellung  von  Kommanditisten  haben,  den  oder  die  Testaments- 
vollstrecker zur  Ausübung  ihrer  sämtlichen  Rechte  und 
Pflichten  ermächtigen. 

(6)  Mehrere  Rechtsnachfolger  eines  Gesellschafters,  soweit 
sie  Kommanditisten  sind,  gelten  imi  Sinne  des  § 19  Abs.l 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  mindestens  drei  Gesellschaf te-^’ 
vorhanden  sind,  nur  als  ein  Gesellschafter.  Hierdurch 
wird  das  Recht  des  Vertreters,  für  die  mehreren  Reclits- 
nachfolger  in  verschiedenem  Sinne  zu  stimirnen,  nicht 
berührt . 


§ 22 


Folgen  des  Ausscheidens  eines  Gesellschafters 
aus  der  Geselischa.f  t ' 


(1)  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Gesellschafter  aus  der 
Gesellschaft  ausscheidet,  wird  diese  von  den  übrigen 
Gesellschaftern  in  der  bisherigen  Firma  fortgesetzt. 


(2) 


V/enn  nach  dem  V/egfall  von  Gesellschaftern,  die  durch 
Kündigung  oder  aus  andern  Gründen  aus  der  Gesellschaft 
ausscheiden  sollen,  nur  noch  ein  Gesellschafter  übrig 
geblieben  ist,  dann  kann  dieser  das  Unternehmen  mit  Aktiven 
und  Passiven  und  dem  Recht  zur  Fortf ül'ir’ung  der  Firma 
übernehmen.  Übt  ei'*  das  Recht  nicht  aus,  so  verbleibt 


(verbleiben)  der  (die)  Gesellschafter  v:elcher  (welche) 
sonst  ausscheiden  würde  (v;ürden)  in  der  Gesellscliaf t, 
die  mit  ihm  (ilmen)  liquidiert  v/ird. 


(3)  Gesellschafter,  die  gekündigt  haben,  oder  denen  gekün- 
digt v/orden  ist,  sind  verpflichtet,  ihren  Anteil  auf 
einen  oder  mehrere  Gesellschaf ter, oder  üritte  Perso- 


ermittelnden  Gegerruertes  zu  übeï-tragen.  Die  Gesellschaf- 
ter beschliessen  über  die  Person  des  Übernehmers,  v;enn 
dieser  bereits  ein  Gesellschafter  ist,  mit  der  Mehi*heit 
nach  § 14  Abs.Jg  sonst  mit  der  Mehrheit  nach  § Gj;  Abs.l. 


Der  ausscheidende  Gesellschafter  hat  Anspruch  darauf, 
dass  ihn  der  Übernehmer  von  jeder  Haftung  für  Gesell - 
schaf tssclmlden  fi-^eistellt . 


Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügungen 
über  Kapitalanteile  


(1)  Oie  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  bedarf  eines  Gesell- 
schafterbeschlusses mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
des  Gesellschaftskapitals  so'vie  eines  Beschlusses  der  ner 
sönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs.-3  dieses 
Vertrages.  Das  gleiche  gilt  für  die  Übertragung  und  V"er- 
pfändung  von  Kapitalanteilen,  sowie  für  die  Einräumung 
von  Unterbeteiligungen  an  Kapitalanteilen. 

(2)  Die  Übertragung  und  Verpfändung  von  Kapitalanteilen  oder 
Teilen  von  Kapitalanteilen  zwischen  Gesellschaftern, 
sowie  die  Einräumung  •’on  Unterbeteiligungen  an  Kapital- 
anteilen zu  Gunsten  anderer  Gesellschafter,  bedarf  eines 
Zustimmungsbeschlusses  der  Gesellschafter  mit  der  Hehr- 
heit des  § lA  Abs. 3.  Ein  ablehnender  Beschluss  ist  für 
die  betroffenen  Gesellschafter  jedoch  nur  dann  verbind- 
lich, wenn  dem  Gesellschafter,  der  seinen  Anteil  über- 
tragen oder  belasten  will,  zugleich  ein  anderer  Gesell- 
schafter, oder,  mit  der  Mehrheit  des  Absatzes  1,  ein 
Dritter  nachgevriesen  wird,  der  bereit  und  in  der  Lage 
ist,  den  betreffenden  PCapitalanteil  Zug  am  Zug  gegen 
Bezahlung  des  nach  § 24  Abs. 2 zu  errechnenden  Gegen- 
wertes zu  übernehmen. 


(;5)  Keiner  Zustimmung  der  übrigen  Gesellschafter  bedürfen 
Übertragungen  von  Kapitalanteilen,  die  erfolgen 

a)  von  einem  Gesellschafter  im  V/ege  der  vorweggenomrnenen 
Erbfolge  auf  seine  Ehefrau  und/oder  seine  Kinder; 

b)  innerhalb  einer  dui’ch  einen  Treuhänder  vertretenen 
Gesellschaftergruppe : 


c)  von  einem  Treuhänder  auf  seinen  Treugeber,  solange 
infolge  der  Übertragung  kein  Kapitalanteil  entsteht, 
dessen  Nominalwert  unter  DM  1.000.000,-  liegt; 

d)  zwischen  der  Simon  Hirschland  Inc . oder  einem  ihrer 
Treugeber  auf  die  New  York  Hanseatic  Corporation  nach 


o 


Blatt  2 


§ 23 


- Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügungen 
über  K ap Ital ante Ile 


Maßgabe  des  Vertrages  zwischen  der  L-Gruppe  und  der  Simon- 
Hirschland  Inc . vom  31 • 8 • • 9 • 1965 • 

(4)  Es  besteht  Einigkeit  darüber,  dass  bei  Hlnzutreten  eines 
neuen  persönlich  haftenden  Gesellschafters  eine  nach  Lage 
der  Sache  angemessene  Kapitalquote  bereitgestellt  oder 
geschaffen  werden  soll. 

(5)  Neu  aufgenommene  Gesellschafter,  die  ihren  Kapitalanteil 
nicht  von  einem  anderen  Gesellschafter  erworben  haben, 
haben  auf  den  Korninalv/ert  ihrer  Einlage  ein  Aufgeld  zu 
entrichten,  das  mindestens  dem  nach  § 24  Abs. 2 zu  ermit- 
telnden Anteil  des  neuen  Gesellschafters  an  den  stillen 
Reserven  der  Gesellschafter  entsprechen  muss.  Das  gleiche 
gilt  für  Gesellschafter,  die  ihren  Kapitalanteil  erhöhen^ 
ohne  dass  allen  andern  Gesellschaftern  ein  entsprechendes 
Bezugsreoht  eingeräumt  worden  ist. 


§ 2^1  - Abfindung  aus8cheidender  Gesellscbaf ter  aus 

' Gesel  Iscliaftsmitteln 


(1)  Ausscheidende  Gesellschaf ter^  deren  Beteiligung  nicht 
durch  einen  anderen  Gesellschafter  oder  einen  Dritten 
übernommen  wird,  erhalten  aus  Gesellschaftsmitteln  eine 
Abfindung,  die  sich  nach  folgenden  Grundsätzen  errechnet : 


(2)  Das  Abfindungsguthaben  des  Gesellschafters  richtet  sich 
nach  dem  Betrag,  der  sich  aus  der  Auseinandersetzungsbi- 
lanz, die  für  den  Schluss  des  Kalenderjahres,  in  welchem 
er  ausscheidet,  aufzustellen  ist,  als  sein  Guthaben 
ergibt.  Entsprechendes  gilt  für  teilv/eises  Ausscheiden. 

In  dieser  Bilanz  sind  alle  Aktiven  und  Passiven  unabhäng,ig 
von  ihrer  bisherigen  Bev/ertung  in  den  Jahresbilanzen  mit 
ihrem  Zeitwert  für  das  lebende  Geschäft  einzusetzen.  Aus- 
genommen sind  Ausgleichsforderungen,  welche  mit  ihrem  Nc- 
minalbetrag  einzusetzen  sind.  Einzel-  und  Sammelwertbe- 
richtigungen sind  in  der  Bilanz  insoweit  aufzulösen,  als 
sie  den  wirtschaftlich  angemessenen  Betrag  übersteigen. 
Beteiligungen  von  mindestens  5C  % und  Erwerbsrechte  auf 
solche  sind  mit  dem  Betrag  einzusetzen,  der  sich  als  V/ert 
derselben  nach  dem«  Vermögen  der  Beteiligungsgesellschaft  • 
unter  Anwendung  der  vorstehenden  Bestimmungen  ergibt.  In 


gleicher  Weise  sind  bei  der  Bev’ertung  des  Vermögens  der 
Beteiligungsgesellscliaft  Beteiligungen,  welche  mindestens 
50  % betragen  und  Erwerbsrechte  auf  solche  zu  bewerten. 
Der  Wert  der  Firma  und  des  Geschäftes  als  solcher  bleibt 
überall  ausser  Ansatz.  Die  Ruhegehälter  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  ur:.d  ihrer  Hinterbliebenen  sind 


weder  als  Rückstellung  noch  sonstwie 


zu  passivieren. 


(5)  Bei  Streitigkeiten  über  die  Bewertung  wird  auf  Antrag 

der  Gesellschaft  von  dem  Präsidenten  des  Oberlandesgericht s 
in  Düsseldorf  und  dem  Präsidenten  des  Landgerichts  in 
Essen  je  ein  Wirtschaftsprüfer  bestellt.  Die  Wirtschafts- 
prüfer müssen  die  Voraussetzungen  des  § l6  Abs. 5 dieses 


C. 


Forts.  § 24  - 


Abfindung  ausscheidender  Gesellschafter 
aus  Gesellschaftsmitteln 


Vertrages  erfüllen  und  nachv;e islich  über  umfangreiche 
Erfahrungen  als  Prüfer  von  Bankbilanzen  verfügen.  Die 
V/irtschaftsprüf er  erstellen,  unabhängig  voneinander, 
je  ein  Schiedsgutachten . Das  aritlimet ische  Mittel  beider 
Gutachten  ist  für  die  Beteiligten  verbindlich. 

w Das  Auseinandersetzungsguthaben  des  ausscheidenden 

Gesellschafters  ist  von  dem  Bilanzstichtag  an  mit  6 ^ 
zu  verzinsen.  Die  Zinsen  sind  zum  Schluss  eines  jeden 
Kalendervierteljahres  zahlbar. 

(5)  Die  Auszahlung  des  Guthabens  erfolgt  in  acht  gleichen 
Vierteljahresraten,  von  welchen  die  erste  Rate  drei  Monai-,. 
nach  dem  Bilanzstichtag  fällig  ist.  Vorzeitige  Zahlung, 
ganz  oder  teilweise,  ist  zulässig.  Die  vorzeitig  gezahl- 
ten Beträge  werden  auf  die  nächstfällig  werdenden  Raten 
angerechnet . 

(6)  Solange  die  Höhe  des  Guthabens  nicht  feststeht,  sind  die 
Zinsen  und  Raten  nach  dem  von  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  nach  pf lichtgemässem  Ermessen  geschätzten 
Mindestguthaben,  das  sich  voraussichtlich  ergeben  wird, 
zu  zahlen.  Sobald  das  Guthaben  fest steht,  ist  die  Diffe- 
renz nachzuzahlen. 

(7)  V/enn  eine  Zins-  oder  Kapitalrate  nach  Feststellung  der 
Abfindung  trotz  Aufforderung  durch  eingeschriebenen  Brief 
nicht  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  p]rhalt  desselben 
gezahlt  wird,  ist  die  Abfindung  in  ihrer  jeweiligen  Höhe 
vorzeitig  fällig. 

(8)  Weitere  Ansprüche  des  ausscheidenden  Gesellschafters  sine 
mit  Ausnehn'ie  etwalgei'  vertragliclier  Pensionsansprüche 
ausgeschlossen.  Jedoch  haftet  ihm  die  Gesellschaft  dafür, 
dass  er  für  die  Schulden  derselben  nicht  in  Anspruch  genor! 
men  v;ird. 


§ 25 


Abwicklung 


(1)  Im  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  sind  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  geborene  Abwickler.  Ihre  Vertre- 
tungsbefugnis richtet  sich  nach  § 8.  Sie  erhalten  für  ihre 
Tätigkeit  eine  angemessene  Vergütung,  über  deren  Höhe  die 
Gesellschafter  nach  § l4  Abs.p  beschliessen . 

(2)  Das  nach  der  Abwicklung  verbleibende  Reinvermögen  wird  auf 
alle  Gesellschafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile 
verteilt.  Die  Bestimmung  des  § 17  Abs.l  b findet  auf  Abwick- 
lungsgewinne keine  Anwendung. 


§ 26 


Vertragsänderungen 


(1)  Änderungen  dieses  Vertrages  bedürfen  eines  Beschlusses 
der  Gesellschafter  mit  einer  Kapitalmehrheit  von  75  % 
sowie  eines  Beschlusses  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter nach  § 7 Abs.^  dieses  Vertrages. 

(2)  Als  Vertragsänderung  gilt  auch  der  Abschluss  stiller  Ge- 
sellschaftsverträge,  der  Abschluss  von  Interessengemein- 
schaften sowie  der  Abschluss  aller  solcher  Verträge,  die 
als  Unternehraensverträge  irn  Sinne  der  §5  2,91 , 292  AktG 
gelten. 

(5)  Vertragsänderungen,  die  allen  oder  einzelnen  Gesell- 
schaftern 23usät zliche , in  diesem  Vertrag  niclit  vorgesehen 
Verpflichtungen  auferlegen,  bedürfen  der  Zustimmung  aller 
betroffenen  Gesellschafter. 


§27  - Schlussbestimmungen 

(1)  Sollte  eine  Bestimmung  dieses  Vertrages  ganz  oder  teil- 
v/eise  unvjirksam  sein,  so  v^ird  dadurch  die  Rechtswirksain- 
keit  der  übrigen  Bestimmungen  nicht  beeinträchtigt.  Lässt 
sich  der  Erfolg  einer  nichtigen  Bestimmung  irn  vjesentli- 
chen  durch  eine  neue  wirksame  Bestimiinung  erreichen,  so 
sind  die  Gesellschafter  verpflichtet,  der  Aufnahme  solch 
einer  Bestimmung  in  den  Gesellschaf tsvertrcig  zuzustimmen. 
Für  Lücken  des  Vertrages  soll  eine  angemessene  Regelung 
gelten,  die  dem,  was  gewollt  ist,  am  nächsten  kommt. 

(2)  Alle  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsvertrag  werden, 
soweit  dieser  Vertrag  nicht  etv/as  anderes  vorsieht,  gemäss 
der  in  einer  besonderen  Urkunde  niedergelegten  Schieds- 
gerichtsvereinbarung durch  ein  Schiedsgericht  entschieden. 


(5)  Der  Gesellschaftsvertrag  tritt  am  ....in  Kraft. 


Vorbemerkung 


Der  Vertragsentwurf  ist  als  Diskussionsgrundlage  für  die 
weiteren  Fusionsverhandlungen  zwischen  K und  L gedacht. 

Er  soll  kein  neues  Vertragswerk  bringen.,  sondern  die  Rege- 
lungen in  den  Gesellschaftsverträgen  von  K und  L,  die  sich 
in  der  Praxis  bsv;ährt  haben,  nach  Möglichkeit  übernehmen 
und  bet  offensichtlichen  Konflikten  eine  faire  Kompromiss- 
1 ö s ung  ans  t r e b en . 


Bewusst  ausgeklammert  wurden  die  Komplexe 

l,/' 

besondere  Stellung  cier  Gruppe  H bei  L; 

L & Co . Grundstücksgesellschaf t ; 

die  Vorrechte  ehemaliger  persönlich  haftender  Gesel. 1- 
schaf  ter  von  K bei  der  Gev/imiverteilung . 


Alle  diese  Problemkreise  bedürfen  nuch  e 
Prüfung.  Ihre  Regelung  in  dem  Vertragsen 
zur  Zeit  noch  verfrüht  gewesen. 


iner  besonderen 
twurf  wäre  daher 


Anmerkung  zu  § 1 


Nach  Möglichkeit  sollte  die  Gesellschaft  ihren  Sitz 
sowohl  in  Düsseldorf  als  auch  in  Essen  haben.  Die  recht- 
lichen Schwier  j.gkeiten^  die  der  Begründung  eines  Doppel - 
Sitzes  bei  Personengesellschaften  entgegenstehen,  sind 
bekannt.  Die  Begründung  eines  Doppelsitzes  sollte  zunächst 
Jedoch  einmal  versucht  werden .■ Sollte  der  Versuch  schei- 
tern, dann  müsste  der  Gesellschaftsvertrag  vorsehen,  dass 
die  Gesellschaft  ihren  Sitz  in  Düsseldorf,  ihre  Geschäfts - 
leitung  Jedoch  in  Düsseldorf  und  Essen  hat. 


Anmerkung  zu  § 2 


Diese  Bestimmung  entspricht  den  §§  2 Abs.l  und  2 von  K uiid 
1 Abs.l  S.2  und  ^ von  L.  Die  Bestimmung  des  § 1 Abs . 2 von 
L,  v;onach  die  langfristige  Beleihung  von  Gründet  Licken,  die 
Gewährung  von  langfristigen  Baugeldern  sov;ie  die  Garantie- 
rung von  Hypotheken  nicht  zum  Gesellschaftszweck  gehören, 
ist  gestrichen  worden.  Ein  besonderer  Hi.nweis  auf  den  Chrakter 
der  Bank  als  Privatbank  erscheint  angesichts  der  durch  die 
Fusion  bedingten  Ausweitung  des  Geschäftsvolamens  als  v7Lin- 
schenswert . 


Anmerkung  zu  § 5 


Diese  Bestimmung  ist  aus  sich  selbst  verständlich  und 
bedarf  keiner  Erläuterungen. 


Anmerkung  zu  § 4 


Diese  Bestimmung  spricht  für  sich  selbst  und  bedarf 
keiner  Erläuterungen. 


Anmerkung  zu  § 5 


Abs.l  entspricht  dem  § 2b  Abs . 1 bei  L.  Das  bei  L im  Zusammen- 
hang mit  der  B & Co.  Grundstücksgesellschaft  geschaffene 
Kapitalkonto  III  gibt  es  ln  der  neuen  Gesellschaft  nicht  mehr. 
Dieses  Konto  sollte  bei  der  geplanten  Neuregelung  der  Kapital- 
Verhältnisse  ln  den  Kapitalkoriten  I und  II  auf  gehen. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 2b  Abs. 2 bei  L. 


Abs. 3 entspricht  dem  § 12  Abs. 7 bei  K. 

Abs. 4 Satz  1 entspricht  der  vertraglichen  Regelung  bei  K; 
Änderungen  des  Kapitalkontos  sind  immer  zugleich  /'.nderungen 
des  Gesellschaftsvertrages,  die  desv/egen  nur  mit  vertrags- 
ändernder  Mehrheit  beschl.ossen  werden  können.  Die  bei  L 
bestehende  Möglichkeit,  durch  Gesellschafterbeschluss  mit 
einiacher  Mehrheit  die  Rücklagen  der  Gesellschaft  aus  Gev/innen 
zu  verstärken,  besteht  beri  K.  nicht,  da  dort  den  Gesellschaf- 
tein  ihre  Gev/innanteil  soweit  sie  nicht  zum  Ausgleich  eines 
Kapital. defizits  verwendet  v/erden  müssen,  in  laufender  Rechnung 
gutzuschreiben  sind  (§  12,  Abs . A S.l  des  Vertrages  K) . Die 
Regelung  von  K komnit  dem  Schutzbeaürfnis  der  Kommanditisten 
ehei  entgegen  aj.s  oie  von  L.  Die  'v’'ertreter  von  L ha,tten  sich 
bereits  in  den  Verhandlungen  im  Jahr  I967  mit  der  Übernahime 
der  Regelung  von  K einverstanden  erklärt. 

Abs. 4 Satz  2 entspricht  dem  § 14  Abs. 2 S.2  bei  K.  Lediglich 
die  für  die  Zuweisung  von  Bezugsrechten  erf orderliciien  Mehr*- 
heitsv erhältnisse  sind  Iv?Larer  als  bei  K herausgearbeitet  voorden. 
V/enn  man  die  Regelung  bei  K wörtllcfi  nimmt,  könnten  die  Ge- 
sellschafter mit  einfacher  Mehrheit  das  BezugsrecnV- iiies 
Gesellscliafters  auch  einem  Dritten  zuweisen  und  damit  die  aucti 
bei  K für  die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  verlangte  satzungs- 
ändernde Mehrheit  umgehen.  Da  dieser  Erfolg  sicherlich  auch 
bei  Iv  nxcht  beabsichtigt;  'war,  ist  nun.mehr  klargestellt,  dass 
die  Zu’weißung  des  Bezugsreclites  an  eir-,n  Gesellschafter  m.it 
einfacher  Mehrheit,  die  Zuweisung  an  einen  Dritten  dagegen 
nui’  mit  Satzung  sände]’nder  Mehrheit  erfolgen  kann. 


Forts.  Anmerkung  zu  § 5 


Die  Regelung,  dass  Gesellschaftern,  die  sich  an  einer  Kapital - 
erhöhung  nicht  beteiligen  können  oder  wollen,  ihr  Bezugsrecht 
vergütet  werden  muss,  entspricht  der  Billigkeit  und  sollte 
auf  jeden  Fall  in  den  neuen  Gesellschaftsvertrag  übernommen 
werden. 

Abs. 5 ist  neu.  Er  soll  Gesellschaftern,  die  sich  aus  schwer- 
wiegenden Gründen  (z .B. Devisenschwierigkeiten  seines  Heimat- 
landes u.ä.)an  einer  Kapitalerhöhung  zum  vorgesehenen  Zeit- 
ounkt  nicht  beteiligen  können,  die  Möglichkeit  geben,  die 
Kapitalerhöhung  innerhalb  eines  angemessenen  Zeitraums  nachzu- 
holen und  dadurch  eine  Kürzung  ihrer  relativen  Kapitalquote  zu 
vermeiden. 


Anmerkung  zu  § 6 


Abs.l  entspricht  dem  § l6  Abs. 6 bei  K und  dem  § 2c  Abs.l 
bei  L. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 2c  Abs. 2 bei  L.  Bei  K gibt  es  dies 
Bestimmung  nicht.  Sie  ersclieint  jedoch  aus  praktischen 
Gründen  empfehlenswert. 

Abs. 3 entspricht  dem  § 2c  Abs. 3 bei  L.  Da  die  Zugev^inn- 
gemeinschaft  bei  der  Erbauseinandersetzung  und  auch  bei 
der  Erbschaftsteuer  gewisse  Verteile  bietet,  sollte  man 
Gesellschaftern,  die  ein  gewisses  Alter  erreicht  haben, 
die  Möglichkeit  geben,  diese  Vorteile  zu  nutzen. 


Anmerkungen  zu  § 7 


Abs.l  entspricht  den  §§  4 Abs.l  bei  K und  5 Abs.l  bei  L. 

Die  Absätze  2 und  Z‘  sind  ein  Kompromiss  zwischen  den  Bestim- 
mungen der  §§  ^ Abs.  bei  K und  Z Abs. 2 bei  L: 

Bei  K beschliessen  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mit  einfacher  Mehrheit,  wobei  die  vier  Senioren  doppeltes 
Stimmrecht  haben.  Bei  L.  haben  alle  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  gleiches  Stimmrecht,  und  eine  Minderheit  von 
zv;ei  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  kann  jeden 
Beschluss  blockieren. 

■Entsprechend  den  am  20. Januar  1971  getroffenen  Vereinbarungen 
stellt  der  Entwurf  alle  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
im  Stimmrecht  grundsätzlich  gleich.  Lediglich  dann,  wenn  sich 
bei  einer  Abstimmung  keine  Mehrheit  ergibt,  sollen  die  Stimimen 
des  Seniors  bzw.  der  beiden  Senioren  den  Ausschlag  geben. 

Im  übrigen  wird  im  Grundsatz  die  Regelung  bei  K,  wonach  mit 
einfacher  Mehrheit  abgestimmt  wird,  übernommen,  da  diese 
Regelung  dem  als  Folge  der  Fusion  stark  vergrösserten  Gesell- 
schafterkreis am  besten  entspricht.  Lediglich  für  Beschlüsse 
von  besonderer  Bedeutung  ist  eine  Dreiviertelmehrheit  vorge- 
selien.  Ein  abschliessender  Katalog  der  Beschlüsse,  die  eine 
qualifizierte  Mehrheit  (drei  Viertel)  verlangen,  ist  aus  prak- 
tischen Erwägungen  nicht  auf gestellt  worden.  Solch  eine  Liste 
gehört  nicht  in  den  Gesellschaf tsvertra,g  sondern  in  die  Ge- 
schäftsordnung, die  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mit  Dreiviertelmehrheit  aufstellen  und  auch  ändern  können.  Die 
Regelung  von  L in  § Z Abs.  2 Satz  9 und  ist  daher  nicht  über- 
nommen v/orden. 

Abs.-^l-  entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  2 Abs.  2 bei  K. 


Fortsetzunp;  der  Anrnerkunp;  zu  § 7 


Abs. 5 entspricht  der  Regelung  des  § 4 Zj.ffer  4 bei  K. 

Abs. 6 entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  3 hei  K. 

Abs. 7 entspricht  der  Regelung  von  § 4 Ziffer  5 bei  K. 

Abs. 8 entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  6 bei  K. 

Die  Bestimmung  des  § 3 Abs. 3 bei  L,  die  den  Kommianditisten 
in  gev/issen  Fällen  ein  V/iderspruchsrecht  gegen  Maßnahmen 
der  Geschäftsleitung  einräumt ^ ist  dagegen  nicht  übernomimen 
worden.  Dieses  Widerspruchsrecht  bestand  gegenüber  Rechts- 
geschäften, die  der  Bank  Verpflichtungen  oder  Risiken  in 
Höhe  von  m^ehr  als  10  ^ des  Gesellschaftskapitals  auferlegten 
und  konnte  v.'iederum  durch  einen  Genehmigungsbeschluss  der 
Gesellschafter  mit  einer  Kapitalm.ehrheit  von  vier  Fünfteln 
des  Gesellschaftskapitals  ausser  Kraft  gesetzt  v/erden.  Diese 
Regelung,  die  bei  L.  übrigens  niem,als  akut  geworden  ist,  ist 
angesichts  des  stark  vergrösserten  Geschäftsvolumens  nicht 
meiir  [praktikabel. 

Abs. 9 entspricht  der  Regelung  des  § 3 Abs.p  bei  L. 


Anmerkung  zu  § 8 


Anmerkung  zu  § 9 


Abs.l  entspricht  den  Bestimmungen  der  §§  5 Abs.l  bei  K und 
9b  Abs.  1 bei  L. 

Abs. 2 entspricht  den  Bestimmungen  der  §§  5 Abs. 2 bei  K und 
9b  Abs. 2 bei  L. 

Das  Kcnkurrenzverbot  ausgeschiedener  persönlich  haftender 
Gesellschafter  nach  Abs. 9 entspricht  im  wesentlichen  den 
Bestimmungen  der  §§  5 Abs. 9 bei  K und  9t  Abs. 9 bei  L.  Nach 
der  Regelung  bei  L kann  Befreiung  von  dem  Konkin.''renzverbot 
nur  durch  einstimmigen  Beschluss  allei’  andern  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  erteilt  werden.  Nach  der  Regelung 
bei  K bedarf  solch  eine  Befreiung  im  Ergebnis  eines  Gesell- 
schafterbeschlusses mit  satzungsändernder  Mehrheit.  Diese 
Erfordernisse  erscheinen  in  Anbetracht  des  durch  die  Fusion 
stark  vergrösserten  Kreises  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter als  überhöht.  § 9 Abs. 9 sieht  demnach  voi",  dass 
der  ausgeschiedene  persönlich  haftende  Gesellscliaf ter  durch 
einen  Beschluss  der  andern  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter mit  Dreiviertelmehrheit  von  dem  Konkurrenzverbot  befreit 
werden  kann.  Die  Regelung,  v/onach  persönlich  liaftende  Gesell- 
schafter, die  Niederlassungen  ausserhalb  von  Nordhrèin-k'est- 
falen  leiten,  auch  für  das  Bundesland,  in  dem  sich  die  Nieder- 
lassung befindet,  einem  Konkurrenzverbot  unterliegen,  ist 
aus  dem  Gesellschaf tsvertrag  K übernommen  worden. 

Abs. 4 entspricht  § 5 Ziff.9>  2. Abs.  bei  K. 

Abs. 5 entspricht  der  Regelung  in  § 5 Ziff.4  b-ei  K und  9 b 
Ziff.4  bei  L.  Die  bei  L vorgesehene  Zustimmung  aller  persön- 
lich haftenden  Gesellscliaf ter  ist,  wegen  des  nach  erfolgter 
Fusion  stark  erweiterten  Gesellschaf terkreises,  durch  eine 
Dreiviertelmehr  lie  it  ersetzt  v/orden. 


Forts ♦ AnmerkunK zu  § 9 


Abs. 6 entspricht  dem  § 5 Ziffer  9 bei  K und  dem  § 3b  Abs. 5 
bei  L.  Auch  hier  ist  die  bei  L geforderte  Einstim.migkeit 
durch  eine  Dreiviertelmehrheit  ersetzt  worden. 


Abs. 7 entspi'‘icht  sinngemäss  den  Bestimmungen  des  § 6 bei  K 
und  des  § 3b  Abs. 6 bei  L.  Angesichts  der  sehr  niedrigen  Grund- 
stückseinheitswerte (halte  ich  es  für  vertreterbar,  das  Kred^t- 
limit  nach  c;  nicht/^mit  dem  Einheitswert,  sondern  mit  den  für 
Hypotheken  und  Bausparkassen  ma.?geblicheri  Beleihungsgrundsätzen 
zu  begrenzen.  Da  die  Aufnahme  von  Krediten  stark  in  die  Privat - 
Sphäre  eines  persönlich  haftenden  Gesellschafters  hineinrei- 
chen kann,  sollte  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  einer 
Kreditaufnahme  nicht  bet  allen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern liegen,  sondern  bei  dem  Seni.or  bz'w.  den  beiden 
Senioren. 


Anmerkun;:!;en  zu  § I O 


Abs.  1 - ^ entsprechen  der  Regelung  von  § 7 Ziffern  1 bis  4 
bei  K und  § ;5  Abs.^-i  bei  L.  Die  Bestimmung,  dass  eine  Änderung' 
der  monatlichen  TätigkeitsvergUtung  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  nur  mit  einer  einfachen  Mehrheit  des  Kommandit-- 
kapitale  zulässig  ist,  kommt  aus  dem  Gesellschaftsvertrag 

von  L (§  p Abs. 4 Satz  2).  Die  vorgeschlagene  Regelung  entspricht 
der  Billigkeit. 

Abs. 4 entspricht  der  Regelung  bei  K (§  7 Ziffer  5).  Bei  L 
gibt  es  Pens i ons Vereinbarungen  zu  Gunsten  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  ni.cht.  Diese  erhalten  lediglich 
eine  Gewinngarantie  nach  § ^d  des  Gesel Ischaftsvertrages  L. 
hie  ue winngar ant ie  soll  in  Zukunft  durch  eine  Pensionsrege— 
lung  ersetzt  werden. 


Anmerkungen  zu  § 11 


Abs.l  entspricht  dem  § 9 Abs . 1 bei  K.  Eine  älinliche  Regelung 
befindet  sich  in  § 5g  Abs.l  S.l  und  2 bei  L.  Satz  5 von  § 5c 
Abs.l  des  Vertrages  L ist  nicht  libernommen  worden,  da  er  bei' 
Inki’af ttreten  des  neuen  Vertrages  keine  aktuelle  Bedeutung 
miehr  hat . 


Bei  K.  kann  sich  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  vor 
Vollendung  seines  65 . Lebens jahres  nur  dann  in  die  Stellung 
eines  Kommanditisten  zurückziehen,  v;enn  er  sich  nach  seiner 
eigenen  pf lichtgemässen  Feststellung  "nicht  mehr  als  voll 
einsatzfähig"  betrachtet  (§  9 Abs. 2).  Bei  L hat  jeder  p.h.G. 
diese  Möglichkeit,  ohne  dass  es  auf  seinen  Gesundheits- 
zustand ankomrnt  (§  5g  Abs.l  Satz  l). 


Da  es  praktisch  unmöglicli  ist,  einen  persönlicli  haftenden 
Gesellschafter,  der  nicht  mehr  amtieren  will,  zur  Fortfüh- 
rung seines  Amtes  zu  zv^ingen,  sollten  persönlich  haftende 
Gesellschafter  auch  vor  Vollendung  des  65 . Lebens Jahres,  und 
ohne  dass  gesundheitliche  Gründe  vorzuliegen  brauchen,  sich 
aus  der  Geschäftsführung  zurückziehen  können.  Die  Folgen 
einer  nicht  gesundheitlich  bedingten  AmtSimüdigkeit  sollten 
nicht  im.  Gesellschaftsvertrag,  sondern  i.m  Pensionsvertrag 


des  betreffenden  p.h.G' s geregelt 
daher  in  Abs. 2 der  Regelung  von  L, 
nah.me  des  § 15  Abs.5j  2. Abs. von  K. 


werden.  Der  Entv:urf  folgt 
wobei  jedoch  durch  über- 
sichergestel It  ist,  dass 


ein  p.h.G. 


nicht  zur  Unzeit  zurücktreten  kann. 


Abs.^^.  h.at  sein  Gegenstück  in  § l6  Abs. 2 und  5 bei  K und  in 

''i  " 

§ 5g  Abs.  5 bei  L.  Bei  K bedarf,  die  Abberufung,  eines  persön- 

^ v,u  ( u 'k.  ^ Gr V 

lieh  haftenden  Gesellschaf tersY^ines  Gesellschaf terbeschlusses 

I 

mit  SO^iger  Kapital.mehrhe it  una  einer  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschaf tein  Bei  L.  ist  für  die  Abberufung  ein 
einstimm.iger  Beschluss  aller  übrigen  Gesellschafter  -erf orderü.ich 
Angesichts  der  hohen  Anf ordei-ungen,  die  die  Rechtspi’echung  an 


das  Vorliegen  eines  V7ichtigen  Gruiides  stellt, 
Feststellung,  d/LSs  in  der  Person  eines  perscnl 
Gesellschafters  ein  seine  Abberufung  recliufert 


bedeutet  die 
ich  haftenden 
igendei'  vjichtigei 
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2»,  Blatt  der  Aninerk.un[T:en  zu  § 11 


Grund  vorliegt,  im  Ergebnis,  dass  solch  ein  persönlich  haften- 
der Gesellschafter  den  übrigen  Gesellschaftern  nicht  zugemutet 
werden'  kann.  Deswegen  dürften  die  Mehrheiteji,  die  die  Gesell- 
schaftsverti'’äge  von  K und  L für  eine  Aoberufung  aus  wichtigem 
Grund  verlangen,  zu  hoch  bemessen  sein.  Für  ej.ne  Abberufung 
aus  wichtigem  Grund  sollte  eins  einfache  Kapitalmshrheit  und 
eine  einfache  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  Stimmen  ausreichen. 


Etwas  anderes  gilt  für  die  Abberufung  von  persönlich  haften- 
den Gesellschaftern  ohne  Angabe  von  Gründen.  Dieser  Fall  ist 
nur  bei  K geregelt:  Nach  § Ic  Abs. 2 können  die  Gesellschafter 
einen  persönlich  haftenden  Gesellschafter  abberufen  und  seine 
Einlage  in  eine  Kommanditsinla.gs  umv.-andeln,  v/enn  sie  das  mit 
80^^iger  KapitalmiChrheit  sowie  einer  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  nach  Stimmen  beschliessen.  Nach  § l6 
Abs.5j.  2. Abs.  können  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter, 
ebenfalls  mit  einfacher  Stimmen-mehrheit , im  Ergebnis  das  gleich 
bewirken,  indem  sie  einen  ihrer  Kollegen  vor  die  Wahl  stellen, 
entweder  selbst  zu  kündigen  oder  von  ihnen  gekündigt  zu  v/erden. 
Darüber  hinaus  können  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  § 9 Abs. 2 des  Vertrages  K einen  Kollegen  aus  der  Geschäfts 
führung  entfernen  und  seine  Einlage  in  eine  Kc.r.manditeinlage 
umwandeln,  wenn  sie  mit  einfaclcer  St  im.m.ermnehrhe  it  unter  sich 
beschliessen,  dass  der  Kollege  "nicht  mehr  voll  einsa.tzfähig" 
ist . 

Tn  der  Frage  der  Abberufung  eines  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafters durch  gemeinsamen  Beschluss  der  persönlich  ha.ftenden 
Gesellschafter  und  de?”  Ko.mm;andi tisten  folgt  der  Entwui'f  in 
Abs.  5 Regelung  bei  K.  Im  Print ip  v:ird  auch  die  Möglich- 
keit einer  Abberufung  dui-ch  Beschluss  der  übrigen  pei'-sönlich 
haftenden  Gesellschafter  über nomr.en : Solch  eine  Regelung  hat 
den  Vorteil,  dass  sich  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
von  einemi  i.hrer  Kollegen  trennen  köi'xner,  ohne  nass  Meinungs- 
vercchiedcnhei.ten,  die  ira  Z'weiiel  der  Grund  für  die  Trennung 


l'.  Blatt  der  Anme rkun gen  zu  § 11 

sind,  vor  den  Kommanditisten  ausgetragen  werden  müssen  und  ohne 
dass  mit  dem  betroffenen  persönlich  haftenden  CiesellscJiaf ter  die 
unerfreuliche  Diskussion  über  das  Vorliegen  ej.nes  v/ichtigen 
Grundes  geführt  zu  werden  braucht.  Der  Entwurf  übernimmt  sie 
daher  in  Absatz  5,  allerdings  mit  der  Abweichung,  dass  der 
Abberufungsbeschluss  unter  den  übrigen  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  nicht  mit  einfacher  Mehrheit,  sondern  ein- 
stimmig gefasst  werden  muss. 


Die  Bestimmung  des  § 9 Abs.  2 bei  K v;ird  dage^gen  insoweit 
nicht  übernommen,  als  sie  den  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern das  Recht  gibt,  einen  Kollegen  durch  Beschluss  unter  sich 
wegen  mangelnder  Einsatzf .'ihigkeit  abzuberufen.  Hier  handelt  es 
sich  praktisch  um  einen  Sonderfall  einer  Abberufung  durch 
Beschluss  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  der  bereits 
in  der  Regelung  des  § 11  Abs. 3 des  Entwurfs  mit  erfasst  ist. 


Nach  der  Regelung  von  L wechselt  ein  p.h.G.,  der  aus  der 
Geschäftsführung  abberufen  worden  ist,  automatisch  in  die 
Stellung  eines  Kommanditisten  über  (§  3c  Abs. 3).  Bei  K gilt 
das  nur,  we.in  die  Abberufung  aufgrund  eines  Beschlusses  aller 
Gesellschafter  erfolgt  (§'l6  Ziffer  2 und  3).  Ein  p.h.G.,  der 
dagegen  ohne  Angabe  von  Gründen  von  seinen  Kollegen  abberufen 
wird,  muss  nach  § 16  Abs. 5,  2. Abs. des  Vertrages  K,  kündigen, 
d.li.  auch  mit  seiner  Kapitalbeteiligung  aus  der  Gesellschaft 
ausscheiden.  Diese  Regelung  geht  wahrscheinlich  zu  weit.  Wenn 
bei  K ein  p.h.G.  , der  aus  v/ichtigem'  Grund  fristlos  abberufen 
Vierden  kamn,  lediglich  in  die  Stellung  eines  Koinmandit isten 
überwechselt  - diese  Rechtsfolge  ergibt  sich  aus  den  Ziffern 
2 und  3 des  § l6  des  Vertrages  K - dann  sollte  man  einen  Gesell- 
schafter, dem  persönlich  nichts  vorgev/orfen  wird,  nicht  schlech- 
ter behandeln. 


Abs.  A und  5 des  Entw'urfs 
haftender  G e s e 1 ].  s c h a f t e r , 
Abberufung,  die  Stellung 


sehen  daher 
unabhängig 


V02’,  dass  ein  pe^'süniich 
von  den  Gründen  für  seine 


eines  Kommanditisten  erhält. 


Blatt  der  Anmerkungen  zu  § 11 


Abs.  6 ist  neu.  Es  entspricht  der  Billigkeit^  dass  persönlich 
haftende  Gesellschafter,  die  Kommanditisten  gev/orden  sind  und 
daher  ihren  Einfluss  auf  die  Geschäft sl.eitung  verloren  haben, 
von  ihrer  persönlichen  Haftung  für  Gesellschaftsschulden  auch 
schon  vor  dem  Ablaufen  der  fünfjährigen  Verjährungsfrist  inter 
freigestellt  werden.  Eine  andere  Regelung  ist  jedoch  für  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  angebracht,  die  freiv;illig  vor 
Erreichen  des  60 .Lebens jahres  die  Geschäftsführung  niederlegen 
oder  deren  Abberufung  aus  wichtigem  Grund  erfolgt  ist.  Solche 
Gesellschafter  sollen  nicht  automatisch  ihr  eigenes  Haftungs- 
risiko  intern  auf  die  Gesellschaft  und  ihre  Kollegen  verlagern 
können,  sondern  nur  dann,  wenn  die  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  damit  einverstanden  ist. 


Anmerku n p en  zu  § 12 


Abs.l  entspricht  dem  § 10  Abs . 1 bei  K und  dem  § 4a  Abs.l  bei  L. 

Sowohl  bei  K wie  auch  bei  L sind  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  geborene  Mitglieder  des  Verwaltungsrates 
(§  10  Abs. 2 bei  K und  § 4a  Abs. 2a  bei  L) . Bei  K sind  ferner 
die  ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  die  der 
Gesellschaft  mindestens  10  Jahre  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  angoliört  haben  und  der  Gesellschaft  als  Komman- 
ditisten angehören,  geborene  Mitglieder  des  Verwaltungsrates, 
solange  sie  das  70 .Lebens jahr  noch  nicht  vollendet  haben.  Der 
Entvjurf  folgt,  was  die  ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter angeht,  der  Regelung  bei  K,  mit  Ausnahme  der  Alters- 
grenze von  70  Jahren.  (Abs.2a.)- 

Das  Entsendungsrecht  der  Kommanditisten  ist  bet  K an  eine 
absolute  Ka.pitalquote  von  DM  4.000.000,-,  bei  L an  eine  rela- 
tive Kapitalquote  ^.'on  10  ^ gebunden.  Wegen  der  starken  Vei*- 
grösserung  des  Gesellschafterkreises,  mit  entsprechender  Ver- 
ringerung der  relativen  Quoten  der  einzelnen  Gesellschafter, 
die  als  Folge  der  Fusion  eintreten  v^ird,  folgt  der  Entvair-f 
der  Regelung  bei  K (Abs. 2b). 

Das  Recht  der  Gesellschafter,  durch  Mehrheitsbeschluss  vlettere 
Mitglieder  des  Vervraltungsrats  zu  wählen,  besteht  sowohl  bei  K 
als  auch  bei  L (§  10  Abs.  2 bei  K und  § ^!a  Abs.  2c  bei  L)  . Der 
Entvnirf  übernimmt  diese  Regelung  (Abs. 2c). 


Die  Amtsdauer  der  Verv;altungsratsrr! j tglieder  ist  bei  K auf  den 
nächsten  zulässigen  Kündigungstermin  befristet.  Bei  L besteht 
eine  zeitliche  Befristung  nicht,  es  ist  jedoch  eine  Abberufung 
möglich,  die,  je  nacbidern,  ob  das  Ver’wa].tungsrats)r.itgi:i,ed  von 
den  Gesellschaftern  gevdihlt  oder  von  einer  Picmmandit  Istcngruppe 
entsandt  ist,  an  verscb-iedf^uce  Vora.ussetzungen  geknüpft  ist 
(§  -'la  Abs.  2b  und  2c).  Der  Entvrurf  üb^errii.mriit  die  Befristung  im 
Vertrag  K und  ausserdem  die  Möglichkeit  vorzeitiger  AbbeiuAfung 
jm  Vertrag  L (Abs.  3'  Latz  1 sovrle  Abs.  2 b und  c). 
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Fo rtsetzun[^;  der  y\nrnerkunp;en  zu  § 12 


Sovv’obl  bei  K als  auch  bei  L kann  jedes  Verwaltungsratsniitgl  ied, 
mit  Ausnahme  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter^  sein  Amt 
jederzeit  niederlegen  (§  10  Ziffer  5 bei  K;  § 4a  Abs. 3 bei  L) . 
Der  Entwurf  übernimmt  diese  Regelung  in  Abs.3- 

Abs. 4 entspricht  im  wesentlichen  dem  § 10  Abs . 4 bei  K und  dem 
§ 4a  Abs. 4 Satz  1 bei  L.  Das  Recht  eines  Verwaltungsratsmit- 
glieds, die  Einberufung  des  Verwaltungsrates  zu  verlangen,  ist 
aus  dem  Vertrag  L übernommen  worden. 

Abs. 5 entspricht  dem  § 10  Abs. 5 bei  K.  Eine  entsprechende 
Bestimmung,  allerdings  ohne  die  Altersgrenze  von  70  Jahren, 
gibt  es  im  § 4a  Abs. 5 bei  L.  Der  Entwurf  folgt  der  Regelung 
bei  K. 

Abs. 6 entspricht  § 10  Ziffer  6 bei  K.  Da  die  Aufgaben  des  Ver- 
waltungsrates in  einer  Geschäftsordnung  riiedergelegt  werden 
sollen,  sind  die  Bestimmungen  in  § ] 0 Abs. 7 bei  K.  und  § 4a 
, Abs.6  und  7 bei  L nicht  übernommen  worden.  Die  Aufnahme  ent- 
sprechender Regelungen  in  die  Geschaf tsordnung  des  Verwal- 
tungsrates ist  empfehlenswert. 

Abs. 7 ist  neu.  Die  Bestimmung  ist  zur  Klarstellung  notwendig. 

Die  Regelung,  wonach  die  Aufstellung  der  Geschäftsordnung  und 
spätere  Ergänzungen  und  Änderungen  die  Zustimmung  der  Mehrheit 
der  Kommanditistenvertreter  im  Verwaltungsrat  erfordern,  soll 
sicherstellen,  dass  in  der  Geschäftsordnung  auch  die  Interessen 
der  Kommandit j.sten  berücksichtigt  weerden. 

Abs. 8 entspricht  dem  § 10  Abs. 8 bei  K und  dem  § 4a  Abs. 8 bei  L. 

Abs. 9 ist  neu.  Seine  Einführung  beruht  auf  den  Erfahrungen  von 
li  mit  der  Suez -Gruppe. , die  zwa.r  nur  ein  Mitglied  des  Verwaltung, 
rates  von  I,  stellt,  an  den  Verwal tungsratssitzungen  jedoch 
regelmässig  mit  drei  Ileri-en  teilnimmt. 


Anirierkunp.en  zu  § 1^5 


Diese  Bestimmung  entspricht  wörtlich  dem  § 11  des  Gesell- 
schaftsvertrages K. 


f 


Anmerkungen  zu  § l4 


Abs.  1 deckt  sich  wörtlich  mit  § 4 Abs.l  bei  L;  eine  ent- 
sprechende Regelung  findet  sich  in  § l4  Abs.l  bei  K. 


Abs. 2 betreffend  die  Form  der  Gesellschafterbeschlüsse  deckt 
sich  mit  der  Regelung  des  § 4 Abs. 2 bei  L. 


Abs. 5 deckt  sich  mit  § 4 Abs. 7 bei  L.  Bei  K (§  l4  Abs.l) 
vn.rd  mit  einfacher  Kapitalmehrheit  abgestimmt.  Da  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  von  K,  L & Co.  nur  eine 
verhältnismässig  kleine  Kapitalbeteiligung  haben  und  zudem 
die  Rechte  der  Kommanditisten  in  dem  neuen  Gesellschaf ts - 
vertrag:  von  K,  L & Co.  erweitert  worden  sind  (z.B.  bei  der 
Feststellung  des  Jahresabschlusses  nach  § .16)  würde  eine 
Regelung,  die  es  den  Kommanditisten  gestatten  würde,  die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter,  z.B.  bei  dei'  Feststel- 
lung des  Jahresabschlusses  zu  majori  sieren,  in  der  Praxis 
zu  Schwierigkeiten  führen.  Desv^egen  ist  die  Regelung  von  L 
übernommen  vjorden,  nach  der  für  Gesellschafterbeschlüsse 
sowohl  eine  Kapitalmehrheit  als  auch  eine  Mehrheit  der  aktiven 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen  verlangt  wird. 


Abs.  4 regelt  die  Bereclinung  von  Kanitalmebrhe  l.ten  nach  dem 
Vorbild  des  Gesellschaf tsvertrages  K (§  l4  Ziffer  . Die 
Zulässigkeit  einer  uneinheitlichen  Stirnrnabgebe  bei  Gesell- 
schaftern, deren  Kapitalanteil  wirtschaftlich  mehreren  Perso- 
nen zusteht,  ist  bei  L mangels  praktischer  Bedeutung  über- 
haupt nicht,  bei  K nur  in  Ziffer  D der  Vereinbarung  mit  der 
Karoli  Wirtschaftsprüfungs-GmbH  geregelt  v/orden.  Da  die  Frage 
einer  uneinheitlichen  Stimmabgabe  niclit  nur  füi'  den  Treuhänder 
Karoli,  sondern  auch  für  andei’e  Gesellschafter  Bedeutung  erlan- 
gen kann,  nicht  zuletzt  Vvegen  der  in  § Abs  ..1^  vorgesehenen 
Zusammenfassung  von  Z'werganteii  len , empfiehlt  sich  eine  Rege- 
lung irn  Gesellschaf  ts  vertrag  selbst. 


_ P _ 


Abs. 5 entspricht  dem  § l4  Abs . 4 bei  K. 


Forts.  - Anmerkungen  zu  § 14 


Abs. 6 deckt  sich  mit  § l4  Abs . 5 bei  K und  § 4 Abs. 8 bei  L. 

Abs. 7 entspricht  der  Regelung  in  § l4  Abs.  5 Satz  ^5  und  4 
bei  K und  § 4 Abs. 8 Satz  3 und  4 bei  L. 

Die  Bestimmung  des  § 4 Abs.  9 bei  L,  v/onach  die  Simeon  ïlirsoh- 
land  Inc.  im  Ergebnis  ein  Vetorecht  gegen  alle  Beschlüsse  hai; 
die  nach  dem  Gesellschaftsvertrag  miit  qualifizierter  Kapital - 
miehrheit  gefasst  werden  müssen,  ist  nicht  übernommen  w’orden, 
da  die  Kapitalquote  der  Gruppe  Hirsch! and  in  de;n  neuen  Gesell 
schaftsvertrag  nicht  gross  genug  ist,  um  solch  ein  Yetoreclit 
zu  rechtfertigen. 


Anmerivungen  zu  § 13 


Abs.l  entspricht  dem  § bei  K.  Die  Regelung,  Gesellschaf- 
terversamrnlungen  in  jährlichem  Turnus  stattfinden  zu  lassen, 
entspricht  auch  der  Praxis  bei  L. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 4 Abs. 5 bei  L. 

Abs.. 3 entspricht  dem  § 4 Abs. 4 bet  L. 


Abs, 4,  wonach  die  Gesellschaf terversammilung  in  der  Regel 
von  dem  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates  zu  leiten  ist,  ent- 
spricht der  Praxis  bei  K und  bei  L. 

Abs.  5 entspricht  der  Praxis  bei  L.  Eine  derarti.ge  Regelung 
dürfte  gerade  wegen  des  durch  die  Fusion  stark  gev7achssnen 
Gesellschafterkreises  im  Interesse  aller  Beteiligten  liegen. 

Abs, 6,  betreffend  die  Vertretung  von  Gesellschaftern  in 
Gesellschafterversammlungen,  hat  sein  Gegenstück  in  § 4 Abs.f^ 
bei  L.  Bei  K gibt  es  e:ine  derartige  Regelung  nicht.  Nach  der 
dort  herrschenden  Praxis  können  sich  Gesellschafter  nur  durch 
andere  Gesellschafter  vertreten  lassen.  P'ür  die  Praxis  bei  K 
spricht,  dass  die  Gesellschaf terversammlung  ""an  Bedeutung, 
Niveau  und  auch  an  Atmosphäre  verlieren  können,  \venn  die 
Gesellschafter  nicht  selbst  hingehen,,  sondern  sich  durch 
Rechtsanwälte  oder  Mitarbeiter  vertreten  lassen.  Die  Regelung 
von  L,  wonach  Gesellschaf tei-  sich  auch  durch  einen  zur  Berufs- 
verschv/iegenheit  verpf licht-'=‘ten  Bevollmächtigten  oder  einen 
leiten/ien  Angestellten  vertreten  lassen  kann,  ist  daher  nicht 
übernommen  worden.  Da  es  anderersei.ts  oft  sachdienlich  ist, 
wenn  ein  Gesellscdiaf ter  in  der  Gesellschaf terver-sammlung  auf 
die  Sachkenntnis  eines  Dritten  zurückgreifen  kann,  sieht  Abs. 7’ 
vor,  dass  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  auch  Perso- 
nen, die  nicht  Gesellschafter  sind,  als  Gäste  zulassen  können. 
Praktische  Bedeutung  hat  die  Zulassung  von  Gästen  im  Gesell - 
schaf terlrreis  von  L insbesondere  für  die  Suez -Gruppe,  die  a’-if 
Gesell  sciiafterversammlurigen  ln  aller  Regel  mit  mehreren  Pers-.i 
vertreten  ist. 


Blatt  2 der  Anmerkungen  zu  §15 


Das  Recht  von  Treugeberkomrnanditisten,  selbst  in  der  Gesell 
schaf terversammlung,  als  Vertreter  ihres  Treuhänders.,  zu 
erscheinen,  ist  bet  L von  praktischer  Bedeutung  (Dr.Karoli) 

Abs. 8,  betreffend  die  Einberufung  ausserordentlicher  Gesell 
schaf terversammlungen  ist  neu.  Die  Einführung  einer  solchen 
Bestimmung  ist  sachdienlich. 


Anmerkungen  zu  § 16 


Abs.l  entspricht  § 12  Abs.l  bei  K und  § 5 Abs.l  bei  L. 

Die  Absätze  2 und  3 entsprechen  der  Regelung  des  § 12  Abs. 2 
und  Abs. 6 bei  K und  § 5 Abs. 3 bei  L.  Die  Bestimmung,  dass 
kein  Gesellschafter  mit  dem  Wirtschaftsprüfer  in  irgend  einer 
Weise  verbunden  sein  darf,  befindet  sich  nur  im  Gesellschaf ts - 
vertrag  ]..  Ihre  Aufnahme  in  den  Gesellschaf tsvertrag  von  K, 

L & Co.  dürfte  sachdienlich  sein. 

Abs. 4 hat  sein  Gegenstück  in  § 5 Abs. 5 bei  L.  Während  bei  L 
die  Kommanditisten  über  die  Feststellung  des  Jahresabschlusses 
mit  abstimmen,  wird  der  Jahresabschluss  bei  K von  den  persön- 
lich haftenden  Gesellschaftern  allein  festgestellt  (§  12  Abs. 2) 

K hat  sich  bereits  damit  einverstanden  erklärt,  dass  die 
Regelung  von  L übernommen  und  der  Jahresabschluss  von  der 
Gesellschafterversammlung  festgestellt  v/erden  soll.  Eine 
solche  Regelung  dürfte  angesichts  des  Umstandes,  dass  die 
persönlich  Inftenden  Gesellschafter  der  neuen  G esell scliaf f 
K,  L & Co.  weniger  als  20  ^ des  Gesellschaftskapitals  halten, 
auch  sacridienlich  sein.  Um  jedoch  zu  verhindern,  dass  eine 
starke  Minderheit  von  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
bei  der  Verabschiedung  des  Jahresabschlusses  überstimmt  wird, 
sieht  der  Entwurf  vor,  dass  die  persönlich  haftenden  Gesell-' 
schafter  dem  Jahresabschluss  mit  Dreiviertelmehrheit  zustimmen 
müssen.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  oder  zwischen  den  persönlich  haften- 
den Gesellschaftern  und  den  Kommanditisten  ist  die  Einschal- 
tung eines  Schiedsgutachters  vorgesehen. 

Abs. 5 entspricht  dem  § 12  Ziffer  5 bei  K und  dem  § 5 Abs. 4 
bei  L. 


Anmerkungen  zu  § 17 


Abs.l  und  2 entei  rechen  im  v;esentlichen  der  Regelung  bei  L 
(§  6 Abs.l  und  2),  die  K iin  Prinzip  akzeptiert  hat.  Ledig- 
lich in  zwei  Punkterlweicht  die  in  dem  Entwurf  vorgesehene 
Gewinnverteilung  von  der  derzeitigen  Regelung  bei  L ab: 

Die  Zuführung  zu  den  offenen  Rücklagen  zu  Lasten  des 
Jahresgewinnes  können  die  Gesellschafter  nicht  mehr  mit 
einfacher  Mehrlieit  beschliessen,  sondern  nur,  wie  bei  K, 
mit  satzungsändernder  Mehrheit; 


Eine  Teilnahme  des  Teils  der  Rücklagen  an  der  Kapital - 
Verzinsung,  der  25  % des  Nennkapitals  übersteigt,  ist 
nicht  mehr  vorgesehen. 


Diese  beiden  Abv;eichungen  von  der  Regel  bei  L ergänzen,  einande 
Da  in  Zukunft  die  Gesellschaf terrriehrheit,  die  eine  Erhöhung  de 
Rücklagen  zu  Lasten  des  laufenden  Gevrinnes  beschliessen  kann. 


sehr  viel  höher  sein  muss  als  bisher,  ist  es  andererseits  ver- 
tretbar, die  bisher  bei  L praktizierte  teilweise  Verzinsung 


der  Rücklagen  aufzuheben. 


Abs. 5 ist  eine  Addition  der  Regelung  in  § 12  Abs.2e  bei 
des  § 6 Abs.lb  Satz  2 bet  L. 


K und 


Abs. 4 entspricht  dem  § 12  Abs.Jf  bei  K. 

Abs.  5 und  Abs.  6 entspr-echen  dem  § 12  Abs.  4 bei  K. 


Abs. 7 ha.t  in  den  Gesellschaftsvertragen 
stück.  Die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  is 
der  Rechtssicherheit  dient. 


von  IC  und  L kein  Gegen 
t sachdienlicli,  da  sie 


Anmerkungen  zu  § l8 


Abs.  1 entspricht  dem  § 7 Abs.l  bei  L und,  mangels  abweichender 
Regelung  im  Gesellschaftsvertrag,  als  gesetzlicher  Regelung 
auch  dem  Rechtszustand  bei  K. 

Abs. 2 entspricht,  was  die  Kündigungsfrist  und  die  Zeitpunkte, 

zu  denen  gekündigt  werden  kann  (Kündigung  mit  einjähriger  Frist 

jeweils  zum  Schluss  des  5. Geschäfts jahres ) der  Regelung  bei  K 

(§  5 Abs.l).  Bei  L kann  mit  zweijähriger  Kündigungsfrist  jeweils 

zum  Ende  eines  jeden  zweiten  Geschäftsjahres  gekündigt  werden. 

Der  Entwurf  übernimmt  die  Regelung  bei  K.  Die  Formalien  einer 

Kündigung  sind  dagegen  weitgehend  dem  Gesellschaftsvertrag  L 

(^7  Abs. 2)  entnommen.  Satz  2 wurde  aus  praktischen  Erwägungen 
neu  eingeführt. 

Abs. 5 entspricht  der  Regelung  von  § 15  Abs. 2 bei  K.  und  § 7 
Abs. 2 letzter  Satz  bei  L. 

Abs. 4 entspricht  dem  § 15  Abs. 3 bei  K.  Bei  L fehlt  eine  ent- 
sprechende Regelung.  Die  Übernalime  der  Regelung  von  K ist 
sachdienlich.  Abs. 5 entspricht  dem  § 15  Abs. 4 bei  K.  Bei  L 
ist  eine  Teilkündigung  nur  für  Kapitalanteile  von  DM  500.000,- 
oder  einem  Mehrfachen  dieses  Betrages  möglich  (§  7 Abs. 3). 

Die  Regelung  L ist  nicht  übernommen  v7orden,  da  sie  das  Frei- 
werden von  Kapitalanteilen  erschwert  und  damit  die  Möglich- 
keiten interessierter  Gesellschafter,  insbesondere  persönlich 
haftender  Gesellschafter,  ihre  Kapitalquote  zu  erhöhen,  vermindert 

Abs. 6 entspricht  dem  § 15  Abs. 5 bei  K.  Eine  vergleichbare 
Regelung  befindet  sich  bei  L im  § 7 Abs. 5 Satz  1. 


Anmerkungen  zu  § 19 


Die  Bestimmungen  des  § 19  haben  ihr  Gegenstück  in  § 16  des 
Gesellschaftsvertrages  von  K und  in  § 7 Abs . 4 des  Gesell- 
schaftsvertrages vom  L.  Bei  K kann  einem  Kommanditisten 
durch  Beschluss  der  übrigen  Gesellschafter  mit  einer  Kapi- 
talmehrheit von  80  % gekündigt  v;erden,  einem  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  mit  der  gleichen  Kapitalmehrheit 
und  der  Mehrheit  der  allen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern zustehenden  Stiminen,  unabliängig  davon  , ob  ein  v^ichti- 
ger  Grund  vorliegt  oder  nicht  (§  I6  Abs.l).  Bei  L ist  solch 
ein  Ausschluss  nur  aus  wichtigem  Grund  möglich  und  auch  nur 
dann,  wenn  alle  anderen  Gesellschafter  dem  Ausschluss  zustimmen. 


Da  die  Rechtsprechung  an  das  Vorliegen  eines  den  Ausschluss 
von  Gesellschaftern  aus  einer  Personalgesellschaft  recht- 
fertigenden "v/ichtigen  Grundes"  sehr  hohe  Anforderungen  stellt, 
ist  die  Regelung  bei  L nicht  ausreichend,  um  die  Gesellsediaf- 
ter  vor  "lästigen"  Mitgesellschaf tern  zu  schützen.  Der  Ent- 
wurf übernimmt  daher  im  Prinzip  die  Regelung  von  K,  stellt 
jedoch  an  die  Mitwirkung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
höhere  Anforderungen,  als 'es  bei  K (§  I6  Abs. 5)  der  Fall  ist. 
Anders  als  bei  K müssen  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nicht  nur  bei  dem  Ausschluss  eines  p.h.G.,  sondern  auch  bei  dem 
Ausschluss  eines  Kommanditisten  mehrheitlich  zustimmen,  und  zwar 
nicht  mit  einfacher  Mehrheit,  sondern  mit  5/4  Mehrheit  der 
ihnen  bei  Abstimmungen  untereinander  zustehenden  Stimmen  (vgl. 

§ 19  Abs.l  des  Entwurfes). 


Abs. 2 regelt  den  Sonderfall,  dass  ein  Gesellschafter  einen 
Gesellschafterbeschluss  zu  hintertreiben  versucht.  Dieses 
Kündigungsrecht  ist  dem  §J6  Abs.  4 des  V :r'trages  nachge- 
bildet. Die  Erfordernisse  an  die  Mitvrlrlr.ung  der  persönlicii 
haftenden  Gesellschafter  sind  jedoch,  vrie  im  Abs.l,  erhöht 
worden.  Der  letzte  Satz  des  Abs.  2 ist  im  Vertrag  K nic}:t  ent- 
halten. Er  ist  jedoch:  zum  Schutz  der  Gesellschafter  notv.-end ig, 
da  iiinen  sonst  der  Eugang  zum  Schiedsgericht  gerade  in  den 
Fällen  verwehrt  vjürde,  in  deinen  sie  diese  Instanz  a!n  notvazU'- 
digsten  brauchen. 


— ? — 


g. Blatt  der  Annierkun/yen  zu  § 19 


Abs. 3 betreffend  däe  Form  der  Kündigung  entspricht  den  Rege- 
lungen in  § 16  Ziffern  1 und  2 in  Verbindung  mit  § 15  Abs.l 
bei  K und  dem  § 7 Abs. 4 letzter  Satz  bei  L. 

Abs. 4 betreffend  die  Fristen  für  den  Ausschluss  eines  Gesell- 
schafters und  den  Zeitpunkt  seines  Ausscheidens  richtet  sich 
nach  der  Regelung  bei  K (§  16  Abs. 2 und  Abs. 9). 

Abs. 5 entspricht  im  Ergebnis  dem  § I8  Abs. 5 bei  K. 


Anmerkungen  zu  §20 


Diese  Bestimmung  entspricht  wörtlich  dem  § 17  hei  K.  Eine 
sachlich  ähnliche  Regelung  befindet  sich  in  § 7 Abs. 5 des 
Gesellschaftsvertrages  L.  Der  Entwurf  übernimmt  die  tl'^sfllhr- 
lichere  Regelung  von  K. 


Anmei"kunp,e n zu  § 2 1 


Diese  Bestimmung  entspricht  v/örtlich  dem  § i8  bei  K mit  Aus- 
nahme des  Abs.5^  der  in  etwas  veränderter  Form  Jn  ^ Abs.^ 

■"  ■<  c;«'  S.!-' 

des  Entwurfs  Eingang  gefunden  hat.  Der  Problemkreis  "Tod  eines 
Gesellschafters"  ist  bei  L in  § 9 geregelt.  Sachlich  bedeut- 
same Unterschiede  zv/ischen  den  Regelungen  bei  K und  L gibt  es 
nur  in  zwei  Punkten: 

Der  für  dj.e  Erben  eines  verstorbenen  Gesellschafters 
notwendige  gemeinsame  Vertreter  kann  bei  K für  die  von 
ihm  Vertretenen  in  verschiedenem  Sinn  stimmen  (§  l8 
Abs. 4),  bei  L dagegsn  nur  einheitlich  (§  9 Abs. 2). 


Jeder  Rechtsnachfolger  eines  verstorbenen  Gesellschaf- 
ter’s  mann  bei  L imerlialb  von  6 Monaten  nach  dem  Ein- 
treten  des  Erbfalls  seine  Beteiligung  kündigen  mit  der 
Folge,  dass  erg  wenn  die  Kündigung  vor  dem  '^Y.Vï.ï.vz  bei 
der  Gesellschaft  eingeht,  zum  Schluss  des  laufenden 
Geschäftsjahres,  sonst  zum  ScIjIuss  des  nächstfolgenden 
Geschäftsjahres,  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden. 
Solch  ein  .ausserordentliches  Pv'ündigungsrecht  bestellt 
bei  K nicht. 


Der  Regelung  bei  K ist  in  beiden  Fällen  der  Vorzug  zu  geben; 
V/enn  schon  Erben  eines  Gesellschafters  durch  den  Gesellschafts 
vertrag  gezx-7ungen  sind,  ihre  Rechte  durch  einen  gemeinsamen 
Vertreter  auszuüben,  dann  sollte  ihnen  -wenigstens  die  Möglich- 
keit gegeben  weerden,  bei  Meinungsverschiedenheiten  unterein- 
ander diese  Meinungsverschiedenheiten  auch  durch  entsprechende 
Stimmabgabe  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Vas  das  ausserordentliche 
K ünd i gung s r 6 c h t 
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Zeichen  dafür,  dass  die  vwirtscl'iaftliche  Lage  der  Gesel la::] laft 
problem-! tiscli  ist,  und  dann  könnte  ein  ausser’ordentliches  Künd: 
gungsrecht  mit  anschlj essender  Abfindung  des  Erben  aus  Gesell - 
schaftsmitteln  die  Gesellschaft  hart  treffen. 


Anmerkunj^en  zu  §■  22 


Abs.l  und  2 entsprechen  der  Regelung  des  § I9  pei  K. 


Abs. 9 hat  sein  Gegenstück  in  § 10  Abs. 2 bei  L.  Die  Regelung 
von  L,  nach  der  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  mit 
der  jeweils  kleinsten  Quote  das  Vorrecht  auf  den  Erwerb 
frei  v;erdender  Kapitalanteile  haben,  ist  im  Interesse  einer 
grösseren  Flexibilität  ni.cht  übernommen  worden.  Vielmehr 
sollen  die  Gesellschafter  durch  Mehrheitsbeschluss  frei 
darüber  bestimmen  können,  wer  unter  mehreren  Be'werbern  einen 
frei  v/erdenden  Anteil  erhalten  soll. 


Abweichend  von  der  Regelung  bei  L muss  der  Frwerber  eines 
Anteils  den  Kaufpreis  sofort,  d.h.  Zug  um  Zug  gegen  die 
Übertragung  des  Anteils,  bezahlen  und  nicht,  wie  bei  L,  in 
vier  Jahresraten.  Die  Regelung  des  Entwurfes  entspricht  der 
Billigkeit,  da  eine  derart  lange  Kreditierung  des  Kaufprei- 
ses einem  a cssche.'^.denden  Gesellschafter  nicht  zugemutet 
w’erden  kann.  Die  Regelung  bei  L ist  auch  noch  niemals  prak- 


Anm  e 1'  k u np;enz  u §2^ 


Die  Aufnahme  neuer  Konimandit ieten  bedarf  bei  K einer  Kapital - 
mehrheit  von  drei  Vierteln  sov/ie  der  einiachen  &t iiniricjnmehrheit 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen,  bei  L 
einer  Vierf Linftelkapitalmehrhei t und  ebenfalls  einer  Stimmen- 
mehrheit der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen. 

Für  die  Aufnahme  eines  neuen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ters sind  bei  K die  gleichen  Mehrheitsverhältnisse  erforder- 
lich wie  bei  der  Aufnahme  eines  Kommanditisten,  hei  L wird 
neben  der  Vierf Unftelkapitalmehrheit  auch  die  Zustimrriung  aller 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  verlangt.  Der  Entwurf  vei‘- 
folgt  in  Abs.l  eine  "mittlere  Linie",  indem  er  für  die  Aufnahme 
von  Gesellschaftern  ganz  allgemein,  unabhängig  davon,  ob  sie 
Komi.manditisten  oder  Koiriplernentäre  sind,  eine  Dreiviertelmehr- 
heit sowohl  nach  dem  Kapital  als  auch  nach  Köpfen  bei  den  pex 
sönlich  haftenden  Gesellschaftern  verlangt.  Der  bei  L für  die 
Aufnahme  eines  neuen  persönlich  haftenden  Gesellscha.f ters  ge- 
forderte einstimmige  Beschluss  der  amtierenden  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  ist  angesichts  der  grossen  Zahl  von  per- 
sönlich haftenden  Gesellsciiaftern,  die  K,  L & Co.  nacii  erfolg- 
ter Fusion  haben  wird,  nicht  mehr  praktizierbar. 

Die  Übertragung  von  Kapitalanteilen  zwischen  Gesellschaftern 
wird  bei  K als  Iniderung  des  Gesellschaftsvertrages  behandelt 
und  bedarf  dementsp)rechend  der  Zustinrniung  der  Gesellschafter 
mit  satzungsändernder  Mehrheit.  Für  die  Übertragung  von  Bezugs - 
rechten  eines  Gesellschafters,  der  sich  an  einer  Kapitalerhöhung 
nicht  beteiligen  will,  reicht  für  der:  Genelmigungsbeschluss  die 
eirifa.che  Mehrheit  aus  (§  4 Abs . 2 Satz  2).  Bei  L k^-nnon  da.gegs^’^i 
die  Gesellschafter  iiire  Kapitalanteile  innerhalb  gewisser  Gren- 
zen frei  untereinander  abtreten  (§  8 Abs.  4). 


u cii. 


S Li 


iie  Gesollschaf L-armehrhoit  ein  legitimes 


Es  ist  zuzugsben, 

Interesse  daran  hat,  nicht  nur  den  Gesells.chaf terkreis , sondern 
auch  die  Verteilung  der  Kapitalcuoten  innerhalb  des  Gesellschaf- 
terkreises  einer  ge\vissen  Kontrolle  zu  unrerziehen,  z.B.  worin 


c:. 


2.  Blatt  der  Aninerkungen  zu  § 2j 

es  darum  geht,  neu  eintretenden  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern eine  Kapitalquote  zu  verschaffen  oder  die  Kapital- 
quote anderer  persönlich  haftender  Gesellschafter  zu  vergrössern, 
Andererseits  geht  es  zu  v/eit,  vjenn  man,  wie  bei  K,  einer 
Gesellschafterminderheit  ein  Vetorecht  gegen  solche  Übertragun- 
gen einräumt.  Ein  ablehnender  Gesellschafterbeschluss,  der  dem 
verkaufswilligen  Gesellschafter  keine  andere  Möglichkeit  eröff- 
net, seine  Anteile  zu  verwerten,  zv;ingt  diesen  im  Ergebnis  dazu, 
seine  Beteiligung  zu  kündigen  und  sich  zu  Lasten  des  Gesell- 
schaftsvermögens auszahlen  zu  lassen.  Solch  eine  Regelung  kann 
nicht  im  Interesse  der  G Seilschaft  sein.  Der  Entv/ui“f  über- 
nimmt daher  in  Absatz  2 die  bereits  für  den  Verkauf  von  Bezugs - 
rechten  geltende  Regelung  von  K,  vjonach  Zustimmung  oder  Ableh- 
nung durch  einfachen  Mehrheitsbeschluss  der  Gesellschafter  aus- 
gesprochen  werden.  Der  verkaufswillige  Gesellschafter  und  sein 
Partner  können  bei  der  Beschlussfassung  mitstirnmen  (§  l4  Abs. 6). 
In  Anlehnung  an  die  Regelung  von  L muss  ein  ablehnender  Beschluß 
dem  verkaufswilligen  Gesellschafter  die  Möglichkeit  einräumen, 
seinen  Anteil  bzw.  den  Teil  seines  Anteils,  den  er  verkaufen 
oder  belasten  wollte,  zum  Substanzwert  zu  verwerten. 


Abs. 4 entspricht  dem  § l4  Abs . 8 bei  K. 

Abs. 3 ist  neu.  Seine  Regelung  entspricht  der  Billigkeit. 

Abs. 5 ist  neu.  Er  soll  verhindern,  dass  bei  der  Aufnahme 
eines  neuen  Gesellschafters  die  Anteile  der  übrigen  Gesell- 
schafter verwässert  veerden. 


Anmerkungen  zu  § 24 


Abs.  1 bedarf  keiner  Erläuterungen. 

Abs.  2 entspricht  dem  § 20  Abs . 1 bet  K und  dem  § 10  Abs.l 
bei  L.  Der  letzte  Satz  des  Absatzes  2,  der  sich  mit  den 
Ruhegehältern  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  befasst, 
fehlt  bei  L,  da  bet  L die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
zur  Zeit  keine  Pens ionsanspr liehe  haben.  V/egen  des  für  alle 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  K,  L & Co.  vorgese- 
henen Abschlusses  von  Pensionsverträgen  folgt  der  Entv^urf 
der  Regelung  bei  K. 


Abs.  3 entspricht  dem  § 10  Abs. 5 bei  L.  Bei  K gibt  es  keine 
entsprechende  Bestimmung.  Bei  Streitigkeiten  über  die  Bewer- 
tung müsste  bei  K also  das  Schiedsgericht  angerufen  werden, 
das  dann  seiinersetts  wahrscheinlich  einen  Sachverständigen  ■ 

J 

bestellen  wurde.  Die  Parteien  voiidern  Schiedsgericht  wurden 
u.U.  die  Hinzuziehung  weiterer  S chverständiger  verlangen. 

Im  Ergebnis  ivürden  Bevjertungsstre ttigkeiten  daher  auch  trn 
Vertrag  K aurch  einen  oder  mehrere  Wirtschaftsprüfer  en t schic ■ 
den  werden.  Aus  Gründen  der  Zeit-  und  Kostenersparnis  wird 
deswegen  enipfohlen,  für  Bewertungsstreitigkeiten  nicht  die 
Zuständigkeit  des  Schiedsgericiits  zu  begrü.nden,  sondern  zviei 
V/irtschaftsprüfer  als  Schiedsgutachter  entscheiden  zu  lassen. 


Das  Auseinandersetzungsguthaben  eines  ausscheidenden  Gesell- 
schafters wil’d  bei  K mit  6 ^ verzinst  (§  20  Abs.  2),  bei  L 
mit  2 über  dem  Diskontsatz  (§  10  Abs.p).  Der  Entw’urf  folgt 
in  Abs.-'-i  der  Regelung  von  K. 

Das  Auseinandersetzungsguthaben  ist  bei  K in  8 gleichen 
Vierteljahresraten  zu  zahlen  (§  20  Abs.h)^  bei  L in  vier 
Jahresraten  (§  10  Abs.3)'  Abs. 5 übernimmt  den  Tilgungsmodus 
von  K.  Da  das  Ge-sel  Ischaf  tsvern.ögen  durch  die  Fusion  erheblich 
vergrössert  'wird,  dürfte  der  Gesellschaft  in  Zukunft  auch  die 
Auforingung  der  Tilgungsraten  für  ausscheidendc . Gesellschaf ter 
leichter  fallen  als  bisher.  Desv;ogen  ist  es  vertretbar,  deni 


2 - 


For  t set  zun  f»:  der  Anmerkungen  zu  § 24 


Interesse  der  ausscheidenden  Gesellschafter  an  einer  möglichst 
schnellen  Auszahlung  ihres  Auseinandersetzungsguthabens  stärker 
Rechnung  zu  tragen,  als  es  bisher  bei  L der  Fall  gev/esen  ist. 
Damit  entfällt  auch  das  Bedürfnis  für  die  in  § 10  Abs. 3 letzter 
Satz  bestehende  Möglichkeit  eines  ausgeschiedenen  Gesellschaf- 
ters, zinslose  Vorschüsse  bis  zur  Höhe  der  Hälfte  des  nächsten 
fälligen  Teilbetrages  zu  entneh_men.  Der  Entwurf  hat  daher  diese 


Regelung  von  L n 

icht 

übernommen. 

Abs . 6 

entspricht 

dem 

§ 

20 

Abs . 4 

bei 

K. 

Abs.  7 

entspricht 

dem 

§ 

20 

Abs . 5 

bei 

K. 

Abs . 8 

entspricht 

dem 

§ 

20 

Abs . 6 

bei 

K. 

Anm.erkung;en  zu  § 23 


Diese  Bestimmung  entspricht  dem  § 11  bei  L.  Im  Gesellschafts 
vertrag  K ist  die  Abwicklung  der  Gesellschaft  nach  ihrer  Auf 
lösung  nicht  geregelt.  Die  Aufnalime  solch  einer  Regelung  in 
den  neuen  Gesellschaf tsvertrag  erscheint  empfehlenswert. 


A niTi e r k u n p; en  zu  § 26 


Änderungen  des  Gesellschaftsvertrages  verlangen  bei  K eine 
Kap i t alniehrhe i t von  drei  '/lerteln^  ber  Xj  eine  solche  von 
viel  Fünfteln,  und  oei  beiden  Gesellscliaf ten  dazu  noch  eine 
Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen. 
Der  Entv/urf  sieht  als  Kompromisslösung  eine  Dreiviertelmehrlie 
soviohl  für  die  Abstimmung  nach  Kapitalanteilen  als  auch  für 
die  Abstimimung  innerhalb  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf 
ter  vor  (Abs.l). 

Abs. 2 ist  neu.  Er  stellt  klar,  dass  gsv/isse  Verträge,  die 
die  Struktur  der  Gesell.scXiaf t und  den  Kert  der  Kapitalan- 
teile einschneidend  verändern  Ivönnen,  als  Satzungsänderungen 
gelten . 


Abs , p ist  neu.  Er  spricht  den  an  und  für  sich  selbstverständ- 
lichen Grundsatz  aus,  dass  kein  Gesellschafter  gegen  seinen 
willen  zu  zusätzlichen  Leistungen  verpflichtet  werden  kann. 


Anmerkungen  zu  § 2'[ 


Abs.l  entspricht  dem  § Abs . 2 bei  L.  Eine  vergleichbare 
Regelung  befindet  sich  in  § 21  Abs.l  bei  K. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 22  bei  K.  Bei  L besteht  eine  Schieds- 
Vereinbarung  nicht.  Die  Aufnahme  solch  einer  Vereinbarung 
ersclieint  jedoch  aus  praktischen  Gründen  empfehlenswert  und 
wurde  in  der  Unterredung  vom  20. Januar  1971  auch  allgemein 
akzexjtie?:’t . 


Vorbemerkung 


Der  Vertragsentwurf  ist  als  Diskussionsgrundlage  für  die 
weiteren  Pusionsvei'handlungen  zwischen  K und  L gedacht. 

Er  soll  Icein  neues  Vertragswerk  bringen,  sondern  die  Rege- 
lungen in  den  Gesellschaftsverträgen  von  K und  L,  die  sich 
in  der  Praxis  bewährt  haben,  nach  Möglichkeit  übernehmen 
und  bei  offensichtlichen  Konflikten  eine  faire  Kompromiss- 
lösung anstreben. 

Bewusst  ausgeklammert  V'/urden  die  Komplexe 

besondere  Stellung  der  Gruppe  H bei  Lj 
L 8c  Co. Grunds tücksgesellschaftj 

die  Vorrechte  ehemaliger  persönlich  haftender  Gesell- 

D 

schaf ter  von  K bei  der  Gev^: nnverteilung . 


Alle  diese  Problemkreise  bedürfen  noch  einer  besonderen 
Prüfung.  Ihre  Regelung  in  dem.  Vertragsentwurf  vjäre  daher 
zur  Zeit  noch  verfrüht  gev7esen. 


Anmerkung  zu  § 1 


Nach  Möglichkeit  sollte  die  Gesellschaft  ihren  Sitz, 
sowohl  in  Düsseldorf  als  auch  in  Essen  haben.  Die  recht- 
lichen Schwierigkeiten,  die  der  Begründung  eines  Doppel - 
Sitzes  bei  Personengesellschaften  entgegenstehen,  sind 
bekannt.  Die  Begründung  eines  Doppelsitzes  sollte  zunächst 
Jedoch  einmal  versuclit  werden.  Sollte  der  Versuch  schei- 
tern, dann  müsste  der  Gesellschaftsvertrag  vorsehen,  dass 
die  Gesellschaft  ihren  Sitz  in  Düsseldorf,  ihre  Geschäfts - 
leitung  Jedoch  in  Düsseldorf  und  Essen  hat. 


Anmerkung  zu  § 2 


Dj.ese  Bestimmung  entspricht  den  §§  2 Abs.l  und  2 von  K und 
1 Abs.l  S.2  und  von  L.  Die  Bestimimung  des  § 1 Abs . 2 von 
L,  wonach  die  langfristige  Beleihung  von  Grundstücken.,  die 
Gewährung  von  langfristigen  Baugeldern  sov/ie  die  Garantie- 
rung von  Hypotheken  nicht  zum  Gesellschaf tszv/eck  gehören, 
ist  gestrichen  worden.  Ein  besonderer  Hlnv;eis  auf  den  Chrakter 
der  Bank  als  Privatbank  erscheint  angesichts  der  dui'ch  die 
Fusion  bedingten  Ausweitung  des ' Geschäftsvolumens  als  wün- 
schensv/ert . 


Anmerkunp;  zu  § 


Anmerkung  zu  § 4 


Diese  Bestimmung  spricht  für  sich  selbst  und  bedarf 
keiner  Erläuterungen. 


ArnTierkunr:;  zu  § 5 


Abs.l  entsprichc  deiTi  § 2b  Abs.l  bei  L.  Das  bei  L im  Zusainmen- 
hang  mit  der  B Co.  GrundstUcksgesell schaf t geschaffene 
Kapitalkonto  III  gibt  es  in  der  neuen  Gesellschaft  nicht  mehr. 
Dieses  Konto  sollte  bei  der  geplanten  Neuregelung  der  Kapital - 
Verhältnisse  in  den  Kapitalkonten  I und  II  auf gehen. 


Abs. 2 entspricht  dem  § 2b  Abs. 2 bei 


ij  . 


Abs. 3 entspricht  dem  § 12  Abs. 7 bei  K. 

Abs. 4 Satz  1 entspricht  der  vertraglichen  Regelung  bei  K: 
Anderurit^en  des  Kapj  talkoi.'.tos  sind  iimmer  zugleich  Änderungen 
des  Gesellschaftsvertrages,  die  desvjegen  nur  mit  vertrags- 
ändernder Mehrheit  beschlossen  werden  können.  Die  bei  L 
bestehende  Möglichkeit,  durch  Gesellschaf terbeschluss  mit 
einfacher  Mehrheit  die  Rücklagen  der  Gesellschaft  aus  Gewinnen 
zu  verstärken,  besteht  bei  K.  nicht,  da  dort  den  Gesellschaf- 
tern ihre  Gewinnanteile,  soweit  sie  nicht  zimi  Ausgleich  eines 
Kapit aldei izits  verv/endet  werden  miüsscn,  in  laufend.er  Rechnung 
gutzuschreiben  sind  (§  12.  Abs. 4 S.l  des  Vertrages  K) . Die 
Regelung  von  K kommt  dem  Schutzbedürfnis  der  P::ommandit isten 
eher  entgegen  als  die  von  L.  Die  Vertreter  von  L hatten  sich 
bereite,  in  den  Verhandlungen  imi  Jahr  1967  mit  der  Ubernahmie 
der  Regelung  von  K e invers ta.uiden  erklärt. 

Abs. 4 Satz  2 entspricht  dem  § l4  Abs. 2 S.2  bei  K.  Lediglich 
die  für  die  Zuv/eisung  von  Bezugsrechten  erforderlichen  Mehr- 
heitsvei häl tiiisse  Sxnd  klar'er  als  bei  K herausgeaz'beitet  \70rden, 
V/enn  mian  die  Regelung  bei  K wörtlich  nimmt,  könnten  die  Ge- 
o e 1 1 s chaf t e I’  mic  einfacher  iienrheit  d.as  Bezu.gsrecht'^i^es 
Gesellschafters  auch  einem  D.citten  zuweisen  und  damit  die  auch 
bei  K für  die  Aufnahme  neuer  Gesellscli^ f ter  verlangte  .satzungs- 
änaernde  Mehrheit  umgehen.  Da  dieser  Erfolg  sicherlich  auch 
bei  K nicht  beabsichtigt  war,  ist  nuri:r.eki.r  ki argestell t,  dass 
die  Zuweisung  des  .Bezugsrechtes  an  einen  Gesellschafter  mit 
einfacher  Mehrheit,  die  Zuweisung  an  einen  Dritten  dagegen 
nur  mit  satzuiig  sandernder  Melirheit  erfolgen  kann. 


_ o _ 


Die  Regelung,  dass  Gesellschaftern,  die  sich  an  einer  Kapital- 
erhöhung nicht  beteiligen  können  oder  wollen,  ihr  Bezugsrecht 
vergütet  werden  muss,  entspricht  der  Billigkeit  und  sollte 
auf  jeden  Fall  in  den  neuen  Gesellschaftsvertrag  übernommen 
werden. 

Abs. 5 ist  neu.  Er  soll  Gesellschaftern,  die  sich  aus  schwer- 
wiegenden Gründen  (z.B. Devisenschwierigkeiten  seines  Heimat- 
landes u.ä.)an  einer  Kapitalerhöhung  zum  vorgesehenen  Zeit- 
punkt  nicht  beteiligen  können,  die  Möglichkeit  geben,  die 
Kapitalerhöhung  innerhalb  eines  angemessenen  Zeitraums  nachzu- 
holen und  dadurch  eine  Kürzung  ihrer  relativen  Kapitalquote  zu 
vermeiden. 


Anmerkung  zu  § 6 


Abs.l  entspricht  dem  § l6  Abs . 6 bei  K und  dem  § 2c  Abs.l 
bei  L. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 2c  Abs. 2 
Bestimmung  nicht.  Sie  erscheint 
Gründen  empfehlenswert . 

Abs. 3 entspricht  dem  § 2g  Abs . 3 bei  L.  Da  die  Zugewinn- 
ge!neinscha.f t bei  der  Erbauseinandersetzung  und  auch  bei 
der  Erbschaf tsteuer  gewisse  Vorteile  bietet,  sollte  man 
Gesellschaftern,  die  ein  gewisses  Alter  erreicht  haben, 
die  Möglichkeit  geben,  diese  Vorteile  zu  nutzen. 


bei  L.  Bei  K gibt  es  diese 
jedoch  aus  praktischen 


Anmerkungen  zu  § 7 


Abs.l  entspricht  den  §§  ^ Abs.l  bei  K und  5 Abs.l  bei  L. 

Die  Absätze  2 und  5 sind  ein  Kompromiss  zwischen  den  Bestim- 
miingen  der  §§  4 Abs.  bei  K und  5 Abs.  2 bei  L; 

Bei  K beschliessen  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mit  einfacher  Mehrheit,  wobei  die  vier  Senioren  doppeltes 
Stimmrecht  haben.  Bei  L.  haben  alle  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  gleiches  Stimumrecht,  und  eine  Minderheit  von 
zwei  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  kann  jeden 
Beschluss  blockieren. 


Entsprechend  den  am  20. Januar  1971  getroffenen  Vereinbarungen 
ste].lt  der  Entvjurf  alle  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
irn  Stimmrecht  grundsätzlich  gleich.  Lediglich  dann,  W'enn  sich 
bei  einer  Abstimirung  keine  Mehrheit  ergibt,  sollen  die  Stirmnen 
des  Seniors  bzw.  der  beiden  Senioren  den  Ausschlag  geben. 


Im.  übrigen  wird  im  Grundsatz  die  Regelung  bei  K,  wonach  mit 
einfacher  Mehrheit  abgestimmt  wird,  übernommen,  da  diese 
Regelung  de.n  als  Folge  der  Fusion  stark  vergrösserten  Gesell-- 
schafterkreis  am  besten  entspricht.  Lediglic.h  für  Beschlüsse 
von  besonderer  Bedeutung  ist  eine  Dreiviertelmehrheit  vorge- 
sehen. Ein  abschliessender  Katalog  der  Beschlüsse,  die  eine 
qualifizierte  Mehrheit  (drei  Viertel)  verlangen,  ist  aus  prak- 
tischen Erwägungen  nicht  auf gestellt  worden.  Solch  eine  Liste 
gehört  nichu  in  den  Gesellschaftsvertrag  sondern  in  die  Ge- 
schäftsordnung, die  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mit  Dreiviertelmehrheit  auf stellen  und  auch  ändern  können.  Die 
Regelung  von  L in  § 5 Abs . 2 Satz  7 und  4 ist  daher  nicht  über- 
nommen worden. 


Abs. 4 entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  2 Abs. 2 bei  K 


Fortsetzung  der  Anmerkung  zu  § 7 


Abs . 5 entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  4 bei  K. 
Ahs.6  entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  3 bei  K. 
Abs. 7 entspi’icht  der  Regelung  von  § 4 Ziffer  5 bei  K. 
Abs. 8 entspricht  der  Regelung  des  § 4 Ziffer  6 bei  K. 


Die  Bestimmung  des  § Abs. 3 bei  L,  die  den  Kommanditisten 
in  gevjissen  Fällen  ein  V/iderspruchsrecht  gegen  Maßnahmen 
der  Cieschäf üsleitung  einräumt,  ist  dagegen  nicht  übernommen 
woi’den.  Dieses  V/iderspruchsrecht  bestand  gegenüber  Rechts- 
geschäften, di.e  der  Bank  Verpflichtungen  oder  Risiken  in 
Höhe  von  mehr  als  10  ^ des  Gesellschaftskapitals  auferlegten 
und  konnte  vn.ederum  durch  einen  Genehmigungsbeschluss  der 
Gesellschafter  mit  einer  Kapitalmehrheit  von  vier  Fünfteln 
des  Gesellscha-ftskapitals  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Diese 


Regelung,  die  bei  L. 
angesichts  des  stark 


übrigens  niemials  akut  geworden  ist,  ist 
vergrösserten  Geschäfts volumens  nicht 


mehr  [praktikabel  . 


Abs . 9 entspricht  der  Regelung  des  § 3 Abs. 5 bei  L. 


Anmerkung  zu  § 8 


Die  BestirTimung  entspricht  der  in  der  Besprechung  vom  20. Januar 
1970  getroffenen  Vereinbarung. 


Anmerkunp;  zu  § 9 


Abs.l  entspricht  den  Bestimmungen  der  §§  5 Abs.l  bei  K und 
bb  Abs.  1 bei  L. 


Abs. 2 entspricht  den  Bestimmungen  der 
bb  Abs. 2 bei  L. 


b Abs. 2 bei  K und 


Das  Konkurrenzverbot  ausgeschi.edener  persönlich  haftender 
Gesellschafter  nach  Abs-b  entspricht  im  v/esentlichen  den 
Bestimmungen  der  §§  5 Abs.b  bei  K und  pb  Abs. '5  bei  L.  Nach 
dei’  Regelung  bei  L kann  Befreiung  von  dem  Konkurrenzverbot 
nur  durch  einstimmigen  Beschluss  aller  andern  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  erteilt  v/erden.  Nach  der  Fiegelung 
bei  K bedai'f  solch  eine  Befreiung  im  Ergebnis  eines  Gesell- 
schafterbeschlusses mit  satz-ungsändernder  Mehrheit.  Diese 
Erfordernisse  erscheinen  in  Anbetracht  des  durch  die  Fusion 
stai'’k  vergrösserten  Kreises  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter als  überhöht.  § 9 Abs.p  sieht  demnach  vor,  dass 
der  ausgeschiedene  persönlich  Viaftende  Gesellschafter  durch 
einen  Beschluss  der  andern  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter mit  Dreiviertelmehrheit  von  dem  Konkurrenzverbot  befreit 
werden  kann.  Die  Regelung^  vjonach  persönlich  haftende  Gesell 
schaften,  die  Niederlassungen  ausserhalb  von  Nordhrèin-V/est - 
falen  leiten,  auch  für  das  Bundesland,  in  dem  sich  die  Niede 
lassung  befindet,  einem  Konkurrenzverbot  unterliegen,  ist 
aus  dem  Gesellschaf tsvei‘trag  K übernommen  v/orden. 

Abs. 4 entspricht  § 5 Ziff.b^  2. Abs.  bei  K. 

Abs. 5 entspricht  der  Regelung  in  § 5 Ziff,4  bei  K und  3 b 
Ziff.4  bei  L.  Die  bei  L vorgesehene  Zustimmung  aller  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  i.st,  ’wegen  des  nach  erfolgter 
Fusion  stark  erweiterh.cn  Gesellschafterkreises,  durch  eine 
Dreiviertelmehrheit  ersetzt  vjorden. 


Forts . Anmerkunf»;  zu  § 9 


Abs.  6 entspricht  dem  § 5 Ziffer  5 bei  K und  dem  § .5b  Abs.  5 
bei  L.  Auch  hier  ist  die  bei  L geforderte  Einst inimigkeit 
durch  eine  Dreiviertelmehrheit  ersetzt  worden. 

Abs. 7 entspricht  sinngemäss  den  Bestimmungen  des  § 6 bei  K 

und  des  § 5b  Abs. 6 bei  L.  Angesichts  der  sehr  niedrigen  Grund- 

s tuckseinheitsv/erte  halte  ich  es  für  vertreterbar,  das  Kredit - 
^ »Ahc  in»;  v^, 

limit  nach  c)  nicht,/\miit  dem  Einheitsv;ert , sondern  mit  den  für 
Hypotheken  und  Bausparkassen  maßgeblichen  Beleihungsgrundsätzen 
zu  begrenzen.  Da  die  Aufnab.me  von  Krediten  stark  in  die  Pr^ivax- 
Sphäre  eines  persönlich  haftenden  Gesellschafters  hineinrei- 
chen kann,  sollte  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  einer 
Kreditaufnahme  nicht  bei  allen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern liegen,  sondern  bei  dem.  Senj.or  bzw.  den  beeiden 
Senioren. 


Abs.  1-3  entsprechan  der  Regelung  von  § 7 Ziffern  1 bis  A 
bei  K und  § 3 Abs. 4 bei  L.  Die  Bestimmung,  dass  eine  Änderung 
der  monatlichen  Tätigkeitsvergütung  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  nur  mit  einer  einfachen  Mehrheit  des  Kommandit- 
kapitals  zulässig  ist,  kommt  aus  dem  Gesellschaftsvertrag 
von  L (§  3 Abs. 4 Satz  2).  Die  vorgeschlagene  Regelung  entspric 
der  Billigkeit. 


Abs. 4 entspricht  der  Regelung  bei  K (§  7 Ziffer  5).  Bei  L 
gibt  es  Pensionsvereinbarungen  zu  Gunsten  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  nicht.  Diese  erhalten  lediglich 


eine 


Gewinngarantie  nach  § 3d  des 


Gesellschaftsvertrages  L. 


Die  Gewinngarantie  soll  in  Zukunft  durch  eine  Pensionsrege- 


lung ersetzt  werden. 


AniTierkunf-:e.n  zu  § ] 1 


Abs.l  entspricht  dem  § 9 Abs . 1 bei  K.  Eine  ähnliche  Regelung 
befindet  sich  in  § de  Abs.l  S.l  und  2 bei  L.  Satz  d von  § de 
Abs.l  des  Vertrages  L ist  nicht  übernommen  worden,  da.  er  bei 
Inkrafttreten  des  neuen  Vertrages  keine  aktuelle  Bedeutung 
mehr  hat . 


Bei  K.  kann  sich  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  vor 
Vollendung  seines  65 . Lebens  Jahres  nur  dann  in  die  Stellung 
eines  Kommanditisten  zurückziehen,  wenn  er  sich  nach  seiner 
eigenen  pf lichtgemässen  Feststellung  "nicht  mehr  als  voll 
einsatzfähig"  betrachtet  (§  9 Abs. 2).  Bei  L hat  jeder  p.h.G. 
diese  Möglichkeit,  ohne  dass  es  auf  seinen  Gesundheits- 
zustand ankommt  (§  de  Abs.l  Satz  l). 

Da  es  praktisch  unmöglich  ist,  einen  persönlich  haftenden 
Gesellschafter,  der  nicht  mehr  amtieren  will,  zur  Fortfüh- 
rung seines  Amtes  zu  zv/ingen,  sollten  persönlich  haftende 
Gesellschafter  auch  vor  Vollendung  des  65 . Lebens  Jahres , und 
ohne  dass  gesundheitliche  Gründe  vorzul legen  brauchen,  sich 
aus  der  Geschäftsführung  zurückziehen  können.  Die  Folgen 
einer  nicht  gesundneitllch  bedingten  Amtsmüdigkeit  sollten 
ni.cht  i.m  Gesellschaftsvertrag,  sondern  im  Pensionsvertrag 
des  betreffenden  p.h.G' s geregelt  werden.  Der  Entwurf  folgt 
Qahei  in  Abts. 2 der  itegelung  von  Li,  wobei  jedoch  durch  Übex'  — 
nähme  des  § 15  Abs.d,  2. Abs. von  K.  sichergestellt  ist,  dass 
ei.n  p.h.G.  iiicht  zu?,*  U,nzeit  zurücktreten  kann. 

Abs. (i  hat  sein  Gegenstück  in  § I6  Abs.  2 und  d bei  K und  in 


persön- 


§ de  Abs.d  bei  L.  Bei  K beda^-'f  die  Abbr-ra-f^ung  e^n-^" 

1 .1  c l'i  h af  t e ] 1 d e ]1  G e s e 1 1 s c h a f t e r s v e i n e s G e s e 1 1 s c h a,  f t erb  e s c h 1 u s s ; 
mit  So^iger  Kapitalmchrheit  und  einer  Mehrlieit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter.  Bei  L.  ist  für  die  Abberufung  e.in 
einstimmiger  Beschluss  aller  übrigen  Geaellscha.f ter  erforde.'.ö 
Angesichts  dei'  hohen  Anforderungen,  die  die  ReclitSTj.rechun''^'  a* 
das  Vorliegen  eines  wichtigen  Grundes  stellt,  bedeutet  die 
Feststellung,  dass  in  der  Person  eines  pc-rscnllch  haftenden 


2 . , Blatt  der  Anmerkunp;en  zu  § 1 1 


Grund  vorliegt,  im  Ergebnis,  dass  solch  ein  persönlich  haften- 
der Gesellschafter  den  übrigen  Gesellschaftern  nicht  zugemutet 
v/erdeir  kann.  Deswegen  dürften  die  Mehrheiten,  die  die  Gesell- 
schaftsvertrage von  K und  L für  eine  Abberufung  aus  wichtigem 
Grund  verlangen,  zu  hoch  bemessen  sein.  Für  eine  Abberufung 
aus  Vvdchtigem  Grund  sollte  eine  einfache  Kapitalmehrheit  und 
eine  einfache  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nach  Stimmen  ausreichen. 


Etwas  anderes  gilt  für  die  Abberufung  von  persönlich  haften- 
den Gesellschaftern  ohne  Angabe  von  Gründen.  Dieser  Fall  ist 
nur  bei  K geregelt:  Nach  § l6  Abs . 2 können  die  Gesellschafter 
einen  persönlich  haftenden  Gesellschafter  abberufen  und  seine 

o 

Einlage  in  eine  Kommanditeinlage  umwandeln,  wenn  sie  das  mit 
8ö^iger  Kapitalmehrheit  sowie  einer  Mehrheio  der  persönlich 
iiaftenden  Gesellschafter  nach  Stimmen  beschliessen . Nach  § l6 


Abs. 5«  2. Abs.  können  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter, 
ebenfalls  mit  einfacher  Stimmenmehrhe j.t , im  Ergebnis  da.s  gleiche 
bewirken,  indem  sie  einen  ihrer  Kollegen  vor  die  Wahl  stellen, 
entweder  selbst  zu  kündigen  oder  von  ihnen  gekündigt  zu  werden. 
Darüber  hinaus  können  die  persönlich  haftenden  Gesellschafte:'“ 
nach  § 9 Abs. 2 des  Vertrages  K einen  Kollegen  aus  der  Geschäfts- 
führung entfernen  und  seine  Einlage  in  eine  Kommairii teinlage 
umwa.ndeln,  wenn  sie  mit  einfacher  Stircmenmehrheit  unter  sich 
beschliessen,  dass  der  Kollege  "nicht  m.ehr  voll  einsatzfähig" 
ist . 


In  der  Fra.ge  der  Abberufung  eines  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafters durch  gemeinsamen  Besciiluss  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  und  der  Kommanditisten  folgt  der  Entvairf  in 
Abs.  5 der  Regelung  bei  K.  Im  Prinzip  wird  auch  die  Möglich- 
keit einer  Abberufung  diu’ch  Beschluss  der  übrigen  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  übernommen:  Soi.ch  eine  Rege  ■ uuig  hau 
den  Vorteil,  dass  sich  die  persönlich  haftenden  Gesell  schaf ter 
von  einem  i.hrer  Kollegen  trennen  können,  o/ine  aass  Melnungs  - 
verseliiedenhei ten,  die  im.  Zweifel  der  Grund  für  die  T.rennung 


5.  Blatt  der  Aninerkunp’.en  zu  11 


sind,  vor  den  Komrnandi^-isten  ausgetragen  werden  müssen  und  ohne 
dass  mit  dem  betroffenen  persönlich  haftenden  Gesellschafter  dr^e 
unei’freuliche  Diskussion  über  das  Vorliegen  eines  wichtigen 
Grundes  geführt  zu  werden  braucht.  Der  Entwurf  übernimmt  sie 
dahe::’  in  Absatz  allerdings  mit  der  Abweichung,  dass  der 
Abberufungsbeschluss  unter  den  übrigen  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  nicht  mit  einfacher  Mehrheit,  sondern  ein- 
stimmig gefasst  werden  muss. 

Die  Bestimmung  des  § 9 Abs. 2 bei  K wird  dagegen  insoweit 
nicht  übernommen,  als  sie  den  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tern das  Recht  gibt,  einen  Kollegen  durch  Beschluss  unter  sich 
wegen  mangelnder  Einsatzfähigkeit  abzuberufen.  Hie;.’  handelt  es 
sich  praktisch  um  einen  Sonderfall  einer  Abberufung  durch 
Beschluss  der  persönlich  haftende.n  Gesellschafter,  der  bereits 
in  der  Regelung  des  § 11  Abs. 5 des  Entvvurfs  mit  erfasst  1st. 

Nach  der  Regelung  von  L wechselt  ein  p.h.G.,  der  aus  der 
Geschäftsführung  abberufen  v/orden  ist,  automatisch  in  die 
Stellung  eines  Kommanditisten  über  (§  ^c  Abs. 9).  Bei  K gilt 
das  nur,  wenn  die  Abberufung  aufgrund  eines  Beschlusses  aller 
Gesellschafter  ei'’folgt  (§'l6  Ziffer  2 und  9)*  Ein  p.h.G.,  der 
dagegen  ohne  Angabe  von  Gründen  von  seinen  Kollegen  abberufen 
wird,  muss  nach  § l6  Abs.p,  2. Abs. des  Verti'ages  K,  kundigen, 
d.h.  auch  mit  seiner  Kapitalbeteiligung  aus  der  Gesellschaft 
ausscheiden.  Diese  Regelung  geht  wahrscheinlich  zu  weit.  Wenn 
bei  K ein  p.h.h.,  der  aus  wichtigem  Gi’und  fi’istics  abborufen 
werden  kann,  lediglich  in  die  Stellung  eines  Kommandit iste]i 
übei’wechselt  - diese  Rechtsfolge  ergibt  sich  aus  den  Ziffern 
2 und  9 des  § l6  des  Vertrages  K - dann  sollte  inan  einen  Gesell- 
schafter, dem  persönlich  nichts  vorgev;orfen  wjrd,  nie})!  scblech- 
t er  b e liand e 1 n . 

Abs.-’l  und  5 des  Entwurfs  sehen  daher  vor,  dass  ein  persönlicli 
haftender  Gesellschafter,  unabhängig  von  den  Gi’ünden  für  seine 
Abberufung,  die  Stellung  eines  Kommanditisten  erlnält. 


Blatt  der  Anmerkungen  zu  § 11 


Abs.  6 ist  neu.  Es  entspricht  der  Billigl'ieit dass  persönlich 
haftende  Gesellschafter,  die  Korrjir.andit isten  geworden  sind  und 
daher  ihren  Einfluss  auf  die  Geschäftsleitung  verloren  haben, 
von  ihrer  persönlichen  Haftung  für  Gesellscliaf tsschulden  auch 
schon  vor  dem  Ablaufen  der  fünfjährigen  Verjährungsfrist  intern 
freigestellt  werden.  Eine  andere  Regelung  ist  jedoch  für  per- 
sönlich haftende  Gesellschaf tei’  angebra.chu,  die  freiwillig  vor 
Erreichen  des  60 .Lebens jahres  die  Gescliäf tsf ührung  niederlegen, 
oder  deren  Abberufung  aus  wichtigem  Grund  erfolgt  ist.  Solcl:e 
Gesellscha.f ter  sollen  nicht  automatisch  ihr  eigenes  Haftungs- 
risiko  intern  auf  die  Gesellschaft  und  ihre  Kolle^^en  verlagern 
können,  sondern  nur  dann,  wenn  die  Mehrheit  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  damit  einverstanden  ist. 


Anmerkun Gej}__2 u § 12 


Abs . 1 entspricht  dem  § 10  Abs . 1 bei  K und  dein  § 4a  Abs . 1 bei  L. 

Sowohl  bei  K wie  auch  bei  L sind  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  geborene  Mitglieder  des  Verwaltungsrates 
(§  10  Abc. 2 bei  K und  § 4a  Abs. 2a  bei  L) . Bei  K sind  ferner 
die  ehemaligen  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  die  der 
Gesellschaft  mindestens  10  Jahre  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  angehört  haben  und  der  Gesellschaft  als  Komman- 
ditisten angehören,  geborene  Mitglieder  des  Verv/altungsrates , 
sol8,nge  sie  das  70. Lebens jahr  noch  nicht  vollendet  haben.  Der 
Entwurf  folgt,  v/as  die  ehemaligen  persönl.ich  haft'^nden  Gesell- 
schafter angeht,  der  Regelung  bei  K,  mit  Ausnaixme  der  Alters- 
grenze von  70  Jahren.  (Abs. 2a). 

Das  Entsendungsreebit  der  Kommanditisten  ist  bet  K an  eine 
absolute  Kapitalquote  von  DM  4.000.000,-,  bei  L an  eine  rela- 
tive Kapitalquote  von  10  % gebunden.  Jegen  der  starken  Yer- 
grösserung  des  Gesellschafterkreises,  mit  entsprechender  Ver- 
ringerung der  relativen  Quoten  der  einzelnen  Gesellschafter, 
die  als  Folge  der  Fusion  eintreten  vrird,  folgt  der  Eritw’urf 
der  Regelung  bei  K (Abs. 2b). 

Das  Rocht  der  Gesellschafter,  durch  Mehrheitsbeschluss  vjcitere 
Mitglieder  des  Verv;al tungsrats  zu  wählen,  besteht  sowohl  bei  K 
als  auch  bei  L (§  10  Abs. 2 bei  K und  § 4a  Abs. 2c  bet  L) . Der 
Ent’wurf  übernimmt  diese  Regelung  (Abs.  2c). 


Die  Amtsdauer  der  Verwaltungsra,tsm.ltglieder  ist  bet  K auf  den 
nächsten  zulässigen  Künd  Igu.ngstermin  befristet.  Bei  L besteht 
eine  zeitliche  Befristung  nicht,  es  ist  Jedoch  eine  Abberufung 
möglich,  die.  Je  nachdem,  ob  das  Verwaltungsratsmttgl ted  von- 
den Gesellschaftern  gev/älilt  oder  von  einer  Kommand tti  stengruppe 
entsandt  ist,  an  verschiedene  Voraussetzungen  geknüpft  ist 
(§  4a  Abs.  2b  und  2c).  Der  Ent’wurf  übernirmnt  die  Befristung  Jrn 
Vertrag  K und  ausserdem  die  Möglichkeit  vorzeitiger  Abberufung 
tü’i  Yerti'ag  xi  (ans . Satz  1 sov.-lo  riDs  .2b  u.nd  c . 


o 

d- 


Fortset.?.nnr^  der  Anmerkun.e;en  z\i  §12 


Sowohl  bei  K als  auch  bei  L kann  jedes  V^'T-waltungsratsmitglied, 
mit  Ausnahme  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter.,  sein  Amt 
jederzeit  niederlegen  (§  10  Ziffer  5 bei  K;  § 4a  Abs.j-J  bei  L)'. 
Der  Entwurf  übernimmt  diese  Regelung  in  Abs. 3. 

Abs.  4 entspricht  im  wesentlicJien  dem  § 10  Abs.  4 bei  K und  dem 
§ 4a  Abs.  4 Satz  1 bet  L.  Das  Rocht  eines  Ver’waltungsratsmit- 
glieds.,  die  Einberufung  des  Verwaltungsrates  zu  verlangen, 
aus  dem  Vertrag  L übernommen  worden. 


c-  4- 
O 0' 


Abs. 3 entspricht  dem.  § 10  Abs. 5 bei  K.  Eine  entsprechende 
Bestimmung,  allerdings  ohne  die  Altersgrenze  von  70  Jahren, 
gibt  es  im  § 4a  Abs. 5 bei  L.  Der  Entv/urf  folgt  der  Regelung 
bei  K. 

Abs. 6 entspricht  § 10  Ziffer  6 bei  K,  Da  die  Aufgaben  des  Ver- 
waltungsrates in  einer  Geschäftsordnung  niedergelegt  veerden 
sollen,  sind  die  Bestimmungen  in  § 10  Abs. 7 bei  K und  § 4a 
Abs. 6 und  7 dei  L nicht  übernommen  worden.  Die  Aufnahme  ent- 
sprechender Regelungen  ln  die  Geschäftsordnung  des  Verwal- 
tungsrates ist  empfehlenswert. 

Abs. 7 ist  neu.  Die  Besti.mmung  ist  zur  Klarstellung  notv/endig. 
Die  Regelung,  ’wonach  die  Aufstellung  der  Geschäftsordnung  und 
spätere  Ergänzungen  und  Änderungen  die  Zustimmung  der  Mehrheit 
der  Kommanditistenvertreter  im  Verwaltungsrat  erfordern,  soll 
sicherstellen,  dass  in  der  Geschäftsordnung  auch  die  Interessen 
der  Kommanditisten  berücksichtigt  vjerd-.n. 

Abs. 8 entspricht  dem  § 10  Abs. 8 bei  K und  dem  § 4c.  Abs.  8 bei  L. 

Abs . 9 ist  neu.  Seine  Einführung  beruht  auf  den  Erfahrungen  von 
L mit  der  Suez-Gruppe,  die  zvrar  nur  ein  Mitglied  des  Vervaal tung 
rates  von  L stellt,  a.n  den  Verv/altungsratssitzungcn  jedoch 
regelmässig  mit  drei  herren  teilnimmt. 


An.Tierkungen  zu  § i;:5 


Diese  Bestimmung  entspricht  wörtlich  dem  § il  des  Gesell - 
schaftsvertrages  K. 


Anmerkungen  zu  § l4 


Abs.  1 deckt  sich  v;örtl.ich  mit  § 4 Abs.l  bei  L;  eine  ent- 
sprechende Regelung  findet  sich  in  § l4  Abs.l  bei 


Abs. 2 betreffend  die  Form  der  Gesellschafterbeschlüsse 
sich  mit  der  Regelung  des  § 4 Abs. 2 bei  L. 


Abs, 3 deckt  sich  mit  § 4 Abs. 7 bei  L.  Bei  K (§  l4  Abs.l) 
v;ird  mit  einfacher  Kapitalmehrheit  abgestimmt.  Da  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  von  K,  L & Co.  nur  eine 
verhältnismässig  kleine  Kapitalbeteiligung  haben  und  zudem 
die  Rechte  der  Kommanditisten  in  dem  neuen  Gesellschafts - 
vertrag  von  K,  L & Co.  erweitert  worden  sind  (z.B.  bei  der 
Feststellung  des  Jahresabschlusses  nach  § l6)  würde  eine 
Regelung.,  die  es  den  Kommanditisten  gestatten  würde,  die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter,  z.B.  bei  der  Feststel- 
lung des  Jahresabschlusses  zu  ma jorisieren,  in  der  Praxis 
zu  Schwierigkeiten  führen.  Deswegen  ist  die  Regelung  von  L 
übernommen  worden,  nach  der  für  Gesellschafterbeschlüsse 
Eov;ohl  eine  Kapitalmehrheit  als  auch  eine  Mehrheit  der  aktiven 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen  verlangt  wird. 


Abs. 4 regelt  die  Berechnung  von  Kapitalmehrheiten  nach  dem 
Vorbild  des  Gesellschaftsvertrages  K (§  l4  Ziffer  7).  Die 
Zulässigke:i t einer  uneinheitlichen  Stimmabgabe  bei  Gesell- 
schaftern, deren  Kapitalanteil  wirtschaftlich  mehreren  Perso- 
nen zusteht,  ist  be:.  L mangels  praktischer  Bedeutung  über- 
haupt nicht,  bei  K nur  in  Ziffer  5 der  Vereinbarung  mit  der 
Plaroii  V/irtschaf tsprüfungs-GmbR  geregelt  worden.  Da  die  Frage 
einer  uneinheitlichen  Stlmrrobgabe  nicht  nur  für  den  'Treuhänder 
Karoli,  sondern  auch  für  andere  Gesellschafter  Bedeutung  erlan 
gen  kann,  nicht  zuletzt  wegen  der  in  § Abs . ^7" 

Zusarnmien  fas  sung  von  Zwerganteilen,  empfiehlt  sich  eine  Rege- 
lung irr.  Gesellschaftsvertrag  selbst. 


Abs. 5 entspricht  dem  § l4  Abs . 4 bei  K. 


_ o _ 


Forts . 


- Anmerkungen  zu  § l4 


Abs. 6 deckt  sich  mit  § l4  Abs. 5 bei  K und  § 4 Abs. 8 bei  L. 

Abs. 7 entspricht  der  Regelung  in  § l4  Abs. 5 Satz  7 ^md  4 
bei  K und  § 4 Abs.  8 Satz  7'  '-ind  4 bei  L. 

Die  Bestimmung  des  § 4 Abs. 9 bei  L,  wonach  die  Simon  Hirsch- 
land Inc . im,  Ergebnis  ein  Vetorecht  gegen  alle  Beschlüsse  hat, 
die  nach  dem  Gesellschaftsvertrag  mit  qualifizierter  Kapital - 
mehrheit  gefasst  werden  müssen,  ist  nicht  übernommen  vjorden, 
da  die  Kapitalquote  der  Gruppe  Hirschland  ln  dem  neuen  Gesell- 
schaftsvertrag nicht  gross  genug  ist,  u.m  solch  ein  Vetorecht 
zu  rechtfertigen. 


y\2irnerkungon  zu  § 13 


Abs.l  entspricht  derr,  § bei  K.  Die  Regelung,  Gesellschaf - 
terversaminlungen  in  jährlichem  Turnus  stattfinden  zu  lassen, 
entspricht  auch  der  Praxis  bei  L. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 4 Ahs.^  bei  L. 

Abs. 3 entspricht  dem  § 4 Abs. 4 bet  L. 

Abs . , vjonach  die  Gesellschafterversammlung  in  der  Regel 
von  dem  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates  zu  leiten  ist,  ent- 
spricht der  Praxis  bei  K und  bei  L. 

Abs. 5 entspricht  der  Praxis  bei  L.  Eine  derartige  Regelung 
dürfte  gerade  wegen  des  durch  die  Fusion  stark  gewachsenen 
Gesellschafterkreises  im  Interesse  aller  Eeteiligtei?.  liegen. 

Abs. 6,  betreffend  die  Vertretung  von  Gesellschaftern  in 
Gesell  schaf rerversammlungen,  hat  sein  Gegenstück  in  § 4 Abs. 6 
bei  L.  Bei  K gibt  es  eine  derartige  Regelung  nicht.  Nach  der 
dort  herrschenden  Praxis  können  sich  Gesellschafter  nur  durch 
andere  Gesellschafter  vertreten  lassen.  Für  die  Praxis  bei  K 
spricht,  dass  die  Gesellschaf terversarnrnlung^^an  Bedeutung, 

Niveau  und  auch  an  Atmosphäre  verlieren  können,  wenn  die 
Ge.sellschaf ter  mciit  selbst  hingehen,  sondern  sicli  dux''ch 
Rechtsanwälte  oder  Mitarbeiter  vertreten  lassen.  Die  Regelung 
von  L,  v7onacl.\  Gesellschafter  sich  auch  durch  einen  zur  Berufs- 
verschvviegenhei t verpflichteten  Bevollmächtigten  oder  einen 
leitenden  Angestellten  vertreten  lassen  kann,  ist  daher  nicht 
übernommen  ’worden.  Da  es  andererseits  oft  sa.chdi-.inlich  ist, 
v;enn  ein  Gesellschafter  in  der  Gesellschaf terversamrnlung  auf 
die  Sachkenntnis  eines  Dritten  zurückgreif en  kann,  sieht  Abs.  7 
vor,  dass  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  auch  Perso- 
nen, die  nicht  Gesellschafter  sind,  als  Gäste  zulasseri  kermen . 
Praktische  Bedeutung  hat  die  Zulassung  von  Gästen  im  Gesell- 
schafterkreis von  L insbesondei'e  für  die  Suez-Gruppe,  die  auf 
Gesel Ischaf terversamml  u.ngen  in  aller  Regel  mit  mehi-eron  Personen 


vei’treten  ist. 


Blatt  2 der  Anmerkungen  zu  § 15 


Das  Recht  von  Treugeberkommanditisten,  selbst  in  der 
schaf terversammlung,  als  Vertreter  ihres  Treuliänders 
erscheinen,  ist  bet  L von  praktischer  Bedeutung  (Dr. 

Abs. 8,  betreffend  die  Einberufung  ausserordentlicher 
schafterversammlungen  ist  neu.  Die  Einführung  einer 
Bestimmung  ist  sachdienlich. 


Gesell 
, zu 
Karol i ) 

Gesell 

solchen 


Anmer k:unp:er}  zu  § 1 6 


Ab.s.l  entspricht  § 12  Abs.l  bei  K und  § 5 Abs.l  bei  L. 

Die  Absätze  2 und  3 entsprechen  der  Regelung  des  § 12  Abs. 2 
und  Abs.  6 bei  K und  § 5 Abs.  3 bei  L.  Die  Bes tirnrnungj  dass 
kein  Gesellschafter  ir,it  dem  Wirtschaftsprüfer  in  irgend  einer 
Weise  verbunden  sein  darf,  befindet  sich  nur  im  Gesellschafts- 
vertrag L.  Ihre  Aufnalrme  in  den  Gesellschaftsvertrag  von  K, 

L & Co.  dürfte  sachdienlich  sein. 

Abs. A hat  sein  Gegenstück  in  § p Abs. 5 bei  L.  Während  bei  L 
die  Kommanditisten  über  die  Feststellung  des  Jahi‘esabschlusses 
mit  abstimmen,  wird  der  Jahresabschluss  bei  K von  den  persön- 
lich haftenden  Gesellschaftern  allein  festgestellt  (§  12  Abs. 2 

K hat  sich  bereits  damit  einverstanden  erklärt,  dass  die 
Regelung  von  L übernommen  und  der  Jahresabscnluss  von  der 
Gesellschafterversammlung  festgestellt  v/erden  soll.  Eine 
solche  Regelung  dürfte  angesichts  des  Umstandes,  dass  die 
persönlich  tn.  ftenden  G..sellschafter  der  neuen  Gesellschaft 
K,  L & Co.  v/eniger  als  20  % des  Gesellschaftskapitals  halten, 
auch  sachdienl j.ch  sein.  Um  Jedoch  zu  verhindei’n,  da.ss  eine 
starke  Mindeiiieit  .'on  persönlich  hafuenden  Gesellschaftern 
bei  der  Verabschiedung  des  Jahresabschlusses  überstimmt  wird, 
sieht  der  Entwarf  vor,  dass  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter dem  Jahresabschluss  n.it  Dreiviertelmehrheit  zustimmen 
müssen.  Bei  Meinuiigsverschiedenlieiten  zwischen  den  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  oder  zwischen  den  persönlich  haften- 
den Gese] Ischaftern  und  den  Kommanditisten  ist  die  Einschal- 
tung eines  Scliiedsgutachters  vorgesehen. 


Abs.  5 entspriclit  dem  5 12  Ziffer  p bei  K und  dem  § 5 Abs.  4 


bc  i J.i . 


Arx’nerkurif.^en  zu  § 17 


Ab8.1  und  2 entspreclien  im  wesentlichen  der  Regelunt^  bei  L 
(§  6 Abs.l  und  2),  die  K im  Prinzip  akzeptiert  hat-  Ledig- 
lich in  zv/ei  Punkten.weicht  die  in  dem  Entv7urf  vorgesehene 
Gewinnverteilung  von  der  derzeitigen  Regelung  bei  L ab: 

Die  Zuführung  zu  den  offenen  Rücklagen  zu  Lasten  des 
Jahresgewinnes  können  die  Gesellschafter  nicht  mehr  mit 
einfacher  Mehrheit  beschliessen,  sondern  nur,  v;ie  bei  K, 
mit  satzungsändernder  iMehrheit; 

Eine  Teilnahme  des  Teils  der  Rücklagen  an  der  Kapital - 
Verzinsung,  der  25  % des  Rennkapitals  übersteigt,  ist 
nicht  mehr  voi’ge sehen. 

Diese  beiden  Abweichungen  von  der  Regel  bei  L ergänzen  einander; 
Da  in  Zukunft  die  Gesellschaf terrnehrheit,  die  eine  Erhöhung  der 
Rücklagen  zu  Losten  des  laufenden  Gewinnes  eeschliessen  kann, 
sehr  viel  höher  sein  m.uss  als  bisher,  ist  es  anaererseits  ver- 
tretbcir,  die  bisher  bei  L pralctizierte  teilvjeise  Verzinsung 
der  Rücklagen  aufzuheben.  • 

Abs. 5 ist  eine  Addition  der  Regelung  in  § 12  Äbs.2e  bei  K und 
des  § 6 Abs.lb  Satz  2 bet  L. 

Abs . A entspricht  dem  § 12  A.bs.^f  bei  K. 

Abs.  5 und  Abs.  6 entspreclien  dem  § 12  Abs,  A bei  K. 

Abs. 7 hat  in  den  Gesellschaftsverträgen  von  K und  L keih  Gegen- 
stück. Die  Aufnahme  diesei“  Bestir.imung  ist  sachdienlich,  da  sie 
der  Re cht s s 1 cherhe it  di ent . 


Intentional  Second  Exposure 


A n’ne r kuiigo n zu  § 17' 


Abs.l  und  2 entsprec’nen  im  we&eiitlichen  der  Regelung  bei  L 
(§  6 Abs.l  und  2),  die  K im  Prinzip  akzeptiert  hat-  Ledig- 
lich in  ZV/ei  Punkter|A;eicht  die  in  dem  Entv;urf  vorgesehene 
Gewinnverteilung  von  der  derzeitigen  Regelung  bei  L ab: 

Die  Zuführung  zu  den  offenen  Rücklagen  zu  Lasten  des 
Jahresgewinnes  können  die  Gesellschafter  nicht  mehr  mit 
einfacher  Mehrheit  beschliessen,  sondern  nur,  wie  bei  K, 
mit  satzungsändernder  Mehrheit; 


Eine  Teilnahme  des  Teils  der  Rücklagen  an  der  Kapital - 
Verzinsung,  der  25  % des  Mennkapitals  übersteigt,  j.st 
nicht  mehr  voi’gesehen. 

Diese  beiden  Abweichungen  von  der  Regel  bei  L ergänzen  einander 
Da  in  Zukunft  die  Gesellschaftermehrheit,  die  eine  Erhöhung  der 
Rüclclagen  zu  Lasten  des  laufenden  Gewinnes  oeschliessen  kann, 
sehr  viel  höher  sein  maiss  als  bisher,  ist  es  anaererseits  ver- 
tretbar, die  bisher  bei  L praktizierte  teilvjeise  Verzinsung 
der  Rücklagen  aufzuheben.  • 

Abs. 5 ist  eine  Addition  der  Regelung  in  § 12  Abs.2e  bei  K und 
des  § 6 Abs.lb  Satz  2 bei  L. 

Abs . A entspricht  dem  § 12  A.bs.^K  hei  K. 

Abs. 5 und  Abs. 6 entsprechen  dem  § 12  Abs. A bei  K. 

Abs. 7 hat  in  den  Gesellschaftsverträgen  von  K und  L kein  Gegen- 
stück. Die  Aufnahme  diese?.*  Bestimmung  ist  sachdienlich,  da  si.e 
der  Rechtssicherheit  dient. 


Anmerkungen  zu  § l8 

Abs.  1 entspricht  dem  § 7 Abs . 1 bei  L und,  mangels  abive iahender 
Regelung  im  Gesellschaftsvertrag,,  als  gesetzlicher  Regelung 
auch  dem  Rechtszustand  bei  K. 

Abs. 2 entspricht,  was  die  Kündigungsfrist  und  die  Zeitpunkte, 

zu  denen  gekündigt  werden  kann  (Kündigung  mit  einjähriger  Frist 

jeweils  zum  Schluss  des  ;5 . Geschäfts jahres ) der  Regelung  bei  K 

(§  5 Abs.l).  Bei  L kann  mit  zweijähriger  Kündigungsfrist  jev/eils 

zum  Ende  eines  jeden  zweiten  Geschäftsjahres  gekündigt  werden. 

Der  Entwurf  übernimmt  die  Regelung  bei  K.  Die  Formallen  einer 

Kündigung  sind  dagegen  weitgehend  dem  Gesellschaftsvertrag  L 

(§  7 Abs. 2)  entnommen.  Sarz  2 wurde  aus  praktischen  Erwägungen 
neu  eingeführt. 

Abs. 5 entspricht  der  Regelung  von  § 15  Abs. 2 bei  K.  und  § 7 
Abs. 2 letzter  Satz  bei  L. 

Abs. 4 entspricht  dem  § 15  Abs. 5 bei  K.  Bei  L fehlt  eine  ent- 
sprechende Regelung.  Die  Übernahme  der  Regelung  von  K ist 
sachdienlich.  Abs. 5 entspricht  dem  § 15  Abs. 4 bei  K.  Bei  L 
ist  eine  Teilkündigung  nur  für  Kapitalanteile  von  DM  500.000,  - 
oder  einem  Mehrfachen  diesës  Betrages  möglich  (§  7 Abs. 5). 

Die  Regelung  L ist  nicht  übernommen  worden,  da  sie  das  Frei- 
V7erden  von  Kapitalanteilen  erschwert  und  damit  die  Möglich- 
keiten interessierter  Gesellschafter,  insbesondere  persönlich 
haftender  Gesellschafter,  ihre  Kapitalquote  zu  erhöhen,  vermindert 

Abs. 6 entspricht  dem  § 15  Abs. 5 bei  K,  Eine  vergleichbare 
Regelung  befindet  sich  bei  L im  § 7 Abs. 5 Satz  1. 


Aninerkungerx  zu  § 19 


Die  ßestimiLungen  des  § IQ  haben  ihr  Gegenstück  in  § 16  des 
Gesellschaftsvertrages  von  K und  in  § 7 Abs . A des  Gesell- 
schuft s Vertrages  vc.71  L.  Bei  K kann  einen  Konrnandit ist en 
durch  Beschluss  der  übrigen  Gesellschafter  mit  einer  Kcpi- 
talrnehrheit  von  80  % gekündigt  Vverden,  einem  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  mit  der  gleichen  Kapitalrnehrheit 
und  der  Mehrheit  der  allen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
tei  n zus tehenden  StiriimiOn^  unabhängig  davon  , ob  ein  v'iciiti  - 
ger  Grund  vorliegt  oder  nicht  (§  I6  Abs . 1 ) . Bei  L ist  solch 
eixi  Ausschluss  nur  aus  wichtigem  Grund  möglich  und  auch  nur 
dann,  wenn  alle  anderen  Gesellschafter  dem  Ausschluss  zustimmen. 

Da  die  Rechtsprechung  an  das  Vorliegen  eines  den  Ausschluss 
von  Gesellschaftern  aus  einer  Personalgesellschaft  recht- 
fertigenden wj-chtigen  Grundes"  sehr  hone  Anforderungen  stelit, 
i öt  die  Regeluiig  bei  L nicht  aus;reiohend,  um  die  Gesei.lschaf - 
ter  vor  "lästigen"  Mitgesellschaf tern  zu  schützen.  Der  Ent- 
wurf übernimmt  daher  im  Prinzip  die  Regelung  von  K,  stellt 
jedoch  an  die  Mitwirkung  der  persönlich  haftenden  Gesellscliafter 
höhere  Anx ordeningen,  als 'es  bei  K (§  I6  Abs. 5)  der  Pall  ist- 
Anders  als  bei  K müssen  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
nicht  nur  bei  dem  Ausschluss  eines  p.h.G.,  sondern  auch  bei  dem 
Ausschluss  eines  Kommanditisten  mehr-heitlich  zustimmen,  und  zwa.r 
nicnt  mit  einfacher  Mehrheit,  sondern  mit  3/A  Mehrheit  der 
ihnen  bei  Abstimmungen  untereinander  zustehenden  Stimmen  (vgl. 

§ 19  Abs.l  des  Entv/urfes). 

Abs. 2 regelt  den  Sonderfall,  dass  ein  Gesel Ischaf ter  einen 
Gesellschaf  ^erbeschluss  zu  hintertrei ben  vei’sucht.  Di.eses 
KündigungsrecJit  ist  dem  §^6  Abs.  A des  Vertrciges  K nachge- 
bildet. Die  Erfordorni see  an  die  Mitwirkung  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  sind  jedoch,  wie  im  Abs.l,  erhöht 
v;ordcn.  Der  letzte  Satz  des  Abs.  2 ist  im  Vertrap’  K nicht  ent- 
halten. Er  ist  jedoch  zum  Schutz  der  Gesellscliafter  ns.v/sivlig, 
da  ihnen  sonst  der  Zugang  zum  Sclxiedsgeric.ht  gerade  in  den 
lallen  vei-wehi‘t  würde,  in  -denen  sie  diese  Instanz  ain  notv^en- 
digsten  brauchen. 


-2- 


g.Rlatt  der  Anmerkungen  zu  § 19 


Abs. 3 betreffend  die  Form  der  Iviindigung  entsprijcht  den  Rege- 
lungen in  § l6  Ziffern  1 und  2 in  Verbindung  mit  § 15  Abs.l 
bei  K und  dem  § 7 Abs. A letzter  Satz  bei  L. 

Abs . A be  t r e f 1 end  d ie  Fristen  fllr  den  Ausschluss  eines  Gesell- 
schafters und  den  Zeitpunkt  seines  Aussclieidens  richtet  sich 
nach  der  Regelung  bei  K (§  16  Abs.2  und  Ads.3). 

Abs. 5 entspricht  im  Ergebnis  dem  § l8  Abs. 5 bei  K. 


Anmerkungen  zu  § 20 


Diese  Bestimmung  entspricht  v/örtlich  dem  § 17  bei  K.  Eine 
sachlich  ähnliche  Regelung  befindet  sich  in  § 7 Abs . 5 des 
Gesellschaftsvertrages  L.  Der  Entwurf  übernimmt  die  'ß.usführ- 
lichere  Regelung  von  K. 


/ 


Anmerkungen  zu  § 21 


Diese  Bestimmung  entspricht  v;örtlich  dem  § l8  bei  K mit  Aus- 
nahme des  Abs.5j  der  in  etv/as  veränderter  Form  in  § t'é  Abs . 4 
des  Entwurfs  Eingang  gefunden  hat.  Der  Problemkreis  "Tod  ei.nes 
Gesellschafters"  ist  bei  L in  § 9 geregelt.  Sachlich  bedeut- 
same Unterschiede  zwischen  den  Regelungen  bei  K und  L gibt  es 
nur  in  zwei  Punkten: 

Der  für  die  Erben  eines  verstorbenen  Gesellschafters 
notwendige  gemeinsame  Vertreter  kann  bei  K für  die  von 
ihm  Vertretenen  in  verschiedenem  Sinn  stimmen  (§  l8 
Abs.A),  bei  L dagegen  nur  einheitlich  (§  9 Abs. 2). 


Jeder  Rechtsnachfolger  eines  verstorbenen  Gesellschaf- 
ters kann  bei  L innerhalb  von  6 Monaten  nach  dem  Plin- 
treten  des  Ph’bfa.lls  seine  Beteiligung  kündigen  mit  der 
Folge,  dass  er,  wenn  die  Kündigung  vor  dem  91. März  bei 
der  Gesellschaft  eingeht,  zum  Schluss  des  laufenden 
Geschäftsjahres,  sonst  zum  Schluss  des  nächstfolgenden 
Geschäftsjahres,  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden . 
Solch  ein  _ausserordentliches  Kündigungsrecht  besteht 
bei  K nicht. 


Der  Regelung  bei  K ist  in  beiden  Fällen  der  Vorzug  zu  geben; 
h’enn  schon  Erben  eines  Gesellscliaf ters  durch  den  Gesellschafts 
vertrag  gezwungen  sind,  ilire-  Rechte  durch  einen  gemeinsamen 
Vertreter  a.uszuüben,  dann  sollte  ihnen  v^enigstens  die  Mog;lich- 
Iceit  gegeben  v/erden,  bei  Meinuiigsverschiedenheiten  unterein- 
ander diese  Pieinungsverschiedenbeiten  auch  durch  entsprechende 
Stimmabgabe  zum  Ausdruck  zu  bringen.  V/as  das  ausserordentliche 
Kündigungsrecht  des  Erben  angeht,  so  ist  solch  ein  Kündigungs- 
reciit  in  wirtsepAaf tlich  guten  Zeiten  unnötig,  da  der  Erbe  dann 
sicherlich  einen  Gesellschafter  finden  wird,  der  bereit  ist, 
ihm  seinen  Anteil  zum  Substanz'./er t abzukaufen.  Findet  de3:-  Erbe 
keinen  Interessenten  für  seine  Beteiligung,  d-unn  ist  das  ein 
Zeic’nen  dafür,  dass  die  Wirtschaft lic’ne  T.age  d'.;r  Gesellnhaft 
problematisch  ist,  und  dann  Icönnte  ein  ausserordentliches  Kund 
gungsrecht  mit  anschliessender  Abfindung  des  Erben  aus  Gesell- 
sc) .af tsmltteln  die  Gesellschaft  hart  ti'offen. 


A nrnerk u n > -;e n zu  § 


Abs.l  und  2 entoprecheri  der  Regelung  des  § 19  bei  K. 

Abs. 3 bat  sein  Gegenstück  in  § 10  Abs . 2 bei  L.  Oie  Regelung 
von  L,  nach  der  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  mit 
der  jev^eils  kleinsten  Quote  das  Vorrecht  auf  den  Erv/erb 
frei  V7erdender  Kapitalanteile  habend  ist  im  Interesse  einer 
grössei’en  Flexibilität  nicht  übernommen  v/orden.  Vielmehr 
sollen  die  Gesellschafter  durch  Mehrheitsbeschluss  frei 
darüber  bestirmrien  können,  vjer  unter  mehreren  Een’erbern  einen 
frei  werdenden  Anteil  erhalten  soll. 

Abv;eichend  von  der  Regelung  bei  L muss  der  Ervverber  eines 
Anteils  den  Kaufpreis  sofort,  d.h.  Zug  um  Zug  gegen  die 
Übertragung  des  Anteils,  bezahlen  und  nicht,  wie  bei  L,  in 
vier  Jahresraten.  Die  Regelung  des  Entwurfes  entspricht  der 
Billigkeit,  da  eine  derart  lange  Kreditierung  des  Kaufprei- 
ses einem  ausscheidenden  Gesellschafter  nicht  zugemutet 
werden  kann.  Die  Rege3.ung  bei  L ist  auch  noch  niemals  prak- 
tiziert voorden. 


Anmerkungen  zu  §23 


Die  Aufnahme  neuer  Kommanditisten  bedarf  bei  K einer  Kapital - 
mehrheit  von  drei  Vierteln  sowie  der  einfachen  Stimmenmehrheit 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen,  bei  L 
einer  Vierf ünftelkapitalmehrheit  und  ebenfalls  einer  Stimmen- 
mehrheit der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen. 

Für  die  Aufnahme  eines  neuen  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ters sind  bei  K die  gleichen  Mehrheitsverhaltnisse  erforder- 
lich wie  bei  der  Aufnahme  eines  Kommanditisten,  bei  L wird 
neben  der  Vierf ünftelkapitalmehrheit  auch  die  Zustimmung  aller 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  verlangt.  Der  Entwurf  ver- 
folgt in  Abs.l  eine  "mittlere  Linie",  indem  er  für  die  Aufnahme 
von  Gesellschaftern  ganz  allgemein,  unabhängig  davon,  ob  sie 
Komimanditisten  oder  Komipl  em-entäre  sind,  eine  Dreiviertel.mehr- 
heit  sowohl  nach  dem  Kapital  als  auch  nach  Köpfen  bei  den  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaftern  verlangt.  Der  bei  L für  dis 
Aufnahme  eines  neuen  pervSönlich  haftenden  Gesellschafters  ge- 
forderte einstimmige  Beschluss  der  amtierenden  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter  ist  angesichts  der  grossen  Zahl  von  per- 
sönlich haftenden  Gesellschaftern,  die  K,  L & Co.  nach  erfolg- 
ter Fusion  haben  wird,  nicht  mehr  prakt izierbar . 

Die  Übertragung  von  Kapitalanteilen  zwischen  Gesellschaftern 
wird  bei  K als  Änderung  des  Gesellschaftsvertrages  behandelt 
und  bedarf  dementsprecliend  der  Zustimmung  der  Gesellschafter 
mit  satzungsändernder  Mehrheit.  Für  die  Übertragung  von ' Bezugs - 
rechten  eines  Gesellschafters,  der  sioii  an  einer  Kapi talerliohunc: 
niciit  beteiligen  Vviill,  reicht  für  den  Genelimigungsbescliluss  die 
einfache  Mehrheit  aus  (§  4 Abs . 2 Satz  2).  Bei  L können  dagegen 
di.e  Gesellschafter  ihre  Kapitala.nteile  iniierhalb  gev.’isser  Cwer- 
zen  frei  untereinander  abtreten  (§8  Abs. 4). 


Es  ist  zuzugeben,  dass  die  Gese] Ischc ftermei\rheit  ein  legitimes 
Interesse  daran  hat,  nicht  nur  den  GeselischafterlLreis,  sondern 
auch  die  Verteilung  der  Kapitalquoten  innerhalb  d'-s  Ges-llschai‘- 
terkreises  einer  gewissen  Kontrolle  zu  unterziejien . z.B,  vjenn 


2.  Blatt  der  Anmerkunnfin  zu  § J?3 

es  darum  geht^  neu  eintretenden  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern eine  Kapitalquote  zu  verschaffen  oder  die  Kapital-  • 
quote  anderer  persönlich  haftender  Gesellschafter  zu  vergrösser: 
Andererseits  geht  es  zu  weit,  v;enn  man,  wie  bei  K,  einer 
Gesellschafterminderheit  ein  Vetorecht  gegen  solche  Übertragun- 
gen einräumt.  Ein  ablehnender  Gesellschaf terbeschluss , der  dem 
verkaufswilligen  Gesellschafter  keine  andere  Möglichkeit  eröff- 
net, seine  Anteile  zu  verwerten,  zwingt  diesen  im  Ergebnis  dazu, 
seine  Beteiligung  zu  kündigen  und  sich  zu  Lasten  des  Gesell - 
Schaftsvermögens  auszahlen  zu  lassen.  Solch  eine  Regelung  kann 
nicht  im  Interesse  der  Gesellschaft  sein.  Der  Ent  /urf  über- 
nimmt daher  in  Absatz  2 die  bereits  für  den  Verkauf  von  Bezugs- 
rechten geltende  Regelung  von  K,  v/onach  Zustimmung  oder  Ableh- 
nung durch  einfachen  Mehrheitsbeschluss  der  Gesellschafter  aus- 
gesprochen werden.  Der  verkaufswillige  Gesellschafter  und  sein 
Partner  können  bei  der  Beschlussfassung  mitstimmen  (§  l4  Abs. 6}. 
In  Anlehnung  an  die  Regelung  von  L muss  ein  ablehnender  Beschlu' 
dem  verkaufswilligen  Gesellschafter  die  Möglichkeit  einräumen, 
seinen  Anteil  bzvj . den  Teil  seines  Anteils,  den  er  verkaufen 
oder  belasten  wol?.te,  zumi  Substanzwert  zu  verv/erten. 


Abs.^l  entspricht  dem  § l4  Abs. 8 bei  K. 

Abs. 3 ist  neu.  Seine  Regelung  entspricht  der  Billigkeit. 

Abs.  5 ist  neu.  Er  soll  verliindern,  dass  bei  der  Aufnahmie 
eines  neuen  Gesellschafters  die  Anteije  der  übrigen  Gesell- 
schafter verwässert  v/erden. 


Abc.  1 bedarf  keiner  Erläuterungen. 


Abs.  2 entspricht  dem  § 20  Abs.l  bei  K und  dem  § 10  Abs.l 
bei  L.  Der  letzte  Satz  des  Absatzes  2,  der  sich  mit  den 
Ruhegehältern  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  befass 
fehlt  bei  L,  da  bei  L die  persönlich  haftenden  Gesellschafte 
zur  Zeit  keine  Pensionsansprüche  haben.  V/egen  des  für  alle 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  K,  L & Co.  vorgese- 
henen Abschlusses  von  Pensionsverträgen  folgt  der  Entwurf 
der  Regelung  bei  K, 


Abs.  p entspricht  dem  § 10  Abs. 5 hei  L.  Bei  K gibu  es  keine 
entsprechende  Bestimmung.  Bei  Streitigkeiten  Liber  die  Bev;er- 
tung  müsste  bei  K also  das  Schiedsgericht  angerufen  werden, 
das  dann  seinerseits  walir scheinlich  einen  Sachverständigen 

jildec: 


bestellen  vmrde . Die  Parteien  voiidei::  Schiedsgericht  vjürderi 
u.U.  die  Hinzuziehung  weiterer  S chverständiger  verlangen. 

Im  Ergebnis  v;ürden  Bev^ertungsstreitigkeiten  daher  auch  im 
Vertrag  K durch  einen  oder  mehrere  Wirtschaftsprüfer  entschi 
den  werden.  Aus  Gründen  der  Zeit-  und  Kostenersparnis  wird 
deswi-egen  empfohlen,  für  Bewertungsstreit igkeiten  nicht  die 
Zuständigkeit  des  Schiedsgerichts  zu  begründen,  scndei'n  z’wei 
V/irtschaf tsprüf er  als  Schiedsgutachter  entsche'den  zu  lassen 


Das  Auseinandersetzungsguti'iaben  eines  ausscheidenden  Gesell- 
schafters wird  bei  K mit  6 % verzinst  (§  20  Abs. 2),  bei  L 
mit  2 f über  dem  Diskontsatz  (§10  Abs.. p).  Der  Entwurf  folgt 
in  Abs.  4 der  Regeli.ing  von  K. 

Das  Auseinandersetzungsguthaben  ist  bei  K in  8 gleichen 
Viei’tel Jahresraten  zu  zahlen  (§  20  Abs.3)j>  bei  in  viel’ 
Jahresraten  (§  10  Abs.j)-  Abs . 5 übernimmt  den  Tilgungs.modus 
von  K.  Da  das  Gesell  schaftsvermögen  uui’ch  die  Fusion  erhebli 
vergrössert  wird,  dürfte  der  Gesell. schaf t in  Zukunft  auch  di 
Aufbringung  der  Tilgungsraten  für  ausscheidende  Gesell.'^-chaft 
leichter  fallen  als  bisher.  Desv/egen  ist  es  vertretbar,  dem 


Fortsetzim.q  der  A nm  e rkungen  s u §2  4 


Interesse  der  aasscheidenden  Gesellschafter  an  einer  möglichst 
schnellen  Auszahlung  ihres  Auseinandersetzungsgutliabens  stärker 
Rechnung  zu  tragen,  als  es  bisher  bei  L der  Fall  gewesen  ist. 
Damit  entfällt  auch  das  Bedürfnis  für  die  in  § 10  Abs.j5  letzter 
Satz  bestehende  Möglichkeit  eines  ausgeschiedenen  Gesellschaf- 
ters, zinslose  Vorschüsse  bis  zur  Höhe  der  Hälfte  des  nächsten 
fälligen  Teilbetrages  zu  entnelLmen.  Der  Entwurf  hat  daher  diese 
Regelung  von  L nicht  übernommen. 


Abs. 6 entspricht  dem  § 20  Abs. A bei  K. 


Abs.  7 entspricht  dem  § 2(.  Abs.  5 bei  K. 
Abs. 8 entspricht  dem  § 20  Abs. 6 bei  K. 


Anmerkungen  zu  § 25 

Diese  Bestimmung  entspricht  dem  § 11  bei  L.  Im  Gesellschai ts- 
vertrag  X ist  die  Abwicklung  der  Gesellschaft  nach  ihrer  Auf- • 
lösung  nicht  geregelt.  Die  Aufnahme  solch  einer  Regelung  in 
den  neuen  Gesellschaftsvertrag  erscheint  ernpf ehlensv/ert . 


Annierkungen  zu  § 26 


Änderungen  des  Gesellschaftsvertrages  verlangen  hei  K eine 
Kapitalmehrheit  von  drei  Vierteln^  hei  L eine  solche  von 
vier  Fünfteln,  und  hei  beiden  Gesellschaften  dazu  noch  eine 
Mehrheit  der . persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen. 
Der  Entvmrf  sieht  als  Komprornj.sslösung  eine  Dreiviee/telmehrheit 
sowohl  für  die  Abstimmung  nach  Kapitalanteilen  als  auch  für 
die  Abstimmung  innerhalb  der  persönlich  haftenden  Gesellschaf- 
ter vor  (Abs . 1 ) . 


Abs. 2 ist  neu.  Er  stellt  klar,  dass  gevn.sse  Verträge,  die 
die  Struktur  der  Gesellsc/.af t und  den  Wert  der  Kapitalan- 
teile einschneidend  verändern  können,  als  Satzungsänderungen 
gelten. 

Abs. 3 ist  neu.  Er  spricht  den  an  und  für  sich  selbstverständ- 
lichen Grundsatz  aus,  dass  kein  Gesellschafter  gegen  seinen 
Willen  zu  zusätzlichen  Leistungen  verpflj.ch'cet  v;erden  kann. 


Anmerkungen  zu  § 27 


Abs.l  entspricht  dem  § Abs. 2 bei  L.  Eine  vergleichbare 
Regelung  befindet  sich  in  § 21  Abs.l  bei  K. 

Abs. 2 entspricht  dem  § 22  bei  K.  Bei  L besteht  eine  Schiede- 
Vereinbarung  nicht.  Die  Aufnahme  solch  einer  Vereinbarung 
erscheint  jedoch  aus  praktischen  Grünaen  empf -ehlensvjert  und 
vjurde  in  der  Unterredung  vom  20. Januar  1971  auch  allgemein 
akzeptiert . 


4 3 ESSEN, 
Lindenallee  7-9 


den  3»Juni  1971 


GESCHÄFTSINHABER 


Tel.  : (0  21  41)  10  01 
Durchwahl  190 


Herrn 

Kurt  H.Grunebaum 
President 

New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 

New  York,  N.Y. 10004/USA 


Lieber  Kurt ! 


Als  Anlage  überreichen  wir  Ihnen  zwei  Protokolle  der  Gesell- 
schafterversammlungen unserer  Bank  und  der  Burkhardt  & Co. 
Grundstücksgesellschaft  vom  24. Mal  1971  mit  der  Bitte  um 
Kenntnisnahme . 

Durch  den  Eintritt  von  Peter  und  Michael  in  die  Simon  Hirsch- 
land Inc . und  das  Ausscheiden  von  Frau  Dorothee  Trist  war 
§ 2 Abs. 3 unseres  Gesellschaftsvertrages  zu  ändern.  Als  Anlage 
überreichen  wir  Ihnen  - in  doppelter  Ausfertigung  - ein  neues 
1. Blatt  des  § 2 unseres  Gesellschaftsvertrages,  das  dieser 
Veränderung  Rechnung  trägt. 

Zu  berichtigen  war  ferner  § 2a  Abs. 2 unseres  Gesellschaftsver- 
trages betreffend  die  Kapitalquoten  unserer  Gesellschafter. 

Die  anliegende  Neufassung  des  § 2a  - ebenfalls  in  doppelter 
Ausfertigung  - trägt  der  Kapitalerhöhung  im  vergangenen  Jahr 
und  der  Tatsache,  dass  Herr  von  Waldthausen  nunmehr  mit  einer 
Quote  von  1/2  / an  dem  Kapital  unserer  Gesellschaft  beteiligt 
ist,  Rechnung. 

Wir  bitten  Sie,  Ihr  bzw.  Erichs  Exemplar  unseres  Gesellschaf ts - 
Vertrages  durch  Austausch  des  ersten  Blattes  des  § 2 und  des 
§ 2a  auf  den  neuesten  Stand  zu  bringen. 

Wir  grüssen  Sie 

« 

freundschaft liehst 

-iZ  <0  ^ 

Burkhardt  & Co. 

(Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen) 

P.S.:  Ferner  fügen  wir  bei:  Deckblatt  und  § 13  unseres 
Vertrages  mit  der  neuen  Datierung. 


4 3 ESSEN, 

LINDENALLEE  7-9 


GESELLSCHAFTSVERTRAG 
der  Kommanditgesellschaft 

in  Firma  Burkhardt  & Co.,  Essen 


in  der  Fassung  vom  1.  Juni  1971 


N 


§ 2 

Gesellschafter 


(1)  Persönlich  haftende  Gesellschafter  sind: 

1.  Dr. Fritz  Meyer-Struckmann,  Essen 

2.  Karl-Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein,  Essen 

5.  Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen,  Essen 

4.  Werner  Kehl,  Hösel  bei  Düsseldorf 

5.  Otto  Schoeppler,  Hösel  bei  Düsseldorf 

6.  Wolfgang  von  Waldthausen,  Essen. 

(2)  Kommanditisten  sind: 

7.  Hildegard  Burkhardt  geb. Blessing,  Küsnacht-Zürich 

8.  Compagnie  Financiere  de  Suez  et  de  1' Union  Parisienne, 

Paris 

9.  Dr. Gotthard  Freiherr  von  Falkenhausen,  Essen 

10.  Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

11.  Dr. Hermann  Karoli,  Essen 

12.  Marine  Midland  Overseas  GmbH,  Köln 
1^5.  Bankhaus  Merck,  Finck  & Co.,  München. 


(3)  Die  Simon  Hirschland  Inc.  übt  ihre  Gesellschafterfunktionen 
als  Treuhänderin  für  ihre  Aktionäre  - das  sind  die  Herren 
Kurt  H.Grunebaum,  Erich  O.Grunebaum,  Peter  K.Grunebaum, 

E. Michael  Grunebaum  und  Henry  Hirschland  (Treugeber)  - aus. 

Im  Sinne  des  § 7 Abs. 4 gilt  nicht  die  Treuhänderin,  son- 
dern gelten  die  Treugeber  nach  Maßgabe  ihrer  Anteile  an 
der  Simon  Hirschland  Inc.  als  Gesellschafter.  Die  Treugeber 
und  ihre  Rechtsnachfolger  sind  berechtigt,  ihre  Anteile 
an  der  Simon  Hirschland  Inc.  untereinander  abzutreten, 
allerdings  nur  zusammen  mit  sämtlichen  Rechten  und  Pflich- 
ten, die  mit  der  treuhänderischen  Verwaltung  ihres  Komman- 
ditanteils  durch  die  Simon  Hirschland  Inc.  in  Verbindung 
stehen.  Auch  Teilabtretungen  sind  zulässig,  jedoch  nur  dann, 
wenn  mit  den  Anteilen  an  der  Simon  Hirschland  Inc.  auch  ein 
entsprechender  Anteil  an  den  Rechten  und  Pflichten  aus  dem 
genannten  Treuhandverhältnis  übertragen  wird.  Für  Abtretun- 
gen an  Dritte  gelten  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  neuer 
Gesellschafter  entsprechend. 

(4)  Gegenüber  der  Gesellschaft  können  sich  die  Simon  Hirsch- 
land Inc.  bzw.  deren  Treugeber  - unbeschadet  der  Regelung 
■des  Abs. 5 - nur  durch  einen  oder  höchstens  zwei  gemein- 
schaftlich Vertretungsberechtigte  bei  der  Gesellschaft 
vertreten  lassen.  Der  oder  die  Vertreter  sollen  grundsätz- 
lich Treugeber  oder  Mitglieder  des  Board  of  Directors  der 
Simon  Hirschland  Inc.  sein. 

(5)  Jeder  Treugeber  der  Simon  Hirschland  Inc.  hat  jederzeit 
das  Recht,  von  der  Simon  Hirschland  Inc.  die  ttbertragung 
seines  von  dieser  treuhänderisch  gehaltenen  Anteils  auf  sich 
zu  verlangen,  die  Simon  Hirschland  Inc.  als  Treuhänderin 
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§ 2a 

Gesell schafterkapltal 


(l)  Die  Kapitaleinlagen  der  Gesellschafter,  soweit  sie 

gesellschaftsrechtlich  gebunden  sind,  werden  in  diesem 
Vertrag  als  "Kapitalanteile"  bezeichnet.  Die  Kapital- 
anteile können  nur  durch  einen  Gesellschafterbeschluss 
geändert  werden,  der  den  für  Änderungen'  des  Gesell - 
Schaftsvertrages  geltenden  Bestimmungen  unterliegt. 


(2)  Die  Kapitalanteile  der  Gesellschafter  betragen: 


■i'X  ■ 


I -i:  ‘ 


1.  Dr. Fritz  Meyer-Struckmann 

2.  Karl-Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von 

Finckenstein 

3*  Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 

4.  Werner  Kehl 

5.  Otto  Schoeppler 

6.  Wolfgang  von  Waldthausen 

7.  Hildegard  Burkhardt 

8.  Compagnie  Financiere  de  Suez  et  de 

l’ Union  Parisienne,  Paris 

9.  Dr. Gotthard  Freiherr  von  Falkenhausen 

10.  Simon  Hirschland  Inc. 

11.  Dr. Hermann  Karol i 

12.  Marine  Midland  Overseas  GmbH 

13.  Bankhaus  Merck,  Finck  & Co. 


DM  2.790.000, - 

2.480.000,  - 

3.100.000,  - 

1.550.000,  - 

775.000, - 

155.000,  - 

620.000,  - 

4.650.000,  - 

2.015.000,  - 

5.735.000, - 

1.240.000,  - 

4.650.000,  - 

1.240.000,  - 


■ 
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(3)  Die  Summe  der  Kapitalanteile  bildet  das  Gesellschafts- 
kapital im  Sinne  dieses  Vertrages. 

« 

(4)  Jeder  Gesellschafter  ist  in  dem  gleichen  Verhältnis  am 
Gesellschaftskapital  der  Gesellschaft  wie  am  Gesell- 
schaftskapital der  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Komman- 
ditgesellschaft beteiligt.  Die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  der  Gesellschaft  sind  zugleich  persön- 
lich haftende  Gesellschafter  der  Firma  Burkhardt  & Co. 
Grundstücks -Kommanditgesellschaf t ; die  Kommanditisten 
der  Gesellschaft  sind  zugleich  Kommanditisten  jener 
Gesellschaft. 

(5)  Eine  Änderung  der  Kapitalanteile  oder  eine  Änderung  der 
■ Rechtsstellung  eines  Gesellschafters  ist  nur  möglich, 

wenn  gleichzeitig  seine  Kapitalanteile  und  seine  Rechts- 
stellung bei  der  Firma  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Kom- 
manditgesellschaft entsprechend  geändert  werden. 


\ 
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(2)  Sollte  eine  Beetio.C; 
un w i r k s am  sein,  so 
übrigen  Best irr.munge 
Erfolg  einer  nichti 
eine  neue  wirksame 
schafter  verpflicht 
mung  in  den  Geselle 
des  Vertrages  soll 
dem,  was  gewollt  is 


O " 


:ung  dieses  Vert 
wird  dadui-ch  die  Hec 
n nicht  beeinträchti 
gen  Bestimmung  im  vie 
Best  Lmimung  e r r e i c he n 
et,  der  Aufnahme  sol 
chaf tsvertr-ag  zuzusu 
eine  angemessene  Reg 
t,  am  nächsten  kommt 


ganz  oder  teilweise 
htswirksamkeit  der 
gt . Lässt  sich  der 
sentlichen  durch 
, so  sind  die  Gesell 
ch  einer  Bestim- 
immen.  Für  Lücken 
elung  gelten,  die 


I 
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(3)  Der  Gesellschaftsvertrag  tritt  in  seiner  Jetzigen  Fassung 
am  l.Juni  1971  in  Kraft. 
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der  Gesellschafterversammlungen  der 


a)  Kommanditgesellschaft  in  Firma  Burkliardt  & Co.  und 

b)  Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Kommanditgesellschaft 


sowie  gleichzeitig  der  Verwaltungsratsitzung  der 


Kommanditgesell.schaft  in  Firma  Burldiardt  & Co 


am  24.  Mai  1971  in  den  Räumen  des  Banlchauses  Burkhardt  & Co 
Essen,  Lindenallee  7/9 


Teilnehmer 


Verwaltungsratvor.sitzender 


Dr.  Gotthardt  Freiherr  von  Falkenhausen 


Persönlich  haftende  Gesellschafter 


Dr.  Fritz  Meyer- Stnackmann 

Karl  Wilhelm  Reichsgraf  Flnck  von  Finckenstein 
Dr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 


Werner  Kehl 
Otto  Schoeppler 
Wolfgang  von  Waldthausen 


Kommanditisten 


Compagnie  Financlere  de  Suez,  vertreten  durch  Herrn  Max  Hubert  Schrpeder 
Marine  Midland  Overseas  GmbH,  vertreten  durch  Herrn  Derek  C.  Pey 
Herr  Dr.  Gotthardt  Freiherr  von  Falkenhausen 


Herr  Dr.  Karoli,  vertreten  durch  einen  Vertreter  des  Treugebers 

(war  nur  v.’älirend  der  Gesellschafterversammlung  der  Kommanditgesellschaft 

in  Firma  Burldiardt  & Co.  anwesend) 

Bankhaus  Merck,  Fi.nck  & Co.  , vertreten  durch  Herrn  Dr.  Berniiard  Freiherr 
von  Falkerüiausen  (Vollmachten  sind  dem  Protokoll  bei  gefügt) 

Simon  Hirschland  Inc.,  vertreten  durch  die  Her’ren 
Kurt  II.  Grunebaum,  und  Peter  Grunebaurn 


Frau  Hildegard  BurkJiardt,  Küßnacht,  vertreten  durch  Herrn  Kurt  H.  Grunebaurn 
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Aus  dem  Bankhaus  BurMiardt  & Co 


Klaus  Lichtenauer 


Grundstücks-Kommanditgesellschaft 


a)  Tagesordnung  der  Burkhardt  & Co 
Essen,  Lindenallee  7/9 


Die  Tagesordnung  war  den  Gesellschaftern  mit  Schreiben  vom  2o.  April  1971 
zugegangen.  Zusätzlich  wurden  den  Gesellschaftern  mit  Schreiben  vom 
12.  Mal  1971  als  Anlage  zu  den  Erläuterungen  der  Geschäftsinhaber  die 
Bilanz  der  Barkhardt  & Co.  Grundstücks-Kommanditgesellschaft  zum 
91.  Dezember  197o,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  für  das  Geschäfts- 
jahr 1970  und  eine  Gewinnverteilung  für  das  Jalir  197p  übersandt.  Auf 
der  Grundlage  dieser  Zahlen  wurden  der  Jahresabschluß  für  das  Geschäfts- 
jahr 1970  (Punkt  1 der  Tagesordnung)  und  die  Gewinnverteilung  für  das 
Geschäftsjahr  197o  (Punkt  2 der  Tagesordnung)  von  der  Gesellschafter- 
versammlung einstimmig  genehmigt.  Den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
wurde  für  ihre  Geschäftsführung  während  des  Geschäftsjahres  197°  (Punkt  9 
der  Tagesordnung)  einstimmig  Entlastung  erteilt.  Zum  Punkt  4 "Verschiedenes 


Da  ln  der  Zwischenzeit  der  Vertreter  von  Herrn  Dr.  Karoli  erschienen  war, 
eröffnete  Herr  Dr.  Gotthardt  Freiherr  von  Falkenhausen  die  Gesellschafter- 
Versammlung  der  Kommanditgesellschaft  in  Firma  Burlchardt  & Co.  um  lo.95  Uhr. 
Er  erteilte  Herrn  Dr.  Meyer-Struckmann  das  Wort  zu  einem  Bericht  über  die 
allgemeine  v/lrtschaftliche  Situation  während  des  Jahres  197o  und  zu  Beginn 
des  Jahres  I97I  aus  der  Sicht  des  Bankhauses  IXirkhardt  & Co.  Herr  Dr.  Meyer- 
Struckmann  fügte  diesem  Bericht  einige  Erläuterungen  zu  der  besonderen  Bilanz 


und  Erfolßssituatlon  des  Bankliauses  im  Jahre  I970  an  und  verwies  im  übrigen 
auf  die  den  Gesellschaftern  bereits  zugegangemen  scliriftlichen  Erläuterungen 
der  Geschäftsinhaber. 


b)  Tagesordnung  der  Kommanditgesellschaft  ln  Firma  Burkhardt  & Co 
Essen,  Li ndenallee  Y/9 


Punkt  1:  Beschlußfassung  über  den  Jahresabschluß  für  das 
Geschäftsjahr  197o 


Mit  Schreiben  vom  12.  Mal  1971  waren  den  Gesellschaftern  bereits 
der  Bericht  der  Westdeutschland  Wirts chafts prüf ungs- AG  über  die 
Prüfung;  des  Jahresabschlusses  zum  3I.  Dezember  197o  und  zusätz- 
liche Erläuterungen  der  Geschäftsinhaber  zugegangen.  Diese  Unter' 
lagen  dienten  als  Basis  für  die  Berichterstattung  über  die  Ver- 
änderungen ln  der  Bilanz-  und  Erfolgssituation  während  des 
Geschäftsjahres  197o.  Die  Geschäftsinhaber  berichteten  zum  Teil 
über  die  Entwicklung  in  den  einzelnen  Geschäftssparten  und  beant- 
worteten gleichzeitig  eine  Reihe  von  F'ragen  aus  dem  Kreis  der 
Gesellschaf i', er . Der  Jahresabschluß  der  Kommanditgesellschaft  in 
Firma  Burldriardt  & Co.  zum  71*  Dezember  197°  wurde  von  der  Gesell- 
schafterversammlung einstimmig  genehmigt. 


Punkt  2:  Beschlußfassung  über  die  Gewinnverteilung  für  das 


Geschäfts  jnlir  197o 


Zur  Gewinnsituation  v/urde  darauf  verwiesen,  daß  Abschreibungen 
auf  Effekten  trotz  der  unbefriedigenden  Kursentwicklung  während 
des  Geschäftsjahres  ln  relativ  geringem  Umfang  erforderlich 
wurden,  auf  der  anderen  Seite  aber  der  Druck  der  Verwaltungsauf- 
wendungen das  Ergebnis  merklich  belastet  habe.  Überdies  habe  man 
es  aus  Gründen  einer  bewußt  vorsichtigen  Beurteilung  für  richtig 
gehalten,  die  Einzelwertberichtigungen  reichlich  zu  bernessen.  Tm 
übrigen  wurde  auf  die  bereil.s  schriftlich  gegebenen  Erläuterungen 
verwiesen.  Nach  der  Beantwortung  einer  Reihe  von  Fragen  aus  dem 
Bereich  der  Gewinn-  und  Verlustreclmung  wurde  der  zur  Gewlnnver- 


teilung  für  das  Geschäftsjahr  197o  unterbreitete  Vorschlag  von 
den  Gesellschaftern  einstimmig  genehmigt. 


Punkt  9:  Entlastung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  für 
ihre  Geschäftsführung  v;ährend  des  Geschäfts jalir es  197o 


Den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  vmrde  für  ihre  Geschäfts 
führung  wäJirend  des  Geschäfts jalir es  197°  von  der  Gesellschafter- 
versammlung einstimmig  Entlastung  erteilt. 


Punkt  4 


Bericht  über  den  Stand  unserer  Gespräche  mit  dem 
Bankhaus  C.G.  Trlnkaus,  Düsseldorf 


Graf  Finckenstein  berichtete,  daß  die  bisherigen  Kooperations- 
gespräche mit  dem  Ranldiaus  C.G.  Trinkaus  sich  auf  eine  Unter- 
suchung der  Geschäftsstruktur  erstreckt  hätten  und  fortgesetzt 
würden.  Die  Ergebnisse  hätten  bisher  den  Eindruck  vermittelt, 
daß  die  Geschäf ussparten  beider  Ifiuser  sich  gut  ergänzen. 


Die  Gesellschafterversammlung  erklärte  sich  einstimmig  damit  ein- 
verstanden, daß  die  Gespräche  von  den  persönlich  haftenden  Gesell' 
schaf tern  bis  zur  Vertragsreife  fortgeführt  werden.  Hervorgehoben 
wurde  jedoch,  daß  durch  die  Kooperation  auf  jeden  Pall  ein 
Rationalls ierungs eff ekt  erzielt  worden  müsse. 


Da  die  Gespräche  etwa  im  Juli  1971  einen  Stand  erreicht  haben 
werden,  der  eine  Entscheidung  der  Gesellschafter  verlangt,  wurde 

für  diesen  Zeitpunkt  bereits  jetzo  eine  außerordentliche  Gesell- 

% 

schafterversamrnlung  ins  Auge  gefaßt.  Da  der  genaue  Zeitpunkt  noch 
nicht  abzusehen  ist  und  die  Unterrichtung  u.U.  kiarzfristig  er- 
folgen muß,  v/aren  die  Gesellschafter  damit  e Invers t einden,  daß  die 

« 

Einladung  zu  dieser  außerordentlichen  Gesellschafterversammlung 
unter  Vernachlässigung  der  sonst  üblichen  Einladungsfrist  von 
vier  Wochen  geschehen  kann. 
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Punkt  5:  Wahl  des  Abschl\ißprUf ers  für  das  Geschäftsjahr  1971 

Die  Gesellschafterversammlung  folgte  einstimmig  dem  Vorschlag 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  die  Westdeutschland 
Wirts chafts prüf ungs- AG,  Essen,  mit  der  Prüfung  des  Jahresab- 
schlusses für  das  Jahr  1971  beauftragen. 


Punkt  6:  Verschiedenes 


Herr  Kurt  H.  Grunebaum  teilte  mit,  daß  Frau  Dorothee  Triest 
aus  dem  Kreis  der  Gesellschafter  der  Simon  Illrschland  Tnc.  aus- 
geschieden  1st.  Außerdem  sind  in  der  Zwischenzeit  die  Herren 
Peter  Grunebaum  und  Michael  Grunebaum  als  Gesellschafter  neu 
hinzugekomrnen.  Die  Gesellschafter  nahmen  hiervon  zustimmend 
Kenntnis. 


Graf  Flnckenstcin  berichtete,  daß  mit  Wirkung  vom  1.5*1971 
Herr  Wolfgang  von  Waldthausen  als  persönlich  haftender  Gesell- 
schafter ln  die  Bank  eingetreten  ist  und  in  der  Zwischenzeit 
von  einem  anderen  Gesellschafter  eine  Kapitalquote  von  1/2  <fo 
erworben  hat. 


Mit  einem  Dank  an  die  Gesellschafter  für  ihr  Erscheinen  und  die  in  aufge- 
schlossener Atmosphäre  geführte  Diskussion  schloß  Herr  Dr.  Gotthardt  Freiherr 
von  Falkenhausen  die  Gesellschafterversammlungen  um  12.15  Uhr. 
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GESCHÄFTSINHABER 


Herrn 

Erich  O.Grunebaum 

New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 

New  York,  N.Y . 10017/USA 

Lieber  Herr  Grunebaum! 


Mit  unserem  Schreiben  vom  20. April  1971  hatten  wir  Sie  zu 
unserer  Gesellschafterversammlung  am  24. Mai  1971>  11  Uhr, 
eingeladen  und  Ihnen  die  Tagesordnung  mitgeteilt.  Heute  können 
wir  Ihnen  den  Bericht  der  Westdeutschland  Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft AG,  Essen,  Uber  die  Prüfung  unseres  Jahresabschlusses 
zum  31 »Dezember  1970  überreichen  sowie  einige  Unterlagen,  die 
Sie  über  die  Gegenstände  der  Tagesordnung  unterrichten  und  Ihnen 
die  Beschlussfassung  erleichtern  sollen.  Zu  den  einzelnen  Punkten 
der  Tagesordnung  nehmen  wir  wie  folgt  Stellung: 

Zu  Punkt  1 und  3 Uer  Tagesordnung, 

Feststellung  des  Jahresabschlusses  für  das  Geschäftsjahr  1970 
und  Entlastung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  für  ihre 
Geschäftsführung  während  des  Geschäftsjahres  1970. 

Das  Jahr  1970  war  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  konjunktur- 
politisch ein  Jahr  der  Ungewissheit.  Es  begann  mit  einer  in 
diesem  Ausmaß  nicht  erwarteten  Verstärkung  der  Nachfrage,  wodurch 
die  DM-Aufwertung  vom  Herbst  1969  ihre  dämpfende  Wirkung  zunächst 
verlor.  Praktisch  bewegte  sich  die  Wirtschaft  bei  extrem  hohen 
Auftragsbeständen  und  Anspannung  aller  Produktionsfaktoren  bis 
zum  Herbst  auf  einem  konjunkturellen  Hochplateau.  Trotzdem  war 
schon  in  der  zweiten  Jahreshälfte  unverkennbar,  dass  der  1967 
begonnene  Konjunkturaufschwung  seinen  Höhepunkt  überschritten 
hatte : 

Seit  1969  waren  die  Kosten  in  allen  Bereichen  der  Wirtschaft 
stark  gestiegen.  Das  galt  besonders  für  die  Personalkosten,  die 
sich  im  Jahr  1969  um  10  % und  im  Jahr  1970,  unter  dem  Einfluss 
der  in  diesem  Jahr  in  Kraft  getretenen  Lohnfortzahlung  im  Krank- 
heitsfall, um  weitere  15  % erhöhten.  Bei  einem  Produktivitäts- 
fortschritt von  6,1  % im  Jahr  1969  und  3# 5 % ifn  Jahr  1970  konnte 
dieser  Kostenanstieg  durch  Rationalisierungsmaßnahmen  auch  nicht 
annähernd  auf gefangen  werden.  Die  Bemühungen  der  Unternehmer,  die 
höheren  Kosten  wenigstens  teilweise  auf  den  Preis  abzuwälzen, 
stiessen  jedoch  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  auf  wachsenden 
Widerstand.  Mit  den  Ertragsspannen  verringerte  sich  auch  die 
Investitionsneigung  in  der  Wirtschaft.  Da  auch  der  Export,  be- 
dingt durch  Rückschläge  in  wichtigen  Handelsländern  und  die 
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Spätwirkungen  verschiedener  Wechselkursänderungen,  stagnierte, 
setzte  allmählich  ein  konjunktureller  Abschwung  ein,  der  in  ein- 
zelnen Bereichen  der  Wirtschaft  bereits  zu  freien  Kapazitäten 
und  Kurzarbeit  geführt  hat. 

Auf  die  Preis-  und  Kostenentwicklung  hat  die  Entspannung  dagegen 
noch  keinen  Einfluss  nehmen  können.  Die  Bundesrepublik  Deutsch- 
land musste  im  Jahr  1970  die  stärksten  Preiserhöhungen  seit  dem 
Koreaboom  hinnehmen.  Das  Sozialprodukt  war  zwar  mit  668  Mrd.DM 
gegenüber  dem  Jahr  I969  um  nominal  12,5  % gestiegen.  Die  reale 
Steigerung  (in  Preisen  von  I962)  lag  jedoch  nach  Eliminierung 
des  Inflationsfaktors  bei  lediglich  4,5  ^ gegenüber  8 ^ im  Jahr 
davor.  Die  Verbraucherpreise  im  Jahr  1970  stiegen  um  etwa  4 

Diesem  Preisauftrieb  versuchten  die  Bundesbank  und  die  Bundes- 
regierung durch  eine  Verknappung  des  Geldes  und  eine  entsprechende 
Erhöhung  des  inländischen  Zinsniveaus  entgegenzuwirken;  Die  Bun- 
desregierung entzog  durch  verschiedene  fiskalische  Maßnahmen 
(Streichung  beabsichtigter  Verbesserungen  im  Sozialbereich,  Schaf- 
fung einer  Konjunkturausgleichsrücklage  von  insgesamt  2,5  Mrd.DM, 
Aussetzen  der  degressiven  Abschreibung,  Erhebung  eines  lO^igen 
Konjunkturzuschlages  zur  Lohn-,  Einkommen-  und  Körperschaftsteuer) 
ca.  5 Mrd.DM  dem  Geldkreislauf,  Die  Bundesbank,  die  bereits  An- 
fang 1969  auf  Restriktionskurs  gegangen  war,  setzte  im  März  1970 
den  Diskontsatz  von  6 % auf  7 1/2  % und  den  Lombardsatz  von  9 
auf  9 1/2  % herauf.  Als  in  der  zweiten  Jahreshälfte  das  Zinsniveau 
im  Ausland  allmählich  zurückging,  wurden  diese  Erhöhungen  zwar, 
um  das  deutsche  Zinsniveau  an  die  internationalen  Zinssätze  an- 
zupassen und  unerwünschte  Devisenzuflüsse  abzuwehren,  langsam 
wieder  rückgängig  gemacht;  Der  Diskontsatz  wurde  im  Juli,  Novem- 
ber und  Dezember  um  jeweils  1/2  % und  der  Lombardsatz  um  insge- 
samt 2 % gesenkt;  die  Bundesbank  sorgte  jedoch  durch  eine  gleich- 
zeitige Erhöhung  der  Mindestreserven  bei  den  deutschen  Kredit- 
instituten dafür,  dass  die  Lage  am  Geldmarkt  weiterhin  angespannt 
blieb. 

Dem  Versuch,  den  Preisauftrieb  allein  mit  monetären  Maßnahmen 
aufzuhalten,  ist  zwar  bisher  ein  durchschlagender  Erfolg  versagt 
geblieben.  Die  beschriebenen  Maßnahmen  haben  jedoch  das  deutsche 
Bankgewerbe,  insbesondere  die  auf  kurz-  und  mittelfristige  Kredite 
spezialisierten  Geschäftsbanken  hart  getroffen;  Bereits  Ende  1969 
war  das  Zinsniveau  in  der  Bundesrepublik  infolge  des  nach  der 
DMarkaufwertung  einsetzenden  Rückflusses  der  Auslandsgelder  auf 
eine  bis  dahin  unbekannte  Höhe  gestiegen.  Die  restriktiven  Maß- 
nahmen des  Jahres  1970  führten  zu  einer  zusätzlichen  Erhöhung 
der  Geldbeschaffungskosten,  Die  durchschnittlichen  Haben-Zinsen 
waren  im  Jahr  1970  fast  doppelt  so  hoch  wie  1969«  Eine  entspre- 
chende Anhebung  der  Sollzinsen  war  den  Kreditinstituten  meistens 
nicht  möglich,  da  die  Sollzinsen  im  kurzfristigen  Kreditgeschäft 
traditionsgemäss  an  den  Diskontsatz  gebunden  sind,  und  die  Bundes- 
bank, wahrscheinlich  um  kleinere  und  mittlere  Kreditnehmer  zu 
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schonen,  sich  zu  einer  dem  Anstieg  der  Geldkosten  entsprechenden 
Erhöhung  des  Diskontsatzes  nicht  entschliessen  konnte»  Die  Dis- 
konterhöhung auf  7 1/2  % bot,  so  hoch  sie  sich  auch  zunächst 
optisch  ausnahm,  keinen  vollwertigen  Ausgleich,  da  sie  einmal 
erst  mit  beträchtlicher  Verzögerung  erfolgte  und  zum  andern  dem 
Ausmaß  der  tatsächlichen  Verteuerung  der  Habenzinsen  nur  zum 
Teil  Rechnung  trug.  Auch  die  späteren  Diskontsenkungen  nahmen 
auf  die  tatsächlichen  Zinsverhältnisse  auf  dem  Geldmarkt  keine 
Rücksicht  und  wirkten  sich  dementsprechend  auch  nur  geringfügig 
auf  das  Niveau  der  Habenzinsen  aus. 

Damit  hatte  der  Diskontsatz  im  Berichtsjahr  seine  Leitfunktion 
für  das  Kreditgeschäft  verloren.  Verschiedene  Banken,  darunter 
auch  unser  Haus,  haben  aus  dieser  Entwicklung  die  Konsequenzen 
gezogen  und  die  Bindung  der  Sollzinsen  an  den  Diskontsatz  zu 
Gunsten  einer  "Prime  Rate"  aufgegeben. 

Während  sich  im  Berichtsjahr  die  Zinsmarge  der  Banken,  bedingt 
durch  die  Diskontpolitik  der  Deutschen  Bundesbank,  stark  verklei- 
nerte, hatten  die  Banken  andererseits,  wie  die  gesamte  gewerb- 
liche Wirtschaft,  mit  starken  Erhöhungen  der  Personal-  und  Sach- 
kosten zu  kämpfen.  Ein  Ausgleich  über  das  Wertpapiergeschäft  war 
schon  deswegen  nicht  möglich,  weil  das  Jahr  I970  die  wohl  schwer- 
sten Kursrückgänge  an  den  deutschen  Börsen  seit  Kriegsende  ge- 
bracht hat.  Zusammenfassend  wird  man  wahrscheinlich  sagen  können, 
dass  das  Jahr  1970  für  viele  deutsche  Geschäftsbanken  eines  der 
schlechtesten  Jahre,  wenn  nicht  das  schlechteste  Jahr  seit  der 
Währungsreform  gewesen  ist. 

Unsere  Bank  bildet  hiervon  leider  keine  Ausnahme.  Die  von  uns 
ln  ihrem  Ausmaß  und  ihrer  Dauer  nicht  vorhergesehene  Erhöhung 
der  Habenzinsen  hat  uns  sogar  härter  betroffen  als  viele  ver- 
gleichbare Kreditinstitute: 

Einmal  fliessen  uns  als  fillallosem  Institut  Sicht-  und  Spar- 
einlagen nur  ln  verhältnismässig  geringem  Umfange  zu,  so  dass 
wir  für  unsere  Refinanzierung  besonders  stark  auf  die  zinsempfind- 
lichen, d,h,  im  Jahr  1970  sehr  teuren,  Termineinlagen  angewiesen 
sind.  Andererseits  herrscht  in  unserem  Kreditgeschäft  die  Groß- 
kundschaft vor,  bei  der  die  Weitergabe  erhöhter  Habenzinsen  be- 
sondersschwierig ist.  Hinzu  kommt,  dass  Banken,  die  wie  wir  das 
Wertpapiergeschäft  besonders  pflegen,  ein  grosses  Ef f ektenporte- 
feuille  halten  müssen,  das  entsprechend  hohe  Zinssubventionen 
erfordert,  wenn  die  Refinanzierungskosten  wesentlich  über  den 
Wertpapiererträgen  liegen.  Das  Zinsergebnis  liegt  deswegen  trotz 
eines  um  57>2  Mio. DM  oder  7,5  % gestiegenen  Kreditvolumens  um 
ca, DM  700.000,-  oder  6,4  % unter  dem  des  Vorjahres. 

Für  unser  Kreditgeschäft  1st  dieses  Ergebnis,  so  wenig  es  in 
absoluten  Zahlen  auch  befriedigen  kann,  angesichts  des  grossen, 
durch  den  scharfen  Zinsauftrieb  bedingten  Subventionsbedarfs 
für  unser  Wertpapierportefeuille  nicht  schlecht.  In  diesem  Zu- 
sammenhang ist  insbesondere  auf  das  gute  Wechselgeschäft  hinzu- 
weisen. 
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Leider  ist  der  Ertrag  in  unserem  Kreditgeschäft  durch  Ereignisse 
im  ausserordentlichen  Bereich  beeinträchtigt  worden.  Von  den  zu- 
sätzlichen Abschreibungen  und  Einzelwertberichtigungen  auf  For- 
derungen von  insgesamt  TDM  2.651  entfallen  allein  TDM  2.000  auf 
einen  Kredit  an  eine  amerikanische  Gruppe^  die  im  Herbst  des  ver- 
gangenen Jahres  in  Liquiditätsschwierigkeiten  geriet.  Die  Kre- 
ditgeber haben  sich  im  März  dieses  Jahres  unter  Führung  der  ame- 
rikanischen Hausbank  zu  einem  St Utzungskonsortium  zusammengeschlos- 
sen und  ihre  Kredite  mittelfristig  umgeschuldet.  Verschiedene 
amerikanische  Banken  haben  der  Gesellschaft  darüber  hinaus  die 
für  die  Aufrechterhaltung  und  Fortführung  ihres  Geschäfts  notwen- 
digen flüssigen  Mittel  in  Form  zusätzlicher  Kredite  zur  Verfügung 
gestellt.  Die  Gesellschaft  hat  ihr  Vermögen  auf  das  Bankenkonsor- 
tium als  Sicherheit  für  die  alten  und  neuen  Kredite  übertragen. 

Auch  wir  sind  mit  unserem  Kredit  an  diesem  Sicherheitenpool  be- 
teiligt, Die  Rückzahlung  unseres  ursprünglich  im  August  ds.Js, 

Kredites  wird  nunmehr  in  verschiedenen  Tranchen  bis  zum 
Frühjahr  1973  erfolgen.  Die  amerikanischen  Banken  haben  auf  ihr 
Engagement  keine  Wertberichtigung  gebildet,  da  sie  meinen,  dass 
die  Krise  der  Gesellschaft  nach  Abschluss  des  Stützungsabkommens 
behoben  sei.  Auch  wir  sind  nach  den  letzten  Nachrichten  aus  den 
USA  der  Ansicht,  dass  die  Gesellschaft  ihren  Verpflichtungen 
aus  dem  neuen  Stützungsabkommen  pünktlich  nachkommen  wird.  Trotz- 
dem haben  wir  vorsorglich  auf  unseren  Kredit  von  ca, DM  7,5  Mio, 
eine  Wertberichtigung  von  DM  2 Mio,  gebildet. 


Im  Effektengeschäft  waren,  bedingt  durch  die  schlechte  Börse, 
sowohl  die  Kommissionserträge  als  auch  die  Kursgewinne  im  Ver- 
gleich zum  Jahr  I969  rückläufig.  Der  Abschreibungsbedarf  auf  unse- 
ren Dauerbestand  an  Wertpapieren  betrug  im  Berichtsjahr  TDM  1,070 
und  entfiel  zum  grossen  Teil  auf  Renten,  Angesichts  der  Kursrück- 
gänge im  In-  und  Ausland  betrachten  wir  es  als  einen  Erfolg,  dass 
wir  durch  rechtzeitige  Verkäufe,  insbesondere  aus  unserem  Bestand 
an  steuerfreien  Papieren,  die  Gefahr  höherer  Abschreibungen  ab- 
wenden konnten.  Aufgrund  der  besseren  Börsenverhältnisse  im  Jahr 
1971  hat  ein  erheblicher  Teil  der  im  Berichtsjahr  vorgenommenen 
Abschreibungen  inzwischen  zur  Bildung  neuer  stiller  Reserven 
geführt , 


Gut  entwickelt  hat  sich  das  Auslandsgeschäft,  dessen  Erträge  in 
allen  Sparten  gestiegen  sind. 

Das  starke  Anwachsen  der  Personalkosten  um  17,8  % auf  TDM  6.337 
ist  einmal  auf  die  Gehaltserhöhungen  im  Berichtsjahr  zurückzu- 
führen und  zum  andern  darauf,  dass  sich  die  zahlreichen  Neuein- 
stellungen von  Mitarbeitern  im  Jahr  I969  erst  auf  die  Kosten- 
rechnung des  Berichtsjahres  voll  ausgewirkt  haben.  Die  Zunahme 
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der  Personalkosten  spiegelt  ferner  die  steigende  Bedeutung  hoch- 
qualifizierter  und  damit  auch  entsprechend  höher  bezahlter  Mit- 
arbeiter für  unseren  Geschäftsbetrieb  wider.  Den  in  den  Vorjahren 
begonnenen  Ausbau  unserer  Organisation  haben  wir  im  Berichtsjahr 
im  wesentlichen  abgeschlossen.  Am  3I» Dezember  1970  waren  bei  der 
Bank  und  ihren  Tochtergesellschaften  insgesamt  95^  Mitarbeiter 
beschäftigt.  Zum  ^50. April  1971  hat  sich  diese  Zahl  geringfügig 
auf  951  ermässigt. 

Wir  sind  bemüht,  dem  Anstieg  der  Personalkosten,  der  sich  voraus- 
sichtlich auch  in  den  kommenden  Jahren  fortsetzen  wird,  durch 
geeignete  Rationalisierungsmaßnahmen  zu  begegnen.  Deswegen  wid- 
men wir  dem  weiteren  Ausbau  der  von  unserer  Tochtergesellschaft, 
der  Gesellschaft  für  Unternehmensberatung  und  Datenverarbeitung 
(GUD),  betriebenen  EDV-Anlage  und  des  auf  dieser  Anlage  basie- 
renden Leistungsangebotes  unsere  besondere  Aufmerksamkeit. 

Bilanzsumme  und  Geschäftsvolumen  haben  sich  mit  14,5  % bzw.  12  % 
im  Berichtsjahr  weniger  stark  erhöht  als  in  den  Vorjahren.  Wir 
hielten  jedoch  angesichts  des  seit  Jahren  anhaltenden  Wachstums 
aller  Geschäftssparten  unseres  Hauses  eine  Konsolidierungspause 
für  erforderlich. 

Die  Erläuterungen  des  Prüfungsberichtes  zu  den  unserer  Bank  nahe- 
stehenden Gesellschaften  möchten  wir  in  folgenden  Punkten  ergänzen s 

Die  Burkhardt  & Co.  Vermögensverwaltungsgesellschaft,  an  der  un- 
sere Bank  mit  70  % und  die  Marine  Midland  Overseas  GmbH  mit  50  % 
beteiligt  sind,  hat  sich  im  vergangenen  Jahr  mit  ihrem  Kapital- 
anteil von  51  % an  einer  Kapitalerhöhung  der  KKB  Kundenkredit- 
bank KGaA  beteiligt.  Im  Zuge  dieser  Kapitalerhöhung  hat  sie  ihren 
Aktienbestand  von  Stück  210  575  um  Stück  75.225  auf  Stück 
285.600  erhöht.  Die  KKB  wird  im  Anschluss  an  ihre  Hauptversamm- 
lung am  25. Mai  ds.Js.  auf  sämtliche  Aktien,  alte  wie  neue,  eine 
Dividende  von  DM  10, - pro  Aktie  verteilen,  was  wirtschaftlich 
einer  Dividendenerhöhung  von  ca.  I5  % entspricht. 

Wir  hatten  die  Gesellschaft  für  Unternehmensberatung  und  Daten- 
verarbeitung GmbH  & Co.  KG  (GUD)  im  Jahr  I968  mit  einer  doppel- 
ten Zielsetzung  gegründet:  Einmal  sollte  die  Gesellschaft  die 
für  das  Bankgeschäft  notwendigen  Programme  entwickeln  und  spä- 
ter in  einem  eigenen  Rechenzentrum  betreiben.  Daneben  sollten 
entsprechende  EDV-Dienstleistungen  auch  interessierten  Dritten, 
insbesondere  Kunden  unseres  Hauses,  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
Etwa  zwei  Drittel  des  seinerzeit  konzipierten  Bankprojektes  sind 
mittlerweile  fertiggestellt  und  werden  in  dem  im  Herbst  1969  in- 
stallierten Rechenzentrum  abgewickelt.  Die  Bank  hat  im  Jahr  1970 
etwa  TDM  700  für  die  Entwicklungsarbeit  und  TDM  8OO  für  die  lau- 
fende Abwicklung  im  Rechenzentrum  aufgewendet.  Das  externe  Ge- 
schäft konnte  erst  im  Jahr  1970  intensiviert  werden,  da  zunächst 
die  Installation  des  Rechenzentrums  abgewartet  werden  musste. 
Trotzdem  wurden  schon  im  Jahr  1970  aus  dieser  Geschäftsparte 
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Erträge  in  Höhe  von  ca«  TDM  600  erzielt ^ ein  Betrage  der  etwa 
P8  t des  Gesamtertrages  der  Gesellschaft  (TDi'»l  f«100)  ent:.  prloh<  , 
Irn  Jahr  1970  hat  die  GUD  neben  der  Bank  noch  12  Drittkunden  be-- 
dient«  Fär  das  Jahr  1971  zeichnet  sich  schon  .letzt  eine  Znn.^hrne 
der  Kunden  und  damit  auch  des  Ertragsanteils  a.us  externen  Dleri-'t - 
leistungen  ab«  Dis  GUD  hat  1970  einen  Jahresgewinn  von  ca« 

TDM  dOO  erwirtschaftet«  Alle  Anzeichen  deuten  darauf  hin^  d.n--  - 
sie  sich  auch  in  den  Polgejahren  gUnstig  entwicKeln  wird« 


Von  dem  für  das  Jahr  I969  a.usgewiesenen  Verlust  der  ßurkhfirdt 
d OOo  Reisebüro  GmbH  von  insgesamt  TDM  97  entfallen  cCoTDiT  -16 
auf  i :.s  Rurapfgeschäfts Jahr  1963  und  ca«TDM  81  auf  das  Gesci-'c  ftS“ 
jahr  1d69o  Auch  das  Geschäftsjahr  1970  wird  mit  einem^  wenn  auch 
wesentlich  geringeren^  Verlust  abschliessen«  Der  Grund  für  diese 
Verluste  liegt  darin,  dass  das  Reisebüro,  wie  in  der  Branche 


üblir-h,  die  lATA -Lizenz  erst  nach  einer  gewissen  Anlaufzeit  be- 
antragen und  bis  dahin  an  dem  besonders  lukrativen  Flugsotieln- 
geschaft  nicht  unmittelbar  teilhaben  konnte«  Tm  April  dSoJs«  hat 
das  Reisebüro  nunmehr  die  lATA-Lizenz  erhalten«  Wir  können  des- 
wegen damit  rechnen,  dass  das  Reisebüro  ab  197I  ohne  Verluste 
arbeiten  wird« 


Ende  I969  haben  v^ir  zusammen  mit  der  Dresdner  Bank  und  dem  Bank- 
haus Merck,  Pinck  & Co«  die  Beteiligungsgesellschaft  fü.r  die 
deutsche  Wirtschaft  (BdW)  mit  dem  Sitz  in  Frankfurt  gegrüniet« 

An  den  zur  Hälfte  eingezahlten  Stammkapital  von  TDM  lovDOO  sind 
die  drei  Gründungsbanken  zur  Zeit  noch  mit  je  einem  Drittel  be- 
teiligt o Nach  der  ln  diesem  Jahr  beabsichtigten  Übernahjne  einer 
lO^igen  Beteiligung  durch  das  Bankhaus  Hardy  & Co«  wird  die  Betei- 
ligung der  drei  Altgesellschafter  auf  je  30"^  zuruckgehen«  Die 
BdW  soll  den  nicht  emissionsfähigen  gewerblichen  Mittelbetrieben 
zusätzliches  Kapital  zuführen,  wobei  aus  praktischen  GriLnden  zu- 
meist die  atypische  stille  Gesellschaft  als  Rechtsform  gew:äh.lt 
wird«  Seit  ihrer  Gründung  hat  die  BdW  mit  8 Firmen  Betelllgungs- 
vertrcäge  über  insgesamt  TDM  l4«28C  abgeschlossen«  Von  den  durch 
die  BdW  für  ihre  Gesellschafter  treuhänderisch  gehaltenen  Fv:=tci- 
ligungen  entfällt  auf  unsere  Bank  z«Zt«  ein  Nominalkapital  von 
Insgesamt  TDM  3“950«  Im  Berichtsjahr  haben  wir  aus  diesen  Betei'- 
ligungen  nach  Abzug  unserer  anteiligen  Kosten  insgesamt  TDM  114 
erlöst,  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  dass  die  grosse  Melvrzall 
der  Beteiligungen  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  Berichtsjahres 
bzwo  im  Jahr  1971  eingegangen  worden  sind« 

Die  Internationale  Kapitalanlagegesellscha.ft  mbH,  an  der  unsere 
Bank  mit  6ö  % und  das  Bankliaus  Delbrück  êc  Co  mit  40  ^ beteiligt 
sind,  hat  den  von  ihr  seit  1962  betreuten  "ßrauereifonds'’  Jm 
Berichtsjahr  auf  eine  neue  Grundlage  gestellte  In  den  9 Jahren 
seines  Bestehens  hat  sich  der  Brauereifonds  irn  Investmentgesch.':  ft 
allgemeines  Ansehen  verschafft«“  Mit  einer  Wertsteigerung  ein- 
schliesslich Ausschüttungen  und  Wiederanlagerabatt  von  ca«Bo  ... 
pro  Anteil  stand  er  am  Ende  des  Berl chts Jahres  an  der  Spitze 
aller  deutschen  Investment fonds « Dieser  außergewöhnliche  Wart- 
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Zuwachs  beruhte  nicht  nur  auf  der  besonderen  Ertragskraft  der 
Brauerei-  und  Getränkebranche,  sondern  auch  auf  der  sogenannten 
Fusionswelle,  die  in  den  vergangenen  Jahren  viele  kleinere  und 
mittlere  Brauereibetriebe  in  grösseren  Einheiten  aufgehen  liess. 
Da  der  Konzentrationsprozess  nunmehr  im  wesentlichen  abgeschlos- 
sen zu  sein  scheint,  haben  wir  im  Berichtsjahr  mit  Zustimmung 
des  Bundesaufsichtsamtes  für  das  Kreditwesen  die  Beschränkung 
des^^Anlageprogramms  auf  Brauereiwerte  aufgegeben  und  den  Ponds 
in  Interkapital"  umbenannt . Auch  mit  neuem  Namen  und  Anlage- 
programm hat  sich  der  Ponds  überdurchschnittlich  entwickelt.  Der 
Ausgabekurs  eines  Anteils  ist  bereits  in  den  ersten  vier  Monaten 
dieses  Jahres  um  ca,  10  % gestiegen. 

Im  übrigen  verweisen  wir  auf  den  anliegenden  Prüfungsbericht 
der  Westdeutschland  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  AG,  Essen, 
der  über  die  Vermögens-  und  Ertrags Verhältnisse  unserer  Bank 
und  ihrer  Tochtergesellschaften  im  Geschäftsjahr  1970  ausführ- 
lich berichtet. 


Zu  Punkt  2 der  Tagesordnung, 

Beschlussfassung  über  die  Gewinnverteilung  für  das  Geschäfts- 
jahr 1970. 

Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  schliesst  mit  einem  Bilanz- 
gewinn von  DM  1.895,351,26  ab.  Wir  schlagen  vor,  diesen  Gewinn 
in  voller  Höhe  an  die  Gesellschafter  auszuschütten.  Über  die  Auf- 
teilung des  Bilanzgewinns  geben  Ihnen  die  beigefügten  Anlagen 
Auskunft, 


Zu  Punkt  4 der  Tagesordnung, 

Bericht  über  den  Stand  unserer  Gespräche  mit  dem  Bankhaus 
C.G.Trinkaus,  Düsseldorf, 

Zu  diesem  Punkt  werden  wir  Ihnen  mündlich  berichten. 


Zu  Punkt  5 der  Tagesordnung, 

Wahl  des  Abschlussprüfers  für  das  Geschäftsjahr  I97I. 

Wir  beantragen,  die  Westdeutschland  Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Aktiengesellschaft,  Essen,  mit  der  Prüfung  unseres  Jahres- 
abschlusses für  das  Jahr  1971  zu  beauftragen. 


Zu  Punkt  6 der  Tagesordnung, 

Verschiedenes . 

Wie  Sie  wissen,  ist  Herr  Wolfgang  von  Waldthausen,  Essen,  mit 
Wirkung  vom  I.3.1971  als  persönlich  haftender  Gesellschafter  in 
unsere  Bank  eingetreten.  § 2 Abs.l  unseres  Gesellschaftsvertrages, 


- 8 - 


8, 


BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM 


12, Mai  1971 


in  dam  di©  pöpsönlich  haft©nd6n  G©s©llsGh.af’t©r’  auf’g©zählt  sind 
ist  d©m©nt spr©ch©nd  wi©  folgt  zu  ©rgänz©n: 

§ 2,  G©s©llschaf t©r 

(1)  P©rsönlich  haft©nd©  G©s©llschaft©r  sinds 

1»  Dr. Fritz  M©y©r-Struckmann,  Ess©n 

2,  Karl-Wilh©lm  Rsichsgraf  Pinck  von  Finck©nst©in, 

Ess©n 

3,  Dr, Bomhard  Pr©th©rr  von  Falk©nhaus©n,  Ess©n 

4,  W©rn©r  Kohl,  Hösol  hoi  Düssoldorf 

5«  Otto  Schoopplor,  Hösol  boi  Düssoldorf 
6,  Wolfgang  von  Waldthauson,  Esson, 

Als  Anlag©  üborroichon  wir  Ihnon  das  nou  gofassto  ©rst©  Blatt 
von  § 2 unseros  Gosollschaf tsvortragos,  das  diosor  Vorändorung 
Rochnung  trägt,  und  bitton  Sio,  diosos  Blatt  mit  dom  in  Ihrom 
Vortragstoxt  bofindlichon  Blatt  auszutauschon. 

An  dom  Kapital  unsoror  Bank  ist  Harr  von  Waldthauson  zur  Zoit 
noch  nicht  botoiligt.  Es  ist  vorgosohon,  dass  ©r  von  vorschiodo- 
non  Gosoll schaf torn  im  Wog©  ©inor  froiwilligon  Uboroinkunft 
Kapitalquoton  ©rworbon  wird.  Sobald  das  goschohon  ist,  wordon 
wir  Ihnon  ©in©  ©ntsprochond©  Borichtigung  dos  § 2a  unsoros 
Gosollschaftsvortragos,  botroffond  das  Gosollschaftorkapital, 
zuloiton. 

Im  Vorgloich  zu  dom  unbofriodigondon  Ergobnis  dos  Jahros  I97O 
habon  sich  di©  ©rston  vior  Monat©  dos  Goschäfts jahros  I971 
rocht  positiv  ontwickolt.  Wir  konnten,  im  Vergleich  zum  ersten 
Jahresdrittel  1970,  die  Erträge  in  allen  Geschäftssparten  unse- 
rer Bank,  insbesondere  im  Effektengeschäft,  nicht  unwesentlich 
steigern.  Eine  Prognose  für  die  kommenden  Monate  des  Geschäfts- 
jahres 1971  zu  stellen,  ist  uns  wegen  der  zur  Zeit  noch  unge- 
klärten Währungslage  und  der  Unsicherheit  über  Art  und  Ausmaß 
der  von  der  Bundesregierung  und  der  Bundesbank  beabsichtigten 
Stabilisierungsmaßnahmen  nicht  möglich.  Immerhin  können  wir 
schon  jetzt  feststellen,  dass  uns  aus  der  Freigabe  der  Wechsel- 
kurse kein  Verlust  entstehen  wird. 

Mit  zusätzlichen  Auskünften  stehen  wir  Ihnen  gerne,  auch  vor 
der  Gesellschafterversammlung,  zur  Verfügung, 

Wir  grüssen  Sie 


freundschaft liehst 

d (-Ov 

Burkhardt  & Co, 

(Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen) 


.§  2 

Gesellschafter 

(1)  Persönlich  haftende  Gesellschafter  sind: 

1.  Dr. Fritz  Meyer -Struckmann,  Essen 

2«  Karl-Wilhelm  Reichsgraf  Finck  von  Finckenstein,  Essen 
Dr. Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen,  Essen 

4.  Wernern  Kehl,  Hösel  bei  Düsseldorf 

5.  Otto  Schoeppler,  Hösel  bei  Düsseldorf 

6.  Wolfgang  von  Waldthausen,  Essen. 

(2)  Kommanditisten  sind: 

7.  Hildegard  Burkhardt  geb. Blessing,  Küsnacht 

8.  Compagnie  Financière  de  Suez  et  de  1' Union  Parisienne, 

Paris 

9.  Dr. Gotthard  Freiherr  von  Falkenhausen,  Essen 

10.  Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

11.  Dr. Hermann  Karoli,  Essen 

12.  Marine  Midland  Overseas  GmbH,  Köln 
19.  Bankhaus  Merck,  Finck  & Co.,  München. 

(9)  Die  Simon  Hirschland  Inc.  übt  ihre  Gesellschafterfunktionen 
als  Treuhänderin  für  ihre  Aktionäre  - das  sind  die  Herren 
Kurt  H.Grunebaum,  Erich  O.Grunebaum,  Henry  Hirschland  und 
Frau  Dorothee  Triest  geb.  Hirschland  (Treugeber)  - aus. 

Im  Sinne  des  § 7 Abs.  4 gilt  nicht  die  Treuhänderin,  son- 
dern gelten  die  Treugeber  nach  Maßgabe  ihrer  Anteile  an 
der  Simon  Hirschland  Inc.  als  Gesellschafter.  Die  Treugeber 
und  ihre  Rechtsnachfolger  sind  berechtigt,  ihre  Anteile 
an  der  Simon  Hirschland  Inc.  untereinander  abzutreten, 
allerdings  nur  zusammen  mit  sämtlichen  Rechten  und  Pflich- 
ten, die  mit  der  treuhänderischen  Verwaltung  ihres  Komman- 
ditanteils  durch  die  Simon  Hirschland  Inc.  in  Verbindung 
stehen.  Auch  Teilabtretungen  sind  zulässig,  jedoch  nur  dann, 
wenn  mit  den  Anteilen  an  der  Simon  Hirschland  Inc.  auch  ein 
entsprechender  Anteil  an  den  Rechten  und  Pflichten  aus  dem 
genannten  Treuhandverhältnis  übertragen  wird.  Für  Abtretun- 
gen an  Dritte  gelten  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  neuer 
Gesellschafter  entsprechend. 

(4)  Gegenüber  der  Gesellschaft  können  sich  die  Simon  Hirsch- 
land Inc.  bzw.  deren  Treugeber  - unbeschadet  der  Regelung 
des  Abs. 5 - nur  durch  einen  oder  höchstens  zwei  gemein- 
schaftlich Vertretungsberechtigte  bei  der  Gesellschaft 
vertreten  lassen.  Der  oder  die  Vertreter  sollen  grundsätz- 
lich Treugeber  oder  Mitglieder  des  Board  of  Directors  der 
Simon  Hirschland  Inc.  sein. 

(5)  Jeder  Treugeber  der  Simon  Hirschland  Inc.  hat  jederzeit 
das  Recht,  von  der  Simon  Hirschland  Inc.  die  Übertragung 
seines  von  dieser  treuhänderisch  gehaltenen  Anteils  auf  sich 
zu  verlangen,  die  Simon  Hirschland  Inc.  als  Treuhänderin 
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G E S E L L S C H . F T S V E R T R A G 

der 

Kommanditgesellschaft  in  Firma 
Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Komm.anditgesellschaft , 

Essen 


§ 1 - Firma  und  Sitz 


(1)  Die  Gesellschaft  ist  eine  Kommanditgesellschaft.  Ihre 
Firma  lautet  Durichardt  & Co.  Grundstücks-Kom.manditgesell 
schaft . 

(2)  Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Essen.  Ihre  Geschäfts 
leitung  befindet  sich  in  Essen  und  Düsseldorf. 

§ 2 - Gegenstand  des  Unternehmens 

(1)  Zv.’eck  der  Gesellschaft  ist  der  An-  und  Verkauf  von  Grund 
besitz,  dessen  Bebauung,  Vermietung  und  Verpachtung,  die 
Verv.'altung  von  Grundbesitz  sov/ie  die  Vermittlung  von 
Hypotheken  und  langfristigen  Baugeldern.  Der  Geschäfts- 
zweck kann  auch  in  Form  von  Beteiligungen  im  Zn-  und 
Ausland  verfolgt  v;erden.  Kreditgeschäfte  im  Sinne  des 
Gesetzes  über  das  Kreditwesen  gehören  nicht  zum  Gesell- 
schaf tszweck. 

(2)  Die  Gesellschaft  ist  zu  allen  Handlungen  berechtiget,  die 
unmittelbar  oder  mittelbar  dem  vorstehenden  Zvjeck  zu 
dienen  geeignet  sind. 

§ ^ r Gesellschafter 

(1)  Persönlich  haftende  Gesellschafter  sind; 

Karl- V/ilhelrn  Graf  Finckensteln 
Rudolf  Groth 
Joachim  J.  Hecker 
Kerner  Kehl 

Dr.  Fritz  Meyer-Struckrnann 

Dr.  Hermann- Siegfried  Graf  Münster 

Bruno  J.  Ileumann 

Otto  Schoeppler 

Wolfgang  von  V/aldthausen 

Dr.  Karl  V/ulf 
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[2)  Korr,manditisten  sind: 

Abs t ede  K.V. 

Amiantus  AG 

Hildegard  Burkhardt,  geb.  Blessing 

Dr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 

Dr.  Gotthard  Freiherr  von  Falkenhausen 

Professor  Dr.  hurt  Forberg 

Brigitte  Berger,  geb.  Forberg 

Gabriele  Forberg 

Stefan  Glasn'.acher 

handelsbank  in  Zürich 

Dr.  iCcnrad  Henkel 

Sirr.on  Hirschland  Inc. 

Karoli  V/irtschaf tsprUfung  Grr.bh 
Dipl. -Ing.  Viktor  Langen 
Marine  Midland  Overseas  GirbH 
Udo  van  Mee teren 

Generalkonsul  Senator  Professor  Dr.  Dr.  Alfred  Pierburg 
V/aluer  Poland 
Senator  Erich  Selbach 
Suez  International  S.A. 

Professor  Dr.  Dr.  Ernst  Schneider 
Fr an  z -H  e i nr i ch  ki s th o e f f t 
Konsul  Dr.  o'ohannes  Zahn 

§ 4 - Gesellschaftskapital 

(1)  Die  Kapitaleinlagen  der  Gesellschafter,  sov/eit  sie  ge- 

sellschaftsrechtlich gebunden  sind,  v;erden  in  djeserr. 
Vertrag  als  ’’Kapitalanteile"  bezeichnet. 

(2)  Die  Kapitalanteile  der  Gesellschaft  betragen: 

Karl-V.'ilhelrn  Graf  Finckenstein  DM 

Rudolf  Croth  Dj.] 

Joaciiii;.  J.  Hecker  DM 
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6.321,-- 

IA.47I 

2.3IU,-- 


i 


V.’erner  Kehl . 

DM 

t • 0 Op } — 

Dr.  Fritz  Meyer- dt ruckmann 

DM 

B.972,-- 

Dr.  Hermann-Siegfried  Jraf  Münster 

DM 

1.447,-- 

Bruno  J.  Neumann 

DM 

4.770,-- 

Otto  Schoeppler 

DM 

2.&9P,-- 

V/olfgar:g  von  k'aldtliausen 

DM 

1.447,-- 

Dr.  Karl  Nulf 

DM 

724,-- 

Ab  stede  !MV. 

DM 

6.367,-- 

Am.iantus  Ad 

nv 

* 

14.471,-- 

Hildegard  Burkhardt . geb.  Blessing 

DM 

2.026, -- 

Dr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhcusen 

0 • 'sj'w  , — — 

Dr.  Gozthard  Freiherr  vor.  Falkenhausen 

DM 

5.7d9,-- 

Professor  Dr.  Kurt  Forberg 

DM 

2.694,-- 

Brigitte  Berger,  geb.  For’berg 

5.769,-- 

Gabriele  Forberg 

DM 

5.769,-- 

Stefan  Glasm.acher 

p . i 0.  9 , — 

Handelsbank  ir.  Zürich 

Di' 

14.471 ,-- 

Dr.  Konrad  Henkel 

H T 

LK ; 

l4.471,-- 

Simon  Hirsch land  Inc. 

(für  3 Farr.ilienzvreige ) 

DM 

20.549,-- 

Karol i Hirtscliaf usprüf ung  GmbH 
- treuhänderisch  - 

T>r, ' 

5.499, -- 

Dipl. -Ing.  Viktor  Langer. 

DM 

14.471 ,-- 

Marine  Midland  Overseas  Gm/oH 

DM 

l6.063,-- 

Udo  van  Meeteren 

DM 

14.471,— 

Generalkonsul  Senator  Professor 

Dr.  Dr.  Alfred  Pierburg 

DM 

1 

1 

1 — 1 

L 

• 

'Halter  Poland 

DM 

i .737, -- 

Sena,tor  Erich  Selbach 

DM 

7.236,-- 

Suez  International  S.A. 

DM 

16.063,-- 

Professor  Dr.  Dr.  Ernst  Schneider 

DM 

10.130,-- 

Franz-Heinrich  Hitthoef f t 

DM 

2.694,-- 

Konsul  Dr.  Johannes  Zahn 

DM 

23,444,-- 

DM 

264.000,-- 

(3)  über  Erhöhungen  und  Herabsetzungen  des  desellschaf tskapi- 
tals  beschliessen  die  lesellschaf ter  mit  Scatzungsandernder 
Mehrheit  nach  § 26  Abs.  1. 
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§ 5 - C-esellschafterkonten 


Neben  ihren  Kapitalkonten  unterhalten  die  Gesellschafter 
besondere  Privatkonten,  über  die  der  laufende  Geld verkehr 
aus  dem  Gesellschaf tsverhältnis  mit  der  Gesellschaft  ab- 
gewickelt v/ird.  Ebenso  werden  Gev/inngutschrif ten  ein- 
schließlich Kapitalverzinsung  sowie  die  Zinsen  auf  Privat- 
guthaben nicht  auf  den  Kapitalkonten,  sondern  auf  den  be- 
sonderen Privatkonten  verbucht.  Guthaben  und  SchuJ.dsal  den 
auf  diesen  Privatkonten  werden  in  Höhe  des  Jeweiligen  Pis- 
kontsatzes  der  Deutschen  Bundesbank  verzinst.  Die  Zinsen 
gelten  als  Kosten  bzw.  Ertrag  der  Gesellschaft. 


§ 6 - Zugewinngem.einschaf t 

(ll  Es  ist  der  V/unsch  der  Gesellschafter,  daß  alle  Gesell- 
schafter die  Zugewinngemeinschaft  ganz  oder  zumindest  hin- 
sichtlich der  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Kapitalanteile 
ausschließen.  Die  Gesellschafter  haben  auf  Infordern  der 
Gesellschaft  mitzuteilen,  in  welchem  Cüterstand  sie  leben. 

{2)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sollen,  was  die 
Beteiligung  an  der  Gesellschaft  angeht,  die  Zugev.ännge- 
meinschaft  ausschließen. 

(5)  Ein  Gesellschafter,  welcher  das  6o.  Lebensjahr  vollendet 
hat,  kann  die  Zugewinngemeinschaft  v;ieder  vereinbaren. 

^ 7 - Geschäftsführung 

(1)  Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  werden  durch  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  nach  Maßgabe  der  von  ihnen 
gefaßten  Beschlüsse  geführt. 
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(2)  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden, 
wenn  mehr  als  zwei  persönlich  haftende  Gesellschafter  vor- 
handen sind,  mit  einfacher  Mehrheit  nach  Köpfen  gefaßt. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  ältesten 
Partners . 

(3)  Neben  den  sonst  in  diesem  Vertrag  vorgesehenen  Fällen  be- 
dürfen Beschlüsse,  die  den  Erwerb  von  Grundbesitz  oder  Be- 
teiligungen zum  Gegenstand  haben,  einer  Mehrheit  von  min- 
destens drei  Vierteln  der  abgegebenen  Stimmen. 

(4)  Die  Beschränkung  des  Stimmrechts  nach  § 14  Abs.  6 und  7 
Satz  1 gilt  für  Beschlüsse  der  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter entsprechend.  Persönlich  haftende  Gesell- 
schafter, die  nach  § 11  -bs.  2 oder  3 hie  Umw'andlung  ihrer 
Einlage  in  eine  Kommanditeinlage  verlangt  haben  oder  die 
nach  § 11  ■ bs . 4 oder  5 von  der  Geschäftsführung  abberufen 
worden  sind,  haben  kein  Stirn, mirecht . 

(5)  Erhebt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  gegen  Maß- 
nahmen eines  anderen  persönlich  haftenden  Gesellschafters 
VJiderspruch,  so  hat  diese  Maßnahme  so  lange  zu  unterbleiben, 
wie  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nichts  anderes 
beschließen. 

(6)  Ist  nur  ein  einziger  persönlich  haftender  Gesellschafter 
vorhanden,  so  beschließen  die  Gesellschafter  mit  drei 
Viertel  Kapitalmehrheit  über  dessen  Ausschluß  nach  § 2o 
oder  dessen  Abberufung  nach  § 11  Abs.  4 oder  5 oder  dessen 
fristlose  Kündigung  nach  § 19  Abs.  6.  Gleichzeitig  soll  dann 
über  die  Bestellung  eines  neuen  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafters entschieden  werden. 

(7)  Ist  kein  persönlich  haftender  Gesellschafter  vorhanden,  so 
ist  unverzüglich  ein  Gesellschafterbeschluß  darüber  herbei- 
zuführen, ob  innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  V/egfall 
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des  letzten  persönlich  haftenden  Gesellschafters  ein 
neuer  persönlich  haftender  Gesellschafter  aufgenommen  oder 
bestellt  v/erden  soll.  Die  Einberufungsfristen  für  die 
darüber  entscheidende  Gesellschafterversammlung  betragen 
abweichend  von  § 15  Abs.  2 und  Abs.  5 jeweils  eine  Woche. 

Wird  ein  entsprechender  Beschluß  gefaßt,  so  sollen  die 
Liquidatoren  bei  ihrer  Amtsführung  darauf  Rücksicht  nehmen. 
Mit  der  Bestellung  des  neuen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafters, die  innerhalb  der  vorgenannten  Frist  mit  der 
Mehrheit  des  § l8  Abs.  1 erfolgt,  v;ird  die  Gesellschaft 
wieder  in  eine  v/erbende  Gesellschaft  umgev/andelt  und  die 
Liquidation  beendet. 

(8)  Die  Zustimmung  der  Kommanditisten  ist  auch  für  solche 
Handlungen,  die  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  des  Han- 
delsgev/erbes  der  Gesellschaft  hinausgehen,  nicht  erforder- 
lich. Eine  Ausnahme  besteht  lediglich  bei  der  Veräußerung 
von  Grundstücken  und  Beteiligungen,  für  die  § 12  eine 
besondere  Regelung  trifft. 

§ 8 - Vertretung 

Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter  ist  einzeln  zur 
Vertretung  der  Gesellschaft  berechtigt.  Im  Innenverhältnis 
sind  die  in  diesem  Vertrag  festgelegten  internen  Einschrän- 
kungen der  Vertretungsmacht  zu  beachten.  Ein  wesentlicher 
Verstoß  hiergegen  ist  ein  wichtiger  Grund  im  Sinne  des 
§ 11  Abs.  4. 

§ Q _ Besondere  Pflichten  der  Gesellschafter 

Scheidet  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  als  solcher 
aus  der  Gesellschaft  aus,  so  hat  er  der  Gesellschaft  alle 
in  seinem  Besitz  befindlichen  Firmenakten  und  Unterlagen 
auszuhändigen . 
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§ lo  - Verf:;ütung  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  erhalten  für 
ihre  Tätigkeit  keine  feste  Vergütung,  sondern  nehmen  nur 
am  Gesellschaftsgewinn  gemäß  § 17  teil. 


§ 11  - Imtsdauer  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter 

(1)  Die  Bestellung  als  persönlich  haftender  Gesellschafter 
endet  am  31.  Dezember  desjenigen  Jahres,  in  dem  der  per- 
sönlich haftende  Gesellschafter  das  65.  Lebensjahr  voll- 
endet. Seine  gebundene  Einlage  verwandelt  sich  in  eine 
Kommanditeinlage . 

(2)  Jeder  persönlich  haftende  Gesellschafter,  der  zwei  volle 
Vertragsperioden  (§  19)  persönlich  haftender  Gesellschaf- 
ter gewesen  ist,  kann  sich  Jederzeit  in  die  Rechtsstellung 
eines  Kommanditisten  zurückziehen.  Er  muß  seine  Absicht 
der  Gesellschaft  durch  eingeschriebenen  Brief  mitteilen. 
Die  Um’wandlung  seiner  Gesellschafterstellung  w’ird  am. 

31 . Dezember  des  dem  Eingang  seiner  Erklärung  bei  der 
Gesellschaft  folgenden  Jahres  wirksam. 

(3)  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die  das  62.  Lebens- 
jahr vollendet  haben  oder  nach  ihrer  eigenen  pflichtge- 
mäßen Feststellung  aus  gesundheitlichen  'Gründen  nicht  mehr 
voll  einsatzfähig  sind,  können  die  Umiwandlung  ihrer  Ge- 
sellschafterstellung in  die  eines  Kommanditisten  mit  einer 
Frist  von  drei  Monaten  bis  zum  Ende  eines  Geschäftsjahres 
verlangen. 

(4)  Ein  persönlich  haftender  Gesellschafter  kann  durch  Be- 
schluß der  Gesellschafter  nach  § l4  Abs.  3 von  der  Ge- 
schäftsführung und  Vertretung  abberufen  werden,  wenn  ein 
wichtiger  Grund  vorliegt.  Die  Abberufung  erfolgt,  v;enn  der 
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Abberufuncsbeschluß  keine  andere  Regelung  trifft,  frist- 
los. Die  gebundene  Einlage  des  abberufenen  persönlich 
haftenden  Gesellschafters  vervjandelt  sich  mit  dem  V/irk- 
samv/erden  der  Abberufung  ii'i  eine  Kommanditeinlage,  soiern 
der  Beschluß  nicht  ein  völliges  Ausscheiden  aus  der  Ge- 
sellschaft: vorsieht. 

(5)  Auch  ohne  Angabe  von  Gründen  kann  ein  persönlich  haften- 
der Gesellschafter  von  der  Geschäf tsf'ührung  unu  Aertretun 
der  Gesellschaft  abberufen  v:erden,  v.:enn  es  die  anderen  pe 
sönlich  haftenden  Gesellscnaf ser  nach  § T Aoo.  p,  oder 
vjenn  es  die  anderen  Gesellschafter  ntit  einer  Kapitalmenr- 
heit  von  75  und  einer  Zv:eidritteli;:ehrheit  der  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  nach  Köpfen  beschließen. 

Die  Abberufung  erfolgt  mit  einer  Frist  von  m.indestens 
sechs  honaten  zum,  Ende  eines  Geschaft s^^a-i.res . Die  j_,ebu.n- 
dene  Einlage  des  abberufenen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafters vervjandelt  sich  mit  dem  hiriisan.v.'eraen  der  ,-.Dbe- 
rufung  in  eine  Kom.mianditeinlage , falls  der  Beschluß  nicnt 
ein  völliges  Ausscheiden  aus  der  Gesellschaft  vorsieht 
oder  der  Abberufene  dies  verlangt. 


§ 12  - A^eräußerung  von  Grundbesitz 

Die  A'eräußerung  von  Grundbesitz  oder  von  Beteiligungen  ai. 
Grundstücksgesellschaf ten  bedarf  eines  Beschlusses  der  Ge- 
sellschafter mit  einer  Kapitalmehrheit  von  75  sovjie  eines 
Beschlusses  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach 
§ 7 Abs.  5 dieses  A^’ertrages. 
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§ 13  - Übertragung  des  gesamten  Gesellschaftskapitals 

(1)  Die  Gesellschafter  können  mit  einer  Kapitalmehrheit  von 

75  ^ sowie  einer  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter nach  § 7 Abs.  Z>  dieses  Vertrages  beschliCiGen, 
sämtliche  Kapitalanteile  auf  einen  Gesellschafter  oder 
einen  Dritten  zu  übertragen.  An  diesen  Beschluß  sind  auch 
diejenigen  Gesellschafter  gebunden,  die  gegen  die  Über- 
tragung gestim.mt  haben. 

(2)  Ein  Beschluß  nach  Abs.  1 kann  nur  unter  der  Voraussetzung 
gefaßt  werden,  daß  die  Gesellschafter  für  ihre  Kapital- 
anteile einen  Gegenwert  erhalten,  der  mindestens  ihrem 
nach  § 24  ermittelten  ."useinandersetzungsguthaben  zum 
Zeitpunkt  der  Übertragung  entspricht. 

§ l4  - Gesellschafterbeschlüsse 

(1)  Durch  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  alle  Fragen  ent- 
schieden, in  denen  das  Gesetz  oder  dieser  Gesellschafts- 
vertrag eine  solche  Entscheidung  vorsehen.  Fragen,  die 
unter  die  Zuständigkeit  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter fallen,  werden  dann  durch  Gesellschafterbeschluß 
entschieden,  v;enn  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mit  der  Mehrheit  des  § 7 Abs.  3 solch  eine  Entscheidung 
beantragen. 

(2)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden  grundsätzlich  in  Ge- 
sellschafterversammlungen gefaßt.  Beschlüsse  können  auch 
schriftlich,  fernschriftlich  oder  telegrafisch  gefaßt 
werden,  sofern  nicht  ein  Gesellschafter  diesem  Abstimmungs- 
modus widerspricht. 

(3)  Beschlüsse  der  Gesellschafter  werden,  soweit  dieser  Ver- 
trag nicht  etv/as  anderes  vorsieht,  mit  einfacher  Mehrheit 
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des  gesamten  Gesellschaftskapitals  und  der  Mehrheit  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs.  2 dieses 
Vertrages  gefaßt.  Persönlich  haftende  Gesellschafter,  die 
nach  § 11  Abs.  2 oder  ^ die  Umv/andlung  ihrer  Einlage  in 
eine  Kommanditeinlage  verlangt  haben,  oder  die  nach  § 11 
Abs.  4 oder  5 von  der  Geschäftsführung  (ohne  gleichzeitigen 
Ausschluß)  abberufen  v;orden  sind,  zählen  bei  der  Abstim.mung 
auch  schon  vor  dem  V/irksamvjerden  der  Umv/andlung  bzw.  der 
Abberufung  nicht  mehr  als  persönlich  haftende  Gesellschafter, 
sondern  als  Kom.manditisten . 

(4)  Für  die  Feststellung  einer  Kapi talm.ehrhei t gewähren  je 
volle  DM  loo,--  Kapitaleinlage  eine  Stimme.  Gesellschafter, 
deren  Anteil  wirtschaftlich  mehreren  Personen  zusteht, 
können  ihr  Stimmrecht  für  den  Teil,  den  sie  treuhänderisch 
für  andere  Personen  halten,  nach  den  Weisungen  ihrer  Treu- 
geber ausüben  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  hierdurch  die 
durch  ihren  Anteil  verkörperten  Stimmrechte  uneinheitlich 
ausüben  müssen. 

(5)  Die  Mehrheit  wird  grundsätzlich  nach  den  abgegebenen  Stim- 
men der  im  konkreten  Fall  stimmberechtigten  Gesellschafter 
berechnet.  Etwas  anderes  gilt  für  Beschlüsse,  bei  denen  in 
diesem  Vertrag  eine  Qualifizierte  Mehrheit  vorgesehen  ist. 

Bei  derartigen  Beschlüssen  ist  die  Mehrheit  nach  den  Stim.mien 
aller  stimmberechtigten  Gesellschafter  zu  berechnen. 

(6)  Ein  Gesellschafter  ist  nicht  deshalb  von  dem  Stimmrecht 
ausgeschlossen,  weil  der  Beschluß  die  Vornahme  eines  Rechts- 
geschäfts mit  ihm  betrifft  oder  sonstwie  seine  persönlichen 
Interessen  berührt.  Er  kann  jedoch  nicht  bei  einem  Beschluß 
mitstimmen,  welcher  seine  Entlastung,  seine  Befreiung  von 
einer  Verpflichtung  oder  die  Einleitung  eines  Rechtsstreits 
gegen  ihn  betrifft.  Das  gleiche  gilt  für  Beschlüsse,  die 
seinen  Ausschluß  aus  der  Gesellschaft  oder,  bei  einemi  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter,  seine  Abberufung  aus  der 
Geschäftsleitung  zum  Inhalt  haben. 
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(7)  Gesellschafter,  die  gekündigt  haben  (§  19  Abs.  2,  9,  5 
und  6),  oder  denen  gekündigt  worden  ist  (§§  11  Abs. 
und  5:  2o  Abs.  1 und  2)  sind  von  der  Teilnahme  an  den  Ab- 
stimmungen ausgeschlossen.  Bei  einer  feilkundigung  (§  j9 
Abs.  5)  beschränkt  sich  der  Ausschluß  auf  den  gekündigten 

Teil . 


§ 15  - Gesel Ischafterversam.rnlung 

(1)  Alljährlich  findet  eine  Gesellschafterversammlung  statt. 

(2)  Die  Einladungsfrist  für  Gesellschaf terversarnmlungen  betragt 
mindestens  vier  Wochen  und  beginnt  mit  dem  Tag  der  Ab- 
sendung  der  Einladungsschreiben.  Der  Tag  der  Absenaung  und 
der  Tag  der  Versammlung  sind  hierbei  nicht  mitzurechnen. 

D:=r  Einladung  ist  die  Tagesordnung  beizufügen. 

(9)  Die  Gesellschafterversammlung  ist  beschlußfähig,  wenn 

drei  Viertel  des  stimmberechtigten  Gesellschaf tskapitaxs 
und  gleichzeitig  die  Mehrheit  der  persönlich  haftenden^ 
Gesellschafter  nach  Köpfen  anwesend  oder  vertreten  sina. 

Im  Fall  der  Beschlußunfähigkeit  ist  entsprechend  Abs.  2 
eine  erneute  Gesellschafterversammlung  mit  einer  Frist  von 
mindestens  zwei  Wochen  einzuberufen.  Diese  Gesellschafter- 
versammlung ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  vertretenen 
Stimmen  beschlußfähig,  worauf  in  der  Einladung  hinzuweisen 

i Kt . 


(4)  Über  die  Gesellschaf terversamimlung  ist  ein  Protokoll  anzu- 
fertigen, das  von  dem  Leiter  der  Versammlung  zu  unterzeich- 
nen und  allen  Gesellschaftern  zuzuleiten  ist.  Die  Gültig- 
keit der  gefaßten  Beschlüsse  ist  nicht  von  der  Ausfertigung 
oder  Übersendung  der  Protokolle  abhängig.  Einsprüche  gegen 
Inhalt  oder  Fassung  der  Protokolle  müssen  der  Gesellschai o 
binnen  vier  Wochen  nach  Versendung  schriftlich  mitgeteilt 
werden,  andernfalls  gelten  die  Protokolle  als  genehmigt. 
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(5)  Jeder  Gesellschafter  kann  sich  in  der  Gesellschafterver- 
sammlung durch  einen  anderen  Gesellschafter  vertreten 
lassen.  Gesellschafter,  die  ihre  Beteiligung  treuhände- 
risch halten,  können  sich  durch  ihren  Treugeber  vertreten 
lassen.  Der  Vertreter  hat  sich  durch  eine  schriftliche 
Vollmacht  auszuweisen. 

(6)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  können  durch 
Beschluß  nach  § 7 Abs.  2 weiteren  Personen  als  Gästen 
die  Teilnahme  an  der  Gesel Ischafterversamrnlung  gestatten. 

(7)  Außerordentliche  Gesellschafterversammlungen  sind  mit 
einer  Frist  von  zv;ei  Wochen  einzuberufen,  wenn  ein  Gesell- 
schafter es  unter  Angabe  von  Gründen  schriftlich  verlangt. 
Die  Abs.  2 bis  6 gelten  für  außerordentliche  Gesellsch.af ter- 
versammlungen  entsprechend. 


§ l6  - Geschäftsjahr  und  Jahresabschluß 

(1)  Bas  Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr. 

(2)  Der  Jahresabschluß  wird  nach  Maßgabe  des  § 7 Abs.  3 von 
den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  aufgestellt. 

(3)  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  stellen  den  Jahres- 
abschluß durch  Beschluß  nach  § 7 Abs.  3 fest  und  legen  ihn 
alsdann  der  Gesellschafterversammlung  vor. 

§ 17  - Gewinn-  und  Verlust-Verteilung 

(1)  Der  irn  Jahresabschluß  ausgewiesene  Reingewinn  oder  Verlust 
wird  auf  alle  Gesellschafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapital- 
anteile zueinander  verteilt. 
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(2)  Der  Reingewinn  ist  den  Gesellschaftern,  sovjeit  ihre  Kapi- 
talguthaben ihren  anteiligen  Stand  nicht  mehr  erreichen, 
auf  diesen  Kapitalkonten  und  im  übrigen  nach  § 5 Abs.  1 
gutzuschreiben.  Die  Gesellschafter  können  mit  dei  ^iehr- 
heit  des  § 26  beschließen,  einen  Teil  des  Gewinns  nicht 
auszuschütten,  sondern  zur  Kapitalerhöhung  zu  verwenden. 


(3)  Die  Haftung  der  Kommanditisten  ist,  unbeschadet  ihrer  Be- 
lastung auf  Kapitalkonto,  auf  ihre  Kommanditeinlage  be- 
schränkt . 


(4)  Für  die  Gewinn-  bzw.  Verlustverteilung  zwischen  den  ein- 
zelnen Gesellschaftern  ist  grundsätzlich  das  in  dem  je- 
weiligen Jahresabschluß  ausgewiesene  Bilanzergebnis  maß- 
geblich. Spätere  Änderungen  von  Handels-  und  Sueueroixanz- 
Ergebnissen  eines  Geschäftsjahres,  die  z.B.  auf  Betriebs- 
prüfungen beruhen,  werden  auf  die  jeweiligen  verblieoenen 
Gesellschafter  der  Jahre,  deren  Ergebnisse  geändert  werden, 
nach  den  Bestimmungen  der  Abs.  1 und  2 aufgeteilt. 


§ ]8  - Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  Verfügungen 
über  Kapitalanteile 

(1)  Die  Aufnahm, e neuer  Gesellschafter  bedarf  eines  Gesell- 
schafterbeschlusses mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
des  Gesellschaftskapitals  sowie  eines  Beschlusses  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs.  5- 

(2)  Abs.  1 gilt  entsprechend  für  die  vollständige  oder  teil- 
weise Übertragung  von  Kapitalanteilen  sowie  für  die  Ein- 
räumung von  Unterbeteiligungen  an  Kapitalanteilen.  Derartige 
Transaktionen  können  jedoch  ohne  Zustimm.ung  der  übrigen 
Gesellschafter  vorgenommen  werden,  wenn  sie  erfolgen 

a)  zwischen  Gesellschaftern,  sofern  hierdurch  nicht  die 
unmittelbare  oder  mittelbare  Beteiligung  eines  Gesell- 
schafters oder  seiner  Rechtsnachfolger  dzw.  seiner 
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Gruppe  an  dem  Kapital  der  Gesellschaft  auf  mehr  als 
lo  % des  Gesellschaftskapitals  erhöht  wird: 

b)  von  einem  Gesellschafter  im  Wege  der  vorweggenommenen 
Erbfolge  auf  seine  Ehefrau  und/oder  seine  Kinder: 

c)  von  einem  Treuhänder  auf  seinen  Treugeber. 

(3)  Abs.  2 gilt  entsprechend  für  die  vollständige  oder  teil- 
weise Übertragung  von  Rechten  eines  Treugebers  an  einem 
Kapitalanteil  sowie  für  die  Einräumung  von  Unterbeteili- 
gungen an  solchen  Rechten. 

(4)  Neu  aufgenommene  Gesellschafter,  die  ihren  Kapitalanteil 
nicht  von  einem  anderen  Gesellschafter  erv/orben  haben, 
haben  auf  den  Nominalv/ert  ihrer  Einlage  ein  Aufgeld  zu 
entrichten,  das  mindestens  dem  nach  § 24  Abs.  2 zu  ermit- 
telnden Anteil  des  neuen  Gesellschafters  an  den  offenen 
und  stillen  Reserven  der  Gesellschaft  entsprechen  muß. 

(5)  Eine  Verpfändung  von  Kapitalanteilen  ist  ausgeschlossen. 

§ 19  - Vertragsdauer  und  Kündigung  der  Gesellschaft 

(1)  Die  Gesellschaft  ist  auf  unbestimmte  Zeit  errichtet. 

(2)  Jeder  Gesellschafter  kann  die  Gesellschaft  durch  einge- 
schriebenen Brief  an  die  Gesellschaft  mit  einer  Frist  von 
zwölf  Monaten,  jeweils  zum  Schluß  des  dritten  Geschäfts- 
jahres, erstmalig  jedoch  zum  3^*  Dezember  1974,  alsdann  zum 
31.  Dezember  1977  und  so  fort  kündigen.  Die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  können  auf  Antrag  die  Kündigungs- 
frist durch  Beschluß  nach  § 7 Abs.  3 iu  geeigneten  Fällen 
auf  sechs  Monate  zum  Ende  des  Geschäftsjahres  verkürzen. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben  den  rvomm.an- 
ditisten  unverzüglich  von  dem  Eingang  der  Kündigung  und 
gegebenenfalls  von  einer  Verkürzung  der  Kündigungsfrist 
Kenntnis  zu  geben. 
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(3)  Jeder  der  übrigen  Gesellschafter  kann  sich  innerhalb  der 
ersten  drei  Monate  der  Kündigungsfrist  durch  eingeschrie- 
benen Brief  der  Kündigung  anschließen. 

(4)  Der  kündigende  Gesellschafter  scheidet  mit  dem  Ablauf  der 
Kündigungsfrist  aus  der  Gesellschaft  aus. 

(5)  Die  Kündigung  nach  Abs.  2 und  3 kann  auch  für  den  feil 
einer  Beteiligung  ausgesprochen  werden.  Der  kündigende 
Gesellschafter  scheidet  nur  mit  dem  gekündigten  Teil 
seiner  Beteiligung  aus  der  Gesellschaft  aus,  während  er 
für  den  Rest  beteiligt  bleibt. 

(6)  Falls  der  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  nach 

§ 135  HGB  die  Gesellschaft  kündigt,  scheidet  der  betroffene 
Gesellschafter  nach  dem  Ablauf  der  Kündigungsfrist  aus  der 
Gesellschaft  aus.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
können  durch  Beschluß  nach  § 7 Abs.  3 die  Kündigungsfrist 
verkürzen  und  die  Kündigung  auch  als  fristlose  Kündigung 
behandeln.  Ist  der  betroffene  Gesellschafter  der  einzige 
persönlich  haftende  Gesellschafter  der  Gesellschaft,  dann 
beschließen  die  übrigen  Gesellschafter  über  eine  eventuelle 
Verkürzung  der  Kündigungsfrist  mit  einfacher  Kapitalmehrheit. 
Abs.  3 und  5 gelten  entsprechend. 


§>  ?o  - Ausschluß  von  Gesellschaftern 

(1)  Sofern  mindestens  drei  Gesellschafter  vorhanden  sind,  kann 
einem  Gesellschafter  durch  Beschluß  der  übrigen  Gesell- 
schafter mit  einer  Mehrheit  von  75  % diesen  zustehenden 

Stimmen  sowie  einer  Mehrheit  der  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter nach  § 7 Abs.  3 mit  einer  Frist  von  zwölf 
Monaten  jev/eils  zum  Schluß  des  dritten  Kalenderjahres, 
erstmalig  zum  31-  Dezember  197^,  alsdann  zum  31.  Dezember  197 
und  so  fort,  mit  der  Maßgabe  gekündigt  werden,  daß  er  aus 
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der  Gesellschaft  ausscheidet.  Die  Kündigung  kann  auf 
einen  Teil  der  Beteiligung  an  dem  Gesellschaftskapital  be- 
schränkt werden.  In  diesem  Fall  verkürzt  sich,  v/enn  der 
gekündigte  Gesellschafter  auch  mit  dem  Rest  seiner  Betei- 
ligung aus  der  Gesellschaft  ausscheiden  möchte,  die  Kündi- 
gungsfrist des  § 19  Abs.  2 zu  seinen  Gunsten  von  zv;ölf  auf 
neun  Monate  zum  Jahresende. 


(2)  Sollte  sich  ein  Gesellschafter  als  einziger  einem  Beschluß 
der  anderen  Gesellschafter,  auch  wenn  er  die  Änderung  dieses 
Vertrages  betrifft,  nicht  anschließen,  so  kann  ihm,  wenn 
er  die  Gültigkeit  dieses  Beschlusses  bestreitet  oder  der 
Durchführung  desselben  widerspricht,  durch  Beschluß  der 
übrigen  Gesellschafter  mit  der  Mehrheit  des  Abs.  1 mit  einer 
Frist  von  drei  Monaten  zum  öo • Juni  oder  31-  Dezember  eines 
jeden  Jahres  gekündigt  werden.  Eine  Kündigung  ist  ausge- 
schlossen, wenn  der  betreffende  Gesellschafter  gegen  einen 
Beschluß  desw’egen  opponiert  hatte,  weil  er  durch  den  Inhalt 
des  Beschlusses  im  Verhältnis  zu  seiner  Kapitalbeteiligung 
stärker  belastet  wurde  als  die  anderen  Gesellschafter,  'wo- 
bei besondere,  nicht  alle  Gesellschafter  gleichmäßig  be- 
treffende individuelle  Umstände  außer  Betracht  bleiben. 


(3)  Die  Kündigung  nach  Abs.  1 und  2 hat  in  der  Form  zu  erfolgen, 
daß  dem  Gesellschafter,  dessen  Kündigung  beschlossen  worden 
ist,  eine  einfache  Abschrift  des  Protokolls  des  Beschlusses 
mittels  eingeschriebenen  Briefes  übersandt  ;';ird.  Hierzu  ist 
jeder  der  übrigen  Gesellschafter  aufgrund  des  Beschlusses 
berechtigt . 

(4)  Ist  in  der  Person  eines  Gesellschafters  ein  v/ichtiger  Grund 
gegeben,  so  erfolgt  die  Kündigung  nach  Abs.  ] fristlos,  'wenn 
nicht  die  übrigen  Gesellschafter  etwas  anderes  beschließen. 
Ist  einem  Gesellschafter  fristlos  gekündigt  worden,  so 
scheidet  er  zu  dem  Zeitpunkt,  an  dem  ihm  das  Kündigungs- 
schreiben zugegangen  ist,  sonst  nach  Ablauf  der  Kündigungs- 
frist aus  der  Gesellschaft  aus. 
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^ 21  - Konkurs  eines  Gesellschafters 


(1)  Der  Gesellschafter,  Uber  dessen  Vermögen  das  Konkursver- 
fahren eröffnet  wird,  oder  der  in  dem  über  sein  Vermögen 
eröffneten  Vergleichsverfahren  mit  Genehmigung  des  Gerichts 
die  weitere  Durchführung  des  Gesellschaf tsvertrages  ablehnt, 
scheidet  mit  Wirkung  der  Eröffnung  des  Konkursverfahrens 
bzw.  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  er  in  dem  Vergleichsver- 
fahren die  w’eitere  Durchführung  des  Gesellschaf  tsvertrages 
abgelehnt  hat,  aus  der  Gesellschaft  aus. 


(2)  Für  den  Fall,  daß  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  über 
das  Vermögen  eines  Gesellschafters  mangels  Masse  abgelehnt 
wird,  gilt  Abs.  1 mit  der  Maßgabe  entsprechend,  daß  der 
Gesellschafter  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Beschluß 
des  Konkursgerichtes  rechtskräftig  wird,  aus  der  Gesellschaf 
ausscheidet . 


§ 22  - Tod  eines  Gesellschafters 

(1)  Stirbt  ein  persönlich  haftender  Gesellschafter,  so  wird 
die  Gesellschaft  mit  seinen  Erben  und/oder  denjenigen,  auf 
die  die  Erben  die  Beteiligung  in  Erfüllung  eines  Vermächt- 
nisses oder  einer  Teilungsanordnung  des  Erblassers  übertragen, 
fortgesetzt.  Die  Rechtsnachfolger  des  Erblassers  in  der  Be- 
teiligung, sowie  deren  weitere  Rechtsnachfolger,  können 
diese  beliebig  unter  sich  übertragen.  Die  Rechtsnachfolger 
erhalten,  soweit  sie  nicht  bereits  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  beteiligt  sind,  die  Stellung  von  Kommanditisten, 

(2)  Falls  der  alleinige  persönlich  haftende  Gesellschafter 
stirbt,  wird  die  Gesellschaft  abweichend  von  dem  in  Abs.  1 
Gesagten  zunächst  mit  seinen  Erben  als  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  fortgesetzt,  um  den  Gesellschaftern  Gelegen- 
heit zu  geben,  einen  neuen  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter zu  bestimmen.  Mit  der  Bestellung  des  neuen  persönlxch 
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haftenden  Gesellschafters  gelten  nunmehr  die  Bestimmungen 
des  Abs.  ] Satz  im  Innenverhältnis  ruckv/irkend  auf  den 
Todestag.  VJird  nach  dem  Todesfall  nicht  innerhalb  von 
zwei  Monaten  ein  neuer  persönlich  haftender  Gesellschafter 
bestellt,  so  tritt  die  Gesellschaft  mit  den  Erben  des  Ver- 
storbenen als  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  in  Li- 
quidation . 

(3)  Stirbt  ein  Kommanditist,  so  v.’ird  die  Gesellschaft  mit 
seinen  Erben  als  Kommanditisten  fortgesetzt:  Abs.  1 gilt 
auch  hier.  Der  Erbe  oder  sonstige  Rechtsnachfolger,  der 
bereits  als  persönlich  haftender  Gesellschai’ter  an  der 
Gesellschaft  beteiligt  ist,  behält  seine  Stellung  auch  für 
die  hinzuerworbene  Kommanditbeteiligung. 

(4)  Ist  vom  Erblasser  eine  Testamentsvollstreckung  angeordnet, 
so  können  der  oder  die  Rechtsnachfolger,  soweit  sie  die 
Stellung  von  Kommanditisten  haben,  den  oder  die  Testam.ents- 
vollstrecker  zur  Ausübung  ihrer  sämtlichen  Rechte  und 
Pflichten  ermächtigen. 

§ 23  - Folgen  des  Ausscheidens  eines  Gesellschafters 


(1)  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  Gesellschafter  aus  der  Ge- 
sellschaft ausscheidet,  vjird  diese  von  den  übrigen  Gesell- 
schaftern in  der  bisherigen  Firma  fortgesetzt. 

(2)  Wenn  nach  dem  Wegfall  von  Gesellschaftern,  die  durch  Kün- 
digung oder  aus  anderen  Gründen  aus  der  Gesellschaft  aus- 
scheiden  sollen,  nur  noch  ein  Gesellschafter  übrig  geblieben 
ist,  dann  kann  dieser  das  Urlernehmen  mit  Aktiven  und  Passiven 
und  dem  Recht  zur  Fortführung  der  Fir.ma  übernehmen.  Übt  er 
das  Recht  nicht  aus,  so  verbleibt  (verbleiben)  der  (die) 
Gesellschafter,  welcher  (;velche)  sonst  ausscheiden  würde 
(würden),  in  der  Gesellschaft,  die  mät  ihm  (ihnen)  liqui- 
diert v;ird. 
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(3)  Gesellschaftern,  die  gekündigt  haben  oder  denen  gekündigt 
v7orden  ist,  sind  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  verpflich- 
tet, ihren  /nteil  auf  einen  oder  mehrere  Gesellschafter 
oder  dritte  Personen  Zug  um  Zug  gegen  Zahlung  des  nach  § 24 
Abs.  2 zu  ermittelnden  Gegermertes  zu  übertragen.  Die  Ge- 
sellschafter beschließen  über  die  Person  des  Übernehmers, 
wenn  dieser  bereits  ein  Gesellschafter  ist,  mit  der  Mehr- 
heit nach  § 14  Abs.  3,  sonst  mit  der  Mehrheit  nach  § l8 
Abs.  1.  Der  ausscheidende  Gesellschafter  hat  Anspruch  darauf, 
daß  ihn  der  Übernehmer  von  jeder  Haftung  für  Gesellschaf ts- 
schulden  freistellt. 

i 

§ 24  - Abfindung  ausscheidender  Gesellschafter  aus 

" Gesellschaftsmitteln 

(1)  Ausscheidende  Gesellschafter,  deren  Beteiligung  nicht 
durch  einen  anderen  Gesellschafter  oder  einen  Dritten  ücer- 
nommien  wird,  erhalten  aus  Gesellschaftsmitteln  eine  von 
der  Gesellschaft  zu  errechnende  Abfindung. 

(2)  Das  Abfindungsguthaben  des  Gesellschafters  richtet  sich 
nach  dem  Betrag,  der  sich  aus  der  Auseinandersetzungsbilanz, 
die  für  den  Schluß  des  Kalenderjahres,  in  welchem  er  aus- 
scheidet, aufzustellen  ist,  als  sein  Guthaben  ergibt.  Ent- 
sprechendes gilt  für  teilweises  Ausscheiden.  In  dieser 
Bilanz  sind  alle  Aktiven  und  Passiven,  unabhängig  von  ihrer 
bisherigen  Bewertung  in  den  Jahresbilanzen  mit  ihrem  Zeit- 
v/ert  für  das  lebende  G'--schäft  einzusetzen.  Im  einzelnen  sind 
bei  der  Bewertung  folgende  Grundsätze  zu  beachten: 

a)  VJertberichtigungen  sind  in  der  Bilanz  insoweit  aufzu- 
lösen, als  sie  den  wirtschaftlich  angemessenen  Betrag 
übersteigen  r 

b)  für  die  Bewertung  börsengängiger  Viertpapiere,  auch  so- 
weit sie  in  einer  Beteil.igungsgesellschaf t liegen,  ist 
der  gewogene  Durchschnitt  der  Monatsschlußkurse  (Kassa) 
der  letzten  zwölf  Monate  an  der  Heimatbörse  zugrunde 

zu  legen: 
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c)  cier  V/ert  der  Firma  und  des  Geschäfts  als  solchem  bleibt 
überall  außer  Ansatz: 

d)  gewerbliche  Beteiligungen,  die  nicht  in  börsennoticrten 
Wertpapieren  verbrieft  sind,  und  Erwerbsrechte  auf 
solche,  sind  mit  dem  Betrag  anzusetzen,  der  sich  als  Wert 
derselben  nach  dem  Vermögen  und  der  nachhaltigen  Er- 
tragskraft der  Beteiligungsgesellschaft  ergibt.  In 
gleicher  Weise  sind  bei  der  Bewertung  des  Vermögens  der 
Beteiligungsgesellschaft  Beteiligungen,  welche  minaestens 
50  % betragen  und  Erwerbsrechte  auf  solche  zu  bewerten: 

el  am  Gewinn  des  laufenden  Jahres  nimmt  ein  ausscheicenaer 
Gesellschafter  pro  rata  temporis  teil,  sofern  nicht  cie 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs.  7 aie 
Aufstellung  eines  Zwischens tatus  zum  Stichtag  beschließen. 

(5)  Das  Auseinandersetzungsguthaben  des  ausscheidenaen  Gesell- 
schafters ist  von  dem  Bilanzstichtag  an  mit  6 ^ zu  ver- 
zinsen. Die  Zinsen  sind  zum  Schluß  eines  jeden  Kalender- 
vierteljahres zahlbar. 

(4)  Die  Auszahlung  des  Guthabens  erfolgt  in  zwölf  gleichen 
Vierteljahresraten,  von  welchen  die  erste  Rate  drei  r>.onate 
nach  dem  Bilanzstichtag  fällig  ist.  Eine  vorzeitige  Zahlung 
ist,  ganz  oder  teilweise,  zulässig  und  soll  in  allen  Fallen, 
in  denen  sie  ohne  Nachteil  für  die  Gesellschaft  geleistet 
werden  kann,  auch  erfolgen.  Die  vorzeitig  gezahlten  Betrage 
werden  auf  die  nächstfällig  werdenden  Raten  angerechnet. 

(5)  Solange  die  Höhe  des  Guthabens  nicht  feststeht,  sind  die 
Zinsen  und  Raten  nach  dem  von  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  nach  pf lichtgem.äßem  Ermessen  geschätzten 
Mindestguthaben,  das  sich  voraussichtlich  ergeben  wird,  zu 
zahlen.  Sobald  das  Guthaben  feststeht,  ist  die  Differenz 
nachzuzahlen. 
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(6)  Wenn  eine  Zins-  oder  Kapitalrate  nach  Feststellung  der 
Abfindung  trotz  Aufforderung  durch  eingeschriebenen  Brief 
nicht  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Erhalt  desselben 
gezahlt  wird,  ist  die  Abfindung  in  ihrer  jevjeiligen  Höhe 
vorzeitig  fällig. 

(7)  Weitere  Ansprüche  des  ausscheidenden  Gesellschafters  sind 
ausgeschlossen.  Jedoch  haftet  ihm  die  Gesellschaft  dafür, 
daß  er  für  die  Schulden  derselben  nicht  in  Anspruch  genom- 
men wird. 

§ 23  - /'-uflösung  und  Abv;icklung 

(1)  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  bedarf  eines  Gesellschafter 
beschlusses  nach  § 26  Abs.  1. 

(2)  Im  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  sind  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  die  Abwickler.  Ihre  Vertre tungsbe 
fugnis  richtet  sich  nach  § 8.  Sie  erhalten  für  ihre  Tätig- 
keit eine  angemessene  Vergütung,  über  deren  Höhe  die  Ge- 
sellschafter nach  § l4  Abs.  3 beschließen. 

(3)  Das  nach  der  Abv/icklung  verbleibende  Reinvermögen  wird  auf 
alle  Gesellschafter  im  Verhältnis  ihrer  Kapitalanteile  ver 
teilt . 


§ 26  - Vertragsänderungen 

(1)  y^nderungen  dieses  Vertrages,  auch  wesentlicher  Bestimmun- 
gen, bedürfen  eines  Beschlusses  der  Gesellschafter  mit 
einer  Kapitalmehrheit  von  75  % sowie  eines  Beschlusses 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  § 7 Abs.  3 
dieses  Vertrages. 
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(2)  Als  Vertragsänderung  gilt  auch  der  Abschluß  stiller  Ge- 
sellschartsverträge, der  •vbschluß  von  Interessengeifiein- 
schaften  sov/ie  der  bschluß  aller  solcher  Verträge,  die 
als  Unternehmensverträge  im  Sinne  der  §§  291,  292  ktG. 

gelten . 


§ 27  - Schlußbestimmungen 


(1)  Sollte  eine  Bestimmung  dieses  Vertrages  ganz  oder  teil- 
weise unwirksam  sein,  so  wird  dadurch  die  Rechtswirksam- 
keit der  übrigen  Bestim.mungen  nicht  beeinträchtigt.  Läßt 
sich  der  Erfolg  einer  nichtigen  Bestimmung  im  wesentlichen 
durch  eine  neue  wirksame  Bestimmung  erreichen,  so  sind  die 
Gesellschafter  verpflichtet,  der  Aufnahme  solch  einer  Be- 
stimmung in  den  Gesellschaf tsvertrag  zuzustimmen.  Für 
Lücken  des  Vertrages  soll  eine  angemessene  Regelung  gelten, 
die  dem,  was  gewollt  ist,  am  nächsten  kommt. 


(2)  Alle  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsvertrag  werden, 
soweit  dieser  Vertrag  nicht  etw'as  anderes  vorsiehc-,  gem*äß 
der  in  einer  besonderen  Urkunde  niedergelegten  Schieds- 
gerichtsvereinbarung durch  ein  Schiedsgericht  entschieden. 


(3)  Der  Gesellschaftsvertrag  tritt  am 


31.12.1971,  24  Uhr/ 
1 . 1 . 1972,  o Uhr 


in  Kraft. 


Essen,  den 


r r-ti  i".  / V/.' 

t-?? Cl < i.or' , ' <Vi' 


V ^V.,ï^  ■,-  '.i~ 


)%^%.'-,-S 


«ïg 


-•^'<.#^  Ä 
'’7' ' 


Anlage  1 


Aufgliederung  des  Bilanzgewinns  1971 
nach  steuerpflichtigen  und  steuerfreien  Beträgen 


Spalte  1 


Spalte  2 


steuerpflichtig 


steuerfrei 


Bilanzgewinn 

14.814.410,63 

4,28  % 

./.  steuerfreie  Erträgnisse 

= 95,72  % 

634.297.17 

Ï4.180. 113,46 

ê 

634.297,17 

./ . Kapital Verzinsung 

6fo  a :51 .000.000,--  = 1.860.000,— 

1 .780.392,— 

79.608,— 

12.399.721,46 

“554.689, 17 

./ . Mehrertrag  aus  abgefundenen  Anlagowerten 

147.443,58 

12.252.277,88 

•/•  35  ^ Vorab 

4.288.297.26 

194.141,21 

7.963.980,62 

360.547,96 

+ Kapltalvorzlnsung 

+ Mohrertrag  aus  abgefundenen  Arilagewerten 

1.780.392,— 

147.443,58 

79.608,— 

= nach  dem  Kapitalschlüssel  zu  verteilen: 

9.891 .816,20 

440.155,96 

r 


Anlage  1 a 


Gezahlte  Kapitalertragsteuer  und  Ergänzpjngsabgabe  1Q71 


1 . Kapitalertragsteuer 


a)  Burkhardt  & Co. 

b)  B.u.Co.  Verrrögensverwaltungs- 

25  % 

357.873,98 

gesellschaft  KG. 

25  % 

499.800,— 

857.673,98 

c)  Burkhardt  & Co. 

12  % 

848,55 

d)  ” 

15  % 

2.718,69 

e)  ” 

38,75  % 

520,30 

f)  ” 

^n,25  % 

833,88 

ß)  " spanische  Quellensteuer 

2.  Ergänzungsabgabe 

a)  Burkhardt  & Co. 

b)  Burkhardt  & Co.  Verrri’dgensver- 

10.736,36 

19.029,21 

38l .624,67 

, waltungsgesellschaft  KG 

14.994,— 

25.730,36 

907.355,03 

r 

( 


Gev/lnnvertellunp;  1971 


Betr.:  Simon  Hirschland  Inc. 


steuerpflichtig  steuerfrei 


nach  dem  Kapital -Schlüssel  zu  verteilender  Gewlnn 

It.  Anlage  1)  9.891.816,20  440.155,96 


Gewinnanteil:  18,5 

1 .829.986,— 

81.428,85 

It.  Anlage  Jih) 

29.581,12 

Gewinnanteil;  18,5  % 

5.455,51 

1 .855.421,51 

81.423,85 

insges . 

davon 

gez.  KESt  It.  Anlage  la)  ' 

?5  % 

857.675,98 

18,5  fo 

1 58 . 669 , 68 

12  % 

848, 55 

156,98 

15  % * 

2.718,69 

502,96 

58,75  % 

520,56 

96,27 

41,25  % 

855,88 

154,27 

sp.  Quellenst. 

19.029,21 

5.520,40 

gez.  Ergänzungsabgabe 

25.750,56 

4.760,15 

= Ausschüttung 


insgesamt 


1 .911.414,85 


5.^05,51 

1 .916.850,56 


167.860,69 


1 .748.989,67 


Anlage  3 


BILANZ  per  31.  Dezember  1971 
der 

Burkhardt  & Co.  Grundstücks-Kommanditgesellschaft,  Essen 


AKTIVA 


PASSIVA 


DM 


DM 


1.  Bankguthaben 

180.312,19 

2.  Forderungen 

4.000.000,— 

3.  Beteiligungen 

159.000,— 

4.  Grundstücke  und 

Gebäude 

a) 

Lindenallee  7“9 

1.509.266,- 

b) 

Lindenallee  5 

28.687,“ 

c) 

Esmarchstr . 6 

35.393,“ 

d) 

Henkelstr . 

8.478,- 

1.581.824,-- 

5.  Rechnungsabgrenzung 

526,70 

1.  Verbindlichkeiten 
gegenüber 

a )  Kreditinstituten 

b)  anderen  Gläubigern 
G er  lirg- Konzern- AG 

Versieh . -Zentrale  3.500.000,-- 

./.  Tilgung  bis  1971  320.308,07 

3.179.691,93 

Unterstüt zungskasse 
des  Bankhauses 

Burkhardt  & Co . 600 . 000  , 

2.  Sonstige  Verbindlich- 
keiten 

Mietvorauszahlung 


3. 


Kapital 

a) der  persönlich  haftenden 

Gesellschafter  36.935,““ 

b) der  Kommanditisten  63.065,““ 


3.779.691,93 

2.000.000,-- 


100.000,-- 


Gewinn  1971 


^1.970,96 


5.921.662,89 


5.921.662,89 


Essen,  den  16.  Februar  1972 


Anla^;e  3 a) 


Gewinn-  'und  Verlustrechnung  por  , Dezember  1971 


der 


A U F v;  A N D 

Burkhardt  & 

Co.  Grundstücks-Kommanditgesellschaft  in  Essen 

ERTRAG 

DM 

DM 

1 . Ausgaben  für  Zinsen 

1 . Mieten 

343.296,80 

a)  Gerling-Konzern- 

2.  Freigewordene 

Ver. -Zentrale  AG 

195.412,78 

Rückstellung'-'n 

5.000,-- 

b)  Unterstutzungs- 

kasse  des  Dank- 

hauses  Burkhardt 

& Co. 

36.000,— 

231.412,78 

2.  Sachaufv/and 

a)  Grund-  und 

r 

Cemeindeabgaben 

28.321,23 

b)  Versicherungen 

1.548,20 

c)  Beitrag 

40,— 

d)  ■Rechtskosten 

287.63 

30.197,06 

3.  Abschreibungen 

44.716,— 

4.  Gewinn  1971 

41.970,96 

348. 296, Po  348.29^,80 


Essen,  den  I6.  Februar  1972 


Anla^-e  3 b) 


Burkhardt  & Co.  Grundst ücks-Komnanditgesellschaft , Essen 
- Gewinnverteilung  für  das  Geschäftsjahr  1971  - 


Bilanzgev;inn  1971 

./.  655  Kapitalverzinsung 

•/.  35S  Vorab 

+ Kapitalverzinsung 

nach  dem  Kapitalschlüssel  zu 


^1.970,96 

6.000,-- 

35.970,96 
12. 589, 8/^ 

23.381,12 

6.000,-- 

rteilen:  29.381,12 


y\  n 1 a fi  c 4 


BILANZ  per  31 . Dezember  1971 
der 


Burkhardt  & Co.  Vermbgensver/^altunKS-Gesellschaf t KG,  Essen 


AKTIVA 

DM 

1.  Bankpiuthaben  10.9^^3>55 

2.  Forde  run  r:on  an  Gesellschafter 
w/peznhlter 

Kani talertrapsteuer  71 4.000 , — 

Ercän7unn;snbp;nbe  J?1 .420, — 

sonst!  p;e  2 .000.000,  — 2.735*420,-- 

3.  Betel  lif^u.nr.en 

St.  342.720  K?®  Kundenkreditbank 

KGaA  /'ktien  56.635*9^3,37 


59*330.331,72 


Essen,  den  l6.  Februar  1972 


PASSIVA 


DM 

1.  Kapital 

a)  Elnlap;on  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter 

b)  Kinla.t'cn  der 

Kornrnandl  t Ls  len  1 .000.000,  -- 

1 .000.000,-- 

2.  niicklapien 

54.^109.933,37 

3.  Verbindlichkeiten 

1 .224.000,— 

4.  Gewinn 

2.746.343,  "'5 

59*330.331,72 

Anlaf^e  4 a) 


• • 

Gewinn-  und  Verlustrechnung  per  31.  Dezember  1971 

der 

Burkhardt  & Co.  Vermögensverwaltungs-Gesellschaft  KG,  Essen 


AUFWAND 


1.  Zinsen 

2.  Beitrag 

3.  Rechtskosten 

4.  Gewinn  1971 


DM 

108.118,47  1.  Ertrag  aus  der  Beteiligung 

40,— 

1.498,18 

2.746.343,35 

2.856.000,--  .. 


E R T R 


DM 

2.856.000, 


2.856.000, 


Essen,  den 


Anlage  4 b) 


Gewinnverteilung  per  31.  Dezember  1971 


Burkhardt  & Co.  Vermögensverwaltungs-Gesellschaft  KG,  Es: 


Burkhardt  & Co. 

Marine  Midland 
Overseas  GmbH 


Gewinn 


. / . gezahlter 

Kap.Ertr.St.  -Erg.Abg.-  insg. 


ausschüt- 
tungsfäh . 
Gewinn 


Vor- 

schüsse 


70,0  1.922.41)0,35  499.800,—  11). 9911,—  5111.791,^..  1.1)07. 61)6 ',55  1.400.000,— 


Aus- 
s chüttg . 

7.646,35 


30,0 


823.903,—  214.200,--  6.426,—  220,626,--  603.277,--  600.000,-  3.277,-- 


100,0  2.746.343,35  714.000,—  21.420,—  735. 420,--  2.010.923,35  2.000.000,-  10.923,35 


Anlage  5 


Emissionsgeschäft  im  Jahre  1971 


Emissions-Betrag  Anleihe 


Underwriting 


^-Convertible : 


25 

Mio. 

6 

lA 

Beatrice  Foods 

1971/91 

% 

12o . 000, -- 

25 

Mio . 

6 

3/4 

Borden  Overs. 

1971/91 

165. 000, -- 

15 

Mio. 

6 

1/4 

rjf 

'0 

Cummins  Intern. 

1971/86 

75.000,-- 

15 

Mio . 

6 

3/4 

Dai  Nippon  Print. 

1971/86 

150 . 000, -- 

5o 

Mio . 

6 

nf 

Honeywell  Cap. 

1971/86 

2oo. 000, -- 

2o 

Mio. 

7 

% 

Intercontinental 
Hotels  1971/86 

170 . 000, -- 

5o 

Mio. 

6 

% 

Ford  Int. 

1971/86 

175. 000, -- 

50 

Mio. 

6 

1/2 

Rand  Selection 

* 

125. 000, -- 

■Straight : 

2o 

Mio. 

9 

Airlease  Int.Fin. 

1971/86 

80 . 000, -- 

15 

Mio . 

8 

1/2 

Airlease  Int.Fin. 

1971/76 

60 . 000, -- 

50 

Mio. 

8 

1/2 

Allmanna  Svenska 

1971/86 

150 . 000, -- 

35 

Mio . 

7 

Alusv.isse  Int. 

1971/81  - - • ^ 

/ 

loo . 000, -- 

12 

Mio . 

8 

3/4 

% 

AMAX  Int.Corp. 

1971/86 

/ 

50 . 000, -- 

18 

Mio. 

8 

% 

AMAX  Int.Corp. 

1971/86 

/ 

75.000,-- 

2o 

Mio. 

8 

3/4 

t 

AMAX  Int.Corp. 

1971/86 

/ 

loo. 000, -- 

15 

Mio . 

7 

3/4 

% 

,Ameribas  Hold. 

1971/78 

/ 

5o. 000, -- 

2o 

Mio. 

7 

3/4 

% Barclays  Bank 

1971/78 

$ 

loo . 000 , -- 

30 

Mio. 

8 

1/4 

% Barclays  Bank 

1971/86 

$ 

150. 000,-- 

2 


2 


Emissions-Betrag^ 

Anleihe 

Underwriting 

0 45  Mio. 

8 

1/4 

^ Beecham  Intern. 

1971/86 

175*  000, -- 

^ 15  Mio. 

8 

5/4 

% Aktieselsk. Borre- 
gaard  1971/86 

/ 

loo . 000, -- 

^ 2o  Mio. 

8 

% Caisse  Nat.d. Tele- 
com. 1971/86 

- / 

2oo . 000, -- 

0 2o  Mio. 

8 

5/4 

% Carlsb-Tuborg 

1971/86 

/ 

125. 000, -- 

0 50  Mio. 

8 

1/2 

% Comm. Union  Ass. 

1971/86 

/ 

14o. 000, -- 

0 15  Mio. 

7 

7/8 

% Comm. Union  Ass. 

1971/78 

0 

70 . 000, -- 

0 5o  Mio. 

8 

00  Conoco  Eurofin. 

1971/86 

0 

500. 000, -- 

0 2o  Mio. 

8 

1/4 

00  Continental  Teleph./ 

1971/86 

175. 000, -- 

RE  12  Mio 

8 

00  Copenhagen  County 

1971/86 

RE 

loo. 000, -- 

0 15  Mio. 

8 

1/2 

00  Copenhagen  Teleph. 

1971/86 

loo . 000, -- 

0 2o  Mio. 

8 

1/2 

00  Corning  Intern. 

1971/86 

loo. 000, -- 

0 2o  Mio. 

8 

1/2 

00  Dow  Corning  Overs. 

1971/86 

/ 

90. 000, -- 

0 5o  Mio. 

7 

1/2 

00  Du  Pont  Overs. 

1971/78 

l4o . 000, -- 

0 25  Mio. 

8 

1/2 

00  EIB  European 

1971/86 

75*  000, -- 

0 25  Mio. 

7 

5/4 

00  EIB  European 

1971/78 

75*  000, -- 

^ 2o  Mio. 

7 

5/4 

00  Electricite  de 
France  1971/78 

90. 000, -- 

0 2o  Mio. 

8 

1/2 

00  Electricite  de 
France  I97I/86 

90 . 000, -- 

0 2o  Mio. 

8 

1/2 

00  Escom 

1971/86 

loo . 000, -- 

0 5o  Mio. 

8 

00  Esso  Overseas 

1971/86 

525. 000, -- 

0 5o  Mio. 

7 

1/2 

^,Esso  Overseas 

1971/76 

/ 525*000,-- 

0 5o  Mio. 

8 

00  Esso  Overseas 

1971/86 

500. 000, -- 

0 5o  Mio. 

7 

1/2 

00  Esso  Finance 

1971/78 

0 500.000,-- 

- 3 - 


- 3 - 


Eml  ssions-Betrap;  Anleihe 


Underwriting^ 


25 

Mio. 

8 

3/4 

Ferrovie  dello 
Stato  1971/86 

loo. 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

1/4 

% 

GATX  Osw.Corp. 

1971/77 

9o . 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

% 

Gen.  Mills  Fin. 

1971/86 

2oo. 000, -- 

30 

Mio. 

8 

1/4 

fo 

Gen. Motors  Overs. 

1971/76 

loo. 000, -- 

30 

Mio. 

8 

3/4 

% 

Gen.  Motors  Overs. 

1971/86 

150 . 000, -- 

15 

Mio. 

9 

1/4 

% 

Grand  Metropolitan 
Hotels  1971/86 

70. 000, -- 

15 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

The  Grangesberg 
Comp.  1971/89 

75. 000, -- 

15 

Mio. 

8 

3/^i 

% 

Groller  Intern. 

1971/86 

85. 000, -- 

25 

Mio . 

8 

1/2 

% 

G.U.S.  Intern. 

1971/86 

12o. 000, -- 

15 

Mio. 

8 

3/4 

% 

Haas  Overseas 

1971/86 

loo . 000, -- 

lo 

Mio. 

8 

% 

Haas  Overseas 

1971/78 

65 . 000, -- 

2o 

Mio. 

9 

% 

Hamersley  Fin» 

1971/86 

l2o . 000, -- 

15 

Mio. 

8 

3/4 

% 

City  of  Helsinki 

1971/86 

70. 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

1/2 

% 

Hill  Samuel  Group 

1971/86 

90. 000, — 

35 

Mio . 

8 

1/4 

% 

The  Hydro  El . Power 

1971/86 

loo. 000, -- 

lo 

Mio. 

8 

3/4 

% 

Iceland  Extern. 

1971/86 

llo. 000, — 

25 

Mio. 

8 

1/4 

% 

Intern.  Standard 
Electric  1971/86 

loo . 000, -- 

25 

Mio. 

9 

% 

Intern.  Stand. El. 

1971/86 

loo. 000, -- 

25 

Mio. 

8 

1/4 

% 

Irland  I97I/89 

180. 000, -- 

15 

Mio. 

7 

3/4 

% 

Jardine  Matheson 

1971/86  - .>• 

75-000, -- 

2o 

Mio. 

8 

1/2 

% 

Kimberly  Clark 

1971/86 

150.000,-- 

26 

Mio. 

8 

3/4 

% 

J.  Lyons  and  Co. 

1971/86 

130.000,-- 

4 


- l\  - 


Emissions-Betrag  Anleihe 


Underwriting 


15 

Mio. 

8 

3/4 

fo 

Metropolitan  Est. 

1971/86 

75. 000, -- 

25 

Mio. 

8 

3/4 

Mount  Isa  Ein. 

1971/86 

90 . 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

Prov.of  Nev/found- 
land  1971/86 

80 . 000, -- 

2o 

Mio . 

9 

fo 

Le  Nickel  7 1/86 

loo. 000, -- 

15 

Mio . 

8 

1/4 

fo 

City  of  Oslo 

1971/86 

80 . 000, -- 

2o 

Mio. 

9 

fo 

0v7ens  Corning 

1971/86 

l4o . 000, -- 

15 

Mio. 

8 

3/4 

fo 

Pekema  Oy 

1971/86 

55*  000, — 

15 

Mio. 

8 

fo 

Philip  Morris 

1971/86 

12o . 000, -- 

15 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

Philip  Morris 

1971/86 

12o . 000, -- 

25 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

Plessey  Int. Ein. 

1971/86 

150 . 000, -- 

25 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

Quebec  Hydro  El. 

1971/86 

180 . 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

1/4 

fo 

Quebec  Hydro  El. 

1971/86 

175 . 000, -- 

30 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

Queensland  Al. 

1971/86 

150 . 000, -- 

25 

Mio . 

8 

3/4 

fo 

The  Rank  Org. 

1971/86 

12o. 000, -- 

15 

Mio. 

9 

fo 

Sandvik 

1971/86 

80. 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

3/4 

fo 

Scott  Paper  Overs. 

1971/86 

loo . 000, - 

60 

Mio. 

8 

fo 

Shell  Intern. 

1971/86 

150 . 000, -- 

12 

Mio. 

8 

3/4 

fo 

Slough  Estates 

1971/86 

loo . 000, -- 

25 

Mio . 

7 

3/4 

fo 

Bank  of  Tokyo 

1971/86 

loo. 000, -- 

2o 

Mio. 

8 

1/2 

fo 

Transameri can 

1971/86 

70. 000, -- 

30 

Mio. 

8 

fo 

Transocean  Gulf 

Oil  1971/86 

150. 000, -- 

2o 

Mio . 

8 

3/4 

fo 

TRW  Overseas 

1971/86 

loo . 000 , 

lo 

Mio . 

9 

fo 

City  of  Turin 

70 . 000, -- 

1971/91 

- 5 - 


- 5 - 

Emissions-Betras:  Anleihe Underwriting 


DM-Auslands-Anleihen 


DM 

loo 

Mio . 

8 

^ Autopistas 

1971/86 

DM 

500 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio . 

8 

% Banco  Nacional 
de  Obras  1971/86 

DM 

750 . 000, -- 

DM 

5o 

Mio. 

7 

3/4 

% Comal CO 

1971/86 

DM 

250.000,-- 

DM 

loo 

Mio . 

7 

3/4 

^ Courtaulds  Int. 

1971/86 

DM 

600 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

7 

3/4 

/ Dänemark 

1971/86 

DM 

500 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

7 

3/4 

% Elect?:.  Council 

1971/86 

DM 

250.000,-- 

DM 

loo 

Mi  o . 

8 

% Electricity  Supply 

1971/86 

DM 

1 . 000 . 000, -- 

DM 

6o 

Mi  o . 

7 

3/4 

Eurofima 

1971/86 

DM 

700. 000, — 

DM 

loo 

Mio . 

7 

1/2 

% Europ. Investitions- 
bank 1971/86 

-DM 

1 . 000. 000,-- 

DM 

loo 

Mio . 

7 

1/2 

% Europ. G. f. Kohle  + 
Stahl  1971/86 

DM 

2 . 000 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio . 

7 

3/4 

% Europ. Invest . Bank 

1971/86 

DM 

1 . 000 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

8 

1/4 

% Europistas 

1971/86 

DM 

800 . 000, -- 

DM 

6o 

Mio . 

8 

% Finn . Kommunal anl . 

1971/83 

DM 

300 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio . 

7 

3/4 

% Firestone 

1971/86 

DM 

600 . 000, -- 

DM 

75 

Mio. 

8 

% Glaxo  Fin. 

1971/86 

DM 

300 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

7 

1/2 

% Hydro  Ontario 

1971/86 

DM 

500 . 000, -- 

DM 

7o 

Mio. 

7 

3/4 

% Hypoth. Bk. u. Finanz-DM 
verw. Dänemark  7 1/86 

250 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

8 

% I.C.I. 

1971/86 

DM 

500 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio . 

8 

% Icipu 

1971/91 

DM 

500 . 000, -- 

DM 

6o 

Mio. 

8 

% Imatran  Elektr. 

1971/86 

DM 

4oo . 000, -- 

DM 

6o 

Mio. 

8 

% Induhyp. Finnland 

1971/86 

6 - 

DM 

250.000, — 

- 6 - 

Emissions-Betrag  Anleihe 

Underwriting  1 

DM- 

Auslands 

-Anleihen: 

DM 

loo  Mio. 

7 V4  fo  ISCOR 

1971/86 

DM 

600 . 000, -- 

DM 

8o  Mio. 

8 

% Johannesburg 

1971/86 

DM 

4oo. 000, -- 

DM 

loo  Mio. 

7 

3/4  % Kansai  Electric 
1971/86 

DM 

875.000, — 

DM 

loo  Mio. 

7 

3/4  % Stadt  Kobe 

1971/86 

DM 

500. 000, -- 

DM 

loo  Mio. 

7 3/4  % Stadt  Kopenhagen 
1971/86 

DM 

500 . 000, -- 

DM 

8o  Mio. 

8 

% Neufundland 

1971/86 

DM 

4oo . 000, -- 

• 

DM 

loo  Mio. 

7 

1/2  % Neuseeland  1971/ 

86 

DM 

500. 000, -- 

DM 

8o  Mio. 

7 

1/2  % Oslo 

1971/87 

DM 

1 . 48o. 000, -- 

DM 

loo  Mio. 

7 

3/4  % Prov.Nova  Scotia 

1971/86 

DM 

500. 000, -- 

DM 

loo  Mio. 

8 

% Quebec  Hydro  El . 

1971/86 

DM 

600 . 000, -- 

DM 

75  Mio. 

7 3/^  % Saab-Scania 

1971/86 

DM 

300 . 000, -- 

DM 

loo  Mio. 

7 

3/4  % Südafrika 

1971/86 

DM 

500 . 000 , -- 

DM 

loo  Mio. 

7 3/‘^  % Tenneco 

1971/86 

DM 

600 . 000, -- 

• 

DM 

loo  Mio. 

7 

1/2  ^ Transocean  Gulf 

1971/86 

DM 

4oo . 000, -- 

DM 

2oo  Mio. 

7 

1/2  % Weltbank 

1971/86 

DM 

2. 000. 000, — 

DM 

25o  Mio. 

7 

1/2  % Weltbank  II 

1971/86 

DM 

2. 500. 000, -- 

DM 

loo  Mio. 

8 

% Yokohama 

1971/86 

DM 

500. 000, -- 

DM- 

-Inlands- 

Anleihen; 

DM 

25o  Mio. 

7 

1/2  % Land  Bayern 

1971/83 

DM 

5.750.000,-- 

j 

DM 

loo  Mio. 

7 

1/2  % Land  Berlin 

1971/83 

DM 

1 . 369.200,-- 

1 

» 

i 

♦ 

i 

1 

- 7 - 
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Emissions-Betrag  Anleihe 
DM-Inlands- Anleihen: 


Underv7ri  ting 


DM 

12o 

Mio. 

8 

% Chem.VJerke  Hüls 

1971/86 

DM 

4 . 2oo . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

7 

3/4 

/ Conti  Gummi 

1971/86 

DM 

2. 000 . 000, -- 

DM 

300 

Mio. 

7 

/ Dt.  Bundesbahn 

1971/82 

DM 

1 . 350 . 000^ -- 

DM 

300 

Mio . 

8 

% Dt.  Bundesbahn 

1971/81 

DM 

1 . 485. 000, -- 

DM 

300 

Mio. 

7 

1/2 

/ Dt.  Bundesbahn 

1971/81 

DM 

1 . 485. 000, — 

DM 

500 

Mio. 

7 

1/2 

% Bundesrep. Deutsch- 
land 1971/81 

DM 

2.750. 000, -- 

DM 

44o 

Mio. 

7 

3/^ 

fo  Bundesrep. Deutsch- 
land 1971/81 

DM 

1 . 800 . 000, -- 

DM 

350 

Mio. 

7 

1/2 

% Dt.  Bundespost 

1971/81 

DM 

1 . 925. 000, — 

DM 

350 

Mio. 

8 

% Dt.  Bundespost 

1971/81 

DM 

1.575.000,-- 

DM 

loo 

Mio . 

7 

1/2 

/ Hoesch  AG 

1971/86 

DM 

2. 8I0. 000, -- 

DM 

60 

Mio . 

7 

1/2 

/ Industrlekred'itbk. 

1971/81 

DM 

687.500,-- 

DM 

90 

Mio. 

8 

% Industriekredi tbk. 

1971/86 

DM 

1 . 031 . 300, — 

DM 

loo 

Mio. 

7 

1/2 

fo  Klöckner  Werke 

1971/86 

DM 

7 . 000 . 000, — 

DM 

250 

Mio. 

8 

% Kred. f .Wiederaufb. 

1971/81 

DM 

800. 000, -- 

DM 

250 

Mio. 

7 

3/4 

fo  Kred.  f . V/iederaufb. 

1971/79 

DM 

800 . 000, -- 

DM 

loo 

Mio. 

7 

1/2 

fo  Stadt  Köln 

1971/83 

DM 

1 . 250 . 000, -- 

DM 

300 

Mio. 

7 

1/2 

NRW 

1971/83  . 

DM 

5. 550 . 000, — 

DM 

300 

Mio. 

7 

3/4 

/ R.W.E. 

1971/86 

DM 

8. 550. 000,-- 

DM 

loo 

Mio . 

7 

1/2 

% August  Thyssen  Hütte 
1971/86  DM 

2. 590 . 000, -- 

DM 

150 

Mio . 

8 

% VEW 

1971/86 

DM 

6.750.000,-- 

- 8 - 


Emissions -Bet rag Anleihe 


Underv;riting 


sonstige  V/ährungen; 


UA 

15 

Mio. 

8 

Commonw.  of 
Australia  1971/86 

UA 

loo . 000 

ECU 

6o 

Mio . 

7 

1/4 

fo 

ENEL 

1971/86 

ECU 

350 . 000 

UA 

2o 

Mio. 

8 

1/4 

fo 

ES  COM 

1971/86 

UA 

125. 000 

UA 

15 

Mio. 

8 

1/4 

of 

/O 

Electr . Supply 

1971/86 

UA 

125 . 000 

dfls 

! 75  Mio. 

7 

3/4 

% 

European  Inv.Bank 

1971/77/86 

dfls 

2oo. 000 

h 

15 

Mio. 

8 

% 

I.C.I.  Int. Ein. 

1971/86 

L 

loo. 000 

UA 

25 

Mio. 

8 

% 

Kingdom  of  Danmark 

1971/86 

UA 

175. 000 

UA 

15 

Mio. 

7 

3/4 

% 

Norges  Komm. Bk. 

1971/86 

UA 

loo. 000 

ECU 

25 

Mio. 

8 

fo 

Rep. of  South 

Africa  1971/86 

ECU 

250 . 000 

51  g ' K.  L.*  to.  -**  \z^  Hu  ^ 12.)  /?é-7  '/■??/ 


Herrn 

Kurt  H. Grüne bäum 

New  York  Hansoatic  Corporation 

6C  Broad  Street 

New  York,  N.Y. 10004  / USA 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum! 


Betrifft;  Proventlna  Commercial  AG,  Zürich 

Wie  wir  Ihnen  bereits  mitgeteilt  hatten,  ist  die  Prevent ina 
Commercial  AG  eine  Parallelgesellschaft  von  C . G . Trinicaus  mi^ 
einem  Kapital  von  insgesamt  sfrs.  10.400.000,-,  an  dem  die 
Gesellschafter  von  C.G.Trinkaus  im  gleichen  Verhältnis  betei- 
ligt sind,  wie  van  der  Trinkaus -Bank . Im  Zage  der  Busicn  zwi- 
schen C.G.Trinkaus  und  unserer  Bank  soll  das  Kapital  der  Pro- 
ventina  in  dem  Umfang  erhöht  vierden,  der  erforderlich  ist, 
um  die  Gesellschafter  unseres  Hauses  in  dem  Verhältnis  an  der 
Proventina  zu  beteiligen,  wie  sie  an  der  zusammengef ehrten 
Bank  C.G.Trinkaus  & Burkhardt  beteiligt  sind.  Wegen  der  Ein- 
zelheiten dürfen  wir  Sie  auf  unser  Schreiben  vom  IB. November 
1971  und  die  mit  diesem  Schreiben  übei’sandten  Unterlagen  ver- 
weisen. 

Es  ist  beabsichtigt,  die  Kapitalerhöhung  zum  p.Janua'r  1972 
vorzunehmen.  Die  Proventina  wird  insgesamt  53'-CGO  junge  Aktien 
mit  einem.  Nennwert  von  sfrs.  5*500.000,-  ausgeben  und  niese 
Aktien  unter  Ausschluss  des  Bezugsrechtes  der  Altaktionäre 
unseren  Gesellschaftern  zum  Nennwert  zuteilen.  Weitere  Aktien 
mit  einem  Nennv/ert  von  insgesamt  sfrs.  224.000,-  werden  unsere 
Gesellschafter  zum  Nennwert  von  Gesellschaftern  von  C.G.Trink- 
aus beziehen,  die  zum  Ende  dieses  Jahres  ausscheiden. 


Der  Kaufpreis  für  die  Aktien  der  Proventina,  die  von  unseren 
Gesellschaftern  bt'zogen  werden  sollen,  betragt  insgesam.t 


AN 


2. 


BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM 


24.12.1971 


Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 


sfrs.  5 • 524 . 000, - . Hiervon  sind  vereinbarungsgemäss  25  % oder 
sfrs.  1.581.000,-  sofort  einzuzahlen  und  der  Rest  innerhalb 
von  2 Jahren,  wobei  der  ausstehende  Einlagebetrag  mit  6 % p.a. 
zu  verzinsen  ist. 

Um  der  Gesellschaft  schon  jetzt  die  volle  Einlagesumme  zu  ver- 
schaffen, hat  sich  die  Handelsbank  in  Zürich,  eine  Kommanditi- 
stin von  C . G . Trinkaus , bereit  erklärt,  allen  unseren  Gesell- 
schaftern, die  zur  Zeit  ihre  Einlage  noch  nicht  voll  6inzahlen 
wollen,  die  Erfüllung  dieser  Einlagepflicht  mit  einem  Darlehen 
in  entsprechender  Höhe  zu  finanzieren.  Der  Zinssatz  für  das 
Darlehen  würde  zur  Zeit  6 % p.a.  betragen  und  alle  6 Monate 
neu  festgesetzt  werden.  Sollte  der  Zinssatz  der  Handelsbank 
später  über  6 % p.a.  hinausgehen,  dann  würde  der  überschie- 
ßende Zinsbetrag  von  der  Proventina  getragen  werden. 

Ihr  Anteil  an  der  Kapitalerhöhung  der  Proventina  beträgt 
Stück  11.560  Aktien  mit  einem  Nennwert  von  insgesamt 
sfrs . 1. 156.000,  - und  ist  mit  insgesa-mt  sfrs.  I.I56.OOO,- 
zu  bezahlen. 

25  % dieses  Betrages,  also  den  DM-Gegenwert  von  sfrs.  284.000,- 
werden  wir  zum  5-Januar  1972  Ihrem*  Konto  bei  uns  belasten. 

Die  restlichen  75  % oder  sfrs .852. 000, - wird  Ihnen  die 
Handelsbank  in  Zürich  als  Kredit  zur  Verfügung  stellen. 

Durch  die  Belastung  mit  dem  DM-Gegenwert  von  sfrs.  284.000,- 
wird  für  Sie  bei  uns  kein  Debetsaldo  entstehen,  da  dieser 
Betrag  durch  Ihren  Anteil  an  dem*  Jahresgewinn  unserer  Bank 
für  das  Jahr  1971 , den  wir  Ihnen  Wert  1. Januar  I972  gut- 
schreiben  werden,  mehr  als  gedeckt  ist. 

Es  ist  nicht ■ notwendig,  dass  Sie  die  Rechte  aus  Ihrer  Betei- 
ligung an  der  Proventina  AG  im  eigenen  Nam.en  aus  üben.  Wenn  Sie 
es  wünschen,  können  Sie  die  Aktien  auch  über  eine  Tochtergesell- 
schaft oder  ein  anderes  Ihrer  Gruppe  verbundenes  Unternehm*en 
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beziehen.  Für  diesen  Fall  bitten  wir  Sie  um  möglichst  baldige 
Nennung  des  Namens  der  betreffenden  Gesellschaft. 

» Eine  kuL'szellung  über  den  zukünftigen  Aktienbesitz  unserer 

Gesellschafter  bei  der  Proventina  und  der  auf  die  einzelnen 
Gesellschafter  entfallenden  Zahlungen  liegt  diesem  Brief 
als  Anlage  bei. 

Wir  grüssen  Sie 

freundschaft liehst 
Burkhardt  & Co. 

(Dr.B.Frhr .von  Falkenhausen) 


* 


Aktien  23%  in 

in  Stek,  sfrs. 


75%  Kredit 
in  sfrs. 


Graf  V.  Finckenstein 

4.745 

118.625,- 

355.875,- 

Kehl 

2.762 

69.050,- 

2o7 . 150 , - 

Dr.  Meyer-Struckmann 

4.972 

124. 3oo  , - 

372. 9oo ,- 

Schoeppler 

1 . 600 

4o . 000  , - 

12o, 000  , - 

V.  Waldthausen 

800 

2o, 000  , - 

60 . 000 , - 

14.879 

371.975,- 

1. 115.925,- 

Hildegard  Burkhardt 

1.  lo5 

27.625,- 

82. 875,- 

Dr.  B.  V,  Falkenhausen 

5.524 

138.  loo , - 

. 

c 

0 

1 

Dr.  G.  V,  Falkenhausen 

3.591 

89.775,- 

269.325,- 

Hirschland 

11. 360 

284. 000 , - 

852. 000 , - 

Karoli  GmbH 

2.  2o9 

55.225,- 

165.675,- 

Marine  Midland 

8.286 

207. 150 , - 

621.450,- 

Suez 

8 . 286 

2o7. 150 , “ 

621.450 ,- 

4o. 361 

1. 009. 025 , - 

3.027.075,- 

55*  2^10  1.  381» 


4. 143.000,- 


Summe 


474.500, - 

276. 2oo  , - 
497 • 2oo  , - 
160 . 000  , - 
80 . 000  , - 

1. 487. 900  ,- 

110. 500 ,  - 
552. 4oo  , - 
359, loo  ,- 

1. 136. 000  , - 
22o . 9oo , - 
828. 600 , 
828 . 600 , 

4. 038. loo , 
5. 524. 000 , 


000 


24. Dezember  1971 


GESCHÄFTSINHABER 


/;  . 

/ // 


4 3 ESSEN, 
Lindenallee  5-9 
Tel.  : (O  21  41)  190-1 
Durchwahl  190 


Herrn  | 

Kurt  H.Grunebaum  I 

New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 

New  York,  N.Y./lJSA 


Betrifft:  Proventina  Commercial  AG,  Zürich 


Lieber  Kurt! 


Wie  wir  Dir  bereits  mitgeteilt  hatten,  ist  die  Proventina 
Commercial  AG  eine  Parallelgesellschaft  von  C.G.Trinkaus  mit 
einem  Kapital  von  insgesamt  sfrs.  10 . 400 . 000 , an  dem  die 
Gesellschafter  von  C.G.Trinkaus  im  gleichen  Verhältnis  betei- 
ligt sind,  wie  an  der  Trinkaus -Bank . Im  Zuge  der  Fusion  zwi- 
schen C.G.Trinkaus  und  unserer  Bank  soll  das  Kapital  der  Pro- 
ventina in  dem  Umfang  erhöht  werden,  der  erforderlich  ist, 
um  die  Gesellschafter  unseres  Hauses  in  dem  Verhältnis  an  der 
Proventina  zu  beteiligen,  wie  sie  an  der  zusammengeführten 
Bank  C.G.Trinkaus  & Burkhardt  beteiligt  sind.  Wegen  der  Ein- 
zelheiten dürfen  wir  auf  unser  Schreiben  vom  I5. November  7I 
und  die  mit  diesem  Schreiben  übersandten  Unterlagen  verweisen. 

Es  ist  beabsichtigt,  die  Kapitalerhöhung  zum  9*Januar  1972 
vorzunehmen.  Die  Proventina  wird  insgesamt  57*000  junge  Aktien 
mit  einem  Nennwert  von  sfrs.  5*700.000,-  ausgeben  und  -diese 
Aktien  unter  Ausschluss  des  Bezugsrechtes  der  Altaktionäre 
unseren  Gesellschaftern  zum  Nennwert  zuteilen.  Weitere  Aktien 
mit  einem  Nennwert  von  insgesamt  sfrs.  224.000,-  werden  unsere 
Gesellschafter  zum  Nennwert  von  Gesellschaftern  von  C.G.Trink- 
aus beziehen,  die  zum  Ende  dieses  Jahres  ausscheiden. 
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Der  Kaufpreis  für  die  Aktien  der  Proventina,  die  von  unseren 
Gesellschaftern  bezogen  werden  sollen,  beträgt  insgesamt 
sfrs.  5.524.000,-.  Hiervon  sind  vereinbarungsgemäss  25  % oder 
sfrs.  1.581.000,-  sofort  einzuzahlen  und  der  Rest  Innerhalb 
von  2 Jahren,  wobei  der  ausstehende  Einlagebetrag  mit  6 % p.a. 
zu  verzinsen  ist. 

Um  der  Gesellschaft  schon  jetzt  die  volle  Einlagesumme  zu  ver- 
schaffen, hat  sich  die  Handelsbank  in  Zürich,  eine  Kommanditi- 
stin von  C.G.Trinkaus,  bereit  erklärt,  allen  unseren  Gesell- 
schaftern, die  zur  Zeit  ihre  Einlage  noch  nicht  voll  einzahlen 
wollen,  die  Erfüllung  dieser  Einlagepflicht  mit  einem  Darlehen 
in  entsprechender  Höhe  zu  finanzieren.  Der  Zinssatz  für  das 
Darlehen  würde  zur  Zeit  6 % p.a.  betragen  und  alle  6 Monate 
neu  festgesetzt  werden.  Sollte  der  Zinssatz  der  Handelsbank 
später  über  6 % p.a.  hinausgehen,  dann  würde  der  überschie- 
ßende Zinsbetrag  von  der  Bank  getragen  werden. 

Der  Anteil  Eurer  Gruppe  an  der  Kapitalerhöhung  der  Proventlna 
beträgt  Stück  15.700  Aktien  mit  einem  Nennwert  von  insgesamt 
sfrs.  1.570.000,-.  Dieser  Anteil  entspricht  einer  lO^igen 
Beteiligung  an  dem  nach  Maßgabe  der  obengenannten  Kapital - 
erhöhung  auf  sfrs . 15 . 700 . 000, - aufgestockten  Aktienkapital 
der  Proventlna.  Der  Bezugspreis  beträgt  sfrs . 1 . 570 .000, - . 

25  % dieses  Betrages,  also  den  DM-Gegenwert  von  sfrs.  592.500,-, 
werden  wir  bis  zum  5. Januar  Eurem  Konto  bei  uns  belasten.  Die  rest 
liehen  75  % oder  sfrs.  1.177.500,-  wird  Euch  die  Handelsbank  ln 
Zürich  als  Kredit  zur  Verfügung  stellen. 

Durch  die  Belastung  mit  dem  DM-Gegenwert  von  sfrs.  207. I50,- 
wird  für  Eure  Gruppe  bei  uns  kein  Debetsaldo  entstehen,  da  dieser 
Betrag  durch  Euren  Anteil  an  dem  Jahresgewinn  unserer  Bank  für 
das  Jahr  1971 ^ den  wir  Euch  Wert  1. Januar  1972  gutschreiben  wer- 
den, mehr  als  gedeckt  1st. 
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Herrn  Kurt  H. Grunebaum,  New  York 


Es  ist  nicht  notwendig,  dass  Ihr  die  Rechte  aus  Eurer  Beteili- 
gung an  der  Proventina  AG  im  eigenen  Namen  ausübt.  Wenn  Ihr 
es  wünscht,  könnt  Ihr  die  Aktien  auch  über  eine  Tochtergesell- 
schaft oder  ein  anderes  Eurer  Gruppe  verbundenes  Unternehmen 
beziehen.  Für  diesen  Fall  bitte  ich  um  möglichst  baldige  Nennung 
des  Namens  der  betreffenden  Gesellschaft. 

Eine  Aufstellung  über  den  zukünftigen  Aktienbesitz  unserer 
Gesellschafter  bei  der  Proventina  und  der  auf  die  einzelnen 
Gesellschafter  entfallenden  Zahlung  habt  Ihr  bereits  geson- 
dert erhalten. 

Mit  den  besten  Grüssen 

bin  ich 


Dein 


I 


Oecembar  14,  1971 


Dear  B’.’trnhardt 

I certainly  appreciate  your  letting  us  know  that  the 
agreement  with  "K"  was  signed  yesterday. 

Most  of  the  time  in  the  past,  when  anything  about 
Burkkardt  & Co.  appeared  in  the  press,  I was  called 
on  the  telephone  by  one  of  the  New  York  banks  -- 
who  had  received  a cable  from  their  European  office  -- 
and  thus  I received  the  news. 

In  this  instance,  thanks  to  your  endeavors,  I had  the 
information  first. 

1 would  very  much  appreciate  it  if  you  would  sand  me 
the  press  releases  which  appear  in  the  newspapers 
about  this. 

Thanking  you  and  with  kindest  regards,  I am. 

Sincerely  yours. 


(signed  by  Kurt  H.  Grunebaum) 

Or,  Bernhard  von  Falkenhausen 
Burkhardt  & Co. 

Lindenallee  7-9 
Bussen,  Germany 


LILY  HAS  THIS  FILE 


«CA0’401/14'Si 
^39939  NYH  UR 
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8.  Dezeiriber  1971 


Herrn  Hans  Schmitz 
Bankhaus  Eurkhardt  Co. 
43  Essen 
Lindenallee  7-9 


l ieber  Herr  Schmitz. 

ich  habe  in  den  letalen  Tagen  versucht.  Sie  telefonisch  au 
erreichen,  leider  vergeblich.  Entweder  waren  Sie  nicht  da 
oder  ich  bin  nicht  durchgekommen. 

Ich  waere  Ihnen  dankbar,  wenn  Sie  ir.ir  nach  Erhalt  dieses 
Briefes  direkt  per  telex  bestaetigen  wuerden,  dass  unser 
Anteil  an  der  Kapitalerhoehung  von  nW  4 5 
einem  entsprechendem  Anteil,  wenn  Die 

aktlon  durchgeht.  DVark  922.  500.  - betraegt.  Sie  brauchen 
im  Telex  nur  zu  sagen  -Betrag  richtig"  oder  den  genauen 

Betrag  zu  nennen. 

Sie  hatten  mir  am  letzten  Tage  zwei  Ausrechn^gen  wegen 
Dorothee  gegeben.  Ich  kann  nur  eine  finden  und  waere  Ihne 
dankbar,  wenn  Sie  mir  per  Eilboten  die  beiden  schicken 

wuerden. 

Ich  nehme  an,  dies  ist  der  letzte  Brief  vor  Weihnachten  und 
wuensche  Ihnen  das  Allerbeste. 

K.  it  herzlichen  Gruessen 


Furt  H.  Grunebaum 


November  11, 1971 


Or.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  & Co. 

43  Essen 
Lindenallee  7-9 


Lieber  Bernhard. 

Das  Problem  des  Übergewichtes  Essen  unter  den  stell- 
vertretenden Vorsitzenden  kann  leich  geloest  werden, 
wenn  man  aus  der  Gruppe  Trinkaus  jetzt,  oder  wenn 
Strucki  spaeter  hinzugewaehlt  wird,  naechstes  >fehr  eben- 
falls noch  einen  hinzuwaehlt. 

Kj  it  besten  Gruessen 

Dein 


I 


9.  November  1971 


Herrn  Otto  Schoeppler 
Bankhaus  Burkhardt  & Co. 
43  Essen 
Lindenallee  7-9 


Lieber  Otto. 

Vielen  Dank  Cuer  Deinen  Brief  vom  4.  November.  Ich  hatte  heute 
ittag  den  Besuch  von  Herrn  von  Falkenhausen,  der  allerdings 
wenig  Neues  zu  berichten  hatte. 

Ich  weiss  nicht,  ob  beabsichtigt  ist,  irgendwelche  Unterlagen  den 
Kommanditisten  vor  der  Versammlung  zuzuschicken.  Ich  habe 
heute  deshalb  an  Bernhard  getelext,  dass  Erich,  der  bereits  in 
Europa  he  rum  re  ist  und  ich,  uns  am  18.  November  imi  Savoy  Hotel 
in  London  treffen  werden,  sodass  etwaige  Unterlagen,  falls  sie 
erst  Anfang  naechster  Woche  herausgeschickt  werden  sollten,  an 
besten  nach  l.ondon  geschickt  werden.  Gleichzeitig  ueberreiche 
ich  Dir  in  der  Anlage  Kopie  meines  heutigen  Schreibens  an 
Bernhard.  Wir  werden  uns  von  London  aus  melden. 

N.it  besten  Gruessen 

Dein 

Kurt  H.  Grunebaumi 


I 


DR.  BERNHARD  FREIHERR  VON  FALKENHAUSEN 
LIEBER  BERNHARD 


November  P,  1971 


SOLLTEN  VOR  DER  GESELLSCHAFTER  VERSAMMLUNG  NOCH  UNTFRI  AR  /// 
UNTERLAGEN  HERAUSGESCHICKT  WERDEN,  MOECHTE  ICH  DARaSf 
AUFMERKSAM  MACHEN,  DASS  ERICH  UND  , CH  '-AM  18  NOVEMBER  ) N 
LONDON  ,M  SAVOYHOTEL  EINTREFFEN  WERDEN . FALlHlSO  Dl  E 

vor  FREITAG  HERAUSGESCHICKT  WERDEN  SOLLEN 
BITTE  (CH  SIE  D REKT  NACH  LONDON  ZU  SENDE  N IM  UEBR'  ' 

AUSFUEHRL-CH  GESCHRIEBEN 

'jKUESSE 

KURT  GRUNEBAUM 


GEN 


tßi 

857709  BURKA  D 

MMMMM 

002  M'  N 
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DR.  BERNHARD  FREIHEifR  VON  FALKENHAUSEN 
LI  EBER  BERNHARD 


November  9,  1971 


D 


SOLLTEN  VOR  DER  GESELLSCHAFTER  VERSAMMLUNG  NOCH  UNTERLAß  /// 
UNTERLAGEN  HERAUSGESCHICKT  WERDEN,  MOECHTE  ICH  DARAUF 
AUFMERKSAM  MACHEN,  DASS  ERICH  UND  ICH  AM  18  NOVEMBER  IN 
LONDON  IM  SAVOYHOTEL  EINTREFFEN  WERDEN.  FALLS  ALSO  DIE 
UNTERLAGEN  NICHT  VOR  FREITAG  HERAUSGESCHICKT  WERDEN  SOLLEN, 
BITTE  ICH  SIE  DIREKT  NACH  LONDON  ZU  SENDE  N.  IM  UEBRIGEN 
HABE  ICH  DIR  HEUTE  AUSFUEHRLICH  GESCHRIEBEN 
GRUESSE 

KURT  GRUNEBAUM 


857709  BURKA 

MMMMM 

002  Ml  N 


9.  November  1971 


Kerm  Ctto  Schoeppler 
Bankhaus  Burkhardt  L Co. 
43  Essen 
Lindenallee  7-9 


Lieber  Otto. 

Vielen  Oank  fuer  Deinen  Brief  vom  4.  November.  Ich  hatte  heute 
h ittag  den  Besuch  von  Herrn  von  Falkenhacsen,  der  allerdings 
venig  Neues  zu  berichten  hatte. 

Ich  weiss  nicht,  ob  beabsichtigt  ist,  irgendwelche  Unterlagen  den 
Kommanditisten  vor  der  Versammlung  zvizuschicken.  Ich  habe 
heute  deshalb  an  Bernhard  getelext,  dass  Erich,  der  bereits  in 
Europa  herumreist  und  ich,  uns  am  18.  Noven  ber  im  Savoy  Hotel 
in  L ondon  treffen  werden,  sodass  etwaige  Unterlagen,  falls  sie 
erst  Anfang  naechster  Woche  herausgeschickt  werden  sollten,  an. 
besten  nach  L.ondon  geschickt  werden.  Gleichzeitig  ueberreiche 
ich  Dir  in  der  Anlage  Kopie  meines  heutigen  Schreibens  an 
Bernhard.  W ir  werden  uns  von  L ondon  aus  nr.elden. 

K it  besten  Cruessen 

Dein 

Kurt  H.  Grunebaum! 


r 

* / 


9.  Novcrr.ber  1971 


Dr.  Bernhard  F reiherr  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  ^ Co. 

43  Essen 
Lindenallee  7-9 


Lieber  Bernhard. 

Ich  hatte  heute  nachmittag  den  Besuch  Deines  Vaters,  mit  dem  ich  ein  uns 
speeiell  beruehrendes  Problem  besprochen  habe  und  der  miich  gebeten  hat, 
Dir  darueber  zu  berichten. 

Sollte  die  Fusion  mit  K.  mit  Wirkung  von'.  31.  Dezember  1971  durchgefuehrt 
werden,  muessen  wir  aus  den  bekannten  Gruenden  sowohl  die  Kapitaler- 
hoehung,  wie  auch  den  Erwerb  der  Z%,  vor  den  31.12  1971  durchfuehren. 

Das  Problem  der  Kapitalerhoehung  ist,  abgesehen  von  der  Liquiditaet,  ja 
sehr  einfach  durchzufuehren.  Etwas  schwieriger  ist  das  Problem  der 
Nach  Ruecksprache  m.it  unserem  Anwalt,  ist  es  unsere  Idee  eventuell  2% 
von  einen,  der  persoenlich  haftenden  Idiaber  oder  Deiner  L'ami  lie  jetzt 
zu  erwerben  zu  einen  ungefaehren  Schaetzungspreis,  jetzt  dafuer  zu  zahlen, 
eventuell  dandt  keine  Rueckwirkungen  komnien,  eher  eine  hoehere  als  eine 
niedrigere  7ahl  zu  nehnten,  und  dann,  wenn  der  Preis  feststeht,  zu  dem.  nian 
von  Herrn  Fmck  die  2 Prozent  erwerben  kann,  aüi  unseren  Ankauf  natuerlich 
zu  verzichten.  Die  Partei,  die  uns  jetzt  die  2 L roze  nt  gibt,  wird  dann  die 
2 Prozent  von  Herrn  Finck  erwerben  und  sollte  ein  Preisunterschied  sein, 
ihn  dann  auszugleichen.  Ich  n;oechte  annehnicn,  dass  das  durchiuehrba r ist 
und  ich  waere  Dir  dankbar,  wenn  Du  Dir  schon  jetzt  darueber  Gedanken 
machen  wuerdest. 

Im  uebrigen  habe  ich  Dir  heute  getelext,  dass  wir  am  17.  November  hier 
wegfliegen  und  am.  18.  Noveniber  im  Savoy  Hotel  in  London  sind,  sodass, 
wenn  die  Unterlagen  erst  Anfang  naechster  Woche  fertig  sind,  sie  nicht 
nach  hierher  sondern  direkt  nach  London  geschickt  werden  sollen. 


Hr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenii 


ausen 


9.  Noven  ber  1971 


Ich  weias.  da..  i>u  .o„.t  „och  erne  Reihe  von  Sachen  eu  erledigen 
hast  und  e.  tut  i^ir  leid,  da.s  Du  Dich  mit  d.e.en  au.aetelichen  r ro- 

WmfctTgkeü'.td  aeua.er.ter 


K it  herzlichen  Grues 


sen 


-Dein 


Kurt  H.  Grunebaim 


I 


i/;’  Mr,  Kurt  TI.  Grunebaum 

-i 

President 

New  York  Hanseatic  Corporation 
6 0 Broad  Street 

■ ■ New  York,  N.  Y.  10004 

USA 


'//  ' November  4,  1971 
■ Y/  /'yr  .'/f 


Dear  Kurt; 


I refer  to  yours  of  October  27,  and  our  telephone  con- 
versation of  today.  Let  me  assure  you  that  we  would  be 
<^My  too  pleased  to  be  in  the  position  to  give  you  the 
■4  "final  package",  aber  wie  immer  liegt  der  Teufel  im 

Detail. 

Y i mentioned  on  the  phone.  Dr.  G.  von  Falkenhausen 

will  be  leaving  for  New  York  tomorrow  and  wo  are  meet- 
;>  ing  with  him  later  today  so  that  ho  will  have  the  latest  in- 

formation  with  him  to  relate  when  he  sees  you  next  week. 

1 note  that  you  will  bó  arriving  on  the  evening  of  Saturday 
November  20.  I suggest  wo  have  you  and  Erich  and,  of 
, course,  Anneliese  if  she  is  accompanying  you,  for  dinner 

d with  us  Sunday  evening. 


With  kindest  regards. 


Sincerely, 


I 


I 


4 


4 ff//  /////f'////  ■(//f/j^^-^^f'//f/>//->^'''' 


■^,9  /’>.') f n 19.  10.  1971 
.Z/. 


Lieber  Kurt  ! 

Habe  herzlichen  Dank  für  Deine  Auktionsinformation,  die  ich, 
zurückgekehrt , hier  vorfand  und  die  mich  sehr  interessierte.  Ich 
werde  auch  gleich  einen  Auftrag  starten. 

Es  tut  mir  leid,  daß  ich  Deinen  Telefonanruf  verpaßte.  Inzwischen 
sind  wir  bemüht,  einen  Termin  in  der  letzten  November- Woche  für  die 
Gesellschafterversammlung  abzustimmen.  Wir  haben  zur  Auswahl 
in  unseren  Kalendern  den  24.  , 25.  und  2 6.  November  gesperrt. 

Otto  wird  versuchen,  morgen  einen  Termin  mit  Caplain  festzu- 
machen. Anschließend  werden  wir  uns  mit  Dir  noch  einmal  in 
Verbindung  setzen,  da  wir  nach  Deinen  Angaben,  davon  ausgehen, 
daß  Du  Dich  in  der  ganzen  Woche  vom  22.  - 2 7.  November  verfügbar 
machen  könntest. 

Für  heute  sehr  herzliche  Grüße 


H- 


{ 


\ 


ty 
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October  8,  1 971 


Dear  Bernhard: 


As  tliere  was  some  misunderstanding  about  the  dates 
for  the  meeting  between  us,  I just  want  to  go  on  record 
that  in  tlio  event  such  a meeting  is  to  take  place, 
we  are  available  any  day  in  the  first  week  of  November 
or  any  day  ii^  the  week  banning  Sunday,  November  Zlst. 


Naturally  as  soon  as  the  date  is  fixed,  we  would 
like  to  know  it  by  telephone. 


Looking  forward  to  hearing  from  you,  I am, 
with  kindest  regards. 


Sincerely  yours. 


(signed  by  Kurt  H«  Grunebaum) 


Dr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Burkhardt  & Co, 

Lindenallee  7-9 
43  Essen,  Germany 


^ GESCHÄFTSINHABER 

Dr. Bernhard  Freiherr  von 
Palkenhausen 


ESSEN,  den  1.  Oktober  19T1 


L inrjfïnaltoe  7-9 
Tol.  : (02141)  1001 
Durchwahl  190 


Lieber  Kurt ! 


i 

Otto  Schoeppler  hat  mich  gebeten.  Dir  den  Betrag  durchzugeben, 
den  die  Gruppe  Hirschland  in  die  Parallelgesellschaft  K vor- 
aussichtlich einzuzahlen  haben  wird.  Da  die  Rechnung  etwas 
kompliziert  ist,  möchte  ich  Dich  nicht  mit  einer  fernschrift-  :■ 
lieh  durchgegebenen  Zahl  abspeisen,  sondern  Dir  den  Rechnungs- 
modus etwas  genauer  erklären: 

Die  Parallelgesellschaft  hat  einen  Substanzwert  von  ca. 
sfr.  10,4  Mio,  das  sind  ca.  DM  8,9  Mio.  Die  Gruppe  L soll 
an  dem  Kapital  der  Parallelgesellschaft  in  dem  gleichen 
Verhältnis  beteiligt  werden,  wie  an  der  neuen  Bank  KL  & Co. 

An  dem  Kapital  der  neuen  Dank  wird  die  L-Gruppe  voraussicht- 
lich mit  95,2  % beteiligt  sein.  Diese  95,2  ^ige  Kapital- 
beteiligung soll  L an  der  Parallelgesellschaft  nicht  durch 
entsprechende  Übertragungen  von  Aktien  durch  die  Gruppe  K 
erhalten,  sondern  im  Wege  einer  Kapitalerhöhung.  Die  Kapital- 
einlage der  Gruppe  L würde  demnach  ca.  4,895  Mio. DM  betragen. 
Dieser  Betrag  soll  wie  folgt  aufgebracht  werden. 

Von  dem  Kapital  und  Reserven  der  B & Co.  Grundstücksgesell- 
schaft, die  als  selbständige  Parallelgesellschaft  fortbestehen 
soll,  wird  die  Gruppe  K 64,8  % übernehmen.  Ein  Teil  des  Gegen- 
wertes wird  durch  Übernahme  von  64,8  % der  Ansprüche  der 
Grundstücksgesellschaft  gegenüber  ihren  Gesellschaftern,  also 
den  Gesellschaftern  der  Gruppe  I,,  aufgebracht , der  Rest  in  bar 
bezahlt.  Die  Barzahlung,  die  nach  Angaben  des  Steuerfachmanns 
von  Wollert-Elmendorff  nicht  versteuert  zu  werden  braucht,  wird 
rund  1,922  Mio. DM  betragen.  Es  ergibt  sich  also  ein  Saldo  zu 
Gunsten  der  K-Gruppe  von  ca. 2, 919  Mio. DM. 

Wahrscheinlich  weisst  Du  schon,  dass  mein  Vater  letzte  Woche 
zusammen  mit  Herrn  von  Waldthausen  in  München  war  und<  mit 
Herrn  von  Pinck  gesprochen  hat.  Herr  von  Finck  hat  sich  in 
diesem  Gespräch  sehr  verständnisvoll  und  fair  gezeigt^,  und 
sich  bereit  erklärt,  zum  Jahresende  aus  der  Bank  auè^uscheiden. 
Einer  Aufstockung  Eurer  Beteiligung  von  18,5  % auf  20,5  % bei 
L würde  demnach  zum  Jahresende  nichts  entgegenstehen. 

Eure  Gruppe  müsste  dann  20,5  von  2,919  Mio. DM  oder  rund 
DM  600.000,-  aufbringen.  Dieser  Betrag  braucht  nicht  sofort 
bezahlt  zu  werden,  sondern  erst  bis  zum  91.12.1974.  Die  Ein- 
lageschuld soll  bis  zu  ihrer  Tilgung  mit  6 °/o  verzinst  werden. 
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BLATT  ZUm  St 


• reiben  vom  1.10. 1971 


Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 


erhöhung  von  Insglsamt^Jt^s'^Mio'^®’'  Fusion  noch  eine  Kapital 
Otto  Sehoeppler  waSsohe^nl  T^nehmen  sollen,  hat  Dir 
lltäten  dieser  Kapltalerhdhnn!^  e®®^St.  Uber  die  Moda- 

Gliiokllcherweise  Si^d  Ifdie  gesprochen  werden, 

aussloht  nach  recht  gut?  Jahresergebnls  1971  aller  Vor^ 

Mit  vielen  Grüssen  von  Haus  zu  Haus 


bin  ich 
Dein 


oV.,-7'vV-S.  "i  t' ' .i  '■  ’ 

1.  /’•  , -v -i;  . v ^ H 'v  . ' 


I 


1 

r 
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GESCHÄFTSINHABER 


43CSSF.  N.  IG.  September  1971 

Lindcnebeo  7-0 

Tel  ; (0^1  4tl)  22  1401- 


Persönlich  ,/  Vertr^llIIich 
durch  Boten 


An  die 

Herren  Inliaber  des 
Bankhauses  C.  G.  Trinkaus 
z.  Hdn.  Herrn  Groth 

« 

4 Düsseldorf 
Königsallee  17 


Sehr  geehrte  Herren, 

Sie  haben  uns  in  der  Verhandlung  vom  14.  d.  M.  einen 
Fusions  vor  schlag  auf  folgender  Grundlage  unterbreitet; 

Die  nominellen  Kapitalkonten  (Kapital  und  offene  Rück- 
lagen) werden  bei  Ihnen  durch  entsprechende  Entnahmen 
auf  DI\I  87,  5 Alio  herabgesetzt  und  bei  uns  durch  Zuzah- 
lung von  DM  4,  5 Mio  auf  DAI  4 7,  5 Mio  erhöht.  Eine  Fu- 
sion auf  der  Grundlage  dieser  geänderten  Kapitalkonten 
entspräche  einem  Umtauschverhältnis  von  1,  8423  : 1. 

Wir  sind  mit  Ihrem  Vorschlag  im  Grundsatz  einverstanden 
und  werden  unseren  Gesellschaftern  in  einer  für  Ende  Ok- 
tober vorgesehenen  Ausserordentlichen  Gesellschafterver- 
sammlung seine  Annahme  empfehlen.  Dabei  gehen  wir  da- 
von aus,  dass  im  einzelnen  folgende  Regelung  zum  Tragen 
kommt; 


2.  ULATT  lUM  SCMReiHF.N  VOM  17.  9.  1971' 


AN  Herren  Inhaber 

Bankliaus  C.  G.  Trinkaus,  Düsseldorf 


-■.  «’-  j » 

t ■ '•?"  - 

I Uf^-i 


M 


Falls  cine  Veräusserung  unserer  KKB-Holding  vor 
der  Fusion  zustande  kommen  sollte,  ist  die  in  Ihrer 
Substanzrechnung  vom  13.  d.  AI.  vorgeseiiene  Aus- 
klammcrung  der  stillen  Resei'ven  unserer  beiden 
Häuser  in  ihren  KKB- Beteiligungen  hinfällig.  Statt 
dessen  werden  wir  Sie  an  dieser  Transaktion  pro 
rata  beteiligen.  Über  die  Einzelheiten  sind  noch 
nähere  Vereinbarungen  zu  treffen,  für  die  jedoch 
das  heute  geführte  Telefongespräch  zwischen  Herrn 
Groth  und  Graf  Finckenstein  die  Grundlage  bilden 
soll.  Der  Veräusserungsgewinn  aus  dieser  Trans- 
aktion geht  in  die  Ertragsrechnung  unserer  beiden 
Häuser  für  das  Jahr  1971  ein. 


.'5 


2 .a) 


Falls  es  zu  einer  Veräusserung  unserer  KKB-Holding 
voi  der  Fusion  nicht  kommen  sollte,  sind  wir  mit  Ihrem 
Vorschlag,  die  Reserven  auf  der  Basis  des  KKB-Börsen- 
kurses  zum  31.  Dezember  1970  (DAT  260  pro  Aktie)  ein- 
zufrieren und  den  Gewinn  aus  einem  späteren  Verkauf,  so- 
weit er  DAI  260  pro  Aktie  übersteigt,  zwischen  den  beiden 
Gesell schaftergruppen  nach  dem  Besitzstand  unserer  bei- 
den Häuser  an  KKB-Aktien  vor  der  Fusion  zu  verteilen, 
im  Grundsatz  einverstanden.  Wir  müssen  jedoch  darauf 
hinweisen,  dass  unsere  Bank  in  diesem  .Fall  A^orab-Ansprüche 
in  Höhe  von  ca.  DAI  10  Alio  abfinden  muss.  Um  die  Abfin- 
dung  durchzuführen,  wüi’tlen  wir  den  Bucliwert  unserer 
Beteiligung  an  der  Burkhardt  Co.  Vermögensverwaltungs- 
Gesellscliaft  KG  entsprechend  erhöhen,  was  einer  Erhöhung 
um  DAI  50  pro  KKB-Aktie  entsprechen  würde.  Wir  schlagen 
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< T • , 

■ . i > • . 


Herren  Inhaber 

I'iSinkhaus  C.  G.  Trinkaus,  Dnsseldoi  f 


deswegen  vor,  dass  der  Gewinn  aus  einer  späteren 


Veräusserung  des  von  Ihnen  eingebrachten  KKB-Pa- 
ketes  schon  ab  I)I\I  260  pro  Aktie  allein  Ihrer  Gruppe 
zusieht,  während  für  unsere  KKB- Beteiligung  ein  ent- 
sprechendes Gewinn- Vorrecht  unserer  Gruppe  erst  bei 
einem  Erlös  ab  D^I  310  pro  Aktie  beginnen  soll.  Bei 
solch  einer  Regelung  würde  der  "eingefrorene”,  d.  h. 
bei  dem  Substanzvergleich  nicht  berücksichtigte  Teil 
unserer  KKB-Reserve  den  immer  noch  sehr  beacht- 
lichen Betrag  von  Dkl  10  klio  ausmachen. 

0 

Zum  teilweisen  Ausgleich  für  das  Einfrieren  eines  der- 
art hohen  Anteiles  unserer  KKB-Reserve  werden  Sie  uns 
das  Recht  einräumen,  event’uell  erforderliche  Einzelwert- 
bericlitigungen  auf  die  im  Sinne  unserer  Absprache  "be- 
merkenswerten" Engagements  nicht  zu  bilden;  wir  werden 
statt  dessen  die  Verpflichtung  übernehmen,  eventuelle  Aus- 
fälle auf  solche  Engagements  zulasten  unserer  Gruppe  aus- 
zuglcichen.  Wir  gehen  hierbei  davon  aus,  dass,  wie  zwischen 
uns  bereits  vereinbart,  zu  den  "bemerkenswerten"  Enga- 
gements unserer  Bank  nur  der  Kredit  an  International 
Industries  Inc.  , Los  Angeles,  und  der  nicht  bankverbürgte 
Anteil  unseres  Kredites  an  die  Gladbecker  Montage-  und 
Baugesellschaft  mbH,  Gladbeck,  gehören;  das  zuletzt  ge- 
nannte Engagement  werden  wir  auf  jeden  Fall  in  voller 
Höhe  zulasten  des  Jahresergebnisses  1971  bereinigen.- 
Im  übrigen  werden  wir  selbstverständlich  auf  alle  Kre- 
dite, die  bis  zum  Ende  dieses  Jahres  notleidend  werden 
sollten,  noch  ausreichende  Einzelwertberichtigungen 
bilden. 


i 


iT* 


4»  BLATT  ZUM  FCMREIBCN  VOM  17.  9.  1971 


AN  Herren  Inhaber  - 

Bankhaiis  C.  G,  Trinkaus,  Düsseldorf 


s 


3.  Wir  gehen  ferner  davon  aus,  dass  die  in  dem  Gut- 
achten unserer  ^VirtschaftspI•üfer  zum  30.  Juni  1971 
ausgewiesene  Yermögenssubstanz  unserer  beiden 
Banken  vor  der  Fusion  lediglich  nach  Massgabe  un- 
seres heutigen  Schreibens  durch  Auflösung  von  stillen 
Reserven  oder  Entnahmen  gemindert  wird. 


4.  Die  Gesellschafter  Ihrer  Bank  werden  Kapitalanteile 
unserer  Grundstücks-Kommanditgesellschaft  in  dem 
Umfange  übernehmen,  der  notwendig  ist,  um  die 
Grundstücksgesellschaft  zu  einer  echten  Parallel- 
Gesellschaft  der  neuen  Bank  zu  machen.  Der  Kauf- 
preis für  die  Anteile  wird  auf  der  Grundlage  eines 
Substanzwertes  der  Grundstücksgesellschaft  von  f 

Dkl  6,  4 Mio  ermittelt.  Hierauf  entfällt  ein  Wertan-  ‘ 

teil  von  DM  4 Mio  auf  Darlelien  der  Grundstücksge-  . 

Seilschaft  an  die  Gesellschafter  unserer  Bank.  Inso- 
weit können  Sie  Ihre  Kapitalanteile  durch  teilweise  v 

Übernahme  dieser  (unverzinslichen)  Darlehnsschulden  1 

bezahlen.  Ihren  Anteil  an  der  verbleibenden  Substanz  ’ 

von  Dkl  2,  4 klio  werden  Sie  in  bar  vergüten.  Wir  wer-  ^ 

den  die  uns  zufliessenden  Barmittel  (abzüglich  even- 
tueller Steuern)  als  Einlagen  in  die  Proventina  AG, 

Zürich,  nach  klassgabe  dei'  folgenden  Ziffer  5)  ein-  ? 

bringen.  • . ^ 

I 


'A:e  ■ 
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BI.A1T  ZUM  SCHREIBEN  VOM  17. 9. 1971 


AN  Herren  Inhaber 

Hankhaus  C.  G.  Trinkaus,  nüsseldorf 


iV.f 


Die  Proventina  AG  wird  Anfang  des  nächsten  Jahres  ihr 
Kapital  um  den  Betrag  erhöhen,  der  notwendig  ist,  um 
ein  Beteiiigungs Verhältnis  unserer  beiden  Gruppen  von 
1,  8423  ; 1 herzustellen  und  die  neuen  Aktien  unter  Aus- 
schluss des  Bezugsrechtes  der  Alt- Aktionäre  uns  zu- 
teilen.  Wir  werden  die  neuen  Aktien  zum  Nennwert  be- 
ziehen und  im  Falle  der  Ziffer  1)  bar  bezahlen.  Im  Falle 
der  Ziffer  2)‘  ermässigt  sich  die  Barzahlung  auf  25  %; 
der  Rest  ist  spätestens  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  zu 
bezalilen. 


Wir  gehen  schliesslich  davon  aus,  dass  die  Fusion  ohne 
eine  nennenswerte  Belastung  unserer  Gesellschafter  mit 
Frtragssteuern  durchgeführt  werden  kann  und  dass  für 
unsere  persönlich  haftenden  Gesellschaftei  eine  befrie- 
digende Pensions-Regelung  gefunden  wird. 


l/. 


N 
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Wir  haben  gern  zur  Kenntnis  genommen,  dass  Sie  unseren 
Vorschlägen  im  Prinzip  bereits  zugestimmt  haben  und  erwar- 
ten nunmehr  Ihre  formelle  Bestätigung.  Herr  Dr.  Bernhard 
von  Falkenhausen  wird  Ihnen  unsere  Vorscliläge  auf  Wunsch 
ausführlich  erläutern. 

Wir  freuen  uns  sehr  über  dieses  Ergebnis  unserer  Verhand- 
lungen und  hoffen,  dass  es  der  Beginn  einer  für  alle  Beteiligten  \ 
erfreulichen  Zusammenarbeit  sein  wird. 


Wir  grüssen  Sie 


freundschaftlich 


(Burkhardt  Co.  - Graf  Finckenstein)  * 


Vi  -•ï'*  ■ *• 


. l. 
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f)  Operationabereich , 
insbesonclero  SDV 

g)  Personal-  und  Ausb  i Iciungsv/escn 


Zu_a} 


Beide  Institute  verpflichten  sich,  bei  hetageschäf t en  den 
Vertragspartnern  das  "right  of  first  refusal"  zu  gewähren. 

Der  Partner  ist  nicht  verpflichtet,  sich  zu  beteiligen.  Beab- 
sichtigt er,  sich  zu  beteiligen,  so  sollen  in*  der  P^egel 
Originalkonditionen  zum  Zuge  kommen. 


Darüber  hinaus  v/erden  die  Institute  sich  so  weit  v:ie  möglich  Unter 
beteiligen  anbieten. 

über  große  Kreditgeschäfte  v/erden  sich  die  Vertragspartner 
möglichst  frühzeitig  gegenseitig  unterrichten. 


Zu_b) 


M räumt  K + L eine  Kreditlinie  für  Geldhandelsgeschäfte  in  Höhe 
von  250  Mio.  zu  den  jeweiligen  Geldmarktsätzen  ein.  Desgleichen 
eine  Linie  in  Höhe  von  I50  Mio.  für  den  Rediskont  von  V/echseln 
(auch  Auslandsv/echsel  und  Finanzpapiere).  Die  zuerst  genannte 
Linie  k^ann  als  Tagesge'ld  sowie  im  Rahmien  von  Festvorschüssen  bis 
12  Monaten  wahlv/eise  in  Anspruch  genommen  werden.  Bei  Inanspruch- 
nahme von  Abschnitten  ab  DM  5 (10)  Mio.  ist  eine  dreitägige 
Vorankündigung  vor  Inanspruchnahme  vorzusehen. 


Zu_c} 

1.  Gegenseitige  Angebotspflicht  bei  Anleihen  mit  fester  Quote 

zu  Originalbedingungcn  bei  den  Emissionen,  bei  denen  das  andere 
Insitut  nicht  vertreten  ist. 


2 . ' Gemeinsame  übernähme  von  Inlands-Schuldscheindarlehen  und 

gemeinsames  Vorgehen  bei  der  Placierung. 

3.  Right  of  first  refusal  bei  Emission  von  Pfandbriefen,  Kom.munal- 
obligat ionen  und  Kassenobligationen  durch  M. 

. Gemeinsame  Geschäf t rnolitik  bei  der  Annalime  von  Ed  nladunge;i  , 
zu  Konsortien,  ohne  feste  Quote. 
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Zu_d) 

K -f  L haben  einige  ausländische  Eanken  als  Kommanditisten, 
K + L haben  Minderheit sbeteiligungen  an  ausländischen 
Banken  und  Finanzgesellschaf ten . 

M dagegen  hat  eine  Kooperationsvereinbarung  für  das 
Auslandsgeschäft  mit  einer  deutschen  Großbank.  Die  Vertraa; 
partner  werden  bemüht  sein,  diese  bereits  bestehenden 
\orbindungen  im  gegenseit igei^i  Interesse  den  anderen  Partne: 
zugänglich  zu  machen  mit  dem  Ziel,  ein  engverbundenes 
BanKennetz  zu  schaffen,  über  das  die  anfallenden  Auslands- 
Zahlungen  abgev:ibkelt  werden  können.- 

Bei  Neugründungen  oder  neuen  Beteiligungen  an  Eanken  .oder 
Finanzinst  it  u i.  en  im  Ausland  verpflichten  sich  die  Vertrags- 
partner, sich  soweit  wie  möglich  mit  Beteiligungen  anzu- 
bieten. 


'4  O 


Zu_e) 

Bei  der  steigenden  Bedeutung,  die  die  schnelle  Abwicklung 
des  Zahlungsverkehrs  3 insbesondere  im  Hinblick  auf  die 
Verbindungen  zur  Großindustrie,  erlangt  jiat,  veerden  sich 
5ie  Vertragspartner  bemühen,  auch  auf  diesem  Gebiet 
engstens  zusaminenzuarbeiten  mit  den  Ziel,  den  größt- 
möglichen Teil  des  Zahlungsverkehrs  untereinander  abzuvricliel 
Um  die  Frage  zu  untersuchen,  in  v;elcher  V.'eise  dies  am  besusn 
geschehen  kann,  v^ird  ein  Projektteam  gebildet. 


2u_ri 

Im  Ilinblicl'i  da.rauf , aaß  ratione.lle  und  kostensps.rende 
Arbeitsmethoden  von  größter  Bedeutung  sind,  v, 'erden  sich  di- 
Vertragspartner  bemühen,  sich  auf  dem  Gebiete  der  Organisa- 
und  der  Rationalisierung  gegenseitig  zu  informieren  und 
Gedanken,  die  zur  Verbesserung  der  Arbeitsmethoden  und  zur 
Kostenersparnis  führen  können,  aus''u^eus--'-^n 
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Ferner  soll  eine  8:^?meinschaftliche  Studie  durchcofuhrt  werden, 
die  des  Ziel  het,  zu  untersuchen,  ob  und  in  welcher  Weise 
alle  zur  Gruppe  nohörenden  Banken  Ihre  EDV-Arbeiten  durch 
Standai'uisierunr  inid  durch  AbwicJrlung  in  einem  gemeinsamen 
Rechenzentrum  rat  1 onalisiei-en  können. 


■ i>w 


Schulung,  Aus-  und  Fortbildung  des  Personals  gev/innt  zunehmende 
Bedeutung.  In  Anbetracht  dessen  v’erden  die  Vertragspartner 
gemeinsame  Überlegungen  anstellen  über  den  Auf-  und  Ausbau 
eines  systemat isenen  Schulungsprogrammes  und  einer  sinnvollen 
Zusammenfassung  der  Ausbildung.  Ein  vorübergehender  Austausch- 
von  Personal  soll  nicht  ausgeschlossen  werden. 


O 


C)  Sonstige  Abi'eden 

1.  Beabsichtigt  K + L,ein  deutsches  l-reditinst itut  (Universalbank 
oder  ein  ausländisches  Kreditinstitut  mit  einer  Niederlassung 
oder  einer  Tochterbank  in  Deutschland  (Universalbank)  als 
Gesellschafter  aufzunehmen,  erhält  der  Kooperationspartner 
die  Vorhand,  rbenso  bei  einer  teilv/eisen  oder  vollen  Ver- 
äußcirung  von  K + L.  Voraussetzung  ist,  daß  der  Kooperations  - 
partner  die  gleichen  Bedingungen  bietet  wie  der  andere 
Interessent . 

2.  Wenn  einer  der  Kooperationspartner  mit  einem  anderen  nicht 
zur  Gruppe  gehörenden  Kreditinstitut  fusioniert  und  dadurch 
die  Interessen  der  übrigen  Kooperationspartner  berührt  v/erden, 
dann  hat  jeder  Partner  ein  außerordentliches  Kündigungsrecht 
für  das  Gesamoabkommen . Unter  Umständen  können  jedoch  Teile 
des  Abliommens  gültig  bleiben. 

3*  Allgemeine  Freundschafts-  und  Pegünst igungsklausel . 

^1.  Die  Kooperationspartner  veerden  sich  Vvecliselseit ig  Sitz  und 
Stimme  in  den  jeweiligen  Verwaltungs-  bzv;.  Aufsichtsrats- 
gremien einräumen. 


5.  Die  Tochtei'“.>'ocllechaj"'t oil  dor  i’ooirei'atioMcpartner*  v:ei*den 
in  das  Abkorrori  mit  oi  iibesof-on . z.B.  DKB,  KKB. 

6.  Dio  ('bcriiair von  Piliaien  ocior  Kunden  durch  einen  Kooperations- 
partner von  so::;  anderen  Koopcnvi t j cnspartner  soll  geprüft 
werden. 

7.  Die  ?Cooperat i onspar-tner  sichc-i'n  sich  Kundenschutz  zu, in 

Konditionsf ragen  v/erden  sie  s.-icli  in  der  erforderlichen  P'orri 

• 

■ ab stimmen. 

8.  Die  gemeinsame  Nutzung  von  Stabsabteilungon,  z.B.  volks- 
wirtschaftliche Abteilung,  Research-Abteilung,  soll  unter- 
sucht werden. 

9.  Das  Abkommen  v.vlrd  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen,  kann  acer 
von  jeder  Partei  mit  einer  Frist  von  12  Monaten,  erstmalig 
zum  Ende  des  3-  Vertrags j ahres  gekündigt  v/erden. 
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July  21,  1971 

.5?/  /f>ü^/,f 


Mr.  Kurt  H.  Grunebaum 
President 

New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 
New  York,  N.  Y.  10004 
USA  ■ 


Dear  Kurt: 

I have  your  letter  of  July  13,  and  the  follow  up  letter  of 
July  14,  To  date  the  von  Finck  situation  has  not  been  re- 
solved. While  I am  not  handling  this,  I understand  that 
Mr.  von  Falkenhausen  sen.  was  to  meet  with  von  Finck 
personally  for  the  purpose  of  pursueing  this  matter.  This 
meeting  has  not  yet  taken  place.  Letters  have  been  exchanged 
and  while  I do  not  have  them  before  me,  I do  know  that  the 
attitude  expressed  by  von  Finck  was  one  of  surpr*ise  that  we 
would  suggest  that  he  should  relinquish  his  participation. 

I cannot  say  that  we  all  feel  that  this  matter  must  be  satis- 
factorily resolved,  i.  e.  Merck  Finck  must  give  up  their 
shares,  and  as  soon  as  Mr.  von  Falkenhausen  returns  from 
hiliday,  this  will  be  pursued. 

As  respects  the  Interest  Equalization  Tax,  I am  no  tax  expert 
but  based  on  conversations*  1 have  had  including  those  with  the 
M^arine  Midland  there  should  be  no  lET  problem  in  view  of  the 
fact  that  the  original  participation  was  in  excess  of  10  % and 
the  reduction  is  one  that  arose  through  circumstances  outside 
of  your  controll.  Be  that  as  it  may,  we  will  agree  that  the 
Merck  Finck  problem  must  be  resolved. 

In  the  meantime  I hope  that  you  relax  and  enjoy  a very  pleasant 
holiday  in  Castellaras. 

With  kindest  regards. 


I 


I 


K.  W.  Graf  Finckenatein 
Burkhardt  & Co. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Germany 


Oear  Finck- 


July  14,  1971 


Just  to  keep  you  posted  I am  enclosing  copy  of  a letter 
which  I sent  today  to  Otto. 


With  best  regards 


Cordially  yours, 


Kurt  F.  Grunebaum 


I 


July  14,  1971 


K r.  Otto  Schoeppler 
Burkhardt  & Co. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Gern  any 


Dear  Ctto- 


Thinking  last  night  of  n y yesterday's  letter  I really  would 
like  to  stress  the  second  page.  I an.  wondering  if  it  is  of 
any  use  to  con  e to  Essen  before  the  probien  has  been 
solved  that  we  acquire  fron,  somebody  an  additional  parti- 
cipation before  the  merger.  This  in  view  of  the  Interest 
Equalization  Tax. 

In  our  opinion  this  fact  has  been  treated  rather  lackadaisical 
during  the  last  few  years  and  I think  that  we  now  have  to  use 
an  expression  which  is  very  nxuch  used  in  GerUiany  "Tachles' 


Cordially  yours, 


Kurt  H.  Grunebaurr. 


July  13,  1971 


K,  W.  Graf  Finckenstein 
Burkhardt  & Co. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Gernjany 


Dear  Finck- 

t tried  to  reach  you  today  on  the  telephone  but  was  tcld 
that  you  are  on  --acation  and  " hope  it  will  he  accorr,panied 
by  fine  weather  and  a good  rest.  Clarita  phoned  yester- 
day before  going  to  the  West  Coast.  She  seexns  to  be  in 
fine  spirits.  Instead  of  talking  to  you  I spoke  today  to 
Otto  and  enclose  herewith  copy  of  a letter  which  I wrote 
to  hin-i. 

With  kindest  regards 


Cordially  yours, 


Kurt  H.  Grunebaum 


1!^ 


July  13,  1971 


K r.  Otto  Schoeppler 
Burkhardt  & Co. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Germany 


Dear  Otto: 

I confirn  ou  today’s  telephone  conversation.  Anne  und  I are  leaving  on 
July  30,  for  London,  Savoy  Hotel,  and  on  August  3,  for  Castellaras.  In 
case  of  need  I,  naturally,  can  come  to  Essen  during  my  vacation  but  in 
view  of  the  fact  that  there  are  no  direct  Bights  from  Castellaras  to 
Düsseldorf  I would  hate  to  interrupt  my  vacation  especially  as  it  would 
probably  take  a number  of  days.  I rather  would  prefer  to  be  in  Essen  on 
the  6th  or  7th  of  September,  in  case  of  need  on  September  5th.  Naturally, 
if  any  of  the  partners  would  like  to  visit  with  us  in  Castellaras  he  would 
be  very  welcome.  I believe  everybody  has  miy  telephone  number  but  just 
in  case  - here  it  is  - 

h aison  56 

Castellaras -Le-Vieiix 
06  k ouans-Sartoux  (A.  Vi.  ) 

Tel.  : 90  24  50 
or 

Club  du  Chateau 

Cabtellaras 

K ouans-Sartoux 

Tel.  : 90.  24.  28  or  90  24  02 

The  best  time  to  reach  n.e  at  home  is  always  around  9.  A.  V . ; on  the  other 
hand  if  you  call  at  the  Club  and  leave  word  I can  call  you  back. 
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K r.  Otto  Schoeppler 


July  13,  1971 


Two  very  iniportant  things.  I naturally  would  like  to  know  as  early  as 
possible  if  such  a n eeting  will  take  place  and  when,  and  secondly  I 
hope  that  previous  to  that  meeting  the  problem  of  the  participation  of 
h r.  von  Finck  in  h unich  has  been  positively  solved. 

I am  sending  a copy  of  this  letter  to  Finck  so  that  he  may  also  receive 
it  on  his  vacation. 


With  kindest  regards 


Cordially  yours, 


Kurt  H.  Grunebaurr^ 


KHC:la 


June  18.  1971 

Dear  Bernhard: 

Thank  you  for  your  letter  of  June  14th. 

When  you  refer  to  Konrad  Henkel,  I just  want  to  be 
sure  that  your  recollection  of  my  conversation  is  the 
correct  one;  - that  he  mentioned  that  the  merger  is 
more  important  for  K.  than  for  L, 

So,  I hope,  everybody  --  if  it  should  go  through  -- 
will  keep  that  in  mind  when  discussing  the  partnership 
agreement  and  other  important  matters.  L<andgrafe 
bleibe  hart! 

With  kindest  regards.  1 am. 

Sincerely  yours, 

(signed  by  Kurt  H.  Grunebaum) 

Dr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Burkhardt  & Co. 

Lindexiallee  7-9 
43  Essen.  Germany 


cc:  EOG  note:  Lily  has  this  file 
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GESCHÄFTSINHABER 

Dr. Bernhard  Freiherr  von 
Falkenhausen 


4 3 ESSEN, 
Lindenallee  7-9 
Tel.  : (O  21  41)  1901 
Durchwahl  190 


l4.Juni  1971 


Lieber  Kurt ! 

Bettina  und  ich  danken  Dir  sehr  herzlich  für  die  leckeren 
Heringe,  die  der  ganzen  Familie  sehr  gut  geschmeckt  haben. 
Darüber  hinaus  hat  auch  die  originelle  Verpackung  (Kunst- 
stoff-Fass) das  grosse  Interesse  meiner  Kinder  gefunden. 

Hoffentlich  hast  Du  mit  Anneliese  nach  der  anstrengenden 
Woche  in  Essen  noch  einige  ruhige  Ferientage  in  Castellaras 
verleben  können. 

Seit  Deiner  Abreise  haben  wir  uns  mit  den  Herren  von  K.noch 
mehrere  Male  getroffen.  Über  den  Gesellschaftsvertrag  haben 
wir  uns  bereits  auf  Partnerebene  weitgehend  geeinigt.  Auch 
bei  der  Verteilung  der  Geschäftsbereiche  und  der  Bewertung 
machen  wir  langsam  Fortschritte.  Das  Verhandlungsklima  ist 
günstig  und  scheint  den  Eindruck,  den  Du  aus  Deinem  Gespräch 
mit  Konrad  Henkel  gewonnen  hast,  zu  bestätigen. 

Mit  herzlichen  Grüssen  von  Haus  zu  Haus 

bin  ich 
Dein 


Finanz  und  Wirtschaft  - Jtine  2,  1971 


Trinkaus  und  Burkhardt  verhandeln 


Die  vom  Essener  Privatbankhaus  Durk- 
hardt  & Co.  seit  geraumer  Zeit  mit 
dem  Düsseldorfer  Privathankhaus 
C.  G.  Trinkaus  geführten  Verhandlun- 
gen über  eine  Kooperation  der  beiden 
Institute  gehen  weiter.  Eine  Entschei- 
dung ist  offenbar  noch  nicht  gefallen. 
Die  Bilanzsumme  von  Burkhardt  hat 
sich  1970  um  14,5%  auf  858  Mio.  DM 
erhöht.  Das  Geschäftsvolumen  stieg  um 
fast  147Ó  auf  über  1 Mrd.  DM.  Der 
Gewinn  ging  im  Berichtsjahr  um  etwa 
ein  Viertel  zurück.  Die  Zinsmarge  lag 
etwas  unter  2%.  Falls  das  Wachstum 
weiter  anhalten  wird,  denkt  man  bei 
Burkhardt  daran,  zum  Jahresende  das 
Kapital  wieder  aufzustocken.  Rb. 


I 
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Trinkaus  faßt  in 

Stuttgart  Fuß 

* •• 

HB  DÜSSELDORF,  10.  April.  Dor  Inhaber 
des  Bankhauses  Paul  Kapff  in  Stuttgart,  Dr. 
Ernst  Müller,,  hat  sein  Unternehmen  jetzt  in 
die  offene  Handelsgesellschaft  unter  der 
Firma  C.  G.  Trinkaus  & Co.,  vorm  Paul 
Kapff,  Stuttgart,  eingebracht.  Weitere  persön- 
lich haftende  Gesellschafter  neben  Müller 
sind  das  Bankhaus  O.-  G.  Trinkaus  in  Düssel- 
dorf und  Dr.  Helmut  Nieland,  bisher  General- 
bevollmächtigter von  C.  G.  Trinkaus.  Die 
neue  Firma  wird  von  Müller  und  Nieland  ge- 
leitet. 

Die  Verbindung  des  im  Jahre  18R7  gegrün- 
deten Stuttgarter  Bankhauses  mit  einem  der 
größten  deutschen  und  europäischen  Privat- 
bankiers, der  selbst  aut  eine  fast  200iährige 
Geschichte  zurückblicken  kann  und  gegen- 
wärtig mit  eigenen  Mitteln  von  90  Mill.  DM 
arbeitet,  biete  die  Gewähr  dafür,  daß  die  Tra- 
dition von  Paul  Kapff  als  angesehenes  Privat- 
bankhaus am  Stuttgarter  Bankplatz  in  harmo- 
nischer Weise  fortgeführt  wird.  Wie  es  in 
einer  Mitteilung  heißt,  kommen  den  Kunden 
des  Bankhauses  Paul  Kapff  die  langjährigen 
Erfahrungen  des  Düsseldorfer  Gesellschafters 
ebenso  zugute  wie  des.sen  enge  Verbindungen 
zu  allen  bedeutenden  Börsenplätzen  und  Han- 
delszentren des  In-  und  Auslandes.  C.  G. 
Trinkaus  sei  durch  den  Erwerb  dieser  Beteili- 
gung nun  neben  Frankfurt  auch  am  Bank-  und 
Börsenplatz  Stuttgart  vertreten  und  damit  sei- 
nem umfangreichen  Kundenkreis  in  Baden- 
Württemberg  nähergerückt. 

* 

Mzg  — Durch  diese  Transaktion  hat  Trink- 
aus wieder  ein  Bein  mitten  im  süddeutschen 
Raum.  Der  gebürtige  Stuttgarter  Rudolf  Groth, 
einer  der  persönlich  haftenden  Trinkaus- 
Gcsellschafter,  kann  damit  einen  Erfolg 
buchen,  nachdem  das  Münchner  Engagement 
in  die  Brüche  gegangen  war.  Die  wechselsei- 
tige Kapitalbeteiligung  mit  dem  Münchner  Pri- 
vatbankhaus Neuvians,  Reuschel  & Co.  wurde 
Ende  August  1970  aufgehoben.  Der  Wunsch 
von  Trinkaus,  in  München  und  Stuttgart  bei 
mittleren  und  kleineren  Unternehmen  besser 
Fuß  zu  fassen,  kam  somit  nich*  voran.  Die  seit 
damals  anvisierte  günstige  Beteiligung  dürfte 
sich  in  Kapff  geboten  haben.  Den  Trinkaus- 
AkJivitäten  im  zukunftsreichen  süddeutschen 
Raum  sind  nun  die  Wege  geebnet.  Ohne  eine 
gewisse  Umstrukturierung  und  Vergrößerung 
des  Stuttgarter  Bankhauses,  das  bisher  vor 
allem  in  der  VermögensverwaUung  und  Effek- 
tenberatung  tätig  gewesen  sein'  50II,  wird  es 
dabei  aber  nicht  gehen.  Das  neue  Trinkaus- 
Engagement  ist  auch  deshalb  ^r^icht  ohne 
Pikanterie,  weil  Gespräche  zwlsfehen  Trink- 
aus und  dem  Essener  Privatbanjehaus  Burk- 
hardt & Co.  über  eine  Kooperation  bekannt 
geworden  sind.  Sollte  es  eines  Tages  sogar  zu 
einer  Fusion  kommen,  so  hat  sicÄ  Trinkaus 
4urch  seinen  süddeutschen  Schachzug  dafür 
ohne  Zweifel  attraktiver  gemacht.' 
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6.  April  1971 


Kerm 

Dr.  Bernhard  b reiherr  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  & Co. 

43  Essen 
Lindenallee  7-9 


Lieber  Bernhard. 

Vielen  Dank  fuer  Deinen  Brief  von,  l.  April,  der  mich  sehr 
interessiert  hat.  Unsere  Erinnerung  ist  allerdings  nicht  in 
allen  Funkten  uebereinatimmend  rr.it  denr.  von  Dir  erwaehn- 
ten  L odus,  aber  vielleicht  ist  es  verfrueht  sich  darueber 
zu  unterhalten  und  ausserderr.  haben  wir  n oeglicherweise 
Gelegenheit  uns  inzwischen,  zumindest  am  Telefon,  zu 
unterhalten,  da  ich  aller  V,  ahrscheinlichkeit  nach  am  24. 
April  fuer  einen  Tag  in  Essen  sein  werde. 

K it  herzlichen  C messen 


Dein 


Kurt  FJ.  Grunebaum 


I 

^ April  2,  1971 


Mr . Kurt  H.  Grunebaum 
President 

New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 
New  York,  N.  Y.  10004 
USA  


Dear  Kurt: 

Enclosed  for  the  completion  of  your  files  are  articles  taken 

from  the  FAZ  and  DIE  WELT  concerning  our  discussions 
with  Trinkaus. 

I am  sorry  that  I will  probably  miss  you  in  New  York  but  will 
look  forward  to  the  pleasure  of  seeing  you  again  in  May. 

With  kindest  regards. 


Sincerely, 


Enel. 
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J'aM.iC*  I:Oi'h  TUch-  r.'''«“*  ‘.l-r.i-  * 1' 

nicht  :,u-c.<nhlo.;or  vc-rdauC^-V- 
'carl;;r_^,u;k!J,j  VK'in  Cankcu  7. 
ander  /'/d.sarnu)„;j-  a.Ui.vro. 
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GESCHÄFTSINHABER 

Dr. Bernhard  PreiheiT  von 
Falkenhausen 


43  ESSEN,  den  1. April  1971 

LinOonalloc  7-9 
Tol.  ; (021  41)  1001 
Dijrchwfihl  190  2.1'f 


Lieber  Kurt ! 


Habe  vielen  Dank  für  Deinen  Brief  vorri  17  • ds  .Mts . ! 

Zu  Deinen  Fragen  ir-üchte  ich  wie  folgt  Stellung  neiimen: 

Zu  Deiner  ersten  Frage  nach  der  Aufteilung  der  Quote  von  M.F. 
zwischen  den  verschi’.-denen  Gesellschaftern  ist  vorab  zu  sagen, 
dass  wir  diese  Quote  noch  nicht  haben.  Der  Senior  des  Hauses 
hatte  iTieinen  Vater  auf  einer  Veranstaltung  des  Bundesverbandes 
deutschei’  Banken  auf  die  Fusion  ;rit  K.  angesprochen . Das 
Gespräch  konnte  natürlicli  wegen  des  grossen  Kreises  der  z^ög- 
lichen  Zuhörer  nicht  vertieft  werden.  Mein  Vater  wird  .iedoch 
das  Gespräch  in  näciister  Zeit  fortsetzen  und  dann  auch  die 
Gesellschaf terfrage  stellen.  Da  M.F.  durch  lOO^lge  Übernahme 
des  Bankhauses  W.  in  Düsseldorf,  verbunden  mit  einer  Änderung 
des  BH  rmennamens  V/.  ln  M.F. .uns  vor-  unserer  eigenen  Haustür 
Konkurr-enz  macht,  haben  wir  in  diesem  Gespräch  überzeugende 
Argumente.  Inwieweit  M.F.  d' e sen.  Argumenten  zugänglich  sein 
wird,  bleibt  natürlich  abzuwarten.  Lmm.erhin  wird  er  sich  wohl 
kaum  einer  Abtretung  seiner  Anteile  widersetzen,  wenn  dies 
die  übrigen  Gesellschafter  einst i .-r.miig  von  i.hmi  fordern. 

Bei  der  Frage,  wie  die  Quote  von  M.F.,  wenn  ein  Verkauf  zustande 
kommt,  ZW!  schien  den  Gesellschaftern  auf  geteilt  v/erden  soll,  1st 
von  der  Vereinbarung  auszugeli^n,  die  wir  anlässlich  des  Ein- 
tritts der  Marine  Midland  Overseas  GmbH  mit  Euch  getroffen  hatten. 
V/ir  hatten  Eurer  Gruppe  dam.als  ein  Vorerwerbsrecht  auf  die 
ersten  aus  dem  Gesellschafterkreis  L frei  werdenden  1,6  % Kapi- 
talanteile eingeräumt,  damr.L  Ihr  Eure  Quote  wieder  auf  20 
genau  gesagt  20,1  %,  bringen  könnt.  Wegen  der  Ausländerklausel 
in  unserem.  Gesellschaftsvertrag  hatten  v;i.r  dieses  Vorerwerbs - 
recht  dahin  modifiziert,  dass  miindestens  1,1  ^ dieser  frei  wer- 
denden Quote  aus  dem.  Kreis  der  ausländischen  Gesellschafter 
korn.men  müsse. 

Da  nach  ej"folgter  B'usion  von  K land  L der  ausländische  Anteil  an 
der  neuen  Gesellschiaft  sein-  viel  niedriger  sein  wird,  als  ei- 
zur  Zeit  bei  lans  ist,  v;ird  bei  K,  L & Co.  die  Gefahr  einer  Über- 
fremdung nicht  m.eiir  akut  sein.  Deswegen  hatten  wir  uns  in  Klo- 
sters unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Fusion  m.it.  K zustande 
komm.t,  dam.it  einverstanden  erklärt,  dass  Ihr  Euer  Vorerwerbsrecht , 
abweichend  von  der  ursprünglichen  Regelung,  auch  voll,  also  bis 
zu  1,6  zu  Lasten  der  M.F. -Quote  aus üben  könnt. 
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BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM 


1.  '4.1971 


Herrn  Kurt  H . Grunebaum,  New  York 


Was  die  Frage  des  Erwerbs  weiterer  Kapitalanteile  durch  Eure 
Gruppe  angebit,  so  1st  zu  berücksichtigen,  dass  wir  Herrn  _ von 
Waldthausen  gegenüber  im  Wort  sind,  ihrr*  bei  dem  Erwerb  einer 
Kapitalquote  von  2 % zu  helfen.  Wenn  Her'r  von  Waldthausen  dar- 
auf besteht,  diese  2 % von  M.F.  zu  kaufen,  dann  bliebe  prak- 
tisch für  Euch  von  dieser  Quote  2 % übrig,  also  0,4  ,0  mehr,  als 
Euer  Vorerwerbsrecht  umfasst.  Diese  2 % sind  also,  wenn  M.F. ver- 
kauft, verfügbai',  und  wir  werden  uns,  wie  wir  auch  in  Klosters 
gesagt  haben,  dafür  einsetzen,  dass  Eui'e  Gruppe  sie  erhäxt. 


Wir  hatten  ln  Klosters  fe^'ner  darüber  gesprochen,  dass  eine 
Erhöhung  Eurer  Q'ucte  auf  10  ^ d'.is  Kapi  axs  dei*  neuen  Geoel — — 
schaft  wegen  der*  Zinsausgleiclisteuer  wünschenswert  ist.  Es 
war  uns  jedocli  kla'^,  dass  es  unrealistisch  ist,  von  den  bishe- 
x-lgen  Gesellscl'Laftern  von  L zu  erwarten,  dass  sie  Euch  vor  der 
Fusion  den  Betrag  an  Kapitalanteilen  verkaufen  würden,  den  Ihr 
benötigt,  um.  an  dei’  neuen  Gesellschaft  K,  Ij  & Co.  .mit  10  % 
beteiligt  zu  sein.  Wir  hatten  uns  daher  ln  unsern  Gesprächen 
darauf  besclirä.nkt. , nach  Wegen  zu  sucl'ien,  die  Euch  die  Möglich- 
keit offenhalten,  nach  erfolgter  Fusion  von  andern  Gesellschaf- 
tern von  K.  Tj  4:  Co.  die  an  einer  xOJi^igen  Quote  dann  noch  feh- 
lenden Kapi  tala.ntel  Iri  zu  erwerben,  ohne  hieran  durch  ein  Veto 
anderer  Gesellschafter  gehindert  zu  werden.  Dieses ^ Problem ^ haben 
wir  ln  der  Zwischenzeit  gelöst.  Die  Gruppe  K hat  sich  nämlich 
in  der  Zwischenzeit  grundsätzlich  damit  einverstanden  erklärt, 
die  Regelung  unseres  Gesellscha ftsvei-trages  insovjeit  zu  über- 
nelimen,  als  sie  einem  Gesellschafter  gestattet,  auch ^ ohne  mu- 
st Im.mung  seiner  Kitgesellschafter  seinen  Kapitalanteil  durch 
Zukauf  von  Kap  Italantel  l<^‘n  anderer  Gesellschafter  auf  bi  s zu 


lü  % dos  G^'samtkapitals  zu  erhöl'.en. 


D^'"ne  zweite  Frage,  ob  bei  einer  Übertragung  von  Kapitalanteilen 
zwischen  Gesellschaftern,  innerlialb  der  iO-^-Grenze,  1 rgendwelche 
Beschränkungen  i.n  Bezug  auf  die  Preisgestaltung  bestehen,  kann 
ch  mit  '’rein"  beantwoi'ten.  Die  Gesellschafter  haben  es  in  sol- 
chen* Fäll'*n  ^n  d'-  Hand,  den  P-e^s  fi-ei  nach  der  jeweiligen  Markt 
lage  zu  vereinbaren.  Die  Bewe'"tungsgrundsätze  des  Gesellschaf ts - 
Vertrages  ^find^-n  auf  derartige  Veräusserungsgeschäf te  zwischen 
Gesellschaftern  keine  Anwendung. 


, Co.  an  der  Zinsausgleich- 

Erwerb  von  Kapl taxantellen  durch  Eure 
Fusion  voraussi c.htll  ch  anfallen  wird, 
beteiliger  sollto7  iiabt  Ihr  in  Klosters  gestreift.  Wir  haben 

ht  Irr.  einzelnen  diskutiert.  Ich  halte- es  nicht 
diesen  Punkt  weiter  zu  verfolgen.  Die  Herren  von 
K werden  ‘^"uie  Beteiligung  an  der  Zxnsausgj-eichsteuer  bestimmt 
ab lehnen, 
ge  ge 


Deine  dritte  Frage,  ob  sich 
steu-.-r,  die  bei  oinern 
Gruppe  nach  erfolgter 
beteil-,_.  ^ 

sie  jedoch  nicht  Im  enizeT 
für  sinnvoll 


' w^^rd^n  ‘^"uie  Beteiligung  an  der  Zxnsausgj.exc.Lo  ^eue-  l. 

iblehnen.  Da  K bei  den  Kertragsverhandlungen  bisher  recht  ent- 
rp-gixj-T gevresen  xst,  möclite  uCh  das  ,^erhandxungskl irr.a  du, 
.-ino  Pn >^0 ■’ e"'-^uri£2'  di'^ses  Punktes  nicht  gefährden. 
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. • BLATT  ZUM  SCHREtBEN  VOM 


AM  Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 


Im  übrigen  kann  loh  zu  den  Vertragsverhandlungen  sagen,  dass 
das  Vertragswerk  zwischen  Herrn  Z.  und  mir  praktisch  ausge- 
handelt ist  und  dass  Herr  Z.  Eure  V/ünsche  im  wesentlichen  ak- 
zeptiert hat.  Er  wird  den  ganzen  Komplex  im  Lauf  dieser  Woche 
mit  seinen  Partnern  besprechen.  Sobald  ich  Näheres  weiss, 
werde  ich  Dir  berichten. 

Mit  herzlichen  Grüssen 


bin  ich 


Dein 


I 
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17.  K aerz  1971 

Dr.  Bernhard  Freiherr  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  & Co. 

43  Essen 
Lindenallee  7-9 


Lieber  Bernhard. 

Verbindlichsten  Dank  fuer  Dein  Schreiben  vom  11.  k aerz  1971  und  dem 
Protokoll  ueber  unsere  Gespraeche  in  Klosters.  ZuSeite  1,  2,  3 und  4 
moechte  ich  kein  Komimentar  abgeben. 

Seite  5,  Paragraph  5.  In  nbetracht  der  Tatsache,  dass  bevor  der  k/ erger 
durchgeht,  wir  von  de  Interest  Equalization  Tax  nicht  betroffen  sind,  wurde 
besprochen,  dass  die  gesam.te  Beteiligung  vonk  erck  Finck  von  uns  erwor- 
ben wird  und  Herr  von  Waldthausen  aus  einemi  spaeteren  Verkauf  eine  Quote 
erwerben  kann. 

Bei  Deinen  Bemerkungen  ueber  den  F on.manditvertrag  ist  miir  nicht  ganz 
klar  ob  in  den  von  Dir  erwaehnten  Ausfuehrungen  der  Punkt  geklaert  ist, 
dass  wenn  jemand  an  andere  Kom.manditisten  verkauft,  ein  solcher  Preis 
auch  ueber  den  im  Kom.manditvertrag  gegebenen  Schtuessel  liegen  kahh. 

Als  letzter  Punkt  war  von  uns  erwaehnt  worden,  ohne  dass  darueber  dis- 
kutiert wurde,  dass,  sollten  wir  spaeter  beim.  Erwerb  der  Komimjandit- 
beteiligung  von  der  Interest  Equalization  Täx  betroffen  werden,  die  deutsche 
Firmja  sich  an  dieser  Tax  mitbeteiligen  miuesste 

k it  besten  Gruessen 


Dein 


I 


I 


GESCHÄFTSINHABER 

Dr. Bernhard  Freiherr  von 
Falkenhausen 


43  ESSEN, 
Lindenallee  7-9 
Tel. ; (O  21  41)  1901 
Durchwahl  190 


11. März  1971 


Lieber  Kurt ! 


Anliegend  übersende  ich  Dir  das  versprochene 
Protokoll  über  unsere  Gespräche  in  Klosters. 

Ich  habe  gleich  vier  Kopien  machen  lassen,  damit 
jeder  von  Euch  einen  Text  unserer  Absprache 
bekommen  kann. 

Mit  vielen  Grüssen  von  Haus  zu  Haus 

bin  ich 


Dein 


FRANKFURTER  ALLGEMEINE“  ZEITUNG  dated  Febr . *26 , 1 9 71 


Kooperation  Trinkaus — Burkhardt? 

Gespräche  werden  bestätigt  ƒ Vorteile  für  beide  Partner 

O.  DÜSSELDORF,  25.  Februar.  Die  sentliche  andere  Vorteile  für  eine  Ko- 
ste deutsche  Privatbank,  C.  G.  Trink-  operation,  wie  sie  sich  jetzt  anbahnt. 

in  Düsseldorf  und  das  bedeutende  Das  Institut  ist  außerordentlich  stark 
sner  Privatbankhaus  Burkhardt  sowohl  im  nordrhein-westfälischen 
Co.  führen  derzeit  Gespräche  über  Großgeschäft  als  auch  in\  Auslands- 
Ï .Kooperation.  Das  bestätigte  jetzt  geschäft  engagiert. 

Essen  auf  Anfrage  Otto  Schoeppler  q Trinkaus  dürfte  1970  zum  Jah- 

dem  Kreise  der  p^sönlich  haft^-  j-esschluß  eine  Bilanzsumme  in  der  Grö- 
I Gesellschafter  von  Burkhardt  & Co.  „ , „ oic  in 

zelheiten  zu  diesen  Gesprächen  sind  ßenordnung  von  etwas  rti^  . , 

1 gegenwärtigen  Zeitpunkt  natur-  (Vorjahr  1,6.>)  Milliarden  DM  erreicht 
läß  noch  nicht  zu  erfahren.  Man-  haben.  Burkhardt  ist  in  den  letzten 
s Argument  drängt  sich  freilich  für  Jahren  schneller  als  Trinkaus  gewach- 
5 solche  Zusammenarbeit  auf,  an  sen.  Für  das  Jahresende  1970  hegen 
en  Zustandekommen  nicht  zu  zwei-  ebenfalls  noch  keine  Zahlen  vor.  Die 
1 sein  dürfte.  Trinkaus  verfügt  über  Bilanzsumme  dürfte  aber  immerhin 
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Seite  18  — HANDELSBLATT  Nr.  39 


- February  25,  1971 


Der  KKB-Kiirs 
niaclite  die  Börse 
hellhörig 

If/BH  DÜSSELDORF,  24.  Februar.  Spekula- 
. tionen  über  Zusammenschlüsse  oder  auch  nur 
Kooperationen  von  Banken  sind  im  Augen- 
blick an  der  Börse  wieder  einmal  große  Mode. 
Das  liegt  natürlich  nicht  zuletzt  daran,  daß 
sich  die  Gerüchte  über  einen  Eintritt  der 
Bayernhypo  in  den  internationalen  Dresdner- 
Bank-Klub  und  über  ein  gewisses  abgestimm- 
tes Verhalten  im  Inland  bestätigt  haben.  Was 
die  Versionen  über  ein  künftiges  Zusammen- 
- gehen  von  C.  G.  Trinkaus,  Düsseldorf,  und 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  angeht  (vgl.  S.  1),  so 
können  die  Börsianer  freilich  nicht  nur  auf  die 
allgemein  kooperations-geladene  Atmosphäre 
im  deutschen  Kreditgewerbe  verweisen,  sie 
haben  auch  einen  sehr  naheliegenden ' An- 
haltspunkt: Die  Kursentwicklung  und  die  Art 
der  Kursbildung  der  Aktien  der  KKB  Kunden- 
kreditbank, deren  Kapital  zu  51»/o  von  Burk- 
hardt gehalten  wird. 

An  den  drei  letzten  Börsentagen  fiel  die 
stabile  Haltung  der  KKB-Aktie  bei  allgemein 
' rückläufigem  Trend  auf.  In  der  vergangenen 
■ Woche  war  es  zu  ausgeprochen  hektischen 
Bewegungen  nach  beiden  Seiten  gekommen, 
wobei  offensichtlich  ein  Teil  des  Börsenhan- 
dels an  hohen,  ein  anderer  Teii  an  niedrigen 
Kursen  interessiert  war. 

An  der  Börse  hat  man  zwar  noch  keine 
Vorstellung  darüber,  wohin  der  Hase  läuft. 


aber  daß  die  auffallende  KICB-Kursentwick- 
lung  etwas  mit  den  Gesprächen  zwischen 
Trinkaus  und  Burkhardt  zu  tun  hat,  wird  doch 
— vorsichtig  ausgedrückt  — für  sehr  wahr- 
scheinlich gehalten.  Am  Mittwoch  verdichte- 
ten sich  dann  noch  die  Gerüchte,  wobei  auch 
das  Wort  „Vollfusion"  fiel.  Ob  die  Börse 
damit  über  das  Ziel  hinausgeschossen  ist,  wird 
die  Zukunft  zeigen. 

Die  Mehrheitsbeteiligung  des  Essener 
Bankhauses  an  der  Kundenkreditbank  wird  als 
einer  der  wichtigsten  Aktivposten  in  der 
Bilanz  von  Burkhardt  angesehen,  sozusagen 
als  Ersatz  für  das  fehlende  Geschäft  mit  der 
Massenkundschaft  dieses  filiallosen  Instituts. 
Kapitalmäßig  der  größte  Gesellschafter  von 
Burkhardt  & Co.,  deren  besondere  Stärke  im 
Wertpapier-  und  Auslandsgeschäft  liegt,  ist 
die  Simon  Hirschland  Inc.,  New  York.  Die 
Compagnie  Financière  de  Suez  et  de  l'Union 
Parisienne  und  die  Marine  Midland  Overseas 
halten  jeweils  ISVo  des  Komrnanditkapitals. 

Nachdem  der  schweizerische  Industrielle 
Dr.  h.  c.  Max  Sdvuiedheiny  zum  31.  3.  1970 
mit  5 Mill.  DM  Kommanditeinlage  als  weite- 
rer Gesellschafter  bei  Trinkaus  eingetreten 
war,  verfügte  die  größte  deutsche  Privatbank 
über  90  Mill.  DM  ausgewiesene  Eigenmittel, 
davon  65  Mill.  Kapital  und  25  Mill,  offene 
Rücklagen.  Durch  eine  wechselseitige  Kapital- 
beteiligung mit  Neuvians,  Reuschel  ab  Anfang 
1969  besaß  C.  G.  Trinkaus  — 13  Zweigstellen 
und  eine  Frankfurter  Niederlassung  — vor- 
übergehend auch  einen  Stützpunkt  in  Mün- 
chen. Doch  das  Engagement  wurde  im  Sep- 
tember 1970  wieder  aufgegeben,  „da  sich  eine 
einheitliche  Unternehmenspolitik  nicht  her- 
beiführen ließ*.  Nun  wird  mit  Spannung  dar- 
auf gewartet,  wie  glatt  und  wie  weit  der 
Schritt  in  Richtung  Essen  geht. 


Handelsblatt  - February  25,  i97i 

'liHthfühlimg  Trmkaus-Biirkhardl 

„Aussprk'he  über  Kooperations-Mögüchkeiten“ 


If/BH  DÜSSELDORF,  24.  Februar.  Die 
Phase  der  Neugruppierungen  bei  den  Privat 
banken  im  Raume  Düsseldorf-Essen  ist  allem 
Anschein  nach  nicht  abgeschlossen. 

Nachdem  rt.C  Mür;.hnWi  Merck  ^ 

ihren  Einfluß  bei  der  Düsseldorfer  WaldthUu- 
sen  8.  Co.  auf  lOCF/.  ausgebaut  und  die  Sl^ 
man  Bank  KG,  Hamburg,  die 

Kommanditkapital  der  Essener  Waldthausen 

& Co  KG  übernommen  hat,  wird  nun  im  nr 
ditgewerbe  davon  gesprochen,  daß  die  größte 

deutsche  Privatbank,  C.  7u. 

dort,  und  die  Essener  Burkhardt  & Co.  m Zu 
kiinft  enaer  zusammenrücken. 

Auf  Anfrage  beschränkten  sich  die  beiden 
Institute  auf  die  lapidare  Feststellung,  daß 
eine  Aussprache  über  die  Möglichkeiten  eine 
Kooperation  stattgefunden  habe_  Uber  den 
augenblicklichen  Stand  und  das  Ziel  der  ye 
Handlungen  war  von  den  Beteiligten  nicMs 
erfahren.  Nach  Auskunft  von  Rudolf  Croth, 
persönlich  haftender  Gesellschafter  bei  Trmk- 
aus  haben  sich  die  beiden  Hauser  abge- 


slimmt,  es  bei  dieser  kurzen  Erklärung  zu  be- 

*^*Die  Spekulationen  in  der  Branche  gehen 
allerdings  weiter.  Danach  sei  ein  gemeinsames 
Abrerhnungszentnim  im  Weitpanierbercich 
als  erste  Stute  der  Zusammeiiarbeil  schon  so 

gut  wie  beschlossen.  Es  ist  «"^"«^Bmen.  daß 
noch  weitere  Gespräche  geführt  werden, 
wobei  aHe  MöglichLiten  einer  Kooperation 
bis  hin  zu  einer  gegenseitigen  Kapitaibeteili 
qung  offenstehen  dürften.  In  diesem  Zusam- 
menhang erinnert  man  an  den  Ausspru 

ans  dem  Hause  Trinkaus,  daß  man  aut  eine 

günstige  neue  Beteiligungsmögl.chkeit  warte 
nachdem  die  Kapitalverflechtung  mit  der 
Münchner  Privatbank  Neuvians,  Reuschel  im 
September  1970  gelöst  worden  war. 

Entsprechend  dem  ailgemeinen  Wachstum 
bei  den  Banken  hat  sich  d'o 
summe  im  vergangenen  Jahr  ''O" 
schätzungsweise  1,8  Mrd.  DM  erhöht, 
hardt  wies  Ende  1969  eine  Bilanzsuinme  von 
750  Mill.  DM  aus.  (Weiterer  Bericht  S.  lö.) 


Aktennotiz 
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Betrifft:  Verhandlung  in  Sachen  K & !■  zv;ischen  den  Vertretern 
der  Gruppe  S.H.  und  den  persönlich  haftenden  Gesell- 
schaftern von  L vom  20.  bis  22. Februar  1971  in  Ivlosters 


Teilgenommen  haben: 

Für  die  Gruppe  S.H.: 

Herr  E.O.G. 

Herr  K.H.G. 

Herr  P.K.G. 

Herr  E.M.G. 

die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L: 

Graf  P. 

Herr  W.K. 

Herr  O.Sch. 

Herr  B.v.P. 

Zweck  der  Gespräche  war,  die  Gruppe  S.H.  über  den  derzeitigen 
Stand  der  Fusionsgespräche  mit  K.  zu  informieren  und  ihre  Zu- 
stimmung zu  einer  Fortführung  der  Verhandlungen  zu  erwirken. 

Zur  Vorbereitung  der  Gespräche  in  Klosters  hatten  die  persön- 
lich haftenden  Gesellschafter  von  L.  den  Vertretern  der  Gruppe 
S.H.  die  Strukturanalyse  über  die  beiden  Banken  K und  L zur 
Verfügung  gestellt,  die  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
der  beiden  Banken  bei  ihrem  ersten  gem.einsamen  Fusionsgespräch 
vom  20. Januar  1971  als  Unterlage  gedient  hatte. 

I.  Zunächst  legten  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L 
den  Herren  G.  die  Gründe  dar,  die  sie  veranlasst  hatten,  einer 
VJiederauf nähme  der  im  Jahr  19^7  abgebrochenen  Fusionsverhand- 
lungen zuzustimmen: 

1.  Die  starke  Konzentration  in  der  deutschen  und  internationalen 
VJirtschaft  verlangt  eine  entsprechende  Konzentration  auch  irr. 
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Kr’6ditg6W6r‘bG . In  den  letzten  Jahnen  sind  in  den  Industnie 
wie  im  Handel  dunch  Fusionen,  Übennahmen  und  Koopenat ionen 
Unt enneh^mense inhe i t en  geschaffen  wonden,  denen  Gnösse  und 
Wint schaf tsknaft  die  bishen  üblichen  Maße  weit  ubenschneitet . 
Hiendunch  sind  auch  die  Anfondenungen  den  Gnoßkundschaf t an 
ihne  Banken  sehn  stank  gestiegen.  Die  Kneditwunsche  den  Gnoß- 
kundschaft,  die  im  Geschäft  von  L tnaditionell  einen  wichtigen 
Platz  einnimm.t,  bewegen  sich  heute  in  Gnössenondnungen,  denen 
L nach  ihnen  Kapital-  und  Einlagenstnuktun  nicht  mehn  genecht 
wenden  kann.  Schon  jetzt  ist  L,  was  die  Kned. itgewähnung  angeht, 
an  die  Gnenze  ihnen  Möglichkeiten  gelangt.  Die  Einhaltung  den 
von  den  Auf sichtsbehönde  für*  das  Kapital  und  die  Liquidität  den 
Kneditinst itute  festgelegten  Gnundsätze  macht  Schv/ienigkeiten, 
wobei  insbesondene  den  Gnundsatz  3)  (Einlagenseite),  aben  auch 
den  Gnundsatz  1)  (Kapital)  henvonzuheben  ist.  Wenn  L den  Kne- 
ditwünschen  ihnen  Gnoßkunden  aben  nicht  mehn  nachkommen  kann, 
wind  sie  bald  als  Gespnächspai'’tnen  nicht  iriehn  ei’nstgenommen 
v/enden  und  dadunch  einen  gnossen  Teil  ihnes  ti  aditionellen 
Geschäftes,  in  dem  auch  ein  enheblichen  goodwill  steckt,  ven- 
lienen. 

So  wie  bishen  kann  L auf  die  Dauen  dahen  nicht  weitenanbeiten. 
Unten  den  gegebenen  Möglichkeiten  fün  eine  Lösung  des  Pnoblems 
bietet  sich  ein  Zusammengehen  mit  K als  besondens  vonteilhaft  an 

a)  K wan  in  den  vengagenen  dnei  Jahnen  (nach  dem  Abbnuch  den 
1 US  ions  venhandlungen ) sowohl  im  Wachstum»  a.ls  auch  in  den 
Entnagsknaft  wenigen  enfolgneich  als  L.  Intenn  hat  K gnosse 
onganisatonische  Pnobleme,  die  bei  L im  wesentlichen  gelöst 
sind.  Die  Vonaussetzungen  fün  ein  Fusionsgespnäch  und  die 
enzielbanen  Bedingungen  sind  demnach  günstigen  als  von  vien 
Jahnen. 

b)  Ubenschne idungen  in  dem  Kundenknei.s  (Konsont ialquoten)  sind 
* wenigen  gnoss  als  befünchtet.  Gnössene  Fusionsvenluste  an 

Kundschaft  und  Geschäftsmöglichkeiten  müssten,  mit  einigemi 
Geschick,  venmieden  wenden  können. 
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c)  Das  Passivgeschäft  ist  bei  K besser  entv;ickelt  als  bei  L. 
Anders  als  L hat  K keine  Schv/ierigkeiten  mit  den  "Grund- 
sätzen". Eine  neue  Bank  K,  L & Co.  hätte  demnach  gerade  • 
im  Kreditgeschäft  mit  Großkunden  eine  sehr  viel  günstigere 
Stellung  als  L alleine.  Darüber  hinaus  bietet  der  Umstand, 
dass  K mit  den  weitaus  meisten  Großunternehmen  in  der  Bun- 
desrepublik in  Geschäftsverbindung  steht,  sehr  gute  Mög- 
lichkeiten für  das  neue  Institut,  das  Geschäft  m.it  der  Groß- 
kundschaft mit  Hilfe  des  knowhow  von  L zu  erweitern  und  zu 
beleben.  Da  es  erf ahrungsgemäss  leichter  ist,  bestehende 
Verbindungen  zu  intensivieren  als  neue  zu  gewinnen,  würde 
eine  Verbindung  mit  K für  L eins  vaesentliche  Einsparung  an 
Acquisitionsaufwand  bedeuten. 

d)  Gut  ergänzen  sich  die  beiden  Häuser  auch  im  Effektenge- 
schäft, wo  bei  K das  Kundengeschäft  und  bei  L das  Geschäft 
mit  Banken,  insbesondere  ausländischen,  dominiert. 

e)  K hat  sich  wegen  der  bereits  genannten  organisatorischen 
Schwierigkeiten  bereit  erklärt,  das  geschäftspolitische 
Konzept  von  L zu  übernehmen. 

f)  Der  traditionelle  Charakter  von  L als  Privatbank  bleibt 
auch  in  dem  vergrösserten  Rahmen  bestehen.  Die  verhältnis- 
mässig grosse  Zahl  der  Partner  bietet  (ähnlich  wie  bei  BBH 
in  Nev/  York)  eine  gewisse  Gev/ähr  dafür,  dass  zumindest  die 
grösseren  Kunden  nach  wie  vor  durch  einen  Partner  betreut 
v;erden  können. 

2.  Die  Personal-  und  Sachkosten  sind  in  den  vergangenen  Jahren 
sehr  stark  gestiegen.  Mit  ähnlichen  Kostensteigerungen,  ins- 
besondere auf  dem  Personalsektor,  ist  auch  in  den  Folgejahren 
zu  rechnen.  Einer  solchen  "Kostenexplosion"  kann  nur  durch 
starke  Rationalisierung  begegnet  werden.  Jede  Rationalisierung 
führt  jedoch  zu  einer  Erweiterung  der  Kapazitäten,  die,  v/ie  zu 
1.  bereits  gesagt,  bei  L ohne  eine  Verbesserung  der  Kapital - 
und  Einlagenstruktur  nicht  ausgenützt  werden  könnte. 
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II.  Die  Herren  G.  machten  gegen  eine  Fusion  mit  K verschiedene  per- 
sonliciie  und  sachliche  Bedenken  geltend.  Über  diese  Bedenken  und 
die  theoretisch  möglichen  Alternativlösungen  vmrde  eingehend  dis- 
kutiert. Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L hoben  her- 
vor, dass  sie  die  Probleme  einer  Fusion  mit  K durchaus  sähen, 
jedoch  nach  dem  bisherigen  Verhandlungsstand,  auch  der  Verhand- 
lungsatmosphäre, die  Möglichkeiten  einer  Überwindung  dieser  Schwie- 
rigkeiten positiv  beurteilten.  Sollten  sich  im  Laufe  der  weiteren 
Verhandlungen  mit  K Bild  und  Klima  wider  Erwarten  ändern,  dann 
müsste  für  die  eingangs  beschriebenen  Probleme  von  L nach  andern 
Lösungen  gesucht  v/erden.  Wie  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter wiederholt  unterstrichen,  sind  sie  nicht  entschlossen, 
eine  Fusion  mit  K ihren  Kommanditisten  unter  allen  Umständen  zu 
empfehlen.  Sie  legten  vielmehr  lediglich  Wert  darauf,  von  ihrer 
grössten  Komimanditistengruppe  für  die  Fortsetzung  ihrer  Verhand- 
lungen mit  K grünes  Licht  zu  erhalten. 

III.  Im  Anschluss  an  diese  Grundsatzdiskussion  erläuterte  Herr  Dr.BvF 

den  von  ihm  zusammengestellten  Entwurf  eines  Gesellschaftsvertrages 
für  die  neue  Gesellschaft.  Er  wies  die  Herren  G. darauf  hin,  dass 
er  sich  bemüht  habe,  zv/ischen  den  von  einander  abweichenden  Ver- 
tragsbestimmungen bei  K und  bei  L einen  brauchbaren  Kompromiss 
zu  finden.  Wesentliche  Bestimmungen  des  Entwurfs,  insbesondere 
die  weitgehende  Übernahme  des  Gewinnverteilungsschlüssels  von  L, 
seien  bereits  mit  Herrn  Dr.Z.  von  K abgestimmt.  Andere  Regelungen 
müssten  noch  mit  Herrn  Dr.Z.,  der  den  Entwurf  noch  nicht  kennt, 
besprochen  werden.  Insofern  sei  der  Entv/urf  also  als  Verhandlungs- 
vorschlag der  Gruppe  L zu  werten.  Herr  Dr.BvF  stellte  den  Herren 
E.G.  und  K.G.  Texte  des  Vertragsentv/urf es  zur  Verfügung. 

Zusammen  mit  dem  Vertragsentwurf  erläuterte  Herr  Dr.BvF  den 
Herren  G.  auch  den  Text  einer  zusätzlichen  Vereinbarung  z’wischen 
der  Gruppe  S.H.  und  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  des 
Bankhauses  K,  L & Co.,  die  verschiedene  den  Text  des  Gesellschafts- 
vertragsentwurfes ergänzende  Regelungen  zu  Gunsten  der  Gruppe  S.H. 
trifft.  Auch  von  diesem  Text  erhielten  die  Herren  E.G.  und  K.G. 
je  ein  Exemplar. 
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IV.  Das  Ergebnis  der  Verhandlungen,  die  von  beiden  Seiten,  der  lang- 
jälii'igen  Partnerschaft  entsprechend,  in  einer  Atmosphäre  des 
gegenseitigen  Vertrauens  und  des  Verständnisses  für  die  Belange 
des  Partners  geführt  wurden,  lässt  sich  dahin  zusammenfassen, 
dass  die  Gruppe  S.H.  einen  Vorschlag  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  von  L,  mit  K zu  fusionieren,  unterstützen  v/ird, 
v/enn  folgende  Voraussetzungen  erfüllt  werden; 

1.  Das  IJmtauschverhältnis  darf  nicht  schlechter  sein  als  2:1. 

2.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  veerden  sich  dafür 
einsetzen,  dass  der  Gruppe  S.H.  bei  Auslandsgründungen  und 
-beteiligungen  der  neuen  Bank  K,  L & Co.  eine  Beteiligungs- 
möglichkeit  eingeräumt  wird,  soweit  das  nach  dem' Zweck  des 
Projektes  und  der  Zusammensetzung  seines  Teilnehmerkreises 
vertretbar  ist. 

3.  Der  Vertrag  vom  31 • 8 . /ll . 9 . 1965  betreffend  den  möglichen 
Eintritt  der  Nev7  York  Hanseatic  Corporation  in  die  Simon- 
Hirschland-Inc . wird  von  der  neuen  Bank  übernommen. 

4.  Mit  Herrn  K.G.  wird  ein  bis  zum  31-12.1976  befristeter  Bera- 
tungsvertrag abgeschlossen,  dessen  Bedingungen  materiell  der 
bisherigen  Praxis  entsprechen  sollen. 

5-  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  sich,  falls 

die  Gesellschafterversammlung  von  L eine  Fusion  mit  K beschlie- 
ßen sollte,  dafür  einsetzen,  dass  die  Gruppe  S.H.  von  dem  Bank- 
haus M.P.  eine  Kapital quote  von  2 % erwerben  und  damit  ihre 
Beteiligung  bei  L wieder  auf  20  1/2  / erhöhen  kann.  Sollte 
die  Fusion  mit  K nicht  Zustandekommen,  dann  bleibt  es  in  Bezug  •’ 
auf  die  Quotenerhöhung  der  Gruppe  S.H.  um  2 / auf  insgesamt 
20  1/2  / bei  den  bisherigen  Vereinbarungen.  Für  den  Fall  einer 
Fusion  von  K und  L hat  die  Gruppe  S.H.  darüber  hinaus  den 
V/unsch,  ihre  Beteiligung  an  der  neuen  Bank  K,  L & Co.  im  Lauf 
der  Zeit  durch  den  Zukauf  von  Kapitalanteilen  anderer  Gesell - 
ochafter  bis  auf  10  / zu  erhöhen.  Die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  v/erden  sich  dafür  einsetzen,  dass  der  Gesellschaf 
vertrag  der  neuen  Gesellschaft  K,  L und  Co.  den  Gesellschaftern 
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ganz  allgemein  gestattet,  ihre  Quote  durch  Zukauf  von  Kapital- 
anteilen anderer  Gesellschafter  auf  bis  zu  10  % des  Gesell- 
schaftskapitals zu  erhöhen.  Sollte  eine  solche  generelle  Rege- 
lung in  dem  Gesellschaftsvertrag  nicht  möglich  sein,  dann  wer- 
den sich  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  dafür  ein- 
setzen,  dass  durch  entsprechende  Vereinbarungen  zumindest  der 
Gruppe  S.H.  die  Möglichkeit  zu  einer  derartigen  Aufrundung 
ihres  Kapitalanteils  gegeben  v/ird. 

6.  Die  Gruppe  S.H.  ist  auch  - irit  der  in  Ziffer  5 gemachten  Ein- 
schränkung — mit  den  Bestimmungen  des  Vertragsentwurfs  von  Herrn 
Dr . BvF  einverstanden.  Insbesondere  stimmt  sie  der  vorgesehenen 
Anhebung  der  Tätigkeitsvergütung  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter auf  den  bei  K üblichen  Betrag  und  den  Abschluss  von 
Pens ionsverträgen  zu  Gunsten  der  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter in  dem  bei  K praktizierten  Umfang  im  Grundsatz  zu. 

Durch  eine  Sondervereinbarung  ist  jedoch  sicherzustellen,  dass 
die  Bestimmungen  des  Entwurfes,  falls  sie  zum  Inhalt  des  Gesell- 
schaftsvertrages von  K,  L & Co.  erhoben  v/erden  sollten,  in  fol- 
genden Punkten  im  Interesse  der  Gruppe  S.H.  angewendet  werden: 

a)  Herr  K.G.  wird  für  die  ersten  beiden  Wahlperioden,  d.h.  vor- 
aussichtlich bis  zum  .öl  .Dezember  1978,  zu  einem  der  stell- 
vertretenden Vorsitzenden  des  Verv/altungsrates  gev;ähltj 

b)  Herr  K.G.  hat  Sitz  und  SttmiTie  im  Kreditausschuss; 

c)  An  den  Verv/altungsratssitzungen  und  Gesellschaf terversamm- 
lungen  kann  auf  Wunsch  der  Gruppe  S.H.  ein  v/eiteres  Mit- 
glied dieser  Gruppe  als  Gast  teilnehuTisn; 

d)  Die  Bestimmung  des  § 19  Abs.l  des  Vertragsentwurfs  betref- 
fend den  Ausschluss  von  Gesellsch3,f tern  wird  gegenüber  den 
derzeitigen  Gesellschaftern  der  Simon  Hirschland  Inc . und 
deren  Witwen  nur  im  Pall  eines  in  der  Person  des  Auszuschlie- 
ßenden  liegenden  wichtigen  Grundes  angewendet. 

e)  Die  Gruppe  S.H.  erhält  die  Möglichkeit,  Kapitalerhöhungen, 
die  sie  zum  Zeitpunkt  ihres  Inkrafttretens  nicht  mitmachen 
kann,  innerhalb  von  2 Jahren  nachzuholen. 
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f)  Die  Erben  von  Treugebern  der  S.H.Inc,,  die  nach  Eintritt 
des  Ei-bfalls  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden  wollen.  Rön- 
nen dies  mit  einer  Frist  von  6 Monaten  zum  Ende  des  betref- 
fenden Geschäftsjahres  erklären. 

g)  Konkurrenten  der  NYHC  oder  der  Nyhaco  können  gegen  den  '”*^"'***^ 
V/iderspruch  der  Gruppe  S.H.  nicht  als  neue  Gesellschafter  ^ 
in  die  Gesellschaft  auf genommen  werden. 


Vereinbarung 


zwischen  den  Herren 


den  alleinigen  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
des  Bankhauses  K,  L & Co.  einerseits, 

und  den  Herren 

Kurt  H.Grunebaum 


1.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  des  Bankhauses 

K,  L & Co.  werden  sich  dafür  einsetzen,  und  auch  ihr  Stimm- 
recht entsprechend  ausüben,  dass  für  die  erste  Walilperiode 
des  Verwaltungsrates  des  Bankhauses  K,  L & Co.,  d.h.bis  zum 
51. Dezember  1975»  die  Herren  Kurt  H.Grunebaum  und  Dr.GvP 
zu  stellvertretenden  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates 
gewählt  werden.  Herr  Dr.BvF  erklärt  sich  bereit,  auf  den 
stellvertretenden  Vorsitz  zu  verzichten,  nachdem  Herr 
Dr. Fritz  Meyer-Struckmann  aus  dem  Kreis  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  ausgeschieden  ist  und  seine  Ein- 
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lage  in  eine  Kommanditeinlage  umgewandelt  hat.  Für  diesen 
Fall  werden  sich  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
dafür  einsetzen,  und  auch  ihr  Stimmrecht  entsprechend  aus 
üben,  dass  Herr  Dr . Meyer-Struckmann  als  Nachfolger  von 
Herrn  Dr.GvF  zum  stellvertretenden  Vorsitzenden  gewählt  wird. 

2.  Wir  werden  uns  als  Mitglied  des  Verwaltungsrates  dafür  ein- 
setzen, und  auch  unser  Stimmrecht  entsprechend  ausüben, 
dass  dieser  die  Herren 

Kurt  H.Grunebaum 


in 


den  Kredit ausschuss 


wählt . 


3. 


Wir  werden  uns  dafür  einsetzen,  und  unser  Stimmrecht  auch 
entsprechend  ausüben,  dass  die  Bestimmung  des  § 19  Abs.l 
des  Gesellschaftsvertrages  gegenüber  ehemaligen  persönlich 
haftenden  Gesellschaftern  der  Bankhäuser  K,  Düsseldorf, 

L,  Essen  und  Si^mon  Hirschland,  New  York,  sowie  gegenüber 
deren  Witwen  nur  im  Fall  eines  ln  der  Person  des  auszuschlle 
Senden  liegenden  wichtigen  Grundesangewendet  wird. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  von  dem  Er- 
laubnisvorhehalt  nach  § 5 Abs. 5 des  Gesellschaf tsvertrages 
zu  Gunsten  der  Simon  Hirschland  Inc . , bzw.  ihrer  gegenwär- 
tigen und  zukünftigen  Treugeber,  Gebrauch  machen. 

Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  den  Erben 
von  Treugebern  der  Simon  Hirschland  Inc.,  die  nach  Eintritt 
des  Erbfalls  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden  wollen, 
anstelle  der  in  § I8  Abs. 2 vorgesehenen  Regelung  eine  Kündi- 
gungsfrist von  6 Monaten  zum  Ende  des  nächstfolgenden 
Geschäftsjahres  einräumen. 


6.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  werden  sich  dafür 
einsetzen,  und  ihr  Stimmrecht  auch  entsprechend  ausüben, 
dass  sich  neu  eintretende  persönlich  haftende  Gesellschaf- 
ter vor  ihrer  Aufnahme  ln  die  Gesellschaft  dieser  Verein- 
barung anschliessen. 


Aktennotiz 


I 


Das  Bankhaus  K hat  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  von 

L eine  Fusion  im  Verhältnis  3 : 1 vorgeschlagen  mit  der  Massgabe, 

dass  die  das  Umtauschverhältnis  übersteigende  Substanz  von  L an 

\ 

die  Gesellschaft  ausgezahlt  werden  soll.  Dieser  Vorschlag,  sowie 

die  bei  einer  Ablehnung  notwendigen  Alternativen  waren  in  den  Tagen 

vom  12.  bis  16. November  196?  Gegenstand  eingehender  Diskussionen 

zwischen  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  von  L und  den 

/ 

Herren  K.G.  und  E.G.  als  Vertretern  der  Gruppe  H. 

Die  Gesprächspartner  sind  zu  folgenden  Ergebnissen  gelangt: 

I.  Der  Fusionsvorschlag  von  K ist  zu  den  angegebenen  Bedingungen 
für  die  Gesellschafter  von  L unannehmbar.  Er  soll  abgelehnt 
werden.  Alle  Beteiligten  waren  sich  jedoch  darüber  einig,  dass 
mit  dem  Scheitern  der  Fusions Verhandlungen  mit  K zugleich 
erhebliche  Investitionen  personeller  und  sachlicher  Art  bei  L 
notwendig  geworden  sind.  Es  bestand  ferner  Einigkeit  darüber, 
dass  derartige  Investitionen  nur  zu  Lasten  der  Gewinnausschüttung 
für  die  kommenden  Geschäftsjahre  finanziert  werden  können,  und 
dass  zu  den  "persönlichen  Investitionen"  auch  die  Gewinnung  neuer 
Gesellschafter  gehört,  die  das  Geschäft  von  L zu  erweitern  in 
der  Lage  sind.  Gemeinsam  bemühten  sich  die  Gesprächsteilnehmer, 
für  diese  Investitionsfragen  Lösungen  zu  finden,  die  sowohl  dem 
Interesse  der  Baink  als  auch  den  Interessen  der  Gruppe  H und 
denen  der  anderen  Kommanditisten  in  fairer  Weise  gerecht  werden. 

II.  Die  Ergebnisse  der  Verhandlungen,  die  in  einer  Atmosphäre  gegen- 
seitigen Vertrauens  und  gegenseitigen  Verständnisses  für  die  Pro- 
bleme der  anderen  Seite  stattfanden,  lassen  sich  wie  folgt 
zusammenfassen : 

1.  Der  Vorschlag  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  eine 
elektronische  Datenverarbeitungsanlage,  Typ  IBM  360/30  zu 
mieten  und  sämtliche  für  den  Einsatz  solch  einer  Anlage  er- 
forderlichen Maßnahmen  unverzüglich  zu  treffen,  fand  die 
uneingeschränkte  Zustimmung  der  Herren  K.G,  und  E.G,  . Die 
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mit  der  Anschaffung  solch  einer  Anlage  erforderlichen  perso- 
nellen Maßnahmen  (Abschluss  von  Beratungsverträgen,  Neuein- 
stellung von  Spezialisten,  Umschulung  von  Mitarbeitern  etc.) 
sollen  unverzüglich  eingeleitet  werden, 

2,  Die  persönliche  Leistungsfähigkeit  der  Bank  soll  durch  Schaf- 
fung eines  Zentralsekretariats  gesteigert  werden.  Die  Herren 
E,G.  und  K.G,  sahen  ein,  dass  für  dieses  Zentralsekretariat^ 
und  auch,  für  andere  Aufgaben^  die  Einstellung  einiger  hoch- 
qualifizierter  Mitarbeiter  mit  entsprechend  hohen  Gehältern 
notwendig  sein  wird, 

3,  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L,  erläuterten 
den  Herren  E,G,  und  K,G,  eingehend  die  Notwendigkeit  für  die 
Bank,  mindestens  einen  neuen  Komplementär  und  dazu  Kommandi- 
tisten zu  gewinnen,  die  in  der  Lage  sind,  der  Bank  zusätz- 
liches Geschäft  zu  bringen.  Als  zusätzlicher  Komplementär 
komme  nur  eine  Persönlichkeit  in  Frage,  die  sich  bereits  jetzt 
im  Bankwesen  oder  in  der  Industrie  an  leitender  Stelle  bewährt 
habe  und  über  gute  Beziehungen  zu  den  Kapitalsammelstellen 
verfüge.  Solch  eine  Persönlichkeit  sei  jedoch  nur  zu  gewinnen, 
wenn  man  ihr  nicht  nur  ein  gutes  laufendes  Einkommen,  sondern 
darüber  hinaus  auch  die  Möglichkeit  einer  Kapitalbeteiligung 
biete.  Ebenso  sei  es  erforderlich,  so  wie  es  K schon  seit 
vielen  Jsüiren  mache,  den  Kreis  der , Kommanditisten  um  Persön- 
lichkeiten und  Firmen  zu  erweitern,  die  das  Geschäft  der  Bank 
beleben  und  erweitern.  Aus  all  diesen  Gründen  sei  es  erfor- 
derlich, das  Vorab  der  Komplementäre  bei  der  Gewinnverteilung 
zu  erhöhen,  und  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  eine 
gewisse  Dispositionsmöglichkeit  über  Kapitalanteile  zu  geben. 
Die  Herren  E,G,  und  K.G,  zeigten  für  diese  Wünsche  Verständ- 
nis, legten  jedoch  Wert  darauf,  dass  die  hiernach  notwendige 
Abgabe  von  Kapitalanteilen  nicht  allein  ihrem  Stamm  zur  Last 
fallen  sollte.  Demgegenüber  wiesen  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  von  L darauf  hin,  dass  auch  die  Herren  Dr.M,Str, 
und  Dr.BvF  bereit  seien,  mit  ihren  Kapitalanteilen  auf  je  10  ^ 
herunterzugehen. 

Es  wurde  folgendes  vereinbart: 
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a)  Der  Gesellschafterversammlung  soli  vorgeschlagen  werden,  bei 
der  Gewinnverteilung  die  Vorabverzinsung  des  Kapitals  auf 

6 % festzusetzen. 

b)  Die  Herren  E.G.  und  K.G.  hatten  volles  Verständnis  dafür, 
dass  das  derzeitige  Vorab  für  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  von  50  % nicht  ausreicht,  um  einem  neu  ein- 
tretenden zusätzlichen  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
eine  angemessene  Tantieme,  und  damit  einen  ausreichenden 
finanziellen  Anreiz  für  den  Eintritt  in  die  Bank  zu  sichern. 
Sie  erklärten  sich  deswegen  für  den  Fall,  dass  sich  geeig- 
nete neue  persönlich  haftende  Gesellschafter  finden  sollten, 
mit  einer  Erhöhung  des  Vorabs  auf  55  % einverstanden.  Sollte 
die  Anzahl  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  später 
allerdings  wieder  unter  5 sinken,  dann  muss  über  die  Höhe  de 
Vorabs  (55  % oder  50  % oder  eine  Zwischenlösung)  neu  ver- 
handelt werden.  Mit  dieser  Regelung  ist  auch  Herr  Dr.G.v.F. 
einverstanden.  Die  in  dem  Abkommen  vom  26. Mai  1965  getrof- 
fene Regelung,  wonach  die  dort  aufgeführten  Werte  bei  der 
Berechnung  des  Vorabgewinns  nicht  berücksichtigt  werden,  wir 
durch  solch  eine  Neuregelung  des  Vorabgewinns  nicht  berührt, 
Sie  soll  vielmehr  auch  in  solch  einem  Fall  unverändert  fort. 

gelten. 

c)  Für  den  Fall,  dass  neue  geeignete  Komplementäre  oder  Komman 
ditisten  gefunden  werden  sollten,  soll  zunächst  versucht  wer 
den,  die  Kapitalbeteiligung  für  diese  neuen  Gesellschafter 
durch  Kauf  von  verkaufswilligen  Gesellschaftern  der  L-Gruppe 
bereitzustellen.  Sollte  sich  kein  Gesellschafter  zum  Verkauf 
bereitfinden,  werden  die  Herren  Dr.M.Str.  und  Dr.B.v.F.  rmit 
ihren  Beteiligungen  auf  Je  10  %,  und  die  Gruppe  H auf  20  % 
herabgehen. 

Hiernach  würde  Herr  Dr.M.Str.  insgesamt  bis  zu  5 ^ abgeben, 
Herr  Dr.B.v.F.  bis  zu  5,5  % und  die  Gruppe  S.H.  bis  zu 
6,5  Die  Herren  Dr.M.Str.,  Dr.B.v.F.  und  die  Gruppe  S.H. 
sind  bei  der  Abgabe  von  Anteilen  im  Verhältnis  1:1:2 
heranzuziehen,  falls  sie  untereinander  nichts  Abweichendes 


vereinbairen. 


I. 


I 


I 


d) 


Die  Herren  E.G.  und  K.G.  verzichten  bei  der  Aufnahme  neuer 
Gesellschafter  nach  Ziff.c)  auf  das  ihrer  Gruppe  nach  § 8 Abs.l 
und  2 des  Gesellsohaftsvertrages  zustehende  Veto-Recht.  Ferner 
verzichten  sie  auf  ihr  Veto-Recht  in  den  Fällen,  in  denen  die 


Kapitalquote  des  neu  aufgenommenen  Gesellschafters  ohne  eine 
Verwässerung  der  Quote  der  Gruppe  S.H.  bereitgestellt  werden 
kann.  Die  Gruppe  H.  wird  sich  also  einem  Aufnahmebeschluss,  der 
die  Voraussetzungen »der  beiden  vorstehenden  Sätze  erfüllt,  und 
die  Zustimmung  aller  übrigen  Gesellschafter  gefunden  hat,  nicht 
widersetzen. 


e)  Die  Herren  E.G.  und  K.G.  erklärten  sich  darüber  hinaus  bereit, 
bei  Bedarf  eine  Abgabe  von  weiteren  5 % Kapitalanteilen  zu 
Lasten  ihrer  Quote,  damit  also  eine  Reduzierung  ihrer  Quote 
auf  15  wohlwollend  zu  prüfen,  falls  sich  kein  anderer  abgabe- 
bereiter Gesellschafter  finden  sollte.  Diese  Wohlwollenserklärung 
ist  dahin  auszulegen,  dass  die  Gruppe  H,  einer  Abgabe  weiterer 
Kapitalanteile  grundsätzlich  zustimmen  wird,  wenn  die  Aufnahme 
des  neuen  Gesellschafters  nach,  objektiver  kaufmännischer 
Beurteilung  für  die  Bank  grosse  Vorteile  bringt,  und  gegen 
ihn  in  persönlicher  und  sachlicher  Hinsicht  keine  stichhal- 
tigen Einwände  erhoben  werden  können. 


f)  Bei  einer  Abgabe  von  Anteilen  nach  Ziffer  c)  und  e)  ist 

der  von  dem  neuen  Gesellschafter  zu  zahlende  Gegenwert  nach 
§ 10  Zlff.l  des  Gesellschaftsvertrages  zu  berechnen.  Der 
Gegenwert  ist  Zug  um  Zug  gegen  Übertragung  der  Anteile  in 
bar  zu  zahlen. 


g)  Mit  einem  neu  eintretenden  Gesellschafter  ist  zunächst  ein 
auf  5 Jahre  befristeter  Vertrag  abzuschliessen,  so  dass  die 
Gesellschaft  die  Möglichkeit  hat,  sich  von  dem  Gesellschafter 
zu  trennen,  falls  er  im  Laufe  der  5 Jahre  die  in  ihn  gesetzten 
Erwartungen  nicht  erfüllen  sollte.  In  dem  Vertrag  1st  der 
neue  Gesellschafter  zu  verpflichten,  im  Falle  seines  Ausschei- 
dens nach  Ablauf  der  Fünf -Jahres -Frist  die  ihm  übertragenen 
Kapitalanteile  den  Gesellschaftern,  von  denen  er  sie  erwor- 
ben hat,  zum  Rückerwerb  anzubieten,  wobei  für  den  Rückkaufs- 
kurs ebenfalls  § 10  Abs.l  des  Gesellschaftsvertrages  maßgeb- 
lich sein  soll. 
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4,  Die  Herren  K,G,  und  E,G.  legen  Wert  darauf,  dass  die  Gruppe 
S.H,  auch  für  den  Pall,  dass  ihre  Kapitalbeteiligung  unter 
20  % sinken  sollte,  ein  Vetorecht  gegen  Satzungsänderungen 
behält.  Das  gilt  nicht  für  die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter, 
für  die  in  Ziffer  5 eine  besondere  Regelung  getroffen  worden  ist. 
Die  Komplementäre  von  L hatten  für  den  Wunsch  Verständnis. 

Sie  baten^  Jedoch  darum,  eine  zeitliche  Begrenzung  des  Veto- 
rechtes vorzusehen.  Die  Herren  E.G.  und  K.G.  werden  zu  dieser 
Frage  nach  ihrer  RUckkehr  nach  New  York  noch  einmal  Stellung 
nehmen. 

5.  Die  Herren  E.G.  und  K.G.  werden  die  getroffenen  Vereinbarungen 
noch  mit  Herrn  Dr. Stiefel  besprechen,  um  sich  gegen  eventuelle 
Risiken  rechtlicher  Art  abzusichern.  Sollte  sich  eine  Klausel 
der  in  dieser  Notiz  genannten  Vereinbarungen  aus  Rechtsgronden 
nicht  realisieren  lassen,  dann  soll  eine  der  nicht  realisier- 
baren Vereinbarung  möglichst  ähnliche  Regelung  getroffen  werden. 

Sollte  es  sich  aufgrund  der  Besprechung  mit  Herrn  Stiefel  her- 
ausstellen,  dass  ln  den  getroffenen  Vereinbarungen  schwerwie- 
gende Risiken  für  die  Gruppe  H.  enthalten  sind,  die  von  den 
Herren  E.G.  und  K.G.  während  der  Gespräche  nicht  erkannt  worden 
waren,  so  werden  dch  alle  Beteiligten  um  Neuregelungen  bemühen, 
die  diesen  Risiken  ln  angemessener  Form  Rechnung  tragen. 

Essen,  den  16. November  196? 


Dr.  Ernst-  C.  Stiefel. 

COU  NSELLCR"  AT  LAW 


Herrn  Rechtsanwalt 
Dr.  Bernhard  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  &cCo» 
Lindenallee  7-9 
43  E s s e n 


Zur  Aktennotiz  voai  16.  II.  1967 


Erich  und  Kurt  haben  mir  Hire  Aktemiotiz  uebermittelt 
Ihnen  fuer  die  exakte  und  klare  Darstellung.  Ich  habe  noch  foigi 


Zur  Ein  sehr  aenkung  doa  Veto-Rechts  der  Hirschiand 
Gruope  kraft  § 8»  Abs.  1 und  2. 


1«  So  wi©  Puxilct  3(<i)  dör  Abtoimotiz#  gofns^it  ist,  verzichten  £rich  und 
Kurt  absolut,  ohne  Ruecksicht  auf  personelle  oder  sachliche  Einwaende  die  gegen 
eine  Aufnahme  eines  neuen  Gesellschafters,  Kommanditist  oder  Komplementaer. 
sprechen  moegen.  Sollte  nicht  wenigstens  in  der  Bestimmung  ein  Vorbehalt  ge- 
macht werden,  dass  das  Veto-Recht  nicht  aufgegeben  ist,  wenn  der  aufzunehmende 
Partner  mit  den  Interessen  von  Erich  und  Kurt  ausserhalb  von  Deutschland,  ins- 
Ai-HAitoHnrAich  dar  New  York  Hanseatic  in  New  York,  Konflikt 


Z.  Die  Aufgabe  des  Veto-Rechts  muss  gekuppelt  sein  an  die  Vorav 
Setzung,  dass  der  neu  eintretende  Gesellsciiafter  sich  der  5 Jahre  "Probezeit 
unterwirft,  wie  in  Ziffer  3(g)  der  Aktennotiz  vorgesehen.  Der  Verzicht  auf  d 
Veto-Recht  gilt  nicht,  wenn  der  neue  Gesellschafter  diese  Bedingung  nibht  an 
nimmt  oder  geaendert  haben  will. 
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3.  Erich  und  Kurt  waren  der  Auffassung,  dass  sie  auf  das  Veto-Recht 
nur  dann  vernichten,  wenn  alle  atderen  Gesellschafter.  Kommanditisten  xie 
Komplementaere.  ausser  der  Simon  Hirschland  Gruppe  sich  einig  sind,  dass  de- 
neue  Mann  GeaeUschafter  werden  soll.  Das  ergaebe  sich  aus  § 8.  Abs.  l und  2 
sowohl  bei  der  Aufnahme  von  Komplementaeren  wie  bei  der  Aufnahme  von  Komman- 
ditisten. Ich  sagte  Erich  und  Kurt,  dass  dies  aus  Ziffer  3(d)  Ihrer  Aktennotiz 
sich  nicht  ergibt.  Ein  Kommanditist  kann  vielmehr  nach  §8(1)  aufg*»nommen 

qualifizierten  Kapitalmehrheit  die  einfache  Mehrheit 
der  PHG  a zustimmt,  also  keineswegs  alle.  Ein  PHG  kann  aufgenommen  wer- 
den. wenn  saemtliche  PHG's  zustimmen  und  die  qualifizierte  Kapitalmehrheit 
vorhegt.  Auch  hier  ist  eine  Aufnahme  moeglich.  wenn  einige  Kommanditisten 
nicht  zu  stimmen.  Ich  sehe  nicht,  wie  Punkt  3(d)  der  Aktennotiz  hier  die  Auffassung 
von  Erich  und  Kurt  erhaertet.  ^ 

B.  Bei  einer  Verwaesserung  der  Quote  unter  20% 

CI  J “«d  Kurt  erklaert,  dass  durch  den  AualegungesaU,  den 

Sie  der  VifohlwoUenserklaorung"  hinzugefuogt  haben,  in  der  Tot  eine  Vernfllch- 
von  Erich  u,nd  Kurt  eoecbaffen  ist,  der  Aufnahme  dee  neuen  Geeeilechaftere 
«und  damit  der  Vorwaessoruns  auf  unter  20%)  auauaümmen,  wenn  fuer  die  Bank 
objektive  Vorteile  vorliegen  und  gegen  den  neuen  Mann  pereoenlich  und  sachlich 
nichts  einzuwenden  lat.  Erich  und  Kart  koennten  die  Zustimmung  nicht  verweigern 
mit  der  Begruendung,  dass  die  Aufnahme  ihnen  grosse  Nachteile  bringen  oder  sie 
ln  persoenHcher  oder  sachlicher  Hinsicht  Einwaende  liaetten,  die  ln  ihrer,  Erich 
oder  Kurt  s,  Person  oder  der  Simon  Hirschlnnd  Gruppe  liegen.  Ich  meine,  man 
sollte  den  ganzen  zweiten  Satz  in  Punkt  3 (e)  streichen,  da,  so  wie  mir  Erich  und 

Kurt  erWaorten,  nur  eine  VVolüwollenserklaerung  aber  nichts  darueber  hinaus 
beaotsichtigt  war, 

XI. 

Verzicht  auf  weitere  Veto-Rechte  als  die  Aufnahine  neuer  Gesellschafter  ? 

Ziffer  4 der  Aktennotiz  sieht  vor,  dass  Erich  und  Kurt  ihr  Veto- 
Recht  gegen  Satzimgsaenderungea  (§  12)  behalten  wollen,  werux  inre  Kr.  pitalbe - 
elligung  unter  20%  sinkt.  Da.  wie  oben  erklaert.  nur  eine  \v ohiwoiicnaer- 

zu  einer  Verwaesserung  unter  20%  vorliegt, 
sollte  Ziffer  4 der  Aktennotiz  entsprechend  abgesch^saecht  werden. 

2.  Bedeutet  Ziffer  4,  dass  Erich  und  Kurt  auf  ihr  Veto-Recht  gegen 
Satzvmg  säende  rangen  verzichten,  wemi  inre  Quote  bis  zu  20%  eingehalten  wird  ? 

Ich  glaube  nicht.  Das  Veto-^echt  gegen  Satzung  säende  rung  cn  bleibt  in  jedem 
if  alle  unberuehrt.  ^ 


i 


• f 


3.  Nicht  geregelt  ist  die  Frage,  was  mit  den  anderen  Veto-Rechten, 
bzw.  Sonderrechten  der  Gruppe  Hfcrschland,  die  an  eine  vier-Fuenftel  Ivlajoritaet 
gekuppelt  sind,  abgesehen  von  Veto-Rechten  gegen  Satzung  säende  rung  und  gegen 
die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter,  geschehen  soll.  Dies  sind  folgende: 

(a)  § 3 (3)  - Widerspruchsrecht  gegen  ungewoehnliche  Geschaefte: 

Dieses  Veto -Recht  sollte  aufrecht  erhalten  werden. 

(d)  § 4 (4)  - Quorum:  Auf  dieses  Recht  wird  verzichtet. 

(c)  S 4 a (2)  - Recht  auf  zwei  Verwaltung sratsmitglieder; 
Darueber  wurde  bereits  gesprochen. 

(d)  § 5 (5)  - Schiedsgutachter  beim  Jahresabschluss: 

Auf  dieses  Recht  wird  verzichtet. 

(e)  § b (l)  (c)  - Ruecklagenbilding:  Dieses  Recht  muss  der 
Gruppe  Simon  Hirschland  erhalten  bleiben. 


111. 

Eintritte bedingungen  fuer  den  neuen  Gesellschafter. 

Ziffer  3(g)  der  Aktennotiz  sieht  vor,  dass  "die  Gesellschaft"  die  Ivloeg- 
lichkeit  hat,  sich  nach  fuenf  Jahren  von  dem  Gesellschafter  zu  trennen.  Welche 
Majoritaeten  sollen  hier  gelten,  um  den  Gesellschafter  zu  verabschieden  7 

Ich  beabsichtige  uebar  Zuerich  am  22.  Dezember  zu  meiner  Schwester  nach 
Israel  zu  fliegen,  werde  aber  auf  dem  Rueckflug  voraussichtlich  nur  einen  kurzen 
Zwischenaufenthalt  in  Muenchen  nehmen  koennen,  da  ich  Ende  Februar  wiederkomme 
und  dann  den  ganzen  Maerz  ueber  in  Deutschland  zu  tun  habe.  Ich  werde  mich  von 
Muenchen  aus  bei  Ihnen  melden  und  u.  U.  mit  einem  zweiten  Zv/ischenaufenthalt 
ueber  Duesseldorf  nach  New  York  zurueckfliegen. 

Inzwischen  bin  ich  mit  freundlichen  Gruessen 

Ihr 


ECSärn 


1 


5.  Dezember  I967 


Herrn 

Dr.  Bernhard  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  3e  Co. 

Essen 

Lindenallee  7-9 


Lieber  Bernhard. 

Verbindlichsten  Dank  fuer  Ihr  Schreiben  vom  27. 
November  mit  der  unterschriebenen  Aktennotiz. 
Ich  habe  inzwischen  ein  Exemplar  an  Ernest 
Stiefel  weitergleitet  und  Sie  werden  direkt 
von  ihm  hoeren. 

Mit  besten  Gruessen 

Ihr 


see  Gesellschaftsver^rag  1967 


draft  Nov.  21,1967 


Entwurf  eines  Briefes  von  Dr.  Steefel  an  / ^ 

Dr.  von  Falkenhausen 

Lieber  Bernhard: 

V 

Zur  Aktennotiz  vonn  16.  11,  1967,:*«B<!i4cii  "U*»d^tayfhaben  mir  die  Akten- 

.aotiz,  erklÄer^  und  Lh  danke  Ihnen  fuer  die  exakte  und  klare  Darstellung.  Ich  habe 
noch  folgende  Fragen: 

I, 

Zur  Einschraenkung  des  Veto-Rechts  der  Hirschland- 
Gruppe  kraft  § 8,  Abs.  1 und  2. 

A.  Bei  einer  Verwaes serung  der  Quote  bis  zu  20% 

1.  So  wie  Punkt  3(d)  der  Aktennotiz  gefasst  ist,  verzichten  ^Erich  und 

Kurt  absolut,  ohne  Ruecksicht  auf  personelle  oder  sachliche  .Einwaende  die 
gegen  eine  Aufnahme  eines  neuen  Gesellschafters,  Kommanditist  oder  Komple- 
mentaer,  sprechen  moegen.  Sollte  nicht  wenigstens  in  der  Bestimmung  ein 
Vorbehalt  gemacht  werden,  dass  das  Veto-Recht  nicht  aufgegeben  ist,  wenn  der 

aufzunehmende  Partner  mit  den  Interessen  von  Erich  und  Kurt  ausserhalb  von 

* 

Deutschland,  insbesondere  mit  dem  Arbeitsbereich  der  New  York  Hanseatic  in 


New  York  Konflikt  hervorrufen  koennte  ? 
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2.  Die  Aufgabe  des  Veto-Rechts  muss  gekuppelt  sein  an  die  Voraus- 

setzung, dass  der  neu  eintretende  Gesellschafter  aich  der  5 Jahre  "Probezeit" 
unterwirft,  wie  in  Ziffer  3(g)  der  Aktennotiz  vorgesehen.  Der  Verzicht  auf 
das  Veto -Recht  gilt  nicht,  wenn  der  neue  Gesellschafter  diese  Bedingung  nicht 
annimmt  oder  geaendert  haben  will. 

3.  Erich  und  Kurt  waren  der  Auffassung,  dass  sie  auf  das  Veto-Recht 

nur  dann  verzichten,  wenn  alle  anderen  Gesellschafter,  Kommanditisten  wie 
Komplementaere,  ausser  der  Simon  Hirschland  Gruppe  sich  einig  sind,  dass 
der  neue  Mann  Gesellschafter  werden  soll.  Das  ergaebe  sich  aus  § 8,  Abs,  1 
und  2,  sowohl  bei  der  Aufnahme  von  Komplementaeren  wie  bei  der  Aufnahme  von 
Kommanditisten.  Ich  sagte  Erich  und  Kurt,  dass  dies  aus  Ziffer  3(d)  Ihrer 
Aktennotiz  sich  nicht  ergibt.  Ein  Kommanditist  kann  vielmehr  nach  §8(1) 
aufganommen  werden,  wenn  ausser  der  qualifizierten  Kapitalmehrheit  die  einfache 
Mehrheit  der  PHG's  zustimmt,  also  keineswegs  alle.  Ein  PHG  kann  aufgenommen 
werden,  wenn  saemtliche  PHG's  zystimmen  und  die  qualifizierte  Kapitalmehrheit 
vorliegt.  Auch  hier  ist  eine  Aufnahme  rnoeglich,  wenn  einige  Kommanditisten 
nicht  zustimmen.  Ich  sehe  nicht,  wie  Punkt  3(d)^  hief'diS  Auffassung  von  Erich 
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» ‘é 


. • v.rwaesserung  der  Quote  uriter_20_^ 

B,  einer  Verwaes sei b 

1 1 dass  durch  den  Auslegungssatz, 

Ich  habe  Erich  und  Kurt  erklaert,  dass  du 

11  aerklaerung"  hinzugefuegt  haben,  m der  Tat  ein 
den  Sie  der  "Wohlwollenserklaerung 

u ist  der  Aufnahme  des  neuen  Gesell- 

pflichtung  von  Erich  und  Kurt  geschaffen  ist. 

schafters  (und  damit  der  Verwaesserung  auf  unter  20%)  zuzustimmen, 
fuer  die  Bank  objektive  Vorteile  vorliegen  und  gegen  den  neuen  Mann  p 

a ist  Erich  und  Kurt  koennten  die  Zustimmung 

und  sachlich  nichts  einzuwenden 

^ tr  riass  die  Aufnahme  ihnen  grosse 

nicht  w verweigern  mit  der  Begruendung. 

n . oder  sie  in  persoenlicher  oder  sachlicher  Hinsicht  Einwaende 

Nachteile  bringen  oder  sie  i p 

■V  ■ a Kurfs  Person  oder  der  Simon  Hirschland 
haetten.  die  in  ihrer,  Erich  oder  Kurt  s.  Per 

, . Ich  meine  man  sollte  den  ganzen  zweiten  Satz  in  Punkt  3(e) 

Gruppe  liegen.  Ich  meine, 

oinp  Wohlwollens- 

erklaerung  aber  nichts  darueber  hinaus  beabsichtigt  war. 


t -0 
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II. 

Verzicht  auf  weitere  Veto-Rechte  als  die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter? 

1.  Ziffer  4 der  Aktennotiz  sieht  vor,  dass  Erich  und  Kurt  ihr  Veto- 
Recht  gegen  Satzung  säende  rungen  (§  12)  behalten  wollen,  wenn  ihre  Kapital- 
beteiligung unter  20%  sinkt.  Da,  wie  oben  erklaert,  nur  eine  Wohlwollenser- 
klaerung,  aber  keine  Zustimmung  zu  einer  Verwaesserung  unter  20%  vorliegt, 
sollte  Ziffer  4 der  Aktennotiz  entsprechend  abgeschwaecht  werden. 


2.  Bednutet  Ziffer  4,  dass  Erich  und  Kurt  auf  ihr  Veto-Recht  gegen 


Satzung  säende  rungen  verzichten,  wenn  ihre  Quote  bis  zu  20%  eingehalten  wird? 

Ich  glaube  nicht.  Das  Veto-Recht  gegen  Satzung  säende  rungen  bleibfVinberuehrt. 

3.  Nicht  geregelt  ist  die  Frage,  was  mit  den  anderen  Veto-Rechten, 
bezw.  Sonderrechten  der  Gruppe  Hirschland,  die  an  eine  vier-Fuenftel  Majoritaet 
gekuppelt  sind, 

rr-n-H-;  abgesehen  von  Veto-Rechten  gegen  Satzung  säende  rung  und  gegen 
die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter, /'Die s sind  folgende: 


(a)  § 3 (3)  - Widerspruchsrecht  gegen/ingewoehnliche  Geschaefte: 


Dieses  Veto-Recht  sollte  aufrecht  erhalten  werden. 


(b)  § 4(4)  - Quorum;  Auf  dieses  Recht  wird  verzichtet. 


) 
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(c)  § 4 a (2)  - Recht  auf  zwei  Verwaltungsratsmitglieder 


Darauf  wird  verzichtet. 


(d)  § 5 (5)^chiedsgutachter  beim  Jahresabschluss:  Auf  dieses 


Recht  wird  verzichtet. 


(e)  § 6(l)(c)  - Ruecklagenbildung  : Dieses  Recht  muss  der  Gruppe 


Simon  Hirschland  erhalten  bleiben. 


III. 

Eintrittsbedingungen  fuer  den  neuen  Gesellschafter 


Ziffer  3(g)  der  Aktennotiz  sieht  vor,  dass  "die  Gesellschaft"  die 
Moeglichkeit  hat,  sich  nach  fuenf  Jahren  von  dem  Gesellschafter  zu  trennen. 

Welche  Majoritaeten  sollen  hier  gelten,  um  den  Gesellschafter  zu  verabschieden.  ? 


I 


I 


! 

i 

I 


D4.il  ankhüu.4  K hat  haftt»r*den  0«s^llÄChaftörn  voa 

L elA..  Fuclcn  ha  VermxtnV^  3 s 1 vcrgecchlagen  mit  der 
ci.ujö  die  daii  Urat&usohveriiUltniü  überatalgande  ö'ubütiiiia  von  L an 
di>3  Oeisollffiohäft  au46g3sa.hlt  waarden  soll,  üloser  Yorachlüg,  sowie 
bei  ©lr*oM*  Ablehnung  notwendigen  Altö.matlvan  waren  in  den  Tagar* 
vom  XJ>.  toiis  lé.Novembar  1967  Oogenotand  eing«jhonder  Dlsktiisiorwni 
zwiaehen  den  poriiönlich  haftönden  Gcoellscliaftern  von  L und  den 
.Herren  K.G.  und  .S.G.  ai»  Vortrotern  der  Gruppe  H. 

Dlo  GojjprHchapurtner  aliid  zu  folgenden  Ergebniosen  golan^^t: 

I.  .>er  Fun  lens  vor  schlag  von  K 1st  uu  den  lingegöbenen  Decliijgungen 
i .Ir  die  Gofialloohafter  von  L ununnehiabar.  £r  soil  abgoXehnt 
werden.  Alle  ßateiligtea  wiäran  sich  Jedoch  darüber  e^nig,  gaua 
mit  dem  Scheiteins  der  Fusionaverhandluiigen  mit  K siigloich 
ej'he  bl  icfhe  Investitionen  personell  er  und,  aach  lieber  Art  bei  L 
nof»rv^,ridig  geworden  ^ind.  Fs  ferner  Eln.lgkelt  darüber, 

dass  derartige  Investitionen  nur  liu  Laetun  der  G^w5 ru-iäwsnar.ütttn.^ 
für  die  kcmmiuna#n  Geschil rinanzUrt  wi-räen  hbnnen.  lual 
d&sa  bu  dw  ’’.per&anilchorx  Invest Itlor^en"’  auch  di«  Gewinnung  neuer 
\j»esellschni  tex"  ,gct.^rt,  die  das  \x>n  L zu  erweitern.  lr< 

der  tsgfö  Sind.  CüOainsuis  bemUliten  sich  die  OospraoUßtei.lnoh.~;üi:n 
iür  die«?«  Invostit3ci5Sfriigsn  Ldsuiigen  zu  finden,  .;1Jl::.(  tcwchl  dem 
Interesse  der  B-ink  als  a.uch  den  Intcr^jssen  der  örup»:»  H und 
ceiHnn  dor  anderen  fwosünartditistan  in  fairer  w’sise  gerecht  vnordch. 


II, 


Dio  ErgebnUco  der  Vorhand! ungefj,  eile  in  einer  Atmosj;h?ire  g:igdh- 
soitlgün  Vdrtrauenö  und  gflgfr4bcltiiiÄn  Vcrstännlnibsos  für  sli..,'  Pre- 
blome  der  anderon  Geltff  btattfanderi,  lassen  sich  wie  folgt 
budi'cwnbrifasse'n  Ï 

1.  Der  Vorsohlng  der  p«ï':sdnUch  hafte.'iaen  Gesel! schaft «r.  sine 
«•IbbtTcc.ische  D-ttonverarbültungsauiIuge,  Typ  IBM  ;ihC;/X'  au 
tfilÄMen  und  cKiSvilohe  fUr  d«,n  ^.Insata  solch  einex’  Anlage?  cT'* 
fordorllvchera  MaGnmuen  unvcrtUglioh  au  troffen,  fand  die 
uhülng*sc!d"^ir,kto  Uustlmmung  d^r  Herren  K.Q.  una  B.O.  . Hie 


••  iJ  mm 


JU 


I 


•A  , 


■tiK_ 


I 


>- 


mit  d-tïr  Anach&ffting  oinsr  A:n.i*g<y  ör^f-rcii^/rllchtvri  pigr*4ic- 

riöllisn  (Abachlußts  von  Bo ratunijia Verträgen» 

ijtßlluiVäS  ven  Spöslallßten»  U;i5öaivuiur.g  voa  tiVoirmitsvii  eto.) 
«.ollsa  unversü^ilioh  öljVi0i«itltet  v/sirü&n* 


2.  D,B3»  ioha  t.e'i8tu£\gi}nihlgkoi t der  Bank  ecH.  durch  ßchaf- 

rung  >älr.O!ii  Xantralaokr-'ätsiriJkta  geatalgort  w'irciisn.  Die  Hc'rr'Jii 
E.G,  und  K*G,  B&hoa  ein,  dag©  rUr  dlftsea  Ser.trcïilnokretariat;^ 
und  auch  Tür  andare  Aufgaheji^dio  E*r,.ste*Xlur.s5  einiger  hcci:;“ 
quölifliiiarter  flitardeit^rr  «lit  entaprecnend  hohen  Gahälterii 
not:  wend  is  sein  vrlr-i. 


Dl<i  p'arsi^ikXicb  haftend'^n  G^yell^chufter  von  L.  ©r läuterten 
cJön  Borran  H.G,  ux;d  K.O.  ©ingehend  die  Notwundlskuit  für  dlo- 
Bank,  mlndeatsns  «einen  neuen  Kcn;piap:iontHr  und  ds.i.u  Kc;ru'iandl~ 
tieten  zu  gewlrmor.,  die  in  der  Luge  ßind,  l>aï'D\  zuoüta- 
llchos  w-s^eehäft.  eu  brlngaa,  Ale  auoHtelichar  Kcjöplesjun'tSir 
4-;oni£ii«i'  nur  eina  Persönlichkeit  ln  Frage,  di©  sich  bereits  ^:otst 
i.-Ji  ßarh'>wi£S'3n  oder  ln  der  I.ndufitri<2»  ar,  leitender  Ktella  l.-.iwBlvrt 
hab©  und  ?h:>er  gut's  Basißhungen  zu  den  Kapitalö!U';!:i;e]3tsll-;n 
vtfrrüge.  Solch  oine  Persönlichkeit  Stil  ,;odcci',  nur  zu  gewinnen, 
w-^snh  ragin  Ihr  nicht,  nur  »?tn  xutce  lauf sr.desä  Slihccri::;ea,  ec-ndorn 
darüber  hi:i-s.u.fö  auch  die  Mdslic.bkelt  el.ner  Kapltaroetell igung 
blute,  ßbenao  sei  ©b  crfcrdorllch,  so  wie  es  K eclstn  isält 
vlcicv^  JoivrerA  mache,  den  Kruis  der  Kcia'üar.dltlstch  Uit  Persön- 
lichkeiten w'*d  Firnen  zu  erv?citern,  die  das  Gesci’Jü’t,  «Isr  n-.vnk 
he-lebcn  und  erweitern,  Aus  .^1  diesen  Orlhidcri  sei  es  .erfer** 
derlloh,  das  Vorrib  der  Koraplyr-rjcntäro  b4l  üisr  Gev/lr.n  vort  ul  lung 
zu  erhühör.,  und  der*  pijradallch*  huf  tonden  Gesell  schaft  era  eine 
gcwlt'S«»  I>lspc-fêittöns5:i:.ögli'ih‘kelt  Uber  Kapitalaritullo  tu  geben. 
Die  Herren  E,Ö,  und.  K,0,  zeigten  für  dice©  VHi;..ache  Verstlird- 
nis,  legten  Jedoch  Wert  dar.auf,  dasa  die  hli.«?rhach  nutm<.r/.Vi'(:si 
von  K-apltalafituIlen  nlcbt  uil<eln  Ihre::*  £T.a.';;’.'i  zur  Last 
fallen  sollte.  il^nisogcnUocr  wiccen  die  persönlich  iviift ouden 
fJosen  schaf  tor  von  L darauf  hin,  dass  auch  die  Herrou  Dr.M.Str, 
und  Dr.BvF  hörcit  seien,  hit  Ihren  Kapltalarit-ällen  auf  Je  10  fi 
htTuntersugähsn. 


4 


Ea  wurd®  fclficr.des  vercinbart 


I 


I 
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^ ^ ^ 
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Dtr  0»s!;a«ll4SOhafterv#rCÄsr;;iiiünir,  töoll  vcri]ietQohJ.ag<5n  toi 

d^r  Ci^w'lnn'if'&rt^sllur^!,  Vorabvc-rzinßunt’;  -ioö  .K!xpi.ta?.ß-  it-uf 
€■  % 2:0:5, 

b)  DIjï  Hsrr'ixn  S.O.  Uï'id  K.O.  batben  x^oll’cn  Wram.rdnt«;  dJ'.Ti'r, 
daas  daa  dijriielt  lg?!:  Vcrab  flir  diet  j.>€?röC52';l  lob  haf t^nboA 
Ct'öüHföGïvafttfr  vor:  '>C  % r;l<Jht  ausr^lcht,  tua  t^ou 

tr»i't4ïr.d*sa  ^uö^^tsl ich»b  por^ballch  h^rtar.dtt-ri  Oo'^eJ  lEcLafter 
oir.ö  a;').2’yi'^t)5tÄßen'S  T&ntlerrjö,  und  ficunit  tflr-eji  auart* J Gho,-;d;.vn 
f Ir.aiX'iil-on^i'b  Anr-sij:  für*  dbn  Eir.trift  li'.  dl«  I5'»ni:  bu  solchem, 
i»lo  <«:rkl?:rtön.  ^iloh  djïfav^.fir'srj  für  don  Fall,  dann  ^Icis 
r;4)i;ai  n^uta' p^^rabrilioh  haft«ndo  Gticel  lachafter  fir.den  :::ritar., 
nUt  üi:i«r  SHs’Shuri.^  das  Verab^j  auf  o5  aiï;varst;3r.dc!n,  f ''l}t  .' 
Cli*;4  Ara».nhl  der  p« r fil'd. ”.l  ich  haftond-ïr.  Gonal  ïncl  art.:'r  rjullt  .r 
al lonliUiiö  wloiior  untor  5 dann  .':nice  U's-'^r  diit  Kdhn  cca 

Vombö  (“5  ^ cdor  ,X'  ^ edar  «Ir,^;  n4'u  vnr- 

handsjtlb  wardaii.  Mit  dl'ïtor  1st  ßueh  U^rr  Dr'.O.  .'.F. 

ölnyej-ijtar.dÉtn,  DltSt  In  dc.4.  Abbeewen  veis  fi'.nai  1G:,5  t- 

i*o til»'  PaJfiM'luny,  iTfcn&ch  «'ito  dert  aufg^flVnrtsn  bitl  d:n’ 

ll:^r*cra;urss  clsa  Vcjr*abg,oi#lnnA  nicht  iKTUohölchti'jl;  w^Mvie'n,  vlrn 
durch  solch  ©ir^s  Kcura^ol unj^  d«&  Vorab j:cv; Inns  filcht  bo:’hhrt. 
ßfa  ison  'flti*J,'3J3hr /ruoh  in  solch  clrnna  Fall  unverar4c?rt  .fcrl- 
goltan. 


o)  Fdr  den  Fall,  noun  gaolcnotet  Koiüpl^r/iontJirc-  cd«;?!-  iG':iuiï>  tr.- 

dltlöton  gefunden  worden  senten,  sell  i;ur.Jlchat  v'-cj-auGht  wnr- 
don,  di«  Kapitalbeteiligung,  fUr  dlcbvï  j’.euan  Gonel.lncJ'afÄrter 
durch  Kauf  von  v-ol»»n4ur!Swi.ll  igan  Gcccl'Iscbartc-r.'i  dor  L-uru:.;:'* 
tHi-rclthuat^llon.  Sollt«  ^ich  hüin.  C-onolXoohaftcr  zmüi  Ver... auf 
boro  It  finden,  worden  clU  L'arrer.  ^r.M.Str.  ui'.d  Dr.3,v.F.  f;:tt 
.tni''en  Boteillsurxgan  aux“  Jc  K-  ur.d  die  Grupi-Vv;  11  iu-.f  bc  .'m 
he-rav)g.«hcn, 

Hlftrnaoh  vfürdc  H4örr  Dr,M.Gtr.  Jnag.isnr't  bin  su  '''>  % .ai:-,-;.'-’..::;-. 
Mftrr  :ir,B.v.F.  bis  su  :;,5  Wad  die  Gruppe  3.3.  bla  uu 
6,5  5^.  Herren  Sr.M.Str. , Dr.B.  v.F,  und  die  Cruppia  G.li. 
Sind  bei  der  Abfiab.«  ven  Antollvr:  Iru  VorUÜHnlö  I i 1 s P 
h.sra.nzu2leii«n,  fallü  sie  urttero Inander  .nieJits  .A;..5/clohGrdGS 
verajinonran. 


^ 


I 
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d)  Die  H'tjrrfjja  E.G,  und  K*Ci,  vtjralchlian.  bat  dsr  4urnai:?äa  n-ïtuer' 

Ceaellöchai’tïsr  li-aoh  Elff.c)  aujf  das  Ihrer  Gr-ppe  $ •!•■  Abs.l 

und  2 des  Oosellachaftsvertrai-xea  austchende  Veto -stecht.  Ferrex* 
Vorsichten  ale  auf  llrr  Votc-Hocht  In  dorA  Fdlle*'i,  ir.  denen  die 
Kapital  quote  des  nou  aufgenciniTSienen  Geaeila-chaf  tors  cdsio  ci.'.e 
V'irwHaaerung  der  Quote  der  Gruppe  S.H.  bereitgeatellt  ï/ïtrden 

keuin.  OiQ  Gruppe  l[,  wird  sich  also  cinerw  Aufna'niiiu bench  1 uns ^ dor 

e \ues 

die  Vorausaetaiingen'fder  betdon  voratchendon  Ctltso  orfdUt,  und 
die  2iust lieÄiii'4g  aller  übrigen  Gessllscluiftt^r  gefunden  hat,  nicht 
wlderGctscn.  - ■'■  ■ 

e)  Dio  Iharrun  li.O»  und  K,0*  erlclUrten  sich  dnrttoer  hinaus  bereit, 
bei  Bedarf  eine  Abgabe  von  y;alteran  5 KapitalEu'itailen  zu 
I«).ßton  ihrer  Quote,  damit  alac  eine  Reduaiorung  ihrï?r  Quote 

auf  15  'pt  v/ohlvfcllend  nu  prUfen,  falls  sioh  kein  anderer  abc,r»,b::-~ 
büroltcr  Gesollaohafter  finden  acllte,  Dloao  V/chl‘i>^o!*  linïserr.lKrur.i.-ï 
ist  diiÜÄ.lu  ttUBSulegran,  dea«  die  Gri.pp<2  H.  einer  Abgabe  welt-si'er 
Kapitalanteile  grundsSltzlloh  suat tornen  wird,  v^enu'i  die  Aufrr.C.fSü 
de«  ns'uen  Qeacl  1 schaf  terra  nach!  objektiven  4vaurii'.ur<.nlßch''‘r 

fUr  die  HihK  fpr»cß2ru  Vorteile  bringt,  ur.vi  gege:i 
ihn  ln  poraünl Ichor  und  sachliche, r lilnaicht  keine  ctichhal- 
tXgch  Einw.lndi)'  erhoben  Wi-rdon  Kdrinen. 

V)  SkJl  einer  Abgatic  von  Ahtoilon  nach  Ziffer  c)  und  o)  1st 
der  von  dowt  r.oucn  Gosel 2 schaf tcr  zu  zchler.do  Gegenwert  nach 
§ 10  Ziff.l  des  Gesell  Schafts  vertrage:«  zu  berechnen.  .C*er 
Ofj,ger.wsrt  ist  2ug  ura  Zug  ßogan  'hvertragung  doi*  Antöilc  in 
bar  zu  zahlen. 

' * 

g)  Mit  cinsjüiï  neu  oin,trot#>r.den  Gescllschaftor  ist  zun/ienst  'ein 
auf  5 befristeter  Vortrag  abzuscnl lessen,  sc  daas  die 

Geacllßch.af t die  Mtgllchkolt  hat,  sich  von  den  Oosellsci.Rfter 
s\i  trcribijn,  falls  er  l:y  Laufe  dor  5 Jalvre  dis  .ln  ihn  gos-stzier* 
bVwnrtungen  nicht  erfüllen  sollte,  Ir^  de-r»  Vortrav  ist  der 
nmvj)  Geaonschaftyr  zu  vei'pfli.ohtar;,  lc\  2''alla  ccines  Aussebei- 
denß  nach  Ablauf  der  FUrf-Jahres -Frißt  die  lim  Ubu.rtragea-yn 
Kapitalantolle  den  Ooaellüchaftorn,  von  donon  er  sly  erwor- 
ben hat,  zun  H'lckorvicrb  anzublcten,  wobei  fUr  den  Rllckl^aufs- 
kurs  flbonfalls  § 10  A'os.l  dos  Gosel lochaftsvertr.xgos 
lieh  «ein  soll. 


« n - 


I 


I 


- «i  ^ 


4,  Mo  Horrsn  K.O.  und  E«0*  Wert  darauf,  daaa  die  Gruppe 

S.H,  aaoh  f(lr  den  Fall,  dass  ihre  Kstpltalooteilifjung  unter 
2C  ^ sinken  sollte,  oin  Vetorecht  gegen  Sata;ur!,gsändorui:gen 
bohält.  Das  gilt  nlolit  für  cUa  Aufnahme  neuer  Geseilsohaftcr, 
für  dis  in  Ziffer  > ein®  besondere  l'iegQluiig  getroffen  worden  1st. 
Dia  Komplementäre  von  L hatten  für  den  Wunsch  Verständnis. 

Sie  baten,  Jpsdcch  darum,  eine  seitliche  Begrenzung  des  Veto- 
raohtes  '/orsusehon.  Die  Herren  E.O,  und  K.C.  werden  zu  dias^^r 
Fi'’aga  ziaoh  ihrer  Rückkehr  nach  New  York  noch  einmal  Stellung 
nehimon. 


5«  Die  Karren  H.O.  und  K.O.  werden  die  getroffouen  Veryliiönruiigon 
ncch  mit  Herrn  Dr, Stiefel  besprechen,  um  sich  gegen  C’/entuelle 
Risiken  rachtlloher  Art  absusichern.  Sollte  sich  eine  Klausel 
der  ln  dieser  Hotls  genannten  Verainbarungen  aus  Rechtsgründen 
nicht  realisieren  lassen,  dann  soll  ein®  der  nicht  realisisr»- 
baren  Vereinbarung  mbgllchat  ähnlich®  Rogalung  getroffsh  iverden. 

Sollte  es  sich  aufgrund  der  Besprechung  mit  Herrn  Stiefel  hor- 
ausïstellon,  dass  ln  den  g<$trpffontm  Vereinbarungen  schwerwie- 
gende Risiken  für  die  ilruppe  H.  enthalten  sind,  die  von  den 
Herren  E.G.  und  K.O,  während  dor  Gsspriiehe  nicht  erkannt  werden 
waren,  so  werden  dch  alle  Beteiligten  um  Nejuregoliuigen  bemühen, 
die  diesen  Hieiken  ln  angemessener  Form  Heclunung  tragen. 


.Rssen,  den  16, November  196T 


p 


I 


4300  den  23.  10.  1967 


yy^'  ! 


Lieber  Kurt  ! 

. 

Haben  Sie  herzlichen  Dank  für  Brief  und  Avis. 

Ich  freue  mich  besonders,  daß  Ihr  lebendes  Gewissen 
mitkommt.  Wir  werden  es  diesmal  zwar  hoffentlich 
nicht  zur  Harmonisierung  auf  Gesellschafterebene  be- 
nötigen. Dafür  können  wir  es  aber  100  %ig  zum  Schutz 
der  Grenzen  Ihres  Leistungsvermögens  einsetzen. 


Empfang  und  Abholung  mit  Ehrenjungfrauen 


wie  immer 


In  diesem  Sinne  herzliche  Grüße  an  alle  Beteiligte 


7. 


I 


19.  Oktober  I967 


Dp.  /Jur.  G.  Freiherr  von  Palkenhausen 
Beuikhaus  Burkhardt  & Co. 

Lindenallee  7-9 
Essen,  Deutschland 


Lieber  Gotthard. 

Verbindlichsten  Dank  fuer  Ihr  Schreiben  vom  3.  Oktober,  das  ich 
nach  meiner  Rueckkehr  von  Rio  de  Janeiro  und  Buenos  Aires  vor- 
fand. Werner  hatte  uns  kurz,  wie  Sie  schreiben,  ueber  die  Ergeb- 
nisse der  Unterhaltung  mit  K.  berichtet  und  Ihr  ausfuehrlicher 
Bericht  hat  uns  sehr  interessiert. 

Wie  im  Januar  Pinck,  Bernhard  und  Werner  hier  waren,  waren  sich 
alle  Beteiligten  darueber  einig,  dass  wenn  ein  Umtauschverhaelt- 
nls  von  2 : 1 nicht  zu  erzielen  waere,  man  die  Verhandlungen  ab- 
brechen sollte  und  der  Satz  in  dem  Memorandum,  den  wir  ueber  diese 
Unterhaltung  wegen  des  Umtauschverhaeltnisses  gemacht  haben,  drueck- 
te  nicht  nur  unsere  Ansicht  aus,  sondern  auch  die  der  Essener 
Herren.  Als  ich  im  Mai  ln  Essen  war  und  dieses  Thema  neuerdings 
besprochen  wuy^e,  wurde  mir  mitgeteilt,  dass  eventuell  ein  kleiner 
Zuschuss  von  der  L.  Seite  zu  machen  sei,  um  das  Umtauschverhaeltnis 
von  2 : 1 zu  erreichen.  Darueber  hinaus  waren  alle  Beteiligten 
einig,  sollte  man  auf  keinen  Pall  gehen.  Auch  hiermit  waren  wir 
einverstanden.  Darueber  hinaus  habe  ich  das  Gefuehl,  auch  besonders 
nach  den  damaligen  Unterhaltungen  mit  den  Essener  Herren,  sollte 
man  in  keinem  Palle  gehen  und  wir  waren  uns  damals  alle  einig,  dass 
wenn  der  Weg  mit  K.  im  Verhaeltnls  von  2 : 1 nicht  geht,  man  allein 
neue  Wege  gehen  muesste  und  mit  eigenen  Kraeften  die  Probleme  loe- 
sen  sollte.  Ich  muss  sagen,  ln  dieser  Hinsicht  haben  wir  unsere 
Ansicht  auch  nicht  geaendert . Trotzdem  haben  Erich  und  ich  uns  ent- 
schlossen um  den  10.  November  herum  fuer  ein  paar  Tage  nach  Essen 
zu  kommen,  um  die  Probleme  noch  mit  Ihnen  allen  zu  beraten. 

Sued-Amerlka  war  sehr  Interessant  und  lehrreich. 

Mit  herzlichen  Gruessen 


Ihr 


K:  H:  G; 


DR.  JUR.  G.  FREIHERR  VON  FALKENHAUSEN 


BURKHARDT  & CO. 

ESSEN,  LINDENALLEE  7/9 
DRAHTWORT:  BURKBANK 
FERNSCHREIBER:  0357350 
FERNSPRECHER:  21401  ■-Ï' 
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ESSEN, DEN  3. Oktober  1967 


Lieber  Kurt! 


V/le  Ihnen  Werner  Kehl  bereits  in  grossen  Zügen  mündlich  berich- 
ten konnte,  hat  uns  die  Gruppe  K nunmehr  ein  neues  Pusionsange- 
bot  gemacht:  Es  wird  uns  ein  Umtauschverhältnis  von  3 : 1 vor- 
geschlagen, zuzüglich  einer  Barabfindung  für  die  das  Verhältnis 
3 : 1 übersteigende  Substanz  bei  L. 

Grundlage  für  das  Umtauschangebot  1st  der  sogenannte  Ponds  de 
Com.merce,  d.h.  das  Geschäftsvolumen  der  beiden  Häuser,  bei  des- 
sen Vergleich  sich  ein  Verhältnis  von  3 : 1 'tatsächlich  recht- 
fertigen  Hesse. 

Bei  einem  Umtausch  auf  der  Basis  des  Substanz-  und  Ertragswertes 
vjürden  wir  besser  dastehen.  Deswegen  sind  ja  auch  die  Herren  von 
K,  die  immer  wieder  betonen,  dass  sie  sich  nichts  schenken  las- 
sen wollen,  bereit,  die  übersteigende  Substanz  abzugelten.  Wie 
Sie  wissen,  hat  Herr  Dr.Ka.  im  Sommer  die  Substanzwerte  der  bei- 
denHäuser  verglichen.  Diese  Expertise,  die  natürlich  auf 
Schätzungen  beruht,  ist  für  L.  recht  günstig  ausgefallen.  Auch 
v/cnn  man  einige  Positionen  bereinigt  und  Abstriche  vornimmt, 
dürfte  die  Substanz  bei  K nur  etwa  doppelt  soviel  wert  sein  wie 
bei  L.  Um  die  Substanzwerte  auf  ein  Verhältnis  von  3 : 1 zu 
bringen,  könnte  demnach  das  Kapital  von  L um  I/3  herabgesetzt 
und  der  frei  werdende  Betrag  an  die  Gesellschafter  verteilt 
wt3rden. 


Wie  Sie  sich  denken  können,  hat  uns  das  Angebot  von  K zunächst 
sehr  überrascht.  Schliesslich  war  in  Hohenaschau  vereinbart 
worden,  dass  als  Richtgrössen  die  Substanz-  und  Ertragswerte 
der  beiden  Gesellschaften  genommen  werden  sollten.  An  und  für 
sich  1st  eine  Fusion  auf  der  Basis  des  Ponds  de  Commerce,  ver- 
bunden mit _ einer  Abfindung  für  die  überzählige  Substanz,  durch- 
aus diskutierbar.  Was  uns  jedoch  störte,  war,  dass  dieses  Ange- 
bot erst  so  spät  gekommen  ist,  d.h.  erst  dann,  als 'erwiesen 
war,  dass  ein  Umtauschverhältnis  auf  anderer  Grundlage  zu  Gun- 
sten von  L sprechen  würde.  Wenn  man  bei  K den  Fonds  de  Commerce 
tLitsächlich  als  unabdingbare  Grundlage  für  eine  Fusion  betrach- 
tet hat,  dann  hätte  das  eigentlich  schon  in  Hohenaschau  zur 
Sprache  kommen  müssen.  Zur  Entlastung  von  K kann  man  nur  sagen, 
dass  die  drei  Herren  in  Hohenaschau  schlecht  vorbereitet  waren. 
Wie  sich  im  Verlauf  der  Unterredung  immer  wieder  herausstellte, 
Platten  sie  sich  mit  demi  notwendigen  Zahlenwerk  nur  überschlägig 
beschäftigt . 
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Intentionai  Second  Exposure 
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ESSEN, DEN  ^-Oktober  I967 


Lieber  Kurt! 


Wie  Ihnen  Werner  Kehl ^bereits  in  grossen  Zügen  mündlich  berich- 
ten konnte,  hat  uns  die  Gruppe  K nunmehr  ein  neues  Fusionsange- 
bot gemacht:  Es  wird  uns  ein  Umtauschverhältnis  von  3 : 1 vor- 
geschlagen, zuzüglich  einer  Barabfindung  für  die  das  Verhältnis 
b : 1 übersteigende  Substanz  bei  L. 

Grundlage  für  das  Umtauschangebot  ist  der  sogenannte  Ponds  de 
Commerce,  d.h.  das  Geschäftsvolumen  der  beiden  Häuser,  bei  des- 
sen Vergleich  sich  ein  Verhältnis  von  b ï 1 tatsächlich  recht- 
fertigen  Hesse. 

Bei  einem  Umtausch  auf  der  Basis  des  Substanz-  und  Ertragswertes 
würden  wir  besser  dastehen.  Deswegen  sind  ja  auch  die  Herren  von 
K,  die  immer  wieder  betonen,  dass  sie  sich  nichts  schenken  las- 
sen wollen,  bereit,  die  übersteigende  Substanz  abzugelten.  Wie 
Sie  wissen,  hat  Herr  Dr.Ka.  im  Sommer  die  Substanzwerte  der  bei- 
den Häuser  verglichen.  Diese  Expertise,  die  natürlich  auf 
Schätzungen  beruht,  ist  für  L.  recht  günstig  ausgefallen.  Auch 
v/enn  man  einige  Positionen  bereinigt  und  Abstriche  vornimmt, 
dürfte  die  Substanz  bei  K nur  etwa  doppelt  soviel  wert  sein  wie 
bei  L.  Um  die  Substanzwerte  auf  ein  Verhältnis  von  b : 1 zu 
bringen,  könnte  demnach  das  Kapital  von  L um  l/b  herabgesetzt 
und  der  frei  werdende  Betrag  an  die  Gesellschafter  verteilt 
werden. 

Wie  Sie  sich  denken  können,  hat  uns  das  Angebot  von  K zunächst 
sehr  überrascht.  Schliesslich  war  in  Hohenaschau  vereinbart 
worden,  dass  als  Richtgrössen  die  Substanz-  und  Ertragswerte 
der  beiden  Gesellschaften  genommen  werden  sollten.  An  und  für 
sich  ist  eine  Fusion  auf  der  Basis  des  Fonds  de  Commerce,  ver- 
bunden mit  einer  Abfindung  für  die  überzählige  Substanz,  durch- 
aus diskutierbar.  Was  uns  jedoch  störte,  war,  dass  dieses  Ange- 
bot erst  so  spät  gekommen  ist,  d.h.  erst  dann,  als ‘erwiesen 
war,  dass  ein  Umtauschverhältnis  auf  anderer  Grundlage  zu  Gun- 
sten von  L sprechen  würde.  Wenn  man  bei  K den  Ponds  de  Commerce 
tatsächlich  als  unabdingbare  Grundlage  für  eine  Fusion  betrach- 
tet hat,  dann  hätte  das  eigentlich  schon  in  Hohenaschau  zur 
Sprache  kommen  müssen.  Zur  Entlastung  von  K kann  man  nur  sagen, 
dass  die  drei  Herren  in  Hohenaschau  schlecht  vorbereitet  waren. 
Wie  sich  im  Verlauf  der  Unterredung  immer  wieder  herausstellte, 
hatten  sie  sich  mit  dem  notwendigen  Zahlenwerk  nur  überschlägig 
beschäftigt . 
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2.  BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM  3.10.1967  AN  Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 


Unsere  Reaktion  auf  das  Angebot  von  K war  daher  zunächst  negativ. 
Wenn  wir  Essener  Gesellschafter  es  trotzdem  für  richtig  halten, 
dieses  Angebot  mit  Ihnen  zu  diskutieren,  dann  deshalb,  weil  es, 
rein  wirtschaftlich  gesehen,  durchaus  Vorteile  für  die  L-Gesell- 
schafter  bietet.  Als  dem  Senior  der  Essener  Gesellschafter ^.fällt 
mir  die  Aufgabe  zu.  Ihnen  das  Angebot  von  K "sine  ira  et  studio" 
zu  erläutern.  Ich  möchte  dazu  folgendes  sagen: 

Die  Herren  von  K sind  anscheinend  bereit,  sich  eine  Fusion, im 
Verhältnis  von  3 - 1 etwas  kosten  zu  lassen.  Wer  bei  L als  Gesell- 
schafter ausscheiden  möchte,  kann  also  mit  einem  günstigen  Abfin- 
dungskurs rechnen.  Zudem  hätten,  wenn  Gesellschafter  mit  einem 
Drittel  des  Kapitals  ausscheiden,  die  übrigen  Gesellschafter  in 
der  neuen  Gesellschaft  die  gleiche  Quote,  wie  bei  einer  Fusion  . 
im  Verhältnis  von  2 : 1 ohne  Kapitalherabsetzung. 

Der  wesentliche  Vorteil  eines  Zusammengehens  mit  K liegt  für  die 
L-Gesellschaf ter  darin,  dass  ihnen  dann  erhebliche  Investitionen 
in  personeller  und  sachlicher  Hinsicht  erspart  bleiben  würden,  die 
sonst  mit  Sicherheit  auf  sie  zukämen.  Ohne  derartige  Investitionen 
könnte  L auf  die  Dauer  nicht  international  konkurrenzfähig  bleiben. 
Aber  selbst  wenn  diese  Investitionen  einen  optimalen  Nutzen  brin- 
gen sollten,  wäre  es  eine  Illusion  zu  glauben,  dass  L auf  die  Dauer 
allein  bleiben  kann.  Wie  Sie  wissen,  hat  der  Konzentrationsprozess 
im  Bankgewerbe  erst  angefangen.  Auch  eine  Kombination  von  K und  L 
würde  nicht  der  Weisheit  letzter  Schluss  sein.  Vielmehr  ist  anzu- 
nehmen, dass  eine  Gesellschaft  K & L nach  einer  Reihe  von  Jahren 
in  einer  noch  grösseren  Gruppe  auf gehen  wird. 

Solche  Investitionen,  die  uns  also  nicht  vor  weiteren  Fusions- 
gesprächen bewahren,  sondern  bestenfalls  unsere  Verhandlungsbasis 
für  spätere  Fusionsgespräche  verbessern  könnten,  würden  bei  einemi 
Zusammengehen  mit  K nicht  mehr  notwendig  sein.  K hat  in  den  ver- 
gangenen Jahren  einen  Apparat  aufgebaut,  der  der  Gesellschaft 
auch  die  Bewältigung  neuer  Aufgaben  ohne  organisatorische  Eng- 
pässe ermöglicht.  Für  den  Aufbau  dieses  Apparates  hat  K in  der 
Vergangenheit  erhebliche  Summen  aufwenden  müssen.  Diese  Investi- 
tionen, die  die  Ertragskraft  von  K erheblich  gesteigert  haben, 
würden  den  Gesellschaftern  von  L zugutekommen. 

Ein  Scheitern  der  Verhandlungen  mit  K hätte  wahrscheinlich  für 
alle  L-Gesellschafter  eine  Verringerung  ihrer  gegenwärtigen  Rendite 
zur  Folge.  Eine  Fusion  auf  der  Grundlage  des  letzten  Angebots  von 
K würde  den  Gesellschaftern  solch  eine  Einbuße  ersparen.  Wer  aus- 
scheiden will,  erhielte  einen  günstigen  Abfindungskurs.  Wer  in 
der  Gesellschaft  bleiben  will,  profitiert  von  den  bereits  von  K 
vorgenommenen  Investitionen  und  steht,  unter  der  Voraussetzung, 
dass  Gesellschafter  mit  einem  Drittel  des  L-Kapitals  ausscheiden, 
zudem  noch  so  da,  als  ob  die  Fusion  imi  Verhältnis  2:1  zustande 
gekommen  wäre . 

Zum  Abschluss  müssen  wir  noch  ein  anderes  Prpblem  anschneiden, 
das  uns  in  den  letzten  Wochen  und  Monaten  sehr  beschäftigt  hat. 
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3.  BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM  3.10.1967  AN  Herrn  Kurt  H.Grunebaurn,  New  York 


Sie  hatten  schon  während  der  Gespräche  in  New  York"  den  Wunsch 
geaussert,  Ihre  Beteiligung  an  der  neuen  Gesellschaft  aus  steuer- 
lichen Gründen  auf  mindestens  10  ^ zu  halten.  Für  diesen  Wunsch 
dessen  wirtschaftliche  Berechtigung  uns  einleuchtet,  haben  wir 
uns  in  den  Verhandlungen  mit  K auch  immer  wieder  nachdrücklich 
eingesetzt.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  dass  es  ang'esichts 
der  anhaltenden  Tendenz  zur  Konzentration  im  Bankgewerbe  kaum 
möglich  sein  wird.  Ihnen  auf  die  Dauer  eine  lO^ige  Beteiligung 
zu  erhalten.  Bei  einer  Fusion  mit  K im  Verhältnis  von  2 r 1 wäre 
das  im  Anfang  möglich  gewesen.  Aber  schon  bei  der  Aufnahme  neuer 
Gesellschafter  wurden  sich  dann  für  Sie,  und  auch  für  uns,  ernst- 
hafte Probleme  ergeben.  Bernhard  hat  mit  Ernst  Stiefel  die 
Steuerfrage  geprüft.  Eine  Möglichkeit,  Ihnen  für  den  Fall,  dass 
Ihre  Beteiligung  unter  10  fo  sinken  sollte,  die  Steuer  zu  ersparen, 
haben _sie  bisher  noch  nicht  gefunden.  Solch  ein  Absinken  wird' 
sich  jedoch  auf  die  Dauer,  auch  bei  allem  guten  Willen  der  betei- 
ligten  Gesellschafter,  kaum  vermeiden  lassen. 

Diese  pwägungen  sind  natürlich  nicht  auf  eine  Fusion  K und  L be- 
schrankt. Die  _ gleichen  Probleme  würden  sich  vielmehr  mit  gleicher 
Intensxtat  bei  jeder  anderen  Fusion  ergeben,  wenn  wir  uns  auf  einer 
international  konkurrenzfähigen  Grösse  halten  wollen.  Unsere 
freunde  von  Suez  haben  uns  wiederholt  nahegelegt,  nach  geeigneten 
Fusionspartnern  Ausschau  zu  halten.  Bei  seinem  letzten  Besuch  in 
Paris  wurde  Finck  deutlich  zu  verstehen  gegeben,  dass  man  von  uns 
in  dieser  Hinsicht  nunmehr  konkrete  Vorschläge  erwarte.  Suez 
selbsc  ist  in  Richtung  Konzentration  schon  sehr  weit  gegangen. 

Wie  wir  die  Notwendigkeit,  grösser  zu  werden,  mit  Ihrem  Wunsch 
nach  einer  lO^igen^ Quote  auf  die  Dauer  vereinbaren  sollen,  wis- 
sen wir  zur  Zeit  nicht.  Wir  werden  weiter  nach  einer  angemesse- 
nen Losung  suchen. 

Was  das  weitere  Procedere  mit  K angeht,  so  wollen  wir  über  Details 
nicht  mehr  verhandeln.  Sollten  sich  L-Gese,llschaf ter.  mit  einem 
Drittel  des  Gesellschaf tskapitals  zum  Ausscheiden  a.us  der  Gesell- 
schaft bereit  finden,  dann  würden  wir  K auf  der  Basis  "take  it 
or  leave  it  ein  festes  Angebot,  d.h.  Umtauschverhältnis  3 : 1 
+ Zuzahlung  eines  Betrages  X,  machen,  Voraussetzung  hierfür  wäre 
natürlich  Ihr  grundsätzliches  Einverständnis  zu  solch  einem 
Taktieren. 

Sagen  Sie  uns  doch  bitte  ganz  offen,  wie  Sie  zu  dem  Angebot  von 
K stehen.  Zu  weiteren  Erläuterungen  und  Auskünften  sind  wir 
selbstverständlich  gern  bereit.  i 

Mit  vielen  Grüssen,  denen  sich  die  anderen  Essener  Gesellschaf- 
ter anschliessen,  bin  ich 


fl  i*'  / A ^ 

u.  i 


Ihr 


4300  %iAeny,  den  2.  10.  1967 

A/ 4^77  . 


Lieber  Kurt  ! 

Da  wir  lange  nichts  mehr  voneinander  gehört  haben,  möchte 
ich  Ihnen  kurz  wenigstens  ein  Lebenszeichen  geben. 

Bernhard  hat  einen  Brief  in  Vorbereitung,  der  Ihnen  die  Wendung, 
die  das  Gespräch  mit  "K"  genommen  hat,  noch  einmal  im  einzelnen 
darstellen  soll.  In  den  vorhergegangenen  Wochen  glaubte  ich  mich 
in  Übereinstimmung  mit  der  anderen  Seite  , und  deshalb  hat  mich 
die  Haltung,  die  hinter  dem  letzten  Vorschlag  steht,  mehr  als 
überrascht.  Mit  dieser  sophistischen  Wendung  jedenfalls  habe  ich 
nicht  gerechnet. 

Von  der  Sache  her  bin  ich  nach  wie  vor  überzeugt,  daß  ein  Zusammen- 
gehen der  beiden  Häuser  die  vernünftigste  Lösung  wäre.  Ich  kann 
und  will  mich  aber  nicht  zum  Bannerträger  der  neuen  Vorschläge 
machen  und  glaube,  daß  man  das  Gespräch  nur  dann  fortsetzen  sollte, 
wenn  der  eine  oder  andere  Gesellschafter  von  sich  aus  die  Gelegen- 
heit benützen  möchte,  um  zu  einem  günstigen  Kurs  seine  Beteiligung 
zu  realisieren  oder  wenn  die  Voraussetzungen  für  die  einzig  mögliche 
Alternative  nicht  zu  schaffen  wäre.  Die  einzige  Alternative,  die  ich 
im  Augenblick  für  möglich  halte,  ist  die  Aufwertung  aus  eigener 
Kraft,  die  grundlegende  personelle  , organisatorische  und  im  gewissen 
Umfange  auch  rechtliche  Veränderungen  voraussetzt. 

Da  Strucki  und  Kehl  noch  in  Urlaub  sind  und  Vater  Falkenhausen 
nach  ihrer  Abreise  zurück  kam,  werden  wir  uns  erst  am  Anfang 
der  kommenden  Woche  noch  einmal  gemeinsam  unterhalten  können. 

Inzwischen  hatten  wir  große  Sorgen  mit  meiner  Mutter,  die  einen 
Schlaganfall  bekam;  und  mit  meiner  Schwester,  die  mit  einem  durch- 
gebrochenen Magengeschwür  zusammenbrach.  Nun  liegen  beide  hier 
in  Essen  in  der  Klinik.  Der  Zustand  hat  sich  bei  beiden  gebessert, 
aber  die  Sorgen  sind  dennoch  geblieben. 

Nach  dem  Motto  "Keine  Nachricht,  gute  Nachricht"  hoffe  ich,  daß 
es  Ihnen  selbst  gut  geht.  Jedenfalls  möchte  ich  Ihnen  dies  herzlich 
wünschen.  Bitte,  grüßen  Sie  zu  Hause  und  seien  Sie  selbst  herzlichst 
gegrüßt  , 


Mm4  A.lii.  . . 
(OAi.JX 


GESCHÄFTSINHABER 


43  ESSEN,  den  5»September  1967 


Lindenallee  7-9 


Lieber  Kurt ! 


Mit  diesem  Brief,  den  Ihnen  Werner  Kehl  bei  seiner  Ankunft  in 
New  York  übergeben  wird,  möchten  wir  Ihnen  noch  einmal  unsere 
Ideen  Uber  die  Stellung  Ihrer  Gruppe  in  der  neuen  Gesellschaft 
K,  L & Co.  unterbreiten.  Werner  wird  sicherlich  die  Möglichkeit 
haben,  unsere  Vorschläge  während  seines  Aufenthaltes  in  New 
York  mit  Ihnen  und  Erich  zu  besprechen. 

Ausgangspunkt  unserer  Überlegungen  ist  Ihre  Aktennotiz  vom 
27. Januar  I967,  die  Sie  im  Anschluss  an  unsere  ersten  Fusions - 
gespräche  in _New  York  verfasst  haben.  Ihre  Gruppe  hat  in  dieser 
Notiz  Ihre  Wünsche  ln  zehn  Punkten  niedergelegt.  Über  die  ein- 
zelnen Punkte  sind  in  der  Folgezeit  sowohl  mit  den  Herren  von 
K 3-ls  auch  mit  Ihrer  Gruppe  sehr  eingehende  Verhandlungen 
gef ührt  worden . Wir  haben  uns  bereits  Uber  eine  ganze  Reihe 
wesentlicher  Punkte  einigen  können,  nämlich  über  die  Punkte  2 
(Umtauschverhältnis  möglichst  2 ; 1),  5 (Vetorecht  Ihrer  Gruppe), 

4 (Zwangsausschluss  von  Gesellschaftern),  8 (Übernahme  des  soge- 
nannten Hirschland-Vertrages  durch  die  neue  Gesellschaft  K,  L 
& Co.)  und  9(KUndigungsrecht  der  Erben  eines  verstorbenen  Gesell- 
schafters Ihres  Stammes).  Auch  Uber  den  letzten  Absatz  von  Ziffer 
1 (Vertretung  Ihrer  Gruppe  im  Verwaltungsrat  und  im  Kreditausschuß 
der  neuen  Gesellschaft  K,  L & Co.)  sind  wir  zu  einer  allseits  ak- 
zeptablen Regelung  gekommen.  Wir  dürfen  insoweit  auf  unser  Schrei- 
ben an  Sie  vom  11. April  ds.Js.  sowie  auf  unsere  Besprechungen  in 
Essen  anlässlich  Ihres  Besuches  im  Mai  verweisen. 

Noch  offen  sind  die  Punkte  7 (Gewinnverteilung),  5,  6 und  10 
(Kapitalbeteiligung  Ihrer  Gruppe  an  der  neuen  Gesellschaft) 
sowie  Ihre  in  Ziffer  1 geäusserten  finanziellen  SonderwUnsche . 

Was  die  Gewinnverteilung  (Ziffer  7)  angeht,  so  können  wir  Ihnen 
zur  Zelt  keine  konkreten  Vorschläge  machen.  Herr  N.  von  K hat 
jedoch  Finck  gesagt,  dass  sich  die  Partner  .von  K,  nachdem  Herr 
Dr.Z.  Anfang  dieser  Woche  aus  seinem  Urlaub  zurückgekehrt  ist, 
ln  allernächster  Zeit  zusammensetzen  werden,  um  uns  in  Sachen 
Gewinnverteilung  einen  neuen  Vorschlag  zu  machen. 

Was  die  Höhe  der  Beteiligung  Ihrer  Gruppe  an  der  npuen  Gesell- 
schaft K,  L & Co.  anbetrifft,  so  haben  wir  für  Ihren  Wunsch, 

Ihren  Anteil  wegen  der  amerikanischen  Zinsausgleichssteuer  auf 
10  % des  Gesellschaftskapitals  zu  halten,  volles  Verständnis. 

Das  gleiche  gilt  auch  von  den  Herren  von  K.  Wir  haben  Ihnen  daher 
in  New  York  zugesagt,  dafür  zu  sorgen,  dass  Ihre  Gruppe  nach 
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®‘-ATT  ZUM  SCHREtBEN  VOM 


5.9.1967 


Herrn  Kurt  H.Grunebaum 


vollzogener  Fusion  an  der  neuen  Gesellschaft  mit  10  % beteiligt 
ist.  Wie  die  für  eine  Aufrundung  Ihrer  Beteiligung  auf  10  % 
otwendigen  Anteile  aufgebracht  werden,  steht  noch  nicht  fest. 

L-Gesellschaftern  kein  verkaufsbereiter 
Gesellschafter  finden,  dann  müssen  eben  alle  Gesellschafter 
ausser  Ihrer  Gruppe,  pro  rata  herangezogen  werden.  ^ ' 

In  unseren  Gesprächen  mit  den  Herren  von  K bestand  volle  Einig- 

versucht  werden  sollte,  Ihrer  Gruppe  auch  bei 
spateren  Kapital Veränderungen  eine  Beteiligung  von  10  % zu  sichern. 

abSelehnt^^Rpi^-J^^-^^^^^J“?  geben,  haben  die  Herren  von  K jedoch 
abgelehnt.  Bei  Kapitalerhohungen  aus  Gewinnen  wird  Ihre  Gruppe 

Recht  haben,  an  dieser  Erhöhung  pro  rata 
teilzunehmen.  Schwierigkeiten  könnten  jedoch,  was  wir  Ihnen  offen 
sagen  mussen,  _bei  der  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  elntreten. 
Theoretisch  ware  hier  die  Möglichkeit  denkbar,  dass  Ihre  Gruppe 

tn  Kapitalerhöhung  in  dem  Umfang  mitmacht, 

^ es  erforderlich  ist,  um  ihr  auch  an  dem  erhöhten  Kapital 
eine  Beteiligung  von  10  % zu  sichern.  Die  Herren  von  K haben  hier- 
gegen indessen  Bedenken  geäussert.  Sie  glauben  nicht,  dass  ihre 

Regelung,  die  Ihre  Gruppe  bei  Kapitalerhöhun- 
zustimmen  werden.  Mehr  als  eine  Wohlwollens- 
erklarung  der  Herren  von  K wird  sich  daher  zu  diesem  Punkt  nicht 
erreichen  lassen. 

Immerhin  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Aufnahme  eines  neuen 
Gesellschafters  eine  Satzungsänderung  darstellt.  Über  Satzungs- 
an  erungen  entscheidet  die  Gruppe  L jedoch  nach  dem  vorgesehenen 
oolvertrag  en  bloc.  Gegen  den  Widerstand  einer  Kapitalmehrheit 

der  Gruppe  L lässt  sich  die  Aufnahme  eines  neuen  Gesell- 
schafters nicht  durchsetzen.  Da  wir  einer  unfairen  Behandlung 
rer  Gruppe  im  Zusammenhang  mit  der  Aufnahme  eines  neuen  Gesell- 
schafters niemals  zustlmrren  werden,  1st  es  also  möglich,  durch 
gemeinsame  Abstimmung  eine  Verwässerung  Ihrer  Quote  zu  verhindern. 

Was  Ihre  Abfindungsansprüche  angeht,  so  haben  die  Herren  von  K 
bereits  einen  5-jährigen  Beratungsvertrag  mit  einem  jährlichen 
Beratungshonorar  von  DM  72.000,-  konzediert.  Darüber  hinaus 
werden  wir  uns  bei  unseren  Gesellschaftern  dafür  einsetzen,  dass 
Ihnen  der  Stamm  L eine  zusätzliche  Zahlung  von  DM  100.000  - 
zahlbar  in  5 Jahresraten  ä DM  20.000,-,  leistet.  Während  der 
Beratungsvertrag  zu  Lasten  der  neuen  Gesellschaft  K,  L & Co.  gehen 
wurde,  müsste  für  die  Zusatzzahlung  von  DM  100.000,-  in  der  Bilanz 
entsprechende  Rückstellung  gebildet  werden.  Angesichts 
der  Tatsache,  dass  Ihre  Gruppe  als  grösster  Gesellschafter  von 
der  Fusion  am  meisten  profitieren  wird,  halten  wir  dieses  Angebot 
für  angemessen.  Eine  höhere  Abfindungssumme  wäre  auch  bei  unseren 
Kommanditisten,  Insbesondere  den  Herren  von  Suez  und  den  Treu- 
gebern von  Herrn  Dr.K.,  kaum  durchzusetzen. 

Wir  möchten  Sie  bitten,  unsere  Vorschläge  gemeinsam  mit  Erich  zu 
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Ihnen  gern  mit  zusätzlichen  Auskünften, 
lalls  Sie  solche  benötigen  sollten,  zur  Verfügung  stehen.  < 

daran  gelegen  ist,  alle  noch 

offen  gebliebenen  Verhandlungspunkte  mit  Ihrer  Gruppe  baldmög- 

klaren.  Auf  keinen  Pall  dürfen  die  Pusionsverhandlungen 
mit  K in  einem  vorgerückten  Stadium  an  dem  Widerspruch  Ihrer 
Gruppe  scheitern. 

Wir  hoffen  daher  sehr,  dass  Werner  Kehl  mit  Ihrem  zustim- 
menden Bescheid  nach  Essen  zurückkommt. 

Wir  grüssen  Sie 


freundschaft liehst 

(Burkhardt  & Co.,  Dr .Meyer-Struckmann) 


19.  April  1967 


Herrn 

Dr.  Fritz  Meyer- St ruckmann 
Bukrhardt  & Co. 

Essen 

tiindenallee  7-9 


Lieber  Fritz. 


Ich  bestaetige  den  Empfang  Deines  Schreibens  vom  11.  April 
dessen  Inhalt  wir  Ja  am  Wochenende  vom  6.-7.  Mai  mehr  be-  ^ 
sprechen  werden.  Es  laesst  sich  dazu  eine  gajize  Menge  sagen 
aber  ich  glaube  es  ist  leichter  muendlich.  Nur  zwei  Punkte 
moechte  ich  hervorheben: 


einen  Zwischenbescheid  bekommen  und  wenn  ich 
nicht  Erich  die  Adresse  von  Finckenstein  mitgeteilt  haette 
und  Herr  Finckenstein  netterweise  dann  Erich  besucht  haette, 
imgefaehr  3 - ^ Wochen  nach  dem  Ereignis,  waeren  wir  bis 
heute  ueber  die  Unterhaltungen  in  Hohenaschau  vollstaendig 
y^^£^^ormiert . Wenn  ich  dabei  an  die  Affaire  Suez  denke,  wo 
ich  ordnungsgemaess  hier  immer  noch  dementiert  habe,  waeh- 
rend  Ihr  es  bereits  veroeffentlicht  hattet,  ohne  uns  dieses 
mitzuteilen,  so  hat  mir  Euer  Schwelgen  auch  etwas  ’*die 
Sprache  verschlagen  . 


2. 


Ich  glaube  wir  sollte^, trotz 
Ja  im  Leben  immer  auf treten, 
fuege  mich  natuerlich  Deinem 


Meinungsverschiedenheiten,  die 
beim  "Du"  bleiben,  aber  ich 
Votum . 


Nichtsdestoweniger  bin  ich 


mit  herzlichen  Gruessen 


Dein 


GESCHÄFTSINHABER 


Lieber  Kurt ! 


Seit  dem  letzten  Gespräch  in  Harrison  und  New  York  sind 
nunmehr  sechs  Wochen  vergangen.  Wenn  Sie  bisher  nach  dem 
Zwischenbescheid  von  Herrn  Dr.G.v.P.  noch  keine  weitere  Nach- 
richt von  uns  erhalten  haben,  so  hat  es  nicht  nur  daran  gele- 
gen, dass  uns  die  Bedingungen,  die  Sie  Bernhard  als  Preis  für 
Ihre  Zustimmung  zu  der  Kom.bination  K & L genannt  haben,  etx'jas 
die  Sprache  verschlagen  haben.  Wir  wollten  mit  unserer  Stellung- 
nahme zu  Ihren  Forderungen  vielmehr  warten,  bis  wir  Ihnen  einen 
konkreten  Pusionsvorschlag  unterbreiten  konnten.  So  weit  sind 
wir  leider  immer  noch  nicht.  Dem  Gedankenaustausch  in  Hohenaschau 
sind  zwar  noch  eine  Reihe  Einzelgespräche  zwischen  Partnern  der 
Firmen  K und  L gefolgt.  Diese  Gespräche  haben  jedoch  bisher  ledig- 
lich die  Erkenntnis  gebracht,  dass  die  Verhandlungsf Uhrung  der 
Herren  von  K sehr  viel  härter  geworden  ist,  als  sie  es  während 
der  letzten  Fusionsgespräche  vor  etwa  drei  Jahren  war. 

Damals  wäre  ein  Umtauschverhältnis  von  2 : 1 ohne  Schwierigkeiten 
realisierbar  gewesen.  Wahrscheinlich  hätte  der  Stamm  K Ihren  Wün- 
schen gegenüber  auch  ein  weitgehendes  Entgegenkommen  gezeigt. 
Damals  ist  die  Fusion  jedoch  an  Ihrem  Veto  gescheitert.  Inzwischen 
hat  sich  die  Einstellung  der  Herren  von  K gewandelt,  wie  die 
beigefügte  Aktennotiz  erkennen  lässt.  Der  Inhalt  der  Notiz 
spricht  für  sich  selbst. 

Die  Verschlechterung  unserer  Verhandlungsposition  ist  aber  nicht 
nur  auf  die  unterschiedliche  wirtschaftliche  Entwicklung  der  bei- 
den Häuser  K und  L zurückzuführen.  Unsere  Position  ist  darüber 
hinaus  auch  durch  Ihre  finanziellen  Sonderwünsche  belastet  wor- 
den. Diese  Wünsche,  d.h.  die  Verlängerung  des  Beratungsvertrages 
auf  mindestens  12  Jahre  mit  einem  Jahreshonorar  von  DM  172.000,-, 
hatten  wir  auf  Ihren  ausdrücklichen  Wunsch  hin  in  Hohenaschau 
zur  Sprache  gebracht.  Sie  sind  von  der  Gegenseite  rundweg  abge- 
lehnt worden.  Die  Herren  von  K waren  geradezu  erstaunt  darüber, 
dass  wir  derartige,  in  ihren  Augen  völlig  abwegige,  Forderungen 
überhaupt  vor trugen. 

Der  Gesprächsfaden  mit  K ist  zwar  noch  nicht^^abgerissen.  Es 
besteht  sogar  die  - allerdings  entfernte  - Möglichkeit,  die 
Fusion  im  Verhältnis  2 : 1 (ein  Umtauschverhältnis,  das  auch 
wir  für  unabdingbar  halten)  doch  noch  durchzusetzen.  Voraus- 
setzung solch  einer  Lösung  ist  jedoch,  dass  Ihre  Gruppe  ihre 
Forderungen  auf  das  wirtschaftlich  vertretbare  Maß  zurUcksteckt . 


4 3 ESSEN, 
Lindenallee  7*9 


den  11. April  19^7 


Qßa'?i4Aaia  (& 


2.  BLATT  ZUM  SCHBeiB6N  VOM 


11. April  1967 


Herrn  Kurt  H. Grunebaum,  New  York 


Dieses  Schreiben  soll  den  Herren  Ihrer  Gruppe  die  Möglichkeit 
geben  ihre  Position  gemeinsam,  und  zwar  unter  Berücksichtigung 
der  nioS^Ihenden  Oesiohtspunkte,  vor  Ihrer  Abreise  nach  Europa 
noch  einmal  zu  prüfen. 

Die  Wünsche  Ihrer  Gruppe  hatten  Sie  in  der  Aktennotiz  vom 
27  Januar  I967  niedergelegt.  Von  den  verschiedenen  Punkte 
dieser  Aktennotiz  konnte  eine  ganze  Reihe  bereits  vor 
Gedankenaustausch  in  Hohenaschau  in  allseitigem  Einverständ- 
nis geregelt  werden. 

Die  Ziffern  4 (Zwangsausschlup  ® cS®’"' 

nahmp  des  sogen . Hirschlandvertrages ) und  9 (Kundigungsrecnu 

SrirbSn  e°lLs  verstorbenen  Gesellschafters)  sind  -n  dem  Stantt 

K im  Ergebnis  akzeptiert  worden.  Uber  die  Ziffer  5 (^Vetorecni 
Ihrer  Gruppe)  dürfte,  nach  den  letzten  New  Yorker  Gesprächen,  ^ 
zwisLen  der  Gruppe  K,  den  p.h. Gesellschaftern  der  Gruppe  L um 
ihTpr  Gruppe  ebenfalls  Einigkeit  bestehen:  Wir  werden _ uns  daiu- 
einsetzen^^^dass  die  Gesellschafter  des  Stammes  ^^miteinander  einen 
Poolvertrag  abschliessen  und  sich  verpflichten,  über  Satzungs 
änderungen^einheitlich  abzustimmen,  und  zwar  im  Sinne  des  Wunsch 
de?  Kapftalmehrheit  der  in  dem  Poolvertrag  vertretenen  Gesell- 
schafter. 

Wegen  Ziffer  2 (Umtauschverhältnis)  sind  wir  mit  Ihnen  der  Mei- 
nuns?  dass  ein  Umtausohverhältnls  2 : 1 durchgesetzt  werden  solxte. 

Was  den  letzten  Absatz  von  Ziffer  1 (Vptretung  ^rer  Gruppe  Im 
übereingekLmen,  dass  eine  Tätigkeit 

Schuss  aus  den  in  -Inem  Schreiben  an  S e vorn^6.Pebruar^l967^.^^ 

eines  steUiertretenden  Vorsitzenden  Im 
Verwaltungsrat  angeboten  werden.  Wir  haben  aus  der  Korresponaenz 
unS  S?  SfIpScLn  in  New  York  und  Harrison  den  Eindruck  gewonnen, 
dass  Sie  mit  dieser  Regelung  ebenfalls  einverstanden  sind. 

Offen  sind  dann  nur  noch  die  Punkte  5,  6 ^nd  10  der  Aktennotiz, 

?S?raus  Lr  Ltlhhotlz  klar  hervorgeht,  steuerliche  Grunde  mass- 
iiss  e?A  He?abLnkeh®Ihrer  Quote  pter  10 

mit  K nicht  bedeutet,  dass  damit  die  Gewinne  aus  Ihrer  Betemigu  g 

iTr  Zlns?5sglelchsteier  unterliegen  Vielmehr  wurde  die  Zins- 

«nc^cri  pichsteuer  nur  die  Gewinne  aus  denjenigen  Teilen  ihrer  -ö^rei 
ïïgung  ???äsJL  die  Ihre  Gruppe,  nachdp  Ihre  Beteiligung  unter 
10  % gesunken  ist,  neu  hinzuerwerben  sollte. 
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3.  BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM  ll.Aprll  196?  AN  Hemi  Kuvt  H . Gr UHG b auiTi , New  York 


Die  Herren  von  K haben  für  den  Wunsch  Ihrer  Gruppe  Verständnis. 

Sie  haben,  was  auch  eine  Selbstverständlichkeit  ist,  sich  damit 
einverstanden  erklärt,  dass  bei  Kapitalerhöhungen  gegen  Geld- 
einlagen Ihre  Gruppe  im  Rahmen  ihrer  Quote  ein  Bezugsrecht  erhält, 
also  wie  jeder  andere  Gesellschafter  sich  an  ihr  pro  rata  betei- 
ligen kann.  Darüber  hinaus  ist  Ihrer  Gruppe,  was  keine  Selbstver- 
ständlichkeit ist,  das  Recht  zugebilligt  worden,  die  Kapitalerhö- 
hung innerhalb  von  zwei  Jahren  nachzuholen,  wenn  ihr  aus  recht- 
lichen oder  finanziellen  Gründen  die  Leistung  der  neuen  Einlage 
zum  Zeitpunkt  der  Kapitalerhöhung  nicht  möglich  sein  sollte. 

Andererseits  waren  die  Herren  von  K nicht  bereit,  Ihrer  Gruppe 
ein  Vetorecht  gegen  alle  Kapitalerhöhungen  einzuräumen.  Sie 
wollten  nicht  in  die  Lage  kommen,  dass  eine  von  den  Gesellschaf- 
tern für  notwendig  gehaltene  Kapitalerhöhung  nur  deswegen  unter- 
bleiben muss,  weil  Ihre  Gruppe  die  auf  sie  entfallende  Einlage 
nicht  zu  leisten  bereit  ist.  Wenn  Bernhard  Sie  während  der  letzten 
Verhandlungen  in  New  York  und  Harrison  richtig  verstanden  hat, 
wollen  Sie  solch  ein  Vetorecht  auch  nicht  verlangen. 

Noch  offen  ist  die  Rechtsstellung  Ihrer  Gruppe  dagegen  bei  Kapi- 
talerhöhungen durch  Aufnahme  eines  neuen  Gesellschafters.  Hier 
möchten  Sie  gern  die  Möglichkeit  haben,  die  Kapitalerhöhung  in 
dem  Umfang  durch  eine  zusätzliche  Zahlung  mitzumachen,  in  dem  es 
erforderlich  ist,  um  Ihrer  Gruppe  auch  an  dem  erhöhten  Kapital 
eine  Beteiligung  von  10  ^ zu  sichern.  Zu  diesem  Wunsch  haben  sich 
die  Herren  von  K noch  nicht  abschliessend  geäussert.  Wir  halten 
jedoch  eine  Einigung  hierüber  für  möglich.  Schliesslich  ist  in 
diesem  Zusammenhang  auch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Aufnahme 
eines  neuen  Gesellschafters  eine  Satzungsänderung  darstellt,  über 
die  die  Gruppe  L nach  Maßgabe  des  Poolvertrages  gemeinsam  abstim- 
men muss. 

Der  einzige  Punkt  Ihrer  Wünsche,  der  weitgehend  unerfüllbar  ist, 
betrifft  Ihre  in  Punkt  1 der  Aktennotiz  festgehaltenen  Sonder - 
wünsche  in  finanzieller  Hinsicht.  Wir  hatten,  was  in  der  Akten- 
notiz auch  vermerkt  ist,  schon  während  unserer  Gespräche  im  Januar 
an  der  Erfüllbarkeit  dieser  Wünsche  gezweifelt.  Die  Reaktion  der 
Herren  von  K hat  unsere  Zweifel  vollauf  bestätigt.  Finanzielle 
Sonderwünsche  Ihrer  Gruppe,  die  über  das  in  der  Besprechung  vom 
14. Februar  1967  bereits  Bewilligte  hinausgehen,  müssten  demnach 
allein  zu  Lasten  der  Gruppe  L erfüllt  werden.  Wir  halten  solch 
eine  Belastung  der  Gruppe  L für  unzumutbar.  Sie  hatten  Ihren 
Wunsch  in  erster  Linie  mit ' der  Erwägung  begründet;  dass  Sie  für 
den  Verlust  an  Einfluss  und  Bedeutung,  der  Ihrer  Gruppe  durch  die 
Fusion  von  K und  L erwachsen  würde,  eine  Entschädigung  haben  möch- 
ten. Solch  eine  Entschädigung  allein  der  Gruppe  L aufzuerlegen, 
halten  wir  schon  deswegen  nicht  für  vertretbar,  weil  Ihre  Gruppe 
nicht  der  einzige  Gesellschafter  von  L ist,  der  durch  die  Kombi- 
nation an  Einfluss  verlieren  würde.  Ein  anderer  Grund,  der  u.E. 
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noch  stärker  ins  Gewicht  fällt,  ist  jedoch  der,  dass  eine  Kombi- 
nation zu  günstigeren  Bedingungen,  die  vor  drei  Jahren  sicherlich 
noch  zu  haben  gewesen  wäre,  gerade  an  dem  Widerspruch  Ihrer 
Gruppe  gescheitert  ist. 

Einem  Arrangement  mit  K,  das  die  L-Gesellschafter  ln  ihren 
wirtschaftlichen  Interessen  benachteiligt,  werden  wir  nicht 
zustimmen.  Sollte  es  uns  jedoch  gelingen,  ein  Umtauschverhält- 
nis von  2 : 1 durchzusetzen,  gegebenenfalls  über  eine  dem 
grösseren  Ponds  de  Commerce  bei  K entsprechende  Zuzahlung, und 
darüber  hinaus  eine  Gewinnverteilung,  die  den  Interessen  der 
L-Gesellschafter  ln  fairer  Weise  gerecht  wird  und  ihnen  auch 
für  die  Zuzahlung  eine  angemessene  Verzinsung  gewährt,  dann 
wäre  das  ein  Ergebnis,  mit  dem  wir  sehr  zufrieden  sein  können. 

Die  finanziellen  Sonderwünsche  Ihrer  Gruppe  sind  jedoch  aus 
den  genannten  Gründen  unerfüllbar.  Ihre  Gruppe  muss  sich  von 
der  Vorstellung  lösen,  dass  sie  aus  der  Kombination  von  K und 
L einen  zusätzlichen  finanziellen  Nutzen  ziehen  kann.  Schließ- 
lich werden  Sie  als  unser  grösster  Gesellschafter  von  dieser 
Kombination  sowieso  am  meisten  profitieren. 

Wir  bitten  Sie  daher,  Ihre  Einstellung  vor  Ihrer  Abreise  nach 
Europa  geme-insam  mit  den  anderen  Herren  Ihrer  Gruppe  noch  ein- 
mal zu  überprüfen. 

V/ir  freuen  uns  darauf.  Sie  im  Mai  wiederzusehen,  und  grüssen 
Sie 


freun{^schaft  liehst 

(Burkhardt  & Co.,  Dr .Meyer-Struckmann) 
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Düsseldorf,  den  3.  Müi’Z  i.i/o7 

dr.  2s-tho 


Doi’rivrï:  IC  + L 


Der  Inhalt  des  Aschauor  Gedankenaustausches  von  4./5.  Llära  lOö/ 
zwischen  IC  und  L ist  inzwischen  im  iCreis  von  K sorgfäl'cis  durca- 
gesprochen  v/orden. 

In  unserem  Düsseldorfer  K ICreiso  hat  sich  dabei  die  Auffassung 
horausgobildot , dass  Vorhandlungoa,  dio  von  einer  Seite 
festen  Bindungon  (z.B,  2 ; 1 ; 10  % Quoten-Garantia  für  ur,  , 
Porsonalion  und  dergl. ) geführt  worden,  nicht  fruchtbar  ooxn 
können.  IC  möchte  deswegen  die  C-esprdcho  erst  fort  setzen,  wenn 
die  Gesprächspartner  von  L ohne  vorherige  Tostlogung  zu  vöi-lig 
froiea  Gosprächon  bevollmächtigt  sind  - gonauso  wie  von  Seiten 
IC  hör  die  Gespräche  auch  völlig  frei  geführt  worden. 

Es  hat  sich  horausgostollt , dass  diejenigen  Vorstellungen,  dio 
für  L als  feststohondo  Voraussetzungen  mitgebracht  v/erden,  in 
einem  nicht  zu  überbrückenden  Ausmass  von  den  faktischen  GegC“ 
bonheiten  und  von  der  zahlenmässigen  znuv/iemung  abwoici-e.-. 

I 

Zur  Darlegung  diosor  Auffassung  wurde  dio  anliogoado  Zahiensu- 
sammonstollung  horaagozogea,  dio  folgendo  %^orhältaicso  zoigt: 
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Düsseldorf,  den  8.  liärz  1067 

dr.z-th.o 


Doiriïrï: 
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Dio  aussowlosGüGn  Gcv/inno  zQigea  alloiv^j-A^g-a  optisch  oia 
tiv  Sünstieoros  Bild  ausucstoa  von  L.  Eia  oohtor  Vorsloi^S 
jodooh  nur  nacd  oiaar  aaalytischea  latorprotatioa  nöglioh,  diO 

dio  uatorsohiedlicdo  Eatwickluagspolitili  dop  Firaoa  borückspca- 

I ■ 

tigt. 

Das  UmstollungGVorhdltnis  sollto  nach  Auflassung  von  nouwn 
ainor  Abloitung  aus  doa  buchhalterischen  Ziffern  auch  das  ge- 
Gchdftlich  abzuv/ägeado  banhgoschäft liehe  Potential  und  den 
Entv/ichlungo-Troad  in  freier  Vereinbarung  berücksichtigen. 
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4 3 ESSEN. 
Lindenallee  7-9 


den  11. April  I967 


GESCHÄFTSINHABER 


Lieber  Kurt! 


Seit  dem  letzten  Gespräch  in  Harrison  und  New  York  sind 
nunmehr  sechs  Wochen  vergangen.  Wenn  Sie  bisher  nach  dem 
Zwischenbescheid  von  Herrn  Dr.G.v.F.  noch  keine  weitere  Nach- 
richt von  uns  erhalten  haben,  so  hat  es  nicht  nur  daran  gele- 
gen, dass  uns  die  Bedingungen,  die  Sie  Bernhard  als  Preis  für 
Ihre  Zustimmung  zu  der  Kombination  K & L genannt  haben,  etwas 
die  Sprache  verschlagen  haben.  Wir  wollten  mit  unserer  Stellung- 
nahme zu  Ihren  Forderungen  vielmehr  warten,  bis  wir  Ihnen  einen 
konkreten  Fusionsvorschlag  unterbreiten  konnten.  So  weit  sind 
wir  leider  immer  noch  nicht.  Dem  Gedankenaustausch  in  Hohenaschau 
sind  zwar  noch  eine  Reihe  Einzelgespräche  zwischen  Partnern  der 
Firmen  K und  L gefolgt.  Diese  Gespräche  haben  jedoch  bisher  ledig- 
lich die  Erkenntnis  gebracht,  dass  die  Verhandlungsführung  der 
Herren  von  K sehr  viel  härter  geworden  ist,  als  sie  es  während 
der  letzten  Fusionsgespräche  vor  etwa  drei  Jahren  war. 

Damals  wäre  ein  Umtauschverhältnis  von  2 : 1 ohne  Schwierigkeiten 
realisierbar  gewesen.  Wahrscheinlich  hätte  der  Stamm  K Ihren  Wün- 
schen gegenüber  auch  ein  weitgehendes  Entgegenkommen  gezeigt. 
Damals  ist  die  Fusion  jedoch  an  Ihrem  Veto  gescheitert.  Inzwischen 
hat  sich  die  Einstellung  der  Herren  von  K gewandelt,  wie  die 
beigefügte  Aktennotiz  erkennen  lässt.  Der  Inhalt  der  Notiz 
spricht  für  sich  selbst. 

Die  Verschlechterung  unserer  Verhandlungsposition  ist  aber  nicht 
nur  auf  die  unterschiedliche  wirtschaftliche  Entwicklung  der  bei- 
den Häuser  K und  L zurückzuführen.  Unsere  Position  ist  darüber 
hinaus  auch,  durch  Ihre  finanziellen  Sonderwünsche  belastat  wor- 
den. Diese  Wünsche,  d.h.  die  Verlängerung  des  Beratungsvertrages 
auf  mindestens  12  Jahre  mit  einem  Jahreshonorar  von  DM  172.000,-, 
hatten  wir  auf  Ihren  ausdrücklichen  Wunsch  hin  in  Hohenaschau 
zur  Sprache  gebracht.  Sie  sind  von  der  Gegenseite  rundweg  abge- 
lehnt worden.  Die  Herren  von  K waren  geradezu  erstaunt  darüber, 
dass  wir  derartige,  in  ihren  Augen  völlig  abwegige,  Forderungen 
überhaupt  vortrugen. 

Der  Gesprächsfaden  mit  K ist  zwar  noch  nicht  abgerissen.  Es 
besteht  sogar  die  - allerdings  entfernte  - Möglichkeit,  die 
Fusion  im  Verhältnis  2 : 1 (ein  Umtauschverhältnis,  das  auch 
wir  für  unabdingbar  halten)  doch  noch  durchzusetzen.  Voraus- 
setzung solch  einer  Lösung  ist  jedoch,  dass  Ihre  Gruppe  ihre 
Forderungen  auf  das  wirtschaftlich  vertretbare  Maß  zurücksteckt. 


11. April  1967  ..  Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 

gebir  den  Herren  Ihrer  Gruppe  die  Möglichkeit 

gepen,  ihre  Position  gemeinsam,  und  zwar  unter  BerUokslchti  mino- 

no^L^eS^^f  APre!L“n"LTÄf 

27®Janua^^?Q6v’'®^  “^er  Aktennotiz  vom 

dl^se?  Aktennlt?z®p®’'®?  verschiedenen  Punkten 

rortf^u  konnte  eine  ganze  Reihe  bereits  vor  dem 

nlfgSlt“en?  allseltlgem  Elnverständ- 

Ziffern  4 (Zwangsausschluss  von  Gesellschaftern)  8 ('Über- 
nahme  des  sogen. Hirschlandvertrages ) und  9 (Kündigungsrecht 

verstorbenen  Gesell^hafters)  sind  vf^derstamm 
K im  Ergebnis  akzeptiert  worden.  Über  die  Ziffer  3 (Vetorecht 
Ihrer  Gruppe)  dürfte,  nach  den  letzten  New  Yorker  Gesprächen 

P.h.  Gesellschaftern  der  GrSppe  L ind 
Ihrer  Gruppe  ebenfalls  Einigkeit  bestehen:  Wir  werden  uns  dafür 

V"’  Gd=®llSdhafter  des  Stammes  TmltelnSdef eLen 

olvertrag  abschliessen  und  sich  verpflichten,  über  Satzungs- 
änderungen einheitlich  abzustimmen,  und  zwar  im  Sinne  des  Wunsches 
scL?SÜ  poolvertrag  vertretenin  cLeu!  ®" 

Wegen  Ziffer  2 (Umtauschverhältnis)  sind  wir  mit  Ihnen  der  Mei 
nung,  dass  ein  Umtauschverhältnis  L : 1 durchgese“erSn  llllte. 

Was  den  letzten  Absatz  von  Ziffer  1 (Vertretung  Ihrer  Grunne  Im 

Verwaltungsrat  und  imKredltausschuss  der  neuen  Gesellsohlft 
K,  L & Co.)  anbetrifft,  so  ist  Bernhard  mit  Ernst  Stiefel  darin 

Tätigkeit  Ihrer  Gruppe  im 

cnuss  aus  den  in  seinem  Schreiben  an  Sie  vom  6. Februar  1Q67 

flïrihlln  dll'^ltelü^^-^’  nicht  praktikabel  ist.^ülfür 

7?  ^ f stelle  eines  stellvertretenden  Vorsitzenden  im 

angeboten  werden.  Wir  haben  aus  der  Korrelpoldenz 

und  Harrison  den  Elndrirck  gewonnen 
dass  Sie  mit  dieser  Regelung  ebenfalls  einverstanden  ^J^^Sewonnen, 

dann  nur  noch  die  Punkte  5,  6 und  10  der  Aktennotiz 
betreffend  die  Hohe  Ihrer  Betelllgung’an  der 

, L & Co.,  und  Punkt  1,  betreffend  Ihre  finanziellen  Sonderwünsche. 

unte?io\^)?prr\'^?'?  Beteiligung  der  Gruppe  Hirschland  nicht 
unter  10  % des  Gesellschaftskapitals  sinken  zu  lassen  sind  wi p 
auch  aus  der  Aktennotiz  klar  hervorgeht,  steuerliche  Gründe ^ mass - 

^er  Steuerfrage  hat  inzwischen  ergeben 
Ihrer  Quote  unter  10  % im  Wege  einer  Fusion 
bedeutet,  dass  damit  die  Gewinne  aus  Ihrer  Beteiliffune 
^®^^?^^®^^JSleichsteuer  unterliegen.  Vielmehr  würde  die  Zins-  ^ ® 

gleichsteuer  nur  die  Gewinne  aus  denjenigen  Teilen  Ihrer  Betei- 
erfassen,  die  Ihre  Gruppe,  nachdem  Ihre  Beteiligung  unter 
10  % gesunken  ist,  neu  hinzuerwerben  sollte. 
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11. April  1967 


Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 


Die  Herren  von  K haben  für  den  Wunsch  Ihrer  Gruppe  Verständnis. 

Sie  haben,  was  auch  eine  Selbstverständlichkeit  ist,  sich  damit 
einverstanden  erklärt,  dass  bei  Kapitalerhöhungen  gegen  Geld- 
einlagen Ihre  Gruppe  im  Rahmen  ihrer  Quote  ein  Bezugsrecht  erhält, 
also  wie  jeder  andere  Gesellschafter  sich  an  ihr  pro  rata  betei- 
ligen kann.  Darüber  hinaus  ist  Ihrer  Gruppe,  was  keine  Selbstver- 
ständlichkeit ist,  das  Recht  zugebilligt  worden,  die  Kapitalerhö- 
hung innerhalb  von  zwei  Jahren  nachzuholen,  wenn  ihr  aus  recht- 
lichen oder  finanziellen  Gründen  die  Leistung  der  neuen  Einlage 
zum  Zeitpunkt  der  Kapitalerhöhung  nicht  möglich  sein  sollte. 

Andererseits  waren  die  Herren  von  K nicht  bereit,  Ihrer  Gruppe 
ein  Vetorecht  gegen  alle  Kapitalerhöhungen  einzuräumen.  Sie 
wollten  nicht  in  die  Lage  kommen,  dass  eine  von  den  Gesellschaf- 
tern für  notwendig  gehaltene  Kapitalerhöhung  nur  deswegen  unter- 
bleiben muss,  weil  Ihre  Gruppe  die  auf  sie  entfallende  Einlage 
nicht  zu  leisten  bereit  ist.  Wenn  Bernhard  Sie  während  der  letzten 
Verhandlungen  in  New  York  und  Harrison  richtig  verstanden  hat, 
wollen  Sie  solch  ein  Vetorecht  auch  nicht  verlangen. 

Noch  offen  ist  die  Rechtsstellung  Ihrer  Gruppe  dagegen  bei  Kapi- 
talerhöhungen durch  Aufnahme  eines  neuen  Gesellschafters.  Hier 
möchten  Sie  gern  die  Möglichkeit  haben,  die  Kapitalerhöhung  in 
dem  Umfang  durch  eine  zusätzliche  Zahlung  mitzumachen,  in  dem  es 
erforderlich  ist,  um  Ihrer  Gruppe  auch  an  dem  erhöhten  Kapital 
eine  Beteiligung  von  10  % zu  sichern.  Zu  diesem  Wunsch  haben  sich 
die  Herren  von  K noch  nicht  abschliessend  geäussert.  Wir  halten 
jedoch  eine  Einigung  hierüber  für  möglich.  Schliesslich  ist  in 
diesem  Zusammenhang  auch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Aufnahme 
eines  neuen  Gesellschafters  eine  Satzungsänderung  darstellt,  über 
die  die  Gruppe  L nach  Maßgabe  des  Poolvertrages  gemeinsam  abstim- 
men muss. 

Der  einzige  Punkt  Ihrer  Wünsche,  der  weitgehend  unerfüllbar  ist, 
betrifft  Ihre  in  Punkt  1 der  Aktennotiz  festgehaltenen  Sonder- 
wünsche in  finanzieller  Hinsicht.  Wir  hatten,  was  in  der  Akten- 
notiz auch  vermerkt  ist,  schon  während  unserer  Gespräche  im  Januar 
an  def  Erfüllbarkeit  dieser  Wünsche  gezweifelt.  Die 'Reaktion  der 
Herren  von  K hat  unsere  Zweifel  vollauf  bestätigt.  Finanzielle 
Sonderwünsche  Ihrer  Gruppe,  die  über  das  in  der  Besprechung  vom 
l4. Februar  I967  bereits  Bewilligte  hinausgehen,  müssten  demnach 
allein  zu  Lasten  der  Gruppe  L erfüllt  werden.  Wir  halten  solch 
eine  Belastung  der  Gruppe  L für  unzumutbar.  Sie  hatten  Ihren 
Wunsch  in  erster  Linie  mit  der  Erwägung  begründet,  dass  Sie  für 
den  Verlust  an  Einfluss  und  Bedeutung,  der  Ihrer  Gruppe  durch  die 
Fusion  von  K und  L erwachsen  würde,  eine  Entschädigung  haben  möch- 
ten. Solch  eine  Entschädigung  allein  der  Gruppe  L aufzuerlegen, 
halten  wir  schon  deswegen  nicht  für  vertretbar,  weil  Ihre  Gruppe 
nicht  der  einzige  Gesellschafter  von  L ist,  der  durch  die  Kombi- 
nation an  Einfluss  verlieren  würde.  Ein  anderer  Grund,  der  u.E. 
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•April  1967  Herrn  Kurt  H.Grunebaum, 


New  York 


noch  starker  ins  Gewlchi-  -pyii-i-  • i. 

nation  zu  günstigeren  Bedingungen^  dl^ïnn  Kombi- 

noch  zu  haben  gewesen  wäre,  gerade  an  d^m  Jahren  sicherlich 

Gruppe  gescheitert  ist.  gerade  an  dem  Widerspruch  Ihrer 

Einem  Arrangement  mit  K daq  dio  t r-  tt 
wirtschaftlichen  Interessen  i^^en 

zustimmen.  Sollte  es  uns  jedoch  werden  wir  nicht 

nis  von  2 : 1 durohzusetzen,  gegebeneSal  1 
posseren  Ponds  de  Commerce  ®“®  «äef“ 

darüber  hinaus  eine  GewlnnverlelLnf  Zuzählung,  und 

L-Gesellschafter  in  fairer  WpIpp^^oS'  Interessen  der 

für  die  Zuzahlung  einfangemlsILf VoS  * auch 

wäre  das  ein  Ergebnis  mi  b Verzinsung  gewährt,  dann 

Die  finanziellen  Sonderwünsche  Ihrer ^Grunnf können, 
den  genannten  Gründen  unerfüllbar  ThS  jedoch  aus 

der  Vorstellung  lösen  dass  eio  muss  sich  von 

L einen  zusätzlichen  finanziellen  Kombination  von  K und 

lieh  werden  Sie  als  unser  grösster Schließ- 
Kombination  sowieso  am  meiften  prof???|ren? 

Sie  daher  Ihrp  gü  i 

Europa  gemeinsam  mit 'den  anderen  Herrfn^Tb  Abreise  nach 

mal  zu  überprüfen.  i’ren  Ihrer  Gruppe  noch  ein- 

Wir  freuen  uns  darauf.  Sie  im  Mai  wiederzusehen,  und  grüssen 


freunƒ  schaf tlichst 

(Burkhardt  &feo.,  Dr. Meyer -Struckmann) 


Dor  Inhalt  dos  Aschauor  Godanhonaustauschos  von  4./5.  Llürz  19o7 
zwicchon  IC  und  L ist  inzwischon  in  iCrois  von  K sorgfältig  durch- 
gosprochen  v/orden. 

In  unsoron  Düsooldorfor  IC  ICroico  hat  sich  daboi  dio  Auffassung 
horausgobildot , dass  Vorhandlungon,  dio  von  oinor  Soito  nit 
f oston  Bindungon  (z.B.  2 : 1 ; 10  ^ Quoton-Garantio  für  Gr.  ; 
Porsonalion  und  dorgl. ) geführt  wcrdon.  nicht  fruchtbar  soin 
hönnon.  IC  nöchto  dosv/ogcn  dio  Gosprächo  orst  fortsotzon,  wenn 
dio  Gosprächspartnor  von  L ohno  vorhorigo  Fostlogung  zu  völlig 
froion  Gosprächon  bovollnächtigt  sind  - gonauso  v/io  von  Soiton 
IC  hör  dio  Gosprächo  auch  völlig  froi  geführt  wordon. 

2g  hat  Gich  horausgostollt , dacs  diojonigoa  Vorstollungon,  dio 
für  L alG  foGtstohondo  Voraussotzungon  nitgobracht  v/ordon,  in 
oinon  nicht  zu  üborbrüchondon  AuenasG  von  den  fahtischon  Gego- 
bonhoiton  und  von  dor  zahlonnäscigon  Entv/ichlung  abwoichon. 

/ Zur  Darlegung  dicGor  Auffassung  vmrdo  dio  anliogondo  Zahlonzu- 
canmonstollung  horangezogon,  dio  folgondo  Vorhältaisso  zoigt: 
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Qotrifrt:  K + L 


Düsseldorf,  den  0.  lüiris  10G7 

dr. z-tho 


- Blatt  2 - 


Dio  auGgov/iosonoa  Gowinno  zoigon  allordiags  optisch  oln  rela- 
tiv sünstiiroroG  Bild  zujuaston  von  L.  Ein  ochtor  Vor^loich  ist 
jodoch  nur  naca  oiaor  aaalytischoa  Intorprotation  möglich,  dio 
dio  untorGChiodlicho  Eatv/ichluagcpolitil:  dor  Eirmoa  borücksich- 
tigt.  ' 

Das  Umstolluagcvorhältnic  solito  nach  Auffassung  von  X nobon 
oiaor  Ableitung  aus  don  buchhaitoricchon  Ziffern  auch  das  go- 
Gchäftlich  abzuwdgondo  bankgoschäf tiicho  Potoatial  und  den 
Eatwicklungs-Troad  in  froior  Voroinbaruag  borückoichtigoa. 


Anlago 


I 
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nicht  zu  gefährden,  und  Ich,  der  ich  immerhin  doch  einiges  gegen  die 
Nazis  zu  unternehmen  versucht  habe  und  dabei  nicht  einige  unwesentliche 
Gefahren  durchgestanden  habe,  verdienen  eine  solche  Charakteristik.  Herr 
Kauffmann  hätte  also,  bevor  er  zur  Feder  griff,  etwas  genauer  in  die 
Probleme  und  die  Antezedenzien  der  kritisierten  Personen  einsteigen  sollen. 

^ Wie  ich  allerdings  gehört  habe,  habe  andere  Teilnehmer 
der  Gesellschaft  etwas  sachkundiger  und  besser  geschrieben. 

Bernhard  hat  natürlich  über  die  freilich  für  uns  an- 
scheinend nicht  gerade  befriedigend  verlaufenen  Besprechungen  in  Harrison 
berichtet;  wir  werden  dazu  im  einzelnen  in  nächster  Zeit  noch  Stellung 
nehmen. 

Mit  besten  Grü.  s^^n 


Dr.  Jur.  0.  Freiherr  von  Falkenhausen ' s letter  dated  March  8,1967 


G£SCHAFVSlNHA&t. 

Dr. Bernhard  von  Fa^-Kennausen 


4 3 E S S £ N 
Lindenauee  7*  -é 


den  2O.Febr.i967 


, ie eer  Kurt! 


.--.nl legend  übersende  ich  Ihnen  das  Protokoll  unserer  Bespreenung 
rr.it  den  Herren  Z und  N von  der  Gruppe  K vom  1^. Februar  1967« 

Oer  Inhalt  des  ProtoKolls  spricht  weitgehend  für  sich  selbst. 
Einige  Erläuterungen,  die  nicht  in  das  Protokoll  gehören,  möchte 
ich  Ihnen  jedoch  noch  zusätzlich  geben,  weil  ich  glaube,  dass 
sie  für  die  Beurteilung  der  anstehenden  Fragen  von  Bedeutung 
0 ind . 


fach  unserer  Rüczikehr  aus  New  York  haben  wir  uns  mit  Herrn  N. 
von  K in  Verbindung  gesetzt,  und  ihn  über  das  Ergebnis  unserer 
gen.einsamen  Beratungen  informiert.  Herr  N.  liess  klar  erkennen, 
dass  das  Interesse  seiner  Gruppe  an  einer  Kombination  K & L 
lange  nicht  mehr  so  gross  ist,  wie  vor  zwei  Jahren.  In  den 
letzten  Monaten  scheint  man  einige  Alternativlösungen  recht 
energisch  vorangetrieben  zu  haben.  Über  unsere  Vermutungen  in 
dieser  Hinsicht  riabe  ich  Ihnen  von  Hinterzarten  aus  telefonisch 
berichtet.  Herr  N.  sagte  zu  Finck,  dass  es  für  uns  "12  Uhr, 
eigentlich  schon  zwei  Minuten  nach  12  Uhr"  sei. 

Eine  Ursache  für  das  geringere  Interesse  von  K liegt  wahrschein- 
lich darin,  dass  K sein  eigenes  Geschäft  in  dem  letzten  Jahr 
durch  Aufnahme  neuer  Gesellschafter,  die  sowohl  Geld  als  auch 
Geschäftsbeziehungen  einbrachten,  sehr  stark  erweitert  hat.  Aus 
den  Zanlen,  die  wir  vereinbarungsgemäss  mit  K aus tauschten, 

.-rgao  sich,  dass  K in  Bezug  auf  das  Geschäfts  volumen  gut  drei- 
„iUl  so  gross  ist  wie  wir.  Das  von  uns  angestrebte  Verhältnis 
on  2 : X ist  heute  nur  noch  in  Bezug  auf  die  beiderseitige 
.irtragskraft  vielleicht  angemessen. 

Irotz  dieser  nicht  sehr  günstigen  Vorzeichen  verlief  das  Ge- 
spräch mit  den  Herren  Z.und  N.  in  einer  durchaus  harmonischen 
Atmosphäre.  Bereits  vorher  war  vereinbart  worden,  dass  von 
einem  Umstellungsverhältnis  2 ; 1 ausgegangen  werden  sollte, 
und  dass  der  Partner,  zu  dessen  Gunsten  die ^tatsächlichen 
Werte  von  diesem  Verhältnis  abweichen,  den  Überschuss  an  seine 
Gesellschafter  auszuschütten  hat.  So  standen  Fragen  der  Vertrags- 
gestalt'UTig  im  Mittelpunkt  des  Gespräches. 

Die  jiinstellung  der  Herren  von  K lässt  sich,  kurz  gesagt,  dahin 

zusa enfassen,  dass  sie  zu  einer  Kombination  mit  L nach  wie 

vor  oereit  sinn,  es  jedoch  ablehnen,  das  Vernältnis  zu  ihren 
eigenen  Komiriandizisten  durch  grössere  Konzessionen  an  die  L-Kom- 
manaitisten  zu  .jelasten. 
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2.  BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM  21.2.1967  AN  Hemi  Kurt  H.Grunebaum,  Nev;  Vor,: 


Pinc^  und  ich  haben  unser  Bestes  getan,  um  Ihren  Standpunkt 
zu  vertreten  und  um  Verständnis  für  Ihre  Wünsche  zu  wercen. 

Wir  haben  auch  einiges  erreicht,  wie  ebenfalls  aus  dem  pj.'ot-.- 
koll  erPiRhtliPb  lotii  ihr»  neahtio  auo  uern  Berauuags vöjr'fciias 
werden  übernommen,  und  vor  dem  "Herausschmeisserparagraphen” 
wxrd  Ihre  Generation,  wie  auch  die  Generation  von  Peter  und 
Michael,  sicher  sein. 

Ihrer  Gruppe  irgendwelche  Vetorechte  zu  konzedieren,  lehnten 
die  Herren  von  K jedoch  rundweg  ab.  Sie  machten  geltend,  dass, 
falls  man  das  täte,  die  anderen  grossen  Kommanditisten  bei 
K,  wie  z.B.  Henkel  und  Pierburg,  ähnliche  Rechte  verlangen 
würden.  Da  diese  Herren  nicht  nur  Gesellschafter,  sondern 
auch  sehr  wichtige  Kunden  des  Hauses  K sind,  möchten  die  Her- 
ren von  K solch  eine  Diskussion  mit  ihren  Kommanditisten 
unter  allen  Umständen  vermeiden.  Das  einzige,  was  wir  ihnen 
abringen  konnten,  war  das  Einverständnis  zu  einem  Poolvertrag 
des  im  Protokoll  näher  beschriebenen  Inhalts. 

Wir,  d.h.  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L,  hal- 
ten das  Zusammengehen  mit  K,  bei  Berücksichtigung  der  geschäft- 
lichen und  geographischen  Gegebenheiten  für  die  im  Vergleich 
zu  anderen  Alternativen  wirtschaftlich  vernünftigste  Lösung. 

Ob  ’viraals  persönlich  haftende  Gesellschafter  zu  diesem  Schritt 
letztlich  "Ja”  sagen  werden,  hängt  allerdings  davon  ab,  dass 
die  in  unserem  letzten  Gespräch  offen  gebliebenen  Fragen  eine 
für  alle  Beteiligten  faire  Lösung  finden.  Das  ist  zunächst 
d:..e  Frage  der  Gewinnverteilung.  Ausserdem  muss  auch  noch  das 
Ergebnis  des  Klausurtreffens  Anfang  März  abgewartet  werden. 
Sollte  sich  während  dieses  Treffens  heraussteilen,  dass  man 
persönlich  oder  geschäftlich  doch  nicht  so  harmoniert,  wie 
es  für  ein  Zusammengehen  erforderlich  ist,  würde  die  Kombi- 
nation natürlich  nicht  zustande  kommen.  Rein  wirtschaftlich 
gesehen,^  dürfte  jedoch  eine  Kombination  mit  K im  Verhältnis 
2 ; 1 für  uns  eine  Optimallösung  sein. 

Icx*  möchte  Sie  bitten,  gemeinsam  mit  Erich  und  Ernst  Stiefel 
die  Vorschläge  der  Gruppe  K,  so  wie  sie  in  dem  Protokoll  nie- 
dergelegt sind,  ernsthaft  zu  prüfen.  Von  der  Frage  der  Gewinn- 
verteilung, über  die  noch  gesprochen  werden  soll,  abgesehen, 
werden  sich  die  Herren  von  K Konzessionen  nicht  mehr  abringen 
lassen. 

Wir,  d.h.  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  von  L, 
werden  uns  selbstverständlich  im  Rahmen  der  vertraglichen 
Gegebenheiten  auch  für  die  Belange  Ihrer  Gruppe  einsetzen. 
Insbesondere  werden  wir  stets  bemüht  sein,  bei  Abstimmungen 
im.  Rahmen  des  Poolvertrages  den  Interessen  Ihrer  Gruppe 
Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen. 

Trotzdem  wird  die  Stellung  Ihrer  Gruppe  in  der  neuen  Gesell- 
schaft anders  sein,  als  sie  es  bisher  bei  uns  war.  Die 
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BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM 


21.2.1967 


AN  Herrn  Kurt  H.  Grunebaum,  New  Yorl^ 


Atmosphäre  wird  sachlicher  werden,  das  Verhältnis  der  Gesp  1 - 
schafter  zueinander  wird  stärker  institutionalisiert  sein. 
Diese  Änderung  wird  für  alle  Gesellschafter  von  L,  Kommandi- 
tisten  wie  Komplementäre,  schmerzlich  sein.  Auch  für  uns  ;.ls 
persönlich  haftende  Creeelleahaf ter  wäre  ea  boatimmt  angeneh- 
mer, in  dem  alten  Gesell-srha^terkreis  weiterzuarbeiten,  als 
in  einem  stark  vergrösserten  neuen.  Die  Konzentrationsent- 
wicklung^^im  Bankwesen,  die  in  den  USA  schon  seit  längerer 
Zeit  anhält,  wird  jedoch  auch  bei  uns  immer  stärker  werden. 

Ich  glaube,  wir  haben  nicht  mehr  die  Wahl,  ob  wir  lieber  mit 
e±nem  grossen  Prozentsatz  an  einer  kleinen  Gesellschaft  betei- 
ligt sein  wollen,  als  mit  einem  kleinen  Prozentsatz  in  einer 
grossen.  In  dieser  Hinsicht  dürften  die  wirtschaftlichen  Wei- 
chen bereits  gestellt  sein.  Die  Frage,  die  jetzt  auf  uns 
zukommt  ist,  wann  wir  uns  dieser  Konzentrationsentwicklung 
stellen  wollen,  jetzt,  wo  wir  einem  Partner  noch  einiges  zu 
bieten  haben,  oder  erst  in  einigen  Jahren,  wo  das  u.U.  nicht 
mehr,  oder  in  sehr  viel  kleinerem  Umfang  der  Fall  sein  wird. 

Zusammenfassend  möchte  ich  noch  einmal  sagen,  dass  die  Gruppe 
K aus  Gründen,  die  in  ihrem  Kommanditistenkreis  zu  suchen 
sind,  nicht  bereit  ist,  grössere  Konzessionen  zu  machen,  als 
sie  es  in  ihren  protokollierten  Vorschlägen  getan  hat.  Eine 
olehnung  dieser  Vorschläge  durch  Ihre  Gruppe  würde  daher 
zugleich  das  Ende  unserer  Fusionspläne  mit  K. bedeuten. 

Mit  vielen  Grüssen  von  Haus  zu  Haus 


bin  ich 
Ihr 

Anliegend  eine  Kopie  des  Protokolls  und  eines  Schreibens 
an  Herrn  Dr. Stiefel. 


4.  ij  i . lO. 
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Betrifft:  Besprechung  in  der  Angelegenheit  K & L vom 
14,2.1967  in  Düsseldorf 

An  den  Verhandlungen  nahmen  teil: 

Von  K;  Die  Herren  Dr.Z,  und  N. 

Von  L:  Die  Herren  G.F.  und  Dr.B.v.P. 


I .Vorgeschichte 


Im  Zuge  der  Verhandlungen  Uber  eine  Kombination  von  K und  L hatte 
es  Herr  Dr.BvF  übernommen,  Entwürfe  für  die  vertraglichen  Grund- 
lagen solch  einer  Kombination  vorzubereiten.  Daraufhin  hatte  Herr 
Herrn  Dr.Z.  mit  Schreiben  vom  I6.9.66  Entwürfe  eines  Gesell- 
schaftsvertrages der  Offenen  Handelsgesellschaft  K,  L & Co.  (OHG- 
ertrag)  und  eines  Gesellschaftsvertrages  der  Kommanditgesellschaft 
in  Firma  K,  L & Co.  (KG-Vertrag)  übersandt.  Dem  KG-Vertrag,  dessen 

den  unterschiedlichen  Regelungen  der  Gesell - 
schaftsvertäge  von  K und  L vermitteln  sollten,  waren  ausführliche 
Anmerkungen  beigefUgt. 

Herr  Dr.Z.  hatte  beide  Verträge  mit  Herrn  Dr.GvF  im  Oktober  1966 

wahrend  der  Weltbankkonferenz  in  Washington  kurz  durchsprechen 
können.  ( ^ 

Am  9. November  1966  fand  dann  zwischen  Herrn  Dr.Z.  und  Herrn  Dr.BvF 
ein  ausführliches  Gespräch  über  den  KG-Vertrag  statt.  Als  Ergebnis 
dieses  Gesprächs  konnte  festgestellt  werden,  dass  der  KG-Vertrag 

Grundlage  für  einen  eventuellen  späteren  Gesell- 
schaf tsvertpg  K,  L & Co.  darstellte.  In  vier  Punkten  wichen  die 
Gesellschaftsverträge  von  K und  L jedoch  so  stark  voneinander  ab, 
dass  Herr  Dr.Z.  und  Herr  Dr.BvF  übereinkamen,  die  Klärung  dieser 

besonderen  Gespräch  im  grösseren  Kreis  der  p.h. Gesell- 
schafter von  K und  L vorzubehalten. 


Die  vier  Punkte,  um  die  es  sich  hierbei  handelte, 
den  Schlagworten 


lassen  sich  mit 


Inhaberpension, 
Gesellschafterkündigung, 
G€!winnver  t e ilung 

und  Übertragung  von  Kapitalanteilen 


charakterisieren . 


Zunächst  wollten  die  p.h.  Gesellschafter  von  L jedoch  ihren 
grössten  Kommanditisten,  die  Gruppe  H in  New  York,  über  die 
bisherigen  Verhandlungen  Informieren  und  die  grundsätzliche 
Zustimmung  der  Gruppe  H.  zu  einer  Kombination  von  K und  L ein- 
holen. Um  diese  Zustimmung  einzuholen,  haben  die  Herren  G.F., 
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Dr.BvP  und  K während  des  Wochenendes  20/22.1.67  in  New  York  rnit 
den  Herren  der  Gruppe  H verhandelt.  Die  Gruppe  H hat  ihr  grund- 
sätzliches Einverständnis  mit  einem  Zusammengehen  von  K und  L 
erteilt,  dabei  Jedoch  den  Wunsch  geäussert,  dass  bei  solch  einem 
Zusammengehen  ihre  eigenen  Sonderrechte  nach  Möglichkeit  gewahrt 

werden. 

Im  Zuge  dieser  Gespräche  wurde  auch  eine  Abstimmung  über  die  vier 
in  dem  Gespräch  zwischen  den  Herren  Dr.BvP  und  Dr.Z.  noch  nicht 
geklärten  Punkte  erreicht. 

Die  Verhandlung  vom  14.2.6?  hatte  den  Zweck,  / 

Parteien  zu  einer  Übereinstimmung  über  die  in  dem  Gespräch  Dr.Z./ 
Dr.BvP  noch  offen  gebliebenen  vier  Punkte  zu  fuhren.  Ausserdem 
sollte  über  die  Wünsche  der  Gruppe  H.und  deren  Realisierung^ für 
den  Pall  eines  Zustandekommens  der  Kombination  K & L gesprochen 

werden. 


Über  die  vier  Punkte,  die  in  dem  Gespräch  Dr.Z. /Dr.BvP  offen 
geblieben  waren,  wurde  folgendes  Übereinkommen  erzielt: 

1 . Gewinnverteilung 

Der  Gesellschaftervertrag  K sieht  folgende  Regelung  vor: 

Zunächst  erhalten  alle  Gesellschafter  eine  6^ige  Kapitalver- 
zinsung auf  den  Nennwert  ihrer  Anteile;  von  dem  Restgewinn 
erhalten  alsdann  die  aktiven  und  ehemaligen  p.h. Gesellschafter 
(letztere  nur  bis  zur  Vollendung  des  70*L®t)ens jahres ) den  Te  1, 
der  ihrem  Anteil  an  dem  Gesellschaftskapital  entspricht.  Die 
Verteilung  dieses  Betrages  zwischen  den  p.h. Gesellschaf tern 
richtet  sich  nach  dem  Kapitalschlüssel.  Von  dem  dann  noch  ver- 
bleibenden Betrag  erhalten  die  p.h.  Gesellschafter  als  Tan- 
tieme die  Hälfte,  höchstens  Jedoch  25  ^ des  nach  der  Kapital- 
verzinsung verbleibenden  Betrages.  Diese  Tantieme  erhalten 
nur  die  aktiven  p.h. Gesellschafter.  Ihre  Verteilung  regeln  _ 
die  p.h.  Gesellschafter  unter  sich;  auf  die  Kapitalverhaltnisse 
kommt  es  hier  nicht  an.  Der  Restbetrag  wird  zwischen  den  Kom- 
manditisten nach  Maßgabe  ihrer  Kapitalanteile  verteilt. 

Der  Gesellschaftsvertrag  von  L sieht  bei  der  Gewirmverteilung 
zunächst  eine  Kapital Verzinsung  von  5 ^ über  dem  Diskontsatz,  > 
mindestens  5 höchstens  8 

benden  Reingewinn  erhalten  die  p.h. Gesellschafter  50  ^ als 
Tantieme.  Die  Verteilung  dieser  Tantieme  wird  von  den  p.h. 
Gesellschaftern  unter  sich  geregelt,  ohne  dass  es  auf  die 
Lpitalbeteiligung  der  Gesellschafter  ankommt,  ^er  Restbetrag 
wird  unter  alle  Gesellschafter,  Komplementäre  wie  Kommanditi- 
sten, nach  Maßgabe  der  Kapitalbeteiligung  verteilt. 

Sowohl  nach  dem  Gesellschaftsvertrag  K als  auch  nach  dem  Gesell- 
schaftsvertrag L sind  Gewinne  aus  der  Veräusserung  sogenannter 
Anlagewerte  nicht  tantiemepflichtig.  Diese  Gewinne  werden  na 
dem  KapitalschlUssel,  unter  den  Gesellschaftern  verteilt. 
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Herr  Dr.Z.  begründete  das  Gewinnverteilungsschema  des  Vertrages 
K damit,  dass  es  der  Billigkeit  entspreche,  wenn  die  von  der 
Kapitalbeteiligung  der  Gesellschafter  unabhängige  Arbeite -Tantieme 
nicht  von  den  p.h. Gesellschaftern,  sondern  allein  von  den  Kom- 
manditisten aufgebracht  werde.^Dass  in  diesem  Zusammenhang  auch 
ehemalige  p.h. Gesellschaf ter  von  der  Aufbringung  der  Tantieme 
ausgenommen  würden,  geschehe  deswegen,  weil  die  Gewinne  eines 
Geschäftsjahres  häufig  auf  die  Tätigkeit  der  Komplementäre  in 
früheren  Jahren  zurückgingen,  und  ausserdem  auch  ein  ausge- 
schiedener p.h. Gesellschafter  durch  seine  Verbindungen  das 
Geschäft  der  Gesellschaft  erheblich  fördern  könne.  Die  Vertre- 
ter von  L räumten  ein,  dass  das  Gewinnverteilungsschema  bei  L für 
die  p.h. Gesellschafter  zu  ungünstig  wäre.  Sie  hielten  jedoch 
den  Gewinnverteilungsschlüssel  bei  K deswegen  für  bedenklich 
weil  er  aktive  und  ehemalige  p.h. Gesellschafter  mit  einem  hohen 
Kapitalanteil  gegenüber  anderen  p.h. Gesellschaftern  sehr  stark 
bevorzuge. 

Da  die  Zeit  fehlte,  um  die  praktischen  Auswirkungen  des 
Gewinnverteilungsschlüssels  K mit  effektiven  Zahlen  zu  belegen 
wurde  vereinbart,  den  Leiter  des  Sekretariats  K mit  der  Vornahme 
solch  einer  Rechnung  zu  beauftragen.  Sobald  auf  Grund  dieser 
Rechnungen  feststeht,  welche  praktischen  Auswirkungen  der 
Gewinnyerteilungsschlüssel  K für  p.h. Gesellschafter  und  Kom- 
manditisten von  L hat,  soll  über  die  Frage  der  Gewinnverteilung 
noch  einmal  gesprochen  werden. 

2.  Pens ions Verträge 

Die  p . h. Gesellschaf ter  bei  K haben  Pensionsverträge.  Bei  L 
besteht  solch  eine  Vereinbarung  nicht.  Die  p .h. Gesellschaf ter 
von  L haben  nach  ihrem  Ausscheiden  aus  der  aktiven  Tätigkeit 
lediglich  eine  Gewinngarantie,  die  sicherstellt,  dass  sie  in 
ertragsschwachen  Jahren  aus  ihrer  Kapitalbeteiligung  mindestens 
den  Betrag  erhalten,  der  der  Tätigkeitsvergütung  eines  aktiven 
p.h. Gesellschafters  entspricht. 

Es  wurde  beschlossen,  die  Regelung  von  K zu  übernehmen.  Die 
Bestimmung  des  Vertrages  L über  die  Gewinngarantie  soll  dem- 
entsprechend wegfallen. 

5.  Gesellschafterkündigung 

Nach  dem  Gesellschaftsvertrag  von  K kann  jedem  Gesellschafter 
durch  einen  Gesellschafterbeschluss  mit  einer  Kapitalmehrheit 
von  ÖO  % gekündigt  werden,  ohne  dass  bei  dem  gekündigten  Gesell- 
schafter ein  wichtiger  Grund"  vorzuliegen  braucht.  Bei  L gibt 
es  solch  eine  Ausschlussmöglichkeit  nicht.  Dort  ist  der  Aus- 
schluss eines  Gesellschafters  nur  aus  wichtigem  Grund  möglich. 

Es  wurde  beschlossen, ' die  Regelung  von  K zu  übernehmen.  Durch 
einen  Sondervertrag  soll  jedoch  sichergestellt  werden,  dass 
dieses  Kündigungsrecht  gegenüber  p.h. Gesellschaftern  von  L 
sowie  gegenüber  ihren  Witwen  und  Kindern  nicht  ausgeübt  werden 
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darf.  Den  gleichen  Schutz  sollen  die  Treugeber  der  S.H.Inc. 
für  sich  und  ihre  Witwen  und  Kinder  geniessen.  Mit  den  übrigen 
Gesellschaftern  von  L soll  vereinbart  werden,  dass  von  diesem 
Kündigungsrecht  erst  nach  einem  verhältnismässig  langen  Zeit- 
ablauf (mindestens  10  Jahre)  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 


Die  Übertragung  von  Anteilen 

Nach  dem  Gesellschaftsvertrag  L können  Gesellschafter  ihre 
Anteile  untereinander  abtreten,  ohne  dass  die  übrigen  Gesell- 
schafter auf  die  Auswahl  des  Erwerbers  oder  die  Höhe  des 
gezahlten  Kaufpreises  einen  Einfluss  haben.  Die  Gesellschafter 
von  K haben  dieses  Recht  nicht.  Die  Übertragung  von  Anteilen 
gilt  dort  als  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und  ist  dement- 
sprechend nur  mit  Zustimmung  der  p.h. Gesellschafter  und  einer 
Kapitalmehrheit'  der  Kommanditisten  möglich.  Gegen  die  Regelung 
bei  L machten  die  Vertreter  von  K Bedenken  geltend.  Sie  wiesen 
darauf  hin,  dass  es  die  Regelung  von  L,  bei  der  die  Gesell- 
schafter bei  Übertragungen  von  Anteilen  unter  sich  den  Preis 
nach  freiem  Ermessen  bestimmen  könnten,  neu  eintretenden  p.h. 
Gesellschaftern  sehr  schwer  machen  würde,  für  sich  eine  ange- 
messene Kapitalquote  zu  erwerben.  Deswegen  sei  bei  neuen  p.h. 
Gesellschaftern  bei  K als  Gewohnheitsrecht  die  Möglichkeit 
eingeräumt  worden,  ihre  Anteile  durch  Zukauf  von  anderen  Gesell- 
schaftern zum  Substanzwert  auf  eine  angemessene  Quote  zu  bringen. 

Es  wurde  beschlossen,  die  Regelung  von  K zu  übernehmen. 


III. 

Anschliessend  wurden  die  Wünsche  der  Gruppe  H.  besprochen.  Die 
Vertreter  von  L wiesen  darauf  hin,  dass  die  Mitglieder  der  Gruppe 

H.  als  Angehörige  der  Gründerfamilie  bei  L traditionell  eine  Son- 
derstellung einnahmen,  die  sie  über  andere  Kommanditisten  hinaus- 
hob. So  hätten  die  Herren  der  Gruppe  H,  wenn  sie  nach  Deutschland 
kämen,  im  Haus  von  L ihr  Büro,  und  könnten  von  dort  aus  auch  die 
Dienste  der  Organisation  von  L unentgeltlich  in  Anspruch  nehmen. 
Sie  hätten  aus  Tradition  auch  ein  weitgehendes  Informationsrecht. 
Andererseits  würde  die  Gruppe  H ihre  Verbindungen  in  Deutschland 
und  in  den  USA  auch  zum  Nutzen  von  L einsetzen.  Das  gelte  insbe- 
sondere für  Herrn  K.Gr.,  mit  dem  ein  Beratungsvertrag  bestehe. 

I . Beratungsvertrag  mit  Herrn  K.Gr. 

Es  wurde  beschlossen,  das  Vertrags Verhältnis  mit  Herrn  K.Gr.  auch 
nach  vollzogener  Kombination  von  K und  L fortzusetzen.  Als 
Vertragsdauer  wird  ein  Zeitraum  von  5 Jahren  in  Aussicht  genom- 
men. Die  Vertreter  der  Gruppe  K machten  jedoch  zur  Bedingung, 
dass  dieser  Vertrag  nur  so  lange  gelten  soll,  als  Herr  K.Gr. 
effektiv  geschäftlich  tätig  ist.  Sollte  er  sich  vor  Ablauf 
der  Fünf -Jahres -Frist  aus  dem  aktiven  Geschäft  zurückziehen, 
dann  würden  auch  seine  Ansprüche  aus  dem  Beratungsvertrag 
erlöschen. 
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Die  Gesellschafter  von  K erklärten  sich  bereit,  den  Beratungs- 
vertrag von  Herrn  K.Gr.  nach  dessen  Ausscheiden  auch  mit  einem 
anderen  Mitglied  der  Gruppe  H fortzusetzen,  allerdings  immer 
unter  der  Voraussetzung,  dass  der  in  Aussicht  genommene  Nach- 
folger bereit  und  in  der  Lage  ist,  der  Gesellschaft  K,  L & Co. 
die  gleichen  Dienste  zu  leisten,  wie  sie  Herr  K.Gr.  zur  Zeit 
der  Firma  L leistet. 

2.  Vertretung  der  Gruppe  H im  Verwaltungsrat  von  K,  L & Co. 

Voraussichtlich  wird  die  Gruppe  H der  grösste  Kommanditist 
der  neuen  Gesellschaft  K,  L & Co.  sein.  Es  bestand  Einigkeit 
zwischen  den  Vertretern  von  K und  L,  dass  ihr  in  dieser  Eigen- 
schaft ein  Sitz  im  Verwaltungsrat  zusteht. 

In  Anerkennung  der  Verdienste  der  Familie  H.  um  die  Firma  L 
soll  Herrn  K.Gr.  die  Stelle  eines  Stellvertretenden  Vorsitzenden 
im  Verwaltungsrat  angeboten  werden. 

3.  Vetorechte 

Nach  dem  Vertrag  L hat  die  Gruppe  H wegen  der  Höhe  ihrer 
Beteiligung  gewisse  Vetorechte.  Im  einzelnen  handelt  es  sich 
hierbei  um: 

a)  Ein  Widerspruchsrecht  gegen  Geschäfte,  die  über  den  Geschäfts- 
betrieb der  Bank  hinausgehen  und  ein  Risiko  von  10  % oder  mehr 
des  Gesellschaftskapitals  beinhalten; 

b)  ein  Vetorecht  gegen  die  Zuführung  von  Gewinnen  zur  Rücklage 
von  mehr  als  15  % des  ausgewiesenen  Bilanzgewinnes; 

c)  ein  Vetorecht  gegen  den  Ausschluss  eines  Gesellschafters 
aus  wichtigem  Grund; 

d)  ein  Vetorecht  gegen  die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  und 

e)  ein  Vetorecht  gegen  Vertragsänderungen. 

Die  Vertreter  von  K erklärten,  dass  sie  für  den  Wunsch  der 
Gruppe  H.  nach  einer  Überführung  ihres  Besitzstandes  in  den 
neuen  Gesellschaftsvertrag  zwar  Verständnis  hätten,  jedoch 
nicht  damit  einverstanden  sein  könnten,  ihre  zukünftigen  Ent- 
scheidungen von  der  Zustimmung  eines  Kommanditisten  abhängig 
zu  machen.  Ein  Vetorecht  gegen  Maßnahmen  der  Geschäftsleitung, 
das  es  bei  K nie  gegeben  hätte,  könnten  sie  unter  keinen  Um- 
ständen konzedieren. 

Was  die  anderen  Vetorechte  der  Gruppe  H.  angeht,  so  ist  ein 
Vetorecht  gegen  Rücklagenbildung  bei  K nicht  akut;  Der  Gesell- 
schaftsvertrag K sieht  eine  Rücklagenbildung  aus  Gewinnen 
durch  Mehrheitsbeschluss  nicht  vor.  Die  Gesellschafter  von  K 
können  also  eine  Verstärkung  der  Rücklagen  aus  Gewinnen  nur 
mit  satzungsändernder  Mehrheit  beschliessen.  Da  bei  Personal- 
gesellschaften jede  Änderung  im  Gesellschafterbestand  zugleich 
auch  eine  Änderung  des  Gesellschaftërvertrages  bedeutet,  richten 
sich  alle  Vetorechte  zu  b)  bis  e)  letzthin  gegen  Satzungs- 
änderungen. 
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Die  Vertreter  von  K sind  nicht  bereit,  der  Gruppe  H.  solch  ein 
Vetorecht  zu  konzedieren.  Sie  haben  jedoch  keine  Bedenken  gegen 
den  Abschluss  eines  Stimmpoolvertrages  zwischen  den  Gesellschaf- 
tern des  Stammes  L,  solange  dieser  Vertrag  die  Partner  nicht 
zu  einer  Stimmabgabe  im  Sinne  der  Gruppe  H.  verpflichtet.  Der 
Stamm  L könnte  demnach  durch  privaten  Vertrag  zwischen  seinen 
Gesellschaftern  vereinbaren,  bei  Satzungsänderungen  jeder  Art 
gemeinsam  abzustimmen,  wobei  jedoch  die  Stimmabgabe  nicht  allein 
von  dem  Wunsch  der  Gruppe  H.  abhängig  sein  darf,  sondern  durch 
Mehrheitsbeschluss  unter  den  L-Gesellschaftern  festgelegt  wer- 
den muss. 


Höhe  der  Beteiligung  der  Gruppe  H. 

Die  Gruppe  H.  hat  den  Wunsch  geäussert,  an  der  neuen  Gesellschaft 
K,  L & Co.  eine  Beteiligung  von  mindestens  10  ^ des  Kapitals  zu 
haben.  Ihre  Beteiligung  auf  dieser  Höhe  zu  halten,  sei  - ins- 
besondere aus  steuerlichen  Gründen  - für  sie  ausserordentlich 
wichtig. 

Die  Vertreter  von  K hatten  für  diesen  Wunsch  Verständnis,  wiesen 
jedoch  darauf  hin,  dass  es  unmöglich  sei,  durch  ein  Versprechen, 
der  Gruppe  H.  eine' Kapitalbeteiligung  vnn  10  % zu  sichern, 
praktisch  alle  zukünftigen  Kapitalerhöhungen  zu  blockieren.  Vor- 
aussetzung für  einen  solchen  ''Bestandsschutz"  müsse  also  sein, 
dass  die  Gruppe  H.  die  beschlossenen  Kapitalerhöhungen  mit- 
macht . Sollte  ihr  das  aus  finanziellen  oder  rechtlichen  Gründen 
bei  einer  gegebenen  Kapitalerhöhung  nicht  möglich  sein,  dann 
könne  ihr  durch  Privatvertrag  das  Recht  gegeben  werden,  die 
Kapitalerhöhung  innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  nachzuholen. 

Es  sei  jedoch  nicht  möglich,  der  Gruppe  H.  eine  Kapitalbeteili- 
gung von  10  % zu  garantieren,  wenn  z.B.  ein  neuer  Gesellschaf- 
ter aufgenommen  werden  soll.  Nach  Ansicht  der  Vertreter  von  K 
sei  eine  spätere  Verringerung  der  Beteiligung  der  Gruppe  H. 
unter  10  % auch  deswegen  nicht  unzumutbar,  well  die  amerikani- 
sche Zinsausgleichsteuer  Erträge  von  Beteiligungen  unter  10  % 
nur  dann  erfasse,  wenn  diese  Beteiligungen  von  Anfang  an  unter 
diesem  Prozentsatz  gelegen  hätten.  Beteiligungen,  die  ursprüng- 
lich 10  % und  mehr  waren,  jedoch  aufgrund  späterer  Kapital - 
erhöhungen  unter  10  % sänken,  behielten  jedoch  ihre  Steuer- 
freiheit. 

Die  Vertreter  von  L werden  die  Gegenvorschläge  von  K zu  den  Punk- 
ten 1.  bis  4.  mit  den  Herren  der  Gruppe  H.  erneut  diskutieren. 

5-  Übertragungen  von  Anteilen  der  S.H.Inc.  an  die  N.Y. Hanseatic  * 

Die  Gruppe  H.  hat  aufgrund  eines  Snndervertrages  mit  L.  das  Recht, 
einen  Teil  ihrer  Beteiligung  an  der  S.H.Inc.  auf  die  New  York 
Hanseatic  zu  übertragen.  Dieses  Recht  besteht  nur  solange,  als 
die  New  York  Hanseatic  von  Mitgliedern  der  Familie  H.  kontrol- 
liert wird.  Für  den  Fall,  dass  nach  erfolgter  Übertragung  von 
Anteilen  der  S.H.Inc.  an  die  New  York  Hanseatic  dieser  Gesell- 
schafter aus  der  Kontrolle  der  Gruppe  H. entlassen  werden  sollte, 
haben  die  Gesellschafter  von  L das  Recht,  Hanseatic  aus  der 
Gesellschaft  herauszukUndigen. 
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Es  bestand  Einigkeit  darüber,  dass  die  Rechte  und  Pflichten  dieses 
Vertrages  von  der  neuen  Gesellschaft  K,L  & Co.  übernommen  werden 
sollen. 

6.  Kündigungsrecht  von  Erben  eines  Treugebers  der  S.H.Inc. 

Nach  dem  Gesellschaftsvertrag  von  L können  die  Erben  eines  ver- 
storbenen Gesellschafters  innerhalb  einer  Frist  von  6 Monaten 
nach  Eintritt  des  Erbfalles  ihr  Ausscheiden  aus  der  Gesellschaft 
erklären.  Die  Kündigungsfrist  beträgt  also  in  diesem  Pall 
anstatt  der  drei  -Jahre,  die  jetzt  nach  dem  Vertrag  von  K und 
auch  nach  dem  neuen  Vertragsentwurf  besteht,  nur  6 Monate.  Die 
Auszahlung  des  Auseinandersetzungsguthabens  würde  allerdings 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen,*  also  in  acht  Viertel-Jahres- 
Raten,  erfolgen. 

Die  Vertreter  von  K erklärten  sich  damit  einverstanden,  der  Gruppe 
H.  durch  Privatvertrag  ein  entsprechendes  Recht  einzuräumen. 


IV. 

Das  weitere  Procedere  wurde  wie  folgt  festgelegt: 

L wird  die  Gegenvorschläge  von  K unverzüglich  mit  der  Gruppe  H. 
besprechen  und  sich  für  die  Annahme  dieser  Vorschläge  einsetzen. 
Zugleich  soll  L neue  Vertragsentwürfe  herstellen,  in  denen  die 
Ergebnisse  der  bisherigen  Verhandlungen  berücksichtigt  sind.  Es 
kommen  hier  in  Frage:  Ein  neuer  KG-Vertrag  für  die  Gesellschaft 
K,  L & Co.,  ferner  ein  Poolvertrag  zwischen  den  Gesellschaftern 
des  Stammes  L und  schliesslich  ein  Privatvertrag  zwischen  den  p.h. 
Gesellschaftern  von  K,  L & Co.  und  der  Gruppe  H. 

L wird  Herrn  Wirtschaftsprüfer  Dr.Ka.  den  Auftrag  erteilen,  die 
steuerlichen  Konsequenzen  einer  Kombination  K & L noch  einmal 
zu  überprüfen.  Hierbei  soll  insbesondere  noch  geklärt  werden, 
wie  die  Steuersituation  ist,  wenn  die  Gesellschaften  K und  L 
selbständig  bleiben  und  lediglich  durch  eine  gemeinsame  Ober- 
gesellschaft zusammengehalten  werden,  in  deren  Gesellschaftsver- 
trag eine  Gewinnpoolung  und  eine  einheitliche  Geschäftsführung 
für  beide  Gesellschaften  vorgesehen  ist. 

Während  des  ersten  Wochenendes  im  März  ds.Js.  werden  sich  die 
p.h. Gesellschafter  von  K und  L in  einer  gemeinsamen  Klausurtagung 
treffen,  um  die  geschäftspolitischen  Probleme,  die  mit  der  Kom- 
binierung K und  L verbunden  sind,  gemeinsam  zu  durchdenken  und 
zu  diskutieren.  Die  Tagesordnungspunkte  dieser  Klausurtagung  wer- 
den die  Vertreter  von  K und  L noch  untereinander  absprechen. 


.Essen,  den  17.2.1967| 

h.  i 
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Lieber  Kurt  ! 


4300  , den  8.  2.  1967 


Haben  Sie  Dank  für  Ihren  Hinweis  auf  die  INTRA  BANK, 
Frankfurt. 

Wir  haben  die  Sache  überlegt.  Außerdem  hatte  ich  die 
Gelegenheit,  mit  Herrn  N von  K darüber  zu  sprechen. 
Schließlich  sind  wir  aber  zu  der  Überzeugung  gekommen, 
daß  man  nur  an  eine  Übernahme  des  Geschäftslokals  zur 
Eröffnung  einer  eigenen  Niederlassung,  nicht  aber  an  die 
Fortführung  der  alten,  gegebenenfalls  umgewandelten 
Firma  denken  kann.  Die  alte  Firma  ist  zu  stark  ramponiert. 
Eine  eigene  Niederlassung  in  Frankfurt  erscheint  uns  jedoch 
nicht  geraten.  Was  wir  anstreben  möchten,  ist  eine  zweck- 
entsprechende Beteiligung. 

In  dem  ersten  offiziellen  Gespräch  nach  meiner  Rückkehr 
mit  N habe  ich  im  übrigen  feststellen  müssen,  daß  unsere 
Verhandlungsposition  wesentlich  schwächer  geworden  ist. 

K hat  in  den  letzten  Monaten  seine  auf  der  Annahme,  daß 
unsere  Gespräche  nicht  erfolgreich  zu  Ende  geführt  werden 
könnten,  aufbauende  Geschäftspolitik  konsequent  fortgesetzt. 
Dadurch  sind  wir  erheblich  ins  Hintertreffen  geraten. 
Außerdem, hat  unsere  Ruhrgebietsposition  erheblich  an 
Interesse  verloren.  Schließlich  ist  K von  dritter  Seite  aus 
in  Überlegungen  mit  einbezogen  worden,  die  für  K möglicher- 
weise viel  interessanter  sind  und  deren  Verwirklichung 
uns  in  eine  sehr  mißliche  Lage  bringen  würde.  Unser  Ver- 
handlungsspielraum ist  jedenfalls  sowohl  in  materieller  als 
auch  ip  zeitlicher  .Beziehung  sehr  stark  eingeschrumpft. 

Dies  nur  zu  Ihrer  Information. 

Mit  den  herzlichsten  Grüßen 


I 


GESCHÄFTSINHABER 

Dr.Bernh.  von  Falkenhausen 


4 3 ESSEN,  DEN  6. Februar  I967 

Lindenallee  7*9 


Lieber  Kurt!  • 

Vielen  Dank  für  Ihren  Brief  vom  27.1,  mit  dem  Sie  mir  die  während 
meines  Aufenthaltes  in  New  York  diktierte  Aktennotiz  vom  gleichen 
Tage  übermittelt  haben.  Auch  Ihren  Brief  vom  30. Januar  habe  ich 
inzwischen  erhalten. 

Am  vergangenen  Wochenende  habe  ich  den  Inhalt  der  Aktennotiz, 
der  die  Bedingungen  Ihrer  Gruppe  für  eine  Zustimmung  zu  dem 

Zusamm§ngêh§n  K.&  L.  mit  Ern§t  §tigf§l  glngghend  bgspro- 

chen.  Die  Aussprache  fand  in  der  gleichen,  von  gegenseitigem 
Vertrauen  getragenen,  freundschaftlichen  Atmosphäre  statt,  die 
ich  während  unserer  Verhandlungen  in  New  York  so  besonders  ange- 
nehm empfunden  hatte.  Ich  glaube,  dass  wir  uns  über  die  wesent- 
lichen Dinge  einig  sind. 

Im  einzelnen  möchte  ich  das  Ergebnis  unserer  Unterhaltung  wie 
folgt  zusammenfassen;  Zum  leichteren  Verständnis  werde  ich  die 
einzelnen  Punkte  unseres  Gespräches  in  der  numerischen  Reihen- 
folge bringen,  in  der  sie  in  Ihrer  Aktennotiz  vom  27. Januar 
genannt  sind. 

1.  Ernst  Stiefel  und  ich  sind  beide  der  Ansicht,  dass  eine 

Beteiligung  Ihrer  Gruppe  an  der  Geschäftsleitung  von  K.L.&  Co. 
aus  tatsächlichen  und  rechtlichen  Gründen  nicht  praktikabel 
ist.  Ihre  wohlerworbenen  Rechte  sollten  daher  durch  Abschluss 
eines  Beratungsvertrages  gewahrt  werden.  Über  die  einzelnen 
Bestimmungen  des  Beratungsvertrages  müsste  man  sich  noch  unter- 
halten. Ich  würde  Vorschlägen,  den  Vertrag  mit  Ihnen  persönlich  ■ 
für  eine  Zeitdauer  von  5 Jahren  abzuschliessen  mit  der  Maß- 
gabe, dass,  falls  Sie  sich  vor  Ablauf  dieser  Frist  aus  dem 
aktiven  Geschäft  zurückziehen  sollten,  die  Rechte  des  Vertra- 
ges auf  ein  anderes  Mitglied  Ihrer  Gruppe,  das  den  Gesell- 
schaftern von  K.&  L.  genehm  ist,  für  die  restliche  Laufzeit 
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übertragen  werden.  Eine  Verlängerung  des  Vertrages  müsste  aller- 
dings davon  abhängig  gemacht  werden,  ob  Ihr  präsumptiver  Nach- 
folger in  der  Lage  ist,  der  Gesellschaft  die  Dienste  zu  leisten, 
die  Sie  uns  in  den  vergangenen  Jahren  aufgrund  Ihrer  Kenntnisse 
im  internationalen  Finanzgeschäft  und  Ihrer  Verbindungen,  ins- 
besondere im  deutschen  Raum,  leisten  konnten. 

Die  Frage  eines  Sitzes  Ihrer  Gruppe  im  Kreditausschuss  von 
K.L.&  Co.  habe  ich  letzte  Woche  mit  Herrn  Neumann  besprechen 
können.  Nach  dem,  was  mir  Herr  Neumann  von  der  Arbeit  des  Kre- 
ditausschusses erzählt  hat,  halte  ich  es  für  fraglich,  ob  der 
Vertreter  Ihrer  Gruppe  im  Ausschuss  eine  sinnvolle  Tätigkeit 
entfalten  kann.  Der  Kreditausschuss,  so  wie  er  jetzt  bei  K. 
funktioniert,  soll  angeblich  recht  häufig  und  mit  kurzer  Lade- 
frist einberufen  werden,  damit  über  wichtige  Engagements  rasch 
entschieden  werden  kann.  Mitglieder  mit  einem  Wohnsitz  in  den 
USA  hätten  damit  kaum  die  Möglichkeit  zu  regelmässiger  Teil- 
nahme. Ihre  Informationswünsche  sollten  daher  im  Beratungsver- 
trag berücksichtigt  werden,  und  nicht  durch  ein  Mandat  im  Kredit- 
Im  Verwaltungsrat  von  K.L.&  Co.  wird  Ihre  Gruppe  selbstver- 
stündlich  vertreten  sein. 


2.  Es  wäre  sicherlich  sehr  begrüssenswert,  wenn  bei  einer  Fusion 
von  K.  und  L.  ein  Verhältnis  von  60  : 4o  durchgesetzt  werden 
könnte.  Bei  den  derzeitigen  Grössenverhältnissen  würde  das 
jedoch  kaum  realisierbar  sein.  Wie  wir  Ihnen  jedoch  bereits 
in  New  York  sagten,  betrachten  auch  wir  ein  Verhältnis  von 

2 : 1 für  uns  als  die  unterste  vertretbare  Grenze. 

3.  Wir  haben  die  Vetorechte  Ihrer  Gruppe  im  Gesellschaftsvertrag 
L.  eingehend  untersucht.  Im  einzelnen  handelt  es  sich  hierbei 
um  folgende  Rechte: 

a)  Widerspruch  gegen  ungewöhnliche  Geschäfte  (§  3 Abs. 3); 

b)  Vetorecht  gegen  Rücklagenbildungen  aus  Gewinnen,  soweit 
diese  ein  gewisses  Maß  überschreiten  (§  6 Abs.I  c); 

c)  Vetorecht  gegen  den  Ausschluss  eines  Gesellschafters  aus 
wichtigem  Grund  (§  7 Abs. 4); 
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d)  Vetorecht  gegen  die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  (§8  Abs.l); 

e)  Vetorecht  gegen  Vertragsänderungen  (§12); 

f)  Schliesslich  können  4/5  des  Kommanditkapitals  verlangen,  dass 
der  Jahresabschluss  von  einem  Schiedsgutachter  Uberprüft  wird. 

Zu  a)  Zur  Zeit  hat  Ihre  Gruppe  ein  Vetorecht  gegen  Maßnahmen  der 

Geschäftsleitung,  die  über  den  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb 
hinausgehen,  und  ein  Risiko  von  10  % oder  mehr  des  Gesellschafts- ^ 
kapitals  beinhalten.  Ernst  Stiefel  möchte  das  Vetorecht  in  den 
neuen  Gesellschaftsvertrag  übernehmen  mit  der  Einschränkung,  ^ 

'dass  es  erst  bei  Engagements  mit  einem  Risiko  von  20  % des 
Gesellschaftskapitals  wirksam  werden  soll.  Wie  Sie  wissen,  ; 

ist  dieses  Vetorecht  niemals  akut  geworden,  da  Sie  ein  Mit- 

spracherecht  in  Fragen  der  Geschäftsführung  niemals  verlangt 

haben.  In  der  Praxis  wäre  solch  ein  Vetorecht  auch  nur  schwer 
realisierbar,  da  Geschäfte,  die  10  % unseres  Gesellschafts- 
kapitals betragen,  also  z.B.  Kredite  von  DM  2 Mio.,  wie  Sie 
wissen,  für  uns  oft  Routineangelegenheiten  sind,  die  an  Ort 
und  Stelle  entschieden  werden  müssen.  Die  gleichen  Umstände 
würden  auch  dem  von  Ernst  Stiefel  vorgeschlagenen  Vetorecht 
bei  K.L.  & Co.  entgegenstehen.  Die  neue  Gesellschaft  wird  vor- 
aussichtlich ein  Nominalkapital  von  rund  DM  60  Mio.  haben,  was 
bedeuten  würde,  dass  nach  dem  Vorschlag  Stiefel  Ihrer  Gruppe  ein  ; 
Vetorecht  gegen  Engagements  von  12  Mio.  und  mehr  zustehen  würde. 

Wie  wir  Ihnen  in  New  York  darlegten,  ist  ein  wichtiger 
Grund  für  unseren  Entschluss,  mit  K. zusammenzugehen,  der 
Umstand,  dass  die  Anforderungen  unserer  Großkunden  an  uns  in 
den  vergangenen  Jahren  ständig  gewachsen  sind  und  voraussicht- 
lich in  den  kommeTS^^ahren  weiter  wachsen  werden.  Deswegen 
wird  sich  die  neue  Gesellschaft  K.L.&  Co.  wahrscheinlich  recht 
oft  dem  Wunsch  grosser  Kunden  nach  Krediten  oder  Bürgschaften 
von  DM  12  Mio.  oder  mehr  stellen  müssen. 

Da  das  Vetorecht  Ihrer  Gruppe  in  der  Vergangenheit  niemals 
praktiziert  worden  ist,  möchte  ich  Sie  daher  bitten,  zu  über- 
V legen,  ob  dieses  Recht  für  Ihre  Gruppe  wirklich  unabdingbar 
ist,  oder  ob  Sie  nicht  darauf  verzichten  könnten.  Denn  wie 
ich  die  Herren  der  Gruppe  K. kenne,  werden  diese  solch  ein 
Vetorecht  nicht  konzedieren.  - 4 -' 
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Zu  b)  Nach  dem  Gesellschaftsvertrag  L.  kann  Ihre  Gruppe  einer 
Rücklagenzuf ührung  von  mehr  als  15  % des  ausgewiesenen 
Bilanzgewinnes  widersprechen, und  damit  die  RUcklagenbildung 
verhindern.  Ich  habe  keine  Bedenken,  eine  entsprechende 
Regelung  auch  in  den  neuen  Vertrag  einzufügen. 

Zu  c)  Ihrer  Gruppe  steht  ein  Vetorecht  zu  gegen  den  Ausschluss 

eines  Gesellschafters  aus  wichtigem  Grund.  Rechtlich  lässt 
sich  solch  ein  Vetorecht  vereinbaren.  Verstösst  der  Gesell- 
' schafter,  dem  das  Vetorecht  zusteht,  gegen  seine  Pflichten 
zur  Gesellschaftstreue,  dann  bleibt  den  übrigen  Gesellschaf- 
tern nichts  übrig,  als  die  Gesellschaft  aufzulösen  (ein 
Recht,  das  Ihnen  das  Gesetz  zwingend  zugesteht),  und  unter 
sich  eine  neue  Gesellschaft  zu  gründen.  Solch  eine  Regelung 
funktioniert  in  der  Praxis  nur,  wenn,  wie  das  bei  uns  der 
Fall  war,  die  Gesellschafter  sich  einig  sind,  und  Fälle 
gesellschaftsfeindlichen  Handelns  nicht  auftreten.  Im  Ernst- 
fall führt  sie  jedoch  zu  unbilligen  Ergebnissen. 

Ich  halte  es  für  vernünftiger  im  Interesse  aller  Beteilig- 
ten, wenn  den  Gesellschaftern  in  ihrem  neuen  Vertrag  die 
Möglichkeit  gegeben  wird,  solche  Gesellschafter,  die  sich 
gesellschaftsfeindlich  verhalten,  aus  der  Gesellschaft  zu 
entfernen.  Ich  möchte  hinzufügen,  dass  die  Rechtsprechung 
an  das  Vorliegen  solch  eines  "wichtigen  Grundes"  sehr  hohe 
Anforderungen  stellt  und  den  Ausschluss  eines  Gesellschaf- 
ters nur  dann  zulässt,  wenn  dieser  durch  sein  Verhalten 
die  Vertrauensbasis  zwischen  den  Gesellschaftern  so  zerrüt- 
tet hat,  dass  den  übrigen  Gesellschaftern  eine  Zusammen- 
arbeit nicht  mehr  zuzumuten  ist. 

Da  die  Gruppe  K.  sicherlich  darauf  bestehen  wird,  dass  der 
neue  Gesellschaftsvertrag  ein  Recht  zum  Ausschluss  von 
Gesellschaftern  aus  wichtigem  Grunde  vorsieht,  und  da  dieses 
Problem  für  Ihre  Gruppe  sowieso  nur  von  theoretischer  Be- 
deutung ist,  möchte  ich  Sie  auch  hier  bitten,  zu  überlegen, 
ob  Sie  auf  diesem  Vetorecht  bestehen  müssen. 


- 5 - 


5 »BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM  6. Februar  1967  Herrn  Kurt  H.Grunebaum,  New  York 


< 


Zu  d)  Nach  dem  Vertrag  L.  steht  Ihrer  Gruppe  ein  Vetorecht  gegen 
die  Aufnahme  neuer  Gesellschafter  zu.  Wenn  ich  Sie  in  New 
York  richtig  verstanden  habe,  so  haben  Sie  dort  die  Mei- 
nung vertreten,  dass  sich  Ihre  Gruppe  einem  Wunsch  der 
inländischen  Gesellschafter,  einen  gewissen  Herrn  oder 
eine  gewisse  Firma  als  Gesellschafter  aufzunehmen,  nicht 
. widersetzen  werde,  da  Sie  aus  geografischen  Gründen  die 
Frage,  ob  der  Eintritt  der  betreffenden  Person  oder  Firma 
in  die  Gesellschaft  wünschenswert  ist,  doch  nicht  klar 
' beantworten  könnten.  Ich  möchte  daraus  schliessen,  dass 
dieses  Vetorecht  für  Ihre  Gruppe  keine  entscheidende  Be- 
deutung hat . 

Zu  e)  Ihrer  Gruppe  steht  schliesslich  ein  Vetorecht  gegen  Ände- 
rungen des  Gesellschaftsvertrages  zu.  Ernst  Stiefel  möchte 
dieses  Vetorecht  in  den  neuen  Gesellschaftsvertrag  über- 
nehmen. Ich  glaube  nicht,  dass  die  Gruppe  K.  das  Vetorecht 
in  dieser  allgemeinen  Form  konzedieren  wird.  Denkbar  wäre 

' . vielleicht  ein  Vetorecht  gegen  Satzungsänderungen,  die 

die  Rechtsstellung  der  Kommanditisten  verschlechtern  würden. 
Sonst  müssten  die  Rechte  Ihrer  Gruppe  im  Wege  eines  Pool- 
vertrages mit  dem  Stamm  L.  gesichert  werden. 

Zu  f)  Bei  der  Feststellung  des  Jahresabschlusses  können  4/5  des 
Kommanditkapitals  die  Einsetzung  eines  Schiedsgutachters 
verlangen,  wenn  sie  mit  einzelnen  Posten  nicht  einverstan- 
den sind. 

Hier  handelt  es  sich  nicht  um  ein  Recht  der  Gruppe  Hirsch- 
land, sondern  um  ein  Recht  der  Kommanditisten.  Dieses 
Recht  sollte  in  den  neuen  Gesellschaftsvertrag  übernommen 
werden. 

4.  Zu  der  Frage  des  Ausschlusses  eines  Gesellschafters  aus  wich- 
tigem Grunde  kann  ich  auf  Ziffer  verweisen.  Darüber  hinaus 
sieht  der  Vertragsentwurf  in  § 19  Abs.  5 einen  Ausschluss 
auch  dann  vor,  wenn  sich  ein  Gesellschafter  als  einziger  gegen 
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einen  Beschluss  der  übrigen  Gesellschafter  sträubt  und  der 
Durchführung  des  Beschlusses  widerspricht.  Den  Sinn  dieser 
Bestimmung  habe  ich  Ihnen  in  New  York  erläutert:  Sie  soll 
bewirken,  dass  ein  Gesellschafter  die  Durchführung  eines 
Gesellschafterbeschlusses  nicht  dadurch  hintertreiben  kann, 
dass  er  seine  Mitwirkung  verweigert,  also  insbesondere  seine 
Unterschrift  unter  die  Anmeldung  des  Beschlusses  zum  Handels- 
register nicht  leistet. 

Dass  diese  Bestimmung  den  Ausschluss  von  Gesellschaftern, 
die  lediglich  von  einem  satzungsmässigen  Vetorecht  Gebrauch 
gemacht  haben,  nicht  deckt,  ist  selbstverständlich.  Diese 
Einschränkung  der  Ausschlussmöglichkeit  müsste  noch  in  den 
Entwurf  eingefUgt  werden. 

Den"Herausschmeisser-Paragraphen’’  von  K.  lehnen  auch  wir  ab. 
Auch  wir  sind  der  Ansicht,  dass  den  Gesellschaftern  ein  Recht, 
andere  Gesellschafter  auch  ohne  Vorliegen  eines  wichtigen 
Grundes  auszuschliessen,  wenn  überhaupt,  dann  nur  unter  ganz 
besonderen  Voraussetzungen  zugestanden  werden  soll.  Denkbar 
wäre  z.B.  der  Pall  eines  Kommanditisten,  der  der  Gesellschaft 
an  ihrem  eigenen  Geschäftssitz  Konkurrenz  macht. 

Sollte  die  Gruppe  K.  auf  die  Übernahme  ihrer  Regelung 
bestehen,  dann  müsste  die  Gruppe  L.  Ihre  Interessen  durch 
einen  Poolvertrag  schützen. 

5*  In  diesem  Punkt  haben  wir  Ihnen  bereits  zugestimmt.  Wir 

erkennen  an,  dass  Ihre  Beteiligung  aus  steuerlichen  Gründen 
10  % des  Gesellschaftskapitals  nicht  unterschreiten  darf. 

6.  Über  die  Möglichkeit,  Ihnen  über  eine  Beteiligung  von  10  % 
hinaus  ein  Vorkaufsrecht  einzuräumen,  müsste  noch  gesprochen 
werden.  Da  sich  dieser  Punkt  nur  auf  die  Gruppe  L.  bezieht,  - 
ist  er  für  unsere  Verhandlung  mit  K.  ohne  Bedeutung. 

7.  Pür  diesen  Punkt  gilt  das  gleiche  wie  für  Punkt  6. 
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8.  - 10.  Diese  Punkte  der  Aktennotiz  werfen  u.E.  keine  Probleme  auf. 


Was  Ihren  Brief  vom  30. Januar  anbetrifft,  so  bin  ich  ganz  Ihrer 
Ansicht,  dass  die  Rechte  der  Gruppe  Hirschland  auch  während  des 
Übergangsstadiums,  d.h.  unter  der  Geltung  des  sogenannten 
OHG-Vertrages,  gewahrt  werden  müssen.  Das  ist  jedoch  m.E.  kein 
Problem,  da  der  OHG-Vertrag  die  Rechte  beider  Stämme  nach  ihren 
Gesellschaftsve^nv§räidert  lässt,  und  bei  Beschlüssen  kein 
Stamm  von  dem  andern  überstimmt  werden  darf. 


Unseren  telefonischen  Absprachen  folgend,  werden  wir  versuchen, 
ein  direktes  Gespräch  zwischen  Ernst  Stiefel  und  der  Gruppe  K. 
während  des  nächsten  Wochenendes  zustande  zu  bringen.  Ob  das 
klappt,  ist  allerdings  noch  nicht  sicher,  da  Herr  Zahn  erst  am 
10. Februar  von  seiner  Reise  nach  Mexico  zurückkehren  wird. 


Den  Entwurf  dieses  Briefes  habe  ich  in  Hinterzarten  mit  Ernst 
Stiefel  abgesprochen.  Er  hat  auf  den  Entwurf  noch  einen  Ver- 
merk gesetzt,  den  ich  Ihnen  hiermit  weitergeben  möchte; 

"Lieber  Kurt! 

Ich  gehe  von  der  Überlegung  aus,  dass  Deine  Gruppe 
- aus  historischen  und  moralischen  Gründen  - dieselben 
Rechte  in  K und  L verlangen  sollte,  die  sie  in  L hat, 
sodass  nur  die  Quantität,  aber  nicht  die  Qualität  der 
Beteiligung  Hirschland  sich  ändert.  Die  Sonderrechte 
Eurer  KG  sind  6fach,  ich  habe  sie  in  der  Anlage  zusammen- 
gestellt . 

Ich  meine,  diese  Sonderrechte  müssten  als  Gesamt- 
Paket  der  K-Gruppe  vorgetragen  und  erklärt  werden, 
so  wie  sie  Euch  in  den  Anmerkungen  zum  L-Vertrag  1965 
plausibel  gemacht  wurden.  - Herzlichst  Ernst  " 


Mit  vielen  Grüssen  von  Haus  zu  Haus  bin  ich 


Ihr 


r 


30.  Januar  19o7 


Herrn 

Bernhard  von  Falkenhausen 
Bankhaus  Burkhardt  & Co. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Deutschland, 


Lieber  Bernhard. 

Dieses  'Jochenende  habe  Ich  zum  ersten  Mal  Zelt  gehabt, 
die  Aktennotiz  Karoll  ucber  die  Steuern  sowie  den  Ver- 
trag ueber  die  Zwlschenloesung  zu  lesen.  Kein  anderes 
Familienmitglied  hat  bisher  diese  Unterlagen  gelesen. 

Ich  werde  sie  jetzt  meinem  Bruder  Erich  geben. 

Was  die  Bedeutung  der  Steuerfrage  anbetrifft,  sofern  ein 
Vergleich,  wie  er  von  Karoll  nngedeutet  wird,  nichti  moeg- 
llch  1st,  vermag  ich  nicht  zu  uebersehen.  Auf  unsere  Frage 
am  Wochenende  ist  dies  von  Ihnen  oder  Finckenstein  als 
nicht  so  wichtig  dargestellt  worden.  Ob  das  zutrifft  oder 
nicht,  woiss  ich  nicht  und  v;enn  man  etwas  v/eitcr  ist,  uiid 
bevor  man  etwas  endgueltlg  tut,  muesste  die  hlesioge  Steuer- 
seite auch  geprueft  werden. 

Was  den  Uebergangsvertrag  betrifft,  so  muessten  die  Gcdtui-- 
ken  der  Aktennotiz,  die  ich  Ihnen  vergangene  Woche  geschickt 
habe,  natuerllch  auch  mit  hineingcarbeitet  werden.  Ich  be- 
halte mir  vor,  auf  beide  Dokumente  nochmals  zurueckzukoramen, 
nachdem  ich  Gelegenheit  gehabt  habe,  sie  mit  meinem  Bruder 
durchzusprechen . 

Wenn  ich  den  Brief  an  Sie  adressiere,  so  gilt  er  natuerllch 
fuer  alle  Inhaber,  die  sich  mit  diesem  Problem  befassen. 

Mit  freundlichen  Gruessen 


Ihr 


KGO:la 


I 


27  Januar  1967 


Herrn 

Bernhard  von  Falkenliausen 
Bankhaus  Durkhardt  & Co 
Undenallee  7-9 
Essen,  Deutschland 


Lieber  Bernhard 


In  der  Anlage  ucberreiche  ich  Ihnen  das  gemeinsam  diktierte  Memoran- 
dum.  ln  dem  ich  kaum  etwas  veraendert  habe  und  dessen  Aenderun.^en 
eigentlich  nur  stilistischer  Art  sind  oder  der  Klarstellung  dienen.  Ich 
habe  nüch  bei  den  Bedenken,  die  v/ir  gegen  die  Fusion  von  K.  & L. 
haben  auf  die  beachraenkt.  die  man  den  Herren  von  K oh*Ê  weiteres 
sagen  kann  Wie  Sie  und  die  anderen  Herren  in  Essen  wissen,  war 
unser  Hauptbedenken,  dass  L,  von  dem  grocsseren  Tier  K aufge- 
fressen wird  Wir  haetten  eine  andere  LoG^ur^^  vorgezogen 

Sie.  haben  inzwischen  gehoert,  dass  die  Interest  Eqvnlization  Tax  ver- 
doppelt ist  und  es  muss  bei  den  Fusionsvcrhandlungcn  so  verhandelt 
werden,  dass-wir  von  Anfang  an  nicht  unter  10%  komimen.  Wie  ich 
Ihnen  sagte,  gehe  ich  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  uns  persoenllch 
keinerlei  Anwaltsspesen  treffen  Sie  sagten  mir,  dass  Sie  mit  dieser 
Ansicht  pcrsoenlich  uebereinstimn.en . Ich  habe  Stiefel  Kopie  des  ’ 

Memorandums  geschickt  und  Ihn  am  Telefon  bereits  inzwischen  orien- ' 
tiert 

Mit  freuntflllchen  Gruessen 


•V 


V 


% 
é " 


January  27,  1967 


In  den  Besprechungen  vom  20  21.  und  22..  die  inNew  York  stattgefunden  haben, 
hat  die  New  Yorker  Gruppe  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  sie  gegen  eine 
Fusion  von  K.  & L.  die  groessten  Bedenken  haette  und  zwar  hauptsaechlich 
aus  dem  Grunde  der  verschiedenen  Groessenverhaeltnisse.  Ausserdem  haette 
sie  eine  andere  geographische  Verteilung  vorgezogen.  Die  Herren  vonL. 
haben  dargelegt,  aus  welchen  Gruenden  sie  eine  derartige  Fusion  fuer  richtig 
erachten  Neben  diesen  prinzipiellen  Bedenken  kamen  folgende  sachliche 
Punkte  auf,  deren  befriedigende  Loesung  eine  Vozaussetzung  zu  einer  end- 
gueltigen  Zustimmung  ist. 

1.)  Die  Gruppe  Grunebaum  haben  in  den  Restitutionsverhandlungen  mit  L.  auf 
viele  moegllchkelten  verzichtet,  in  der  Erwartung  und  Hoffnung,  mit  den 
Partnerri  von  L.  ein  persoenllches  enges  Verhaeltnis  herzustellen  und  ge- 
glaubt, dass  ohne  juristische  Formuierung  sich  eine  enge  persoenliche  Zu- 
sammenarbeit ermoegllchen  Hesse.  Diese  Erwartung  ist  in  der  fast  20. 
Zusamnrienarbelt  durchaus  c rfuellt  worden  und  die  Stellung  der  Gruppe 
Grunebaum  hat  sich  dadurch  grundsaetzlich  von  der  Stellunj  anderer  Komrrian- 
ditisten  bei  L.  unterschieden.  Sie  befuerchten,  dass  in  dem;  groesseren  Gre- 
mium dieses,  eines  ihrer  Hauptirteressen,  das  sich  teils  ideell,  teils  ma- 
teriell ausgedrueckt  hat  verlorengeht  und  haben  deshalb  vageschlagen . dass 
sie  das  Recht  haben  einen  aus  ihrer  Gruppe,  der  den  Partner  von  K.  plus  L. 
genehm,  ist,  als  Geschaeftsfuehrer  in  das  Gremium  rach  Deutschland  zu  sen- 
den ohne  dass  damit  eine  persoenliche  Haftung  verbunden  wird.  Sie  legen 
dabei  Wert  darauf,  dass  ein  derartiger  Geschaeftsfuehrer  aehnlich  honoriert 
- wuerde.  wie  ein  persoenlich  haftender  Gesellschafter, d h.  Gdialt  plus  einer 
noch  zu  verhandelnden  Gewinnbeteiligung.  Sie  glauben,  dass  eine  derartige 
Loesung  auch  Im  Interesse  von  K & L.  liegt,  da  die  GrvppeG,  im,  interm- 
tionalen  Geschaeft  gut  bekannt  ist  und  sich  eines  guten  Namens  erfreut.  Die 
Herren  der  Gruppe  L.  wissen  nicht,  ob  dies  durchfuehrbar  ist.  Einen  weite- 
ren Vorschlag  der  Gruppe  G.,  dass  die  Simon  Hirschland  Inc.  als  persoenlich 
haftender  Gesellschafter  mit  einem  kleinen  nondnal  Kapital  inK.  & L.  eintrltt 
und  durch  einen  Aktionaer  oder  Direktor  von  Sim.on  Hirschland  Inv.  in  dem 
Gremium  von  K.  & L.  vertreten  wird,  wollen  die  Herren  von  L ueberlegen, 
aber  befuerchten  dass  das  auch  keine  Loesung  ist.  Sie  erklaeren  sich  aber 
bereit,  beide  Ideen  nochn^ials  zu  ueberlegen  Die  Gruppe  G.  hofft  sehr,  dass 
eine  der  beiden  vorgeschlagenen  Moegllchkelten  durchfuehrbar  ist  Die  Herren 
von  L.  haben  einen  Gegenvorschlag  gemacht,  vor,  die  Bedenken  der  Gruppe 
Grunebaum,  zu  zerstreuen,  in  dem  man  mit  einem  Vertreter  der  Gruppe  G. 
einen  langfristigen  Beratungsvertrag  abschliesst,  der  ihm  die  Moegllchkeit 
geben  wuerde,  sich  mit  dem  groesseren  Gremium  auf  die  Dauer  so  zu  stellen, 
wie  er  sich  bisher  mit  L.  gestellt  hat.  Sollte  der  zuerst  genamte  Vertreter 
durch  Tod  oder  Ge sundhelts schaden  ausschelden,  muesste  ein  entsprechend 
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neuer  Vertrag  nUt  einem  den  persoenlich  haftenden  Partner  K.  St  L.  genehmen 
Vertreter  der  Gruppe  G.  abgeschlossen  werden.  Die  Gruppe  G.  macht  dabei 
zur  Voraussetzung,  falls  dieser  Vorschlag  angenonmen  wird,  dass  auch  ma- 
teriell der  Beratungsvertrag  sehr  interessant  sein  soll.  Andererseits  ist  es 
natuerlich.  genau  wie  bisher,  die  Aufgabe  nicht  nur  des  Vertreters  sondern 
der  gesamten  Gruppe  G.  die  amerikanischen  Interessen  der  fusionierten 
Bank  moeglichst  zu  foerdern  und  K.  &c  L.  haben  ebenfalls  das  Recht  fuer  lau- 
fende und  Sonderaufgaben  die  Dienste  der  Gruppe  G in  Anspruch  zu  nehmen. 

Es  bestand  Einigkeit  zwischen  den  Vertretern  von  L & G.  . dass  mindestens 
ein  Vertreter  der  Gruppe  G dem  Vwrwaltungsrat  und  dem  Kreditausschuss 
der  neuen  Gesellschaft  K.L.  & Co  angehoeren  soll 

2 ) Die  Gruppe  G.  hat  nur  in  sehr  oberflaechlicher  Form  zu  den  wirtschaftlichen 
Unterlagen  Stellung  nehmen  koennen.  Ohne  zu  tief  in  die  Materie  eindringen 
zu  koennen,  scheint  ihnen  ein  Fusionsverhaeltnis  von  40  : 60  richtig  zu  er- 
scheinen. Sie  sind  aber  notfalls  auch  mit  1 : 2 ein  verstanden,  aber  keines- 
falls schlechter  Sie  legen  Wert  darauf,  dass  das  Fusionsverhaeltnis  von 
mabhaenglger  Seite  genau  ueberprueft  wird. 

3. )  Die  Rechte,  die  Grunebaums  im  Moment  auf  Grmd  ihrer  Sperrriinoritaet  haben 

und  die  sie  in  einem  neuen  Gemeinschaftsvertrag wegen  der  Groesse  der  neuen 
Gesellschaft  verlieren  wuerden,  muessen  gewahrt  bleiben.  Bernhard  von 
Falkenhausen  glaubt,  dass  dies  durch  einen  Poolvertrag  mit  den  anderen  Mit- 
gliedern der  Gruppe  L.  moeglich  ist,  Falls  diese  Loesung  moeglich  ist, 
haben  Grunebaums  keine  persoenlichen  Bedenken,  soferre  sichergestellt  wird, 
dass  dies  nicht  nur  fuer  eine  beschraenkte  Zeit  ist.  Grunebavms  koennen  im 
Augenblick  nicht  ueberaehen,  welche  einzelnen  Rechte  sie  aufgeben,,  md  waren 
ja  auch  nicht  durch  einen  eigenen  Anwalt  in  diesen  Unterhaltungen  vertreten. 
Bernhard  macht  darauf  aufmerksam,  dass  es  sich  hier  hauptsaechlich  um 
ein  Vetorecht  gegen  Satzungsaenderungen,  ein  Vetorecht  gegen  die  Aufnahme 
neuer  Gesellschafter  und  ein  Vetorecht  gegen  Massnahmen  der  Geschaefts- 

. fuehrung,  die  ueber  den  normalen  Betrieb  eines  Bankgeschaeftes  herausgehen 

handelt  Ausserdem  besteht  nach  dem  jetzigen  Vertrag  ein  Vetorecht  gegen 
die  Bildung  von  Ruecklagen  aus  Gewinnen  ueber  einen  beatim,mten  Betrag  hinaus. 
Es  1st  hierbei  zu  bedenken,  dass  die  Gruppe  Grmebaum  durch  die  Verhaeltnisse 
keine  Gelegenheit  hatte  den  Entwurf  des  neuen  Vertrages  eingehend  zu  studie- 
ren, sondern  dieses  ln  einer  relativ  schnellen  und  oberflaechllchen  Art  zu- 
sammen gemacht  haben.  Die  Vertreter  vpn  L.  wiesen  darauf  hin,  dass  der 
Vertragsentwurf  eine  fuer  alle  Beteiligten  unverbindliche  Diskussionsgrundlage 
Ist. 

4. )  Der  Gesellschaftsvertrag  von  K sicht  vor,  dass  jeder  Gesellschafter  mit 

einer  persoenlichen  Mehrheit  der  uebrlgen  Gesellschafter  von  30%  aus  der 
Gesellschaft  ausgeschlossen  werden  kann,  ohne  dass  in  der  Person  des  be- 
troffenen Gesellschafter  ein  wichtiger  Grund  gegeben  Ist.  Dieser  Paragraph 
darf  nicht  ln  dem  neuen  Gesellschaftsvertrag  enthalten  sein. 
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5 ) Die  Beteiligung  von  Simon  Hirschland  Inc  darf  auf  Grund  der  bestehenden 
Steuergesetzgebung  nicht  unter  10%  kommen.  Wege  einer  Abrundung  oder 
eines  Ankaufs  oder  sonst  muessen  gefunden  werden,  um  dieses  Ziel  zu 
erreichen. 

\ I^i®  Gruppe  legt  Wert  darauf,  die  Moeglichkeit  zu  haben,  eine  etwas  groessere 

/ Beteiligung  zu  erwerb«  und  legt  auf  ein  Vorankaufs  recht  von  Beteiligungen  der 

Gruppe  L.  Wert. 

7.)  Die  Gruppe  Grvnebaum  kritisierte  den  Gcwinnverteilungsschluessel,  wie  er 
in  dem  vorliegenden  Entwurf  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  aus  dem  Grüne 
einmal,  well  es  eine  Verschlechterung  gegenueber  dem  bei  L.  vorhandenen 
Schluessel  vorsieht  und  zweitens  well  es  aus  selbstsuechtlgen  Gruenden  bei 
den  Kommanditisten  das  Interesse  he rvor rufen  wxjsrde , die  Beteillgur^  der 
Kompllmentaere  moeglichst  niedrig  zu  halten.  Die  Vertreter  vonL  werden 
^ sich  bemuehen  in  ihren  Verhandlungen  mit  der  Gruppe  K.  auf  eine  Aenderung 
dieses  Gewinnschluessel  einzuwirken  Sollte  eine  Aenderung  nicht  zu  erreichen 
sein,  so  muss  ein  Weg  gefunden  werden,  um  eventuelle  Nachteile  bei  der  Ge- 
winnverteilung, die  der  Gruppe  Grunebaum  durch  die  Fusion  ertstehen,  auszu- 
gleichen. 

8.)  Auf  Grund  eines  Sondervertrages  zwischen  den  Gesellschaftern  Burkhardt  und 
der  Gruppe  Grunebaum,  hat  die  Gruppe  Grunebaum  das  Recht  ihren  Anteil  an 
der  Simon  Hirschland  Inc  an  die  New  York  Hanseatic  abzttreten  Es  besteht 
Einigkeit,  dass  dieses  Recht  ln  dem  neuen  Gesellschaftsvertrag  uebernommen 
wird 

9 ) Die  Vertreter  von  L.  sind  mit  der  Gruppe  Grunebaum  darueber  einig,  dass, 
wie  im  alten  Vertrag,  den  Erben  eines  verstorbenen  Gesellschafters  das 
Recht  zusteht,  innerhalb  einer  gewissen  Frist  aus  der  Gesellschaft  auszutreten. 

10.)  Der  Vertragsentwurf  sieht  in  Aalehnung  an  den  Gesellschaftsvertrag  K vor, 

*,  dass  die  Gesellschafter  einem  neu  eintretenden  persomlich  haftendem  Gc- 

V sellschafter  eine  angemessene  Kapitalquote  schaffen  sollen.  Es  besteht 

Einigkeit  darueber,  dass  durch  solch  eine  Massnahme  die  Beteiligung  der 
Gruppe  Grunebaum  nicht  unter  10%  fallen  darf. 
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4300  den  11.  1.  1967 
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Lieber  Kurt  ! 


Haben  Sie  herzlichen  Dank  für  Ihre  beiden  Briefe,  die  ich  am 
Montag  vorfand.  Besonderen  Dank  aber  auch  für  die  herrlichen 
Grapefruits,  die  den  ganzen  Hausstand  hocherfreut  haben.  Es 
war  besonders  glücklich,  daß  sie  erst  nach  den  Feiertagen  ein- 
trafen. 

Nach  Ankunft  am  19.  werde  ich  Sie  sogleich  anrufen,  um  alles 
Weitere  zu  vereinbaren.  Ich  bin  auch  Ihrer  Meinung,  daß  wir 
das,  was  wir  in  drei  Tagen  nicht  erledigen  können,  auch  mit 
mehr  Zeit  nicht  bewältigen  werden. 

Für  die  Hotelreservierung  danke  ich  Ihnen  herzlich.  Ich  wäre 
Ihnen  sehr  verbunden,  wenn  Ihr  Büro  noch  ein  weiteres  Zimmer 
für  Herrn  Kehl  reservieren  ließe,  der  am  19.  mit  mir  gemein- 
sam eintrifft.  Wir  sind  zwar  der  Auffassung,  daß  seine  Abwesen- 
heit von  Essen  mehr  ins  Gewicht  fällt  als  seine  Anwesenheit  in 
New  York.  Auf  der  anderen  Seite  wollten  wir  aber  vermeiden, 
daß  das  Zustandekommen  eines  Entschlusses  von  Ihrer  Seite 
daran  scheitert,  daß  Sie  nicht  auch  unmittelbar  Herrn  Kehls 
Auffassung  einholen  konnten. 

Falls  Herr  Lissauer  in  New  York  ist,  würde  ich  ihm  gerne  den 
versprochenen  Besuch  machen.  Ich  wäre  Ihnen  sehr  dankbar, 
wenn  es  Ihnen  möglich  wäre,  einen  Termin  für  mich  zu  verein- 
baren, vielleicht  am  Montag  oder  Dienstag  ? 

Mit  gleicher  Post  übersende  ich  Ihnen  einige  Exemplare  einer 
von  "K”  neu  herausgegebenen  Schrift,  die  für  den  Kenner  alle 
wesentlichen  Aussagen  über  Partner  und  Kommanditisten  ent- 
hält. 

Die  Unterlagen,  die  Herr  Karoli  erarbeitet  hat,  die  im  Hinblick 
auf  die  Aktualität  in  gewissem  Sinne  bereits  historischen  Charakter 
haben,  werde  ich  mitbringen,  da  ich  von  "K”  gebeten  worden  bin. 
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I.  BLATT  ZUM  SCHREIBEN  VOM  11.  1.  1967  AN 
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diese  erst  in  Einzelheiten  zu  besprechen,  wenn  wir  uns 
in  der  Grundsatzfrage  etwas  weiter  angenähert  haben. 
Persönlich  hoffe  ich,  daß  die  Interpretation  Ihrer  Meinungs- 
bildung , die  uns  Michael  bei  seinem  letzten  Besuch  gegeben 
hat,  nach  Form  und  Inhalt  nicht  Ihrer  persönlichen  Meinung 
entsprach.  Auch  insofern  freue  ich  mich,  daß  wir  nun  bald 
Gelegenheit  haben , in  Ruhe  unsere  Gedanken  und  Überlegun- 
gen auszutauschen,  um  in  bisher  bewährter  Weise  zu  einer 
Konklusion  über  gemeinsame  Lebensfragen  zu  kommen. 

In  diesem  Sinne  bin  ich  mit  herzlichen  Grüßen 


/ 


Essen«  den  12«  September  19^6 
NUd/qu 


Aktenvormerk 


Detr. I K und  L 


Die  Flrt»n  K und  t,  beabslohtlßon.  ln  Zukunft  eneor  lusanraonzuai- 
beiten  und  «rwneen  daher,  die  beiden  Unternehmen  zu  fuolonlorcn 
Odor  durch  einen  Auotouaoh  der  Knpltolbotelllsunsen  eine  gleich- 
mKnige  Beteiligung  der  Oeeelleohnfter  von  K und  I.  an  beiden  Unter- 

nolulon  herbei  zu  ftüiren«  ' 

wir  wurden  gebeten,  zu  der  Frage  atellung  zu  nehmen,  woloho  etou- 
erllchon  Auswirkungen  der  Auetaunoh  der  Anteile  bzw.  die  )^r  Ta- 
gung des  Vomhgene  einer  Oosellsohaft  auf  die  andere 
^er  beider  Oeaelisohaften  auf  eine  neu  zu  gründende  Oosellsohaft 

ausIOAdo  i«tlrd«» 


■ ff 
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n)  ateuerllcbo  v/Urdlfiung 

Vollfuolon  durch  Übertragung  des  VormUgons  einer.  Oesellsohaft 

auf  d5^  OnocHnobaft  ..  ■■■■  ' 

0 Blnkonnenst5u5r.bzw..K.;)rj)er80haftotguor 

illöh'horroehondor  Meinung  ln  der  Literatur  hat  der  Steuor- 
pfllohtlgs  ein  Wahlrecht  bei  der  Einbringung  eines  Untomohrnons 

ln  eine  Personongesollschaft.  die  ln  dom  olnzubrlngenden  Unter- 
nehmen liegenden  stillen  neserven  gsnz  bzw.  ‘ 

sen  oder  die  Duohwerte  fortzufUhren.  Ein  Zwang  zur  Fortführung 
der  Duotmerte  «oll  nur  dann  gegeben  sein,  wenn  der  einbringende 
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zu  mehr  ala  liO  an  dom  aulYichnjonden  Untomolvnon  botoillgt 
wird«  In  JHnf;atcr  Zelt  wird  coitona  der  Finanz  Verwaltung  unter 
Dczugnahmo  auf  die  alte  RWl-Roohtaproohung  vielfach  der  Stand- 
punkt vortroton,  daO  eine  BuchwortfortfUhrung  und  damit  der 
Verzicht  auf  die  Auflöoung  atiller  riooervon  nur  dann  möglich 
coin  eoll,  wenn  der  olnbrlngondo  Ooaollaohoftor  an  dem  auf- 
nolvTJondon  Üntemelimon  woaontlloh,  d.h.  zu  mlndootcna  2!} 
beteiligt  wird«  Wlihrond  in  der  Vorgangonlaolt  auch  die  Finanz- 
Verwaltung  den  Standpunkt  vertreten  hat,  daß  bol  der  Einbrin- 
gung einer  Peroononceoolloohaft  dioso  Vorauosotzung  für  die 
Qoaojnthoit  der  Ooaollsoliaftor  erfUllt  aeln  wird  neuer- 

dings von  dor  Plnanzverwaltung  die  Moinung  vertreten,  daß  die 
2'Jt  ?J-igo  Dotolligung  fUr  Joden  Gcaelloohaftor  gogobon  coin  muß. 
Dies  wurde  bedouten,  daß  eine  Einbringung  unter  Duchwortfort- 
ftlhrung  Ira  vorliegenden  Fall  nloht  radglich  wHro» 

i 

Wir  eind  Jedoch  der  Meinung,  dai?  ira  vorllegondon  wegon 
dor  erheblichen  Bedeutung  der  go planton  Maßnahraon  os  im  Wege 
dor  Verhandlung  mit  dor  Flnanzvcrwoltung  mfiglich  coin  muß,  eino 
Fusion  mit  BuohvrortfortfUhrung  zu  oxrroiohon.  Wegen  dor  GrUßon- 
ordnung  dUrfto  ee  sich  ompfohloa,  dioso  Vorliandlung  unmittelbar 
Kilt  dom  Finanzminlstorlum  Nordrholn-Weatfolon,  und  zwar  mit 
Herrn  nilol  bzw.  dessen  Mitarboitor,  Horm  ßtolnfoldt,  su  füh- 
ren. Dies  gilt  umsomehr,  als  in  Jüngster  Zeit  keine  Hochtspre- 
ohung  doa  Bundösfinanzhofoa  ergangen  ist,  die  gegen  eine  Ütuoh- 
MortfortfUhrung  apmohon  würde. 

Gollto  wider  Erv/arton  eine  BuchwortfortfUhrung  nloht  gonolimigt 
Kordon,  so  müßten  die  stillen  Rooorvon  des  oinbrlngoncicn  Untor- 
nohnKjxui  ln  vollora  Umfang©  aufgolüst  und  von  den  olnbringondon 
Oooollschaftom  gomJtß  5 16  ln  Vorbindung  mit  5 EStG  zum 
halben  Einkommenetouoraatz  und  - aovrolt  oo  oloh  bol  don  o in- 
bringenden Gooolloohaftom  um  Kapltalgcoollsolmfton  handelt  - 
isun  vollen  Kürporoohaftatoueroatz  vorstouort  worden.  QrundoUtz- 
lioh  wUro  bei  einer  Auflösung  der  stillon  Resorven  auch  ein 
eventueller  Firraenwert  aufzulOsoni  wir  sind  Jedoch  der  Meinung, 
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dafl  ln  vorlleeondoa  Fall  doa  Vorhandcnaoln  olnea  Flrmonwortoa 
ncßlort  worden  kann.  ! 

I 

Fllr  don  Fall,  dal  dlo  AufotooKuncon  auoh  In  dor  Handolobllans  | 

dcB  aufnohnondon  Untemohneno  durolicoHlhrt  worden  und  nicht  j 

nur  ln  dor  atouorbllanx  doa  fuolonlcrtcn  Untomohnono  orfolcon, 
entatoht  auch  fOr  dlo  Ocoolloohaftor  doo  außnohnondon  Untemeh- 
nona  oln  VorHufloruneaeowlnn,  und  zwar  ln  ll'lho  der  Differenz  . 

zwlaohon  dor.i  Rainvorra>53onowort  der  Uborfcraconon  ülrtoohaftocUtor 
und  den  Dotroo.  der  den  olnbrlnsondon  Oooollsohaftom  cutco-  i 

Bchrlobon  wird.  Unterstellt  man  bolaplolowoloo  bol  L oln  Hnml-  ^ 
nalkapltal  von  DM  22.3  Mio  (elnBOhllodlloh  ßtlcklocon)  und  Stil-  j 
len  Roaorvon  von  DM  7.5  Mio,  oo  dal  oln  Relnvormlcon  von  j 

DM  30  Mio  auf  K Ubortracon  wurde,  von  dem  nur  DM  25  Mio  (nilnlloh  | 
IMmlnallcopltal  von  DM  22.5  «lo  Plu»  stillen  Rooervon  - - 

Dfl  2,5  Mio)  dlooon  Ooaollsohaftemi  eutsooohrlobon  wUrdon,  ulih- 
rond  der  Ubcrsohlolonde  Dotrae  von  DM  5 Mio  (-  dor  stillen  ; 
ItOBorvon)  den  Gooallaohnftom  von  K eutzusohrolbon  wliron.  oo  ; 

wurde  sich  fUr  dlo  K-Goaellaohaftor  oln  VorJtuiJoruncocoMlnn  von 
DH  5 Mio  orceben.  Dlcoer  VorEurtcruncoEOWlnn  würo  von  den  K- 
OcoollBOhaftom  obenfalla  ßcoSn  S 13  ln  Vorblndung  alt  S 5«  2StO 
mit  dom  halbon  Satz  zu  verotouom,  oowolt  oo  oloh  nloht  ura 
Kapltalßooellsoliaften  handolt.  die  die  volle  KBrporsohoftetouep 
auf  diesen  Ooviinn  su  entrichten  hUtten* 


to)  Ooworj^ct^u^r 

.ünabhKnßlß  davon,  ob  die  Buohworto  fortGOfOhrt  oder  dlo  otlllon 
jloBorvon  voll  aufGolOot  wordon,  löst  dlo  Elnbrlneunß  olnoo 
Unteiwihiwn.  in  das  andere  Untomohraen  keine  Ooworboatouer  aua. 
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o)  y^oatzatcuer 

Dlo  (^bertracuns  dco  Vornficonii  von  olnom  Untcrrkohmon  auf  ein 
nndorüs  Untomohmon  If-'at  crundoKtsllch  ümaatzateuor  gemKß 
§ 3j  U^tD3  tuia»  und  zwar  in  H?5ho  von  1 r»  dca  bov/eßliohon  An* 
Insovona'Jcen«.  Bofr.oooun^ßrundlaco  ißt  der  cortjoino  Wort  doa 
UbortroGonon  AnloßoverroJJcono,  Femor  lat  von  dor  oufnohniondon 
Ocaollachaft  noch  Auffassung  dor  Flnonzvorwaltunc;  auf  Grund 
der  Boohtaproohunß  doo  nPll  Umaatzotouor  zu  oatrichten  für  dlo 
Ubomommenon  Ponaionavorpfllchtunßon,  und  zwar  in  HUho  von 
4 jS  doa  bilanzlortcMi  Wortoa* 


d)  Dyroonumsatzo teuer 

Die  Ubortracunß  dos  wertpapiordopota  oinsohXloßlich  der  Dotoi 
llcuneon  an  Kapitalßosollachaftcn  lüat  * ßowolt  koino  boaon- 
deren  Fofroluncovoraohrifton  goßobon  sind  * dlo  Ubllcho 
Baroonumaatzatouor  aus. 


Die  Dbortragung  der  OrundstUcko  und  Ooblludo  unterließt  der 
Örunderworböteuor,  aowolt  dlo  AltßosoUochaftor  nicht  an  dom 
aufnohmondon  Untomehmon  betclllßt  eind.  Untorotcllt  man.  daü 
das  Vomöcen  von  L t,xt  K Ubortroßcn  wird,  und  dio  t^Coooll- 
aohafter  nit  l. ;?  an  dom  fuoioniorten  üntomolimon  botcilißt 
worden,  ao  iat  von  2/^  doo  ßomoinon  Wortes  doa  Ubortroßonon 
Orundboaltzoa  Orundorworbatouor  ln  H3ho  von  7 ^ ontrlohton. 


5- 
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^Auotauncl 


AntelXw 


r 


a)  5i!}!??{D99ï};.^4„Kyrpgr^chaftoteuor 

OrundsHtzlloh  rUhrt  dor  Atiotausoh  von  Antollon  aii  reroonon/jO’* 
oollaohafton  au  olncr  Cowlnnroallolcnms.  Daa  Tauoohijutachton 
doa  nPH  vom  Dozcrabor  1936  tlbor  don  Taueoh  von  Ooaollaohofto- 
rochton  ist  auodrlloIcliGh  mif  ooloh«  on  Kapltalf^csollschaTten 
IXJOOhrKnkt  uiad  nornalorwoloo  nloht  auf  don  Tonsoh  von  Ccsoll- 
achftftoroohton  on  PoraonenGooellachafton  anwondbar,  Ololohuohl 
halton  wir  es  für  durch  Vorhondlung  mit  der  Finanz^ 

vorwoltunß  und  bol  cntaprochendor  Ocataltuna  dor  VortrUzo  oino 
Gowinnroollalcranö  r,u  vorraoiden.  Vortraslioh  kfjnnto  dor  Tausch- 
vorsang  bolapiolowoloo  ln  KaufvertrHgo  gokloldot  worden,  wobol 
ola  Koufprolo  dor  Jewolllgo  Womlnalwort  voroinbort  worden  kïïnn- 
to.  Dioaon  Vorcang  wUrdo  dio  Finansvon“/altung  mit  an  Sichorholt 
cronsondor  Wahracholnlichkelt  cemU-l  S 6 StAnpO  ala  Ml.lbrauoho- 
totboatond  bourtoilon.  Bol  abwolohondor  Würdl^rung  doo  Goaohafto 
von  dor  roohtllohon  Goataltung  mtlOto  dlo  wirtochaftlioho  Botrooh- 
tungweloo  zur  Anwendung  kommen.  Dabol  würdo  sich  2<unUcliat  daa 
Ceoohaft  ala  Tauachceachaft  darstolleni  wlrtachaftlich  mU!5to 
man  unaeroa  Sraohtona  Jodooh  noch  olnon  Bohrltt  wódtorgchen 
und  don  Vorgang  «lo  eine  Vollfuoidn  im  crtraEOtouorlichon  Blnno 
bohandoln,  zumal  auch  gowcrbootouorrochtlloh  nach  Auotauoch  dor 
Goaellsohaftaantollo  dlo  bolden  üntomclinon  zwar  robhtllch 
ßolbatlXndiß  bloil>on,  eoworbcatouerrochtlioh  Jodoch  wio  öln  ün- 
tomohswn  zu  bohondoln  oind,  Wlo  Im  Fallo  I aotzt  abor  dlo 
Bcachroltung  dieses  t'ogos  dlo  voriiorlgo  Zuotimmuns  dor  Pinanz- 
vcrwaltung  vox*aua* 


WUrdo  dlo  Pinanzvorwaltuns  einen  oteuorfroion  Touooh  nicht  ak- 
zoptloron,  ao-mUnten  dlo  ln  beiden  Untomohrnon  vorhandenen  atil- 
lon  iioaorvcn  (olnaohl  loll  Ich  elnos  event  üoll  vorliondonon  Oo- 
ochaftowortoa)  jeweils  ln  IRiho  dor  von  don  Altceaolloohaftom 
aufcccobenen  Dotolllßuncßquoto  aufgoloot  und  comltl  § l6  ln  Vor* 
blndung  mit  5 J£3tG  ala  Vorfiußorungacowinn  boateuort  v;oxx2on, 
und  ewar  - aowolt  oo  sich  um  natUrlioho  Personen  Ixandolt  - nlt 
dom  halbon  Sinkommonatouoraata  und  - aowolt  ea  sieh  um  Kapital- 


-o- 


I 


cosellaohafton  handelt  - nit  dem  vollen  Kflrporoohaftotouoraat*. 


Ooworljeetouor  füllt  wodor  bcl  ©inor  Ocwiniiroallaierans  nooh 
boi  einom  atouerfrolen  Touooh  an* 


o)  Verkoliratcuom  und  Unontio teuer 

I3Qlm  Taueoh  von  Anteilen  bloiljon  die  Gcoollochafton  alvllrocht-  ^ 
lieh  .aolbetKndls,  ao  dafJ  wodor  Uraoatsstcjucr  noch  Oi^ndcn^orb- 
ßtoucr  Oder  B^’Sroonurnsat 2a teuer  anfallon.  Wird  op?itör  eine  volle 
Puoion  bolder  Untomehraon  durchcofUhrt*  so  k>3nnto  ledlijlich  nooh  ‘ 
Qrundorvïorbsteuer  anfiü-lon»  wenn  die  Vollfusion  vor  Ablauf  von 
5 Jahren  erfolgt*  Umsatzsteuer  f8:^lt  Kotson  der  Untomoïiraoroin- 
heit  nicht  mehr  an« 


»Mndunf:  ©tn< 


»uon  Go; 


.nohJ 


' b 


Auf  die  Auawlrlcun^jen  einer  solchen  Gestaltung  vrollcn  wir  nicht 
nßhor  clnsohen,  da  dann  für  die  Einbrlncunij  beider  üntornehrnen 
Vorlcohroteuom  anfallen  wUrdon  und  bol  olner  aov/lnnrealiolerjn^ 
aioh  fUr  beide  Üntcmolvnen  alle  Kesorvon  oufcolöst  worden  mUStoii. 
0a  dieser  Wog  wecontlioh  ïcostsplollGor  Ist  als  der  unter  A)  ge- 
schildorto«  glauben  wir»  dad  er  für  die  praJetisoho  Purohführung 
nicht  sur  Anwendung  kommen  kann« 


t # 
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D)  ?;ugft-^7,Tionfng3V!n.- 

Zuaanaonfaaaond  kann  aloo  fcotsootollt  wordon,  daa  alio  n-'lsllchon 
Ocotaltuncsformen  atouorllchc  lUolken  bolnhalton,  oo  da3  aaf  jodon' 
Fall  vor  JXirohnihpuivj  dor  coplonton  ^to3nallBon  olno  Abatlmuns  raltt 
dor  Flnanivorwaltuna  orrolgon  mua.  Daboi  aollto  versucht  warden, 

sunHohot  den  unter  fl)  darsostollton  tfeg  - nEmlloh  don  Austausch  ‘ 
dor  Anteile  - zu  boaohrolten*  • 

r 

Dio  Tatoacho,  daO  bei  Aua?Jauns  ollor  atiUon  Rocorvon  dor  bciifin- 
etl^^te  öteuoroatz  ßondta  § xC>  m Vorbinduns  mit  ^ zur  An<  v 

wenduns  kommt  und  dlo  Oowinno  bol  oinor  opUtoron  ochton  lioaliaio- 
rune  £u  Loaten  des  vollen  Steuoroatzoo  niohl;  noivr  ötcuorpflichtiß  • 
eind,  lat  unsoroo  Sraohtone  im  vorlloßondon  Pall  nicht  ao  attrak-  ' 
tlv  und  vor  allen  Dingen  ouoh  wlrtaohaftlich  nicht  zwookmaiiß,  ao 

da3  man  unter  allen  üma tanden  vorouohen  eolito,  eine  Oowinnroall« 
olorung  zu  voraoldon* 

Soaen#  den  12«  September  liX>0i 
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Sicht-  und  Terniineinla~en  bei  K 


bis  1 Mio  DM 
ab  1 Mio  DM 


uonten  mit  269.765  “DDM 

165  Konten  m.it  7o5.564  TDM 


28  d.  Kundeneinl.  ohne  Spareinl. 
72  ‘p  d.  Kundeneinl.  ohne  S pare  in  1. 


Sicht-  und  Termiineinla.'ïen  bei  L 


bis  1 Mio  DM 
ab  1 Mio,  DM 


p.687  Konten  m.it 
60  Konten  mit 


125.589  T5M 

I9S.893  DDM 


98,9  d.  Kundeneinl.  ohme  Sps'-rcinl. 
6lji  d.  Kundeneinl.'  ohne  S pare  in  1. 


2.  Kreditnehmerstrukuur  nach  GröSenhla-Ssen  (51.^2.1959' 

^ K 


Eeurag 


0 Detrar 


Betra.m 


Stück 


,6  Betrag; 
pro  Stck. 
TDi: 


bis 

DM 

loc. 000 

o^ 

CVJ 

« — 1 

uÄ 

40.698 

? 

70 

7,9 

652 

8.779 

1,6S  $5 

lo,2 

ab 

DM 

loo.oco 

575 

120.951 

12,4 

00 

522,6 

142 

62.551 

11,97  >- 

4 1 ]. , 5 

bis 

DM 

1 . 000.000 

«i 

ab 

DM 

1. OCO. 000 

177 

808. 0 '41 

85i4 

0 

4.555,0 

lo2 

451.259 

p.'  1 h 

t . 424 , 0 

5.679 

969. o9o 

lco,o 

70 

j 

1.  116 

r^po  c; 

lco,o  0 

• 

j 

« 

*’  # 

r _ . 

• 

» 

- 

' s - 

0^ 


•■if  ■'5'5»4B»4wU!Swfeita..aC , 


it  \ .»  ' " , 
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1.  Ein  la, Genstruktur  nach  Größenklassen  (pi.  12,1969) 
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, ' ■ 

* 

K 

•* 

h 

L 

tA 

» 

Betrag 

0 Betrag 

Betrag 

ß Betrag 

» 

Konten 

TDM  ” 

pro  Kto. 

TDM 

Konten 

TDM 

pro  Kto. 

ff-p'  ? 

IL'.-i 

« • 

-i  .♦. 

Sichteinlagen 

' 

^ * 

bis  1 ;-'lio  DM 

4 

ip.olS 

156.517 

. 51i4 

)>0 

12,3 

5.585. 

57.43^+ 

59,8 

16,9' 

■J 

'■  ^ 

ab  1 Mio  DM 

. 51 

157.725'  ■ 

48,6 

5.092,0 

14 

58.632 

4o,2 

70 

2.755,0 

T • .- 

'%■ 

' y 

15.c59 

524:249  ' 

'•lap,o 

% 

5.597 

90. ito 

lco,o 

V) 

# 

> 

T 0 r ir.  in  e in  1 ag  en 

• ' 

» 

bis  1 Mio  DM 

■ .445 

1o5.246 

15i9 

'fj 

252,0 

295 

69. lo5 

> ~ 

*/.) 

254 , 0 

ab  1 Mio  DM 

112 

547.841 

84,1 

io 

4.391,0 

ko 

160. 2 16 

69,9 

.,f 

5.482,0 

■ # 

• 

557 

651. oB7 

lco,o 

% 

y-M 

229.521 

loo,o 

-/ 

‘,0 

.»7 

Spareinlagen 

13.o7o 

115.724 

4.955 

2o . 555 

♦ 

^ ' y 


• ».  .’"*  • 
■*  • ,t 


I'  '" 


I /ir^ 
> 


' I'  »■ 
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5.  Li  CjU id  i l.at.sa: rimds at?,  !1II 


K 

■ I, 

.■51.12.1909 

7o,l 

.50.  6.1970 

■75.0 

99.9 

3o. 11.1970 

77.3  9^ 

97.0 

I 


1^  L 13  i 

•^1  ^f- 

! I L KJ^  I*  f 'i 
<.jLUu<^ 

^ ^ ^ ƒ /z 


pj 


RÜ 


H'. 


« C^  o u^y 
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>—  . 


) , ; 1 

i -i 

1 , . . 

I ; ■ ■ 
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l/y^j  Q DOS. 
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1 

1 

1 

t 

sr 

. 

^•2-  ^ 0 Os 

\ 0 \ ^ 0 J 

' 

f 

g Q/1.  ^0,7, -- 
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to 


Aktiva 

1.  K&ssa 

2.  Bunde  Ebankguthaben 
Postscheckguthaben 

A.  Bankguthaben 
5«  fällige  Zlnsschetne  usv* 

6,  Schecks 

8*  Schatzwechsel  und  unvcrzlns 
liehe  Schatzanvfelsungen 

7.  Wechsel 

1^.  Konsortialbeteiligungen 
15*  Debitoren 

16.  Langfristige  Ausleihungen 

17.  Durchlaufende  Kredite 
9.  Ka8senobllgatlor»n 

10,  Wertpapiere 

12,  Ausgleichsforderungen 

13.  Declnmgsforderungen 

19.  Grundstücke  und  Gebäude 
Beteiligungen 
alle  sonst,  Aktiva 

23.  SuBB»  der  Aktiva 


Bilanzvergleich  per  31.  Dezenber  1965  und  I966 
ln  1000  DM 


1965 


1966 


Passiva 


ln  1000  DM 

1965  1966 


1.332 

20.9^ 

1.040 

1.360 

14.610 

1.147 

24  a,  Sichteinlagen 

b.  Befristete  und  Spareinlagen 

89.027 

149.654 

85.054 

153.063 

44.269 

21.052 

25.  Aufgenojoraene  Gelder 

43,440 

14.725 

5.501 

4.257 

26,  Eigene  Akzepte  abzügl.  eig.  Bestand 

23.362 

15.174 

1.866 

1.866 

28.  Aufgencranisne  langfr.  Darlehen 

7.385 

10.061 

70.709 

65.225 

29.  Dui*clil  auf  ende  Kredite 

» 

22.153 

4,234 

6.454 

124.724 

9.647 

120.572 

Kapital 

Rilcklafjen  n.§  10  lö*0  u.  scarstige 

21.460 

54 

21.900 

505 

16.368 

22.153 

19.045 

4.234 

Rückstellungen 

4.184 

4.055 

6.272 

We  rtbe  rl ch tlgungen 

5.465 

mm 

40.967 

41.880 

Re  chnungsabgrenzung 

2.227 

3.207 

1.086 

1.069 

Oetrinn 

4.514 

4.000 

169 

228 

• * / 

2.871 

2.817 

• 

6.115 

6.914 

4 

6.307 

6.127 

• ^ 

372.925 

322.250 

• 

36.  Sunas  der  Passiva 

372.925 

322.250 

Ag,  2563S 


StMoK  dp^AMee-Z.'&P'I^K. 
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heen es 


A , &.  (7/ifirHs.FiLe.  ^ /2,  /ïjr^  ^/3) 
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* #1-  * 1 

U EBERTRAG 

DMark 

4,350.- 

27.  Mai  1963 

3,000. 

DMark 

1,350.- 

27,  Juni  1963 

DMark 

3,  000.  - 

Zinsen  vom  1.1.  - 2.7.63 

DMark 

710 

Guthaben  zu  Gunsten  Simon 
Inc. 

Hirschland 

DMark 

940 

Said  amount  of  DMark  940  was  transferred  to  Sal. Oppenheim  Jr 
& Cie.  Cologne 


UEBERTRAG 

DMark 

78.920.- 

30.  April  1962 

3.000.- 

DMark 

75,920.- 

29.  Mai  1962 

DMark 

3,000 

D>tark 

72,920 

28.  Juni  1962 

DMark 

3,000. 

DMark 

69,920. 

27.  Juli  1962 

ft 

3,000 

DMark 

66,920. 

27.  August  1962 

t f 

3.000. 

27»  September  1969 

DMarV 

n 

63  020/ 
3.000. 

DMark 

60.920 

29.  Oktober  1962 

IT 

3.000 

DMark 

57.920 

29.  November  1962 

3.000 

DMark 

5^-1 ,920. 

27,  Dezember  1<^62 

3,00^. 

DMark 

51  , <^20 

31.  Dezember  1962  Zinsen 

f t 

4.A30.- 

DMark 

56.350 

28.  Januar  1963 

ft 

3.000. 

DMark 

53.350 

27.  Februar  1963 

3.000 

DMar’- 

50.350 

5.  Maerz  1963 

fl 

40.000 

DMark 

10.350 

28.  Maerz  1963 

tf 

3.000 

DMark 

^.350 

29.  April  1963 

tf 

3.000.- 

DMark 

4,350. 

UEBERTRAG 

DMark 

15^.452.00 

28  Maerz  1961 

3.000.- 

DMark 

151.452.00 

27,  April  1961 

. 3.000.- 

DMark 

148.452. 00 

29.  Mai  1961 

II 

3.000.'- 

DMark 

145.452.00 

7,  Juni  1961 

1 f 

25.000. - 

DMark 

120.452.00 

28.  Juni  1961 

11 

3.000.- 

28.  Juli  1961 

DMark 

117.452.00 

3.000.00 

DMark 

114.452.00 

31.  August  1961 

3.000.00 

DMark 

111.452.00 

27. September  1961 

tt 

3.000.00 

DMark 

108.452,00 

27.  Oktober  1961 

tt 

3.000.- 

DMark 

105.452.00 

2*7,  November  1^61 

tl 

3.000.00 

DMark 

102.452.00 

28,  Dezember  1961 

tt 

3.000,00 

DMark 

99,000.00 

30,  Januar  1962 

3.000.00 

DMark 

96.452.00 

zuzuegllch  Zinsen 

8,468,00 

DMark 

104.920,00 

12.  February  1962 

26.  February  1962 

20,000.00 

3,000.- 

DMark 

81.920.00 

28.  Maerz  1962 

3.000.- 

gMark 

78,920.00 

- • 
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UBBERTRAG 

28.  Maerz  1960 

28.  April  1960 

28.  Mai  1960 

28.  Juni  1960 

28.  Juli  1960 

29.  August  1960 

28.  September , 1960 

27.  Oktober  1960 

28.  November  1960 

28.  Dezember  I960 

31. Dezember  1960  Zinsen 

30.  Januar  1961 

9.  Febr.  1961 


DMa  rk 

223.270.70 

3.000.- 

DMark 

220.270.70 

DMark 

. 3.000.- 

DMark 

217.270.70 

DMark 

3.000  ^ 

DMark 

214.270.70 

DMark 

3.000. - 

DMark 

211.270.70 

DMark 

3.000.- 

DMARK 

208.270  .70 

DMark 

3.000.- 

DMark 

205.270.70 

3.000.- 

DMark 

202.270.70 

3.000.- 

DMark 

199.270.70 

3.000.- 

DMark 

196.270.70 

3.000.- 

DMark 

193,270.70 

DMark 

16.181.30 

DMark 

209.452.00 

tt 

3.000.- 

DMark 

206.452.00 

f » 

50. 000. - 

DMark 

156.452.00 

11 

2.000. - 

■I 


h 


/ 


1 


■4 


27.  Februar  1961 


DMark  15^.452.00 


-2- 


Uebertrag 

DMark 

288.571.29 

28.  April  1959  Zinsen 

it 

3.000.- 

DMark 

285.571.29 

27.  May  1959,  Zinsen 

II 

3.000.- 

DMark 

282.571.29 

26.  Juni  1959,  Zinsen 

3.000.- 

DMark 

279e571.29 

30.  Juni  1959 

Zuzuegl,  Zinsen  fuer  das 

1, Semester  1959 

DMark 

8.886o48 

DMark 

286.457.77 

28.  Juli  1959  Zinsen 

3.000.- 

DMark 

285.457.77 

28,  August  1959  Zinsen 

tt 

3.000.- 

DMark 

282.457.77 

?8,  September  1^59  Zinsen, 

j . 000  • — 

DMark 

279.li57.77 

29,  Oktober  1959  Zinsen 

3.000.- 

DMarl 

276.457.77 

27.  November  1959,  Zinsen 

3.000.- 

Dmark 

273.457.77 

29.  Opzember  1959,  Z'nsen 

3.000.- 

DMark 

270.lj57.77 

P5.  Januar  11960  plus  Zinsen 

8 . 8l 2 . 93 

DMark 

279.270.70 

2,  Febn’ipny  I960 

n 

?.ooo.- 

DMark 

276.270.70 

9.  Pebrv-’ar  1^60 

ft 

50.000.- 

DMark 

226,270.70 

26.  Februar  I960 

3.000. - 

DMark 

223.270.70 

Kredit:  Bis  zu  DMerk  350.000.- 


Laufzeit: 


4 Jahre  - gerechnet  vom  Zeitpunkt  der  Inanspruchnahme 


Zinsen  : 2%  ueber  den  Jeweiligen  Lorabardsatz  der  Deutschen 

Bundesbank,  zur  Zeit  6-l/2jé  p.a.  Berechnung  am 
30.  Juni  und  31*  ‘^ezeraber  Jedes  *^ahres 


Kredit 

DMark 

i 

. 

0 

0 

0 

• 

0 

30.  Juni  1950  Zinsen 

3.239.44 

DMark  343.239.1^ 

26.  September  1958  fuer  Zinsen 

3.000.- 

DMark 

340.239.1*4 

28.  Oktober  1958  fuer  Zinsen 

239 .1*4 

DMark 

340.000.- 

31.  Dezember  1958  Zinsen 

it 

10.249.26 

DMark 

350.249.26 

30.  Januar  1959  fuer  Zinsen 

It 

3.000.- 

DMark 

347.249.26 

26,  Februar  1959  fuer  Zinsen 

n 

3.000.- 

DMark 

344.249.26 

2,  Waerz  1959  Kreditabdeckung 

It 

52.677.97 

DMark 

291.571.29 

25*  Maerz  1959  Zinsen 

11 

3.000.- 

DMark 

288.571.29 

t 


38  a Z (AS) 
21224 


r 

Simon  Hirschland  Inc. 

z.H.  Herrn  Kurt  H.  Grunehaum 


AN  K 


n 


12o,  Broadway 

New  York  N.Y./USA 


. OA 

QT  -IT-)  Hamburg  11,  den  1 O • 7 • 1 963 

i.  .JO Postfach  1581 

(Kto.-Nr.) 

In  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben; 

Konsortial-Abteilung  Hei/Kn 

Wir  belasten  Sie  für:  Soll 


6 fo  Zinsen  für  die 
vom  1.1.  - 2.7.1963 


Zeit 


Wert 


2.7. 


7 


DM 


Io. 


Aufgaben  unter  DM  5000, — werden 
mit  nur  einer  Unterschrift  vollzogen. 


TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  - FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GE  LDDI  S P.),  0857709  (AU  S LAN  D) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836.  FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  0858  2183 


B A N K H * U S B U R K H Ä R D T * C 0. ^ 4 300 J N ■ POSTFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 


W^5.47o 
c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 


Essen,  den  27.6.1 963 
Unser  Zeichen:  SChn 


60  Broad  Street 
New  York  4.  N.Y ./USA 


Lastschriftanzeige 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3*000,-- 

27.6. 

Vergütung  an  die  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburs: 
w/Zlnsen 

Hochachtungsvoll / 

BUfifKHARDT  sl 


5301  a-c  2.  63 


J <> 


■k): 


TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  - FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  8083<5  - FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  0858  2183 


BANKHAUS  BURKHARDT  S CO.,  4300  ESSEN  ■ POSTFACH  1 

- _ • 

Herrn  43/45.470 

Kurt  H . Grunebaum 

c/ o Nev/  York  Hanseatic  Corporation 


Essen,  den  27.5.196;5 

Unser  Zeichen:  sehn 


60  Broad  Street 
Now  York  4 , N . Y . /USA 


La  stsch  r i ftg  n ze  i g e 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 
Betrag  Wert  \ Text 


Betrag 

Wert 

1 

DM  .5*000,  -- 

27.5. 

; 

] 

! 

1 

5.301  o-c  2.  63 


Hochachtungsvoll  // 

BURI^HARDT  &/cp. 

/ (L" 


TELEGRAMM-AORESSEi  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  NR.  33/49  . POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  - FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  - FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BURKHART  S CO.,  4300  ESSEN  • POSTFACH  1 

Herrn  43/45. 4'^o 

Kurt  H.  Grüne bäum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 
New  York  4,  N.Y./USÄ 


Essen,  den 
Unser  Zeichen: 


29.4.1963 

sehn 


"Sonderkonto  G" 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  Wert 

Text 

1 ■ 

DM  3*000,-- 

29.4.  j 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

i 

( 

1 

! 

ppa 


Hochachtungsvoll 

HARDT  & CO. 

i.  V. 


5301  a-c  2.  63 


TELEGRAMM-ADRESSE:  BURKBANK  • LA  N D ES  Z E N T R A L B A N K G I RO  KO  NTO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  . FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E L D D I S P.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


, BANKHAUS  BURKHARDT  t C0.,JSSEN  ^ POSTFACH  1 

43/45470 

Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

c/o  New  York  Hanseatic 

Corporation 

60  Broad  Street 
. New  York  4/  n.Y./üSA 


Essen,  den  28.  MärZ  1963 
i r 

Unser  Zeichen:  ^ * 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000,— 

28.3. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg, 

w/Zinsen  * 

1 

Hochachtungsvoll 

I^^HARDT  & CO. 


5301  a-c  10.  61 


/ 


w: 


TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  • LA  N D E S Z E N T R A L B A N KG  I RO  KO  N TO  NR.  33/49  . POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E L D D I S P.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DDSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  ^RKHARDT  4 CO.,  ESSEN  • POSTFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
c/o  New  York  Hanseatic  Corp. 

60  Broad  Street 
New  York  4,  N.Y. 

U.S.A. 


Essen,  den  8.  März  I963 
Unser  Zeichen: 

Betr.:  Konto  Simon  Hirschland  Inc. 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 
Betrag  l Wert  Text 


1 

Betrag 

Wert 

■ DM 

1 

150.000.— 

4.3. 

DM 

10. 000 . — — 

5.3. 

DM 

40.000.— 

i 5.3. 

DM 

18.550.— 

11.3. 

ti 

18.550.— 

11.3. 

t! 

8.000.— 

11.3. 

1» 

8.000.— 

11.3. 

E . 0 . Grunebaum 
D.  Triest 
H.  Hirschland 


Nach  Verbuchung  obiger  Beträge  weist  das  Konto  einen 
Debet-Saldo  von  DM  1.210.411.89  aus.  ßU 

ppa.  / 


Hochachtungsvoll 

i.V.  / 


5301  a-c  10.  61 


TELEGRAMM-ADRESSEt  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELD  Dl  SP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  0858  2183 


BANKHAUS  BURKHARDT  < CO.,  ESSEN  • POSTFACH  1 

• 

Herrn  43/45.^70 

Kurt  H.  Grunebaum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 


Essen,  den  27.2.1963 

Unser  Zeichen:  Schn 


6o  Broad  Street 
New  York  4 , N . Y . , USA 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

1 

Text 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 

DM  ^.ooo, -- 

27 . 2 . 

w/Zinsen 

1 

i 

Hochachtungsvoll 

KHARDT  & CO. 


TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  ■ LA  N D ESZ  E N T R A LB  A N K G I RO  KO  N TO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E L D D I S P.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  . FERNSCHREIBER  BÖRSE  DDSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BURKHARDT  S,  CO.,  ESSEN  • POSTFACH  1 


Herrn 


45/45470 


Kurt  H.  Grunebaum 

c/o  New  York  Hanseatic 

Oorporation 


60  Broad  Street 
New  York  4,  N.Y./USA 


Essen,  den  28.  Januar  1963 

Unser  Zeichen; 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000,—  ^ 

!8.1  . 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg  w/Zinsen. 

Hochachtungsvoll 

XHARDT  & CO. 


5301  a-c10.  61 


a Z (A  5) 
10634 


COMMERZBANK 


AKTIINOISlillCHAVT 


é t Xf. 


Simon  Hirschland  Inc. 

z.H.  Herrn  Kurt  H.  G-runebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  3,  N.Y./USA 


93  133 

(Kto.-Nr.) 

In  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben : 

Konsortial-Abt . Pi/Kn 

Wir  belasten  Sie  für: 


O A 


Hamburg  11,  den  31  • 12.62 


Ness  7-9 


Soll 


6 fo  Zinsen  für  1962 


1/28/63  - photo  to  Mr,  KHG 


Aufgaben  unter  DM  3000.—  werden 
mit  nur  einer  Unterschrift  vollzogen. 


31.12. 


obig;em..,,;/konto. 


Hochadifungsvoll 


XOMMERZ,lfAMI< 

mf/ 


TELEGRAMM. ADRESSE:  BURKBANK  . LAN  D ESZ  E N T R A LB  A N K G I RO  K O N TO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  N R.  21401  • FERNSCHREIBER  N R.  085785S  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E L D D I S P ),  0857°09  (A  U S L A N D) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DOSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BURKHARDT  i CO.,  ESSEN  • POSTFACH  1 

^ — • 

Herrn  4^5/45. 4-^0  Essen,  den  27.12.1962 

Kurt  H.  Grunebaum  ,,  , srhn 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 
New  York  4,  N.Y./USA 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert  Text 

DM  3*000, — 

OJ 

1 — 1 

CU 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zlnsen 

1 

i 

Hochachtungsvoll 

^i^KHARDT  & CO. 


r. 


/ 


5301  a-c  10.  61 


*-  ■ 


TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  • LA  N D ESZ  E N T R A L B A N K G I R O KO  N TO  NR. 33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E L D D I S P.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BURKHARDT  S CO.,  ESSEN  • POSTFACH  1 

Herrn  43/45. 47o 

Kurt  H . Grunebaum 

c/ o New  York  Hanseatic  Corporation 

6o  Broad  Street 
New  York  4,  N.Y./USA 


Essen,  den 
Unser  Zeichen: 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeid)  haben  wir  foigende  Beträge  verbucht: 
I Betrag  j Wert  Text 


27.11.1962 

sehn 


DM  3.000, — 


Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
27.11k  w/Zinsen 


Hochachtungsvoil 

BUI^KHARDT  & CO. 


1.'';  ^4^, 


5301  a-c  10.  61 


TELEGRAMM-ADRESSE:  BURKBANK  • LAN  D ESZ  E NTRALBAN  K G I RO  K O NTO  33/49  ■ POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.).  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  0B582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  1 B301 


^ BANKHAUS  lURKHARPT  t CO.,  ESSEN  • POSTSCHIIESSFACH  1 

43/45470 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 

c/o  New  York  Hanseatic 

Corporation 

60  Broad  Street 
• New  York  4,  N.Y./USA 


Essen,  den  29  • Oktober  1962 
Unser  Zeichen:  471 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert  Text 

DM  3.000,— 

29.10. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

5301  a-c  10.  60 


w: 


■ LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  . POSTSCHECKKONTO  E<;<;fn  w i i m m c d 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  N R.  0857855  (E  FFE  KTE  N),  0857850  (G  E LD  D I S P ) 0857709  (AUSLAND! 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FE  R N S PR  EC  H E R B O RS  E D 0 SS  E LDO  R F 1 8301  ‘ 


. BANKHAUS  BURKHARDT  A CO.,  ESSEN  • POSTSCHIIESSFACH  1 

^ • 

Herrn  43/45.470 

Kurt  H . Grunebaum 

c/ o New  York  Hanseatic  Corporation 

60  Broad  Street 
New  York  4.  N.Y./USA 


Essen,  den  27.9.1962 

Unser  Zeichen:  Schn 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 

Betrag  ; Wert  jext 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburt 
DM  3.000,--  27.9.  w/zinsen  / 


Hochachtungsvoll 


HARDT  &iCO. 


5301  a-c  10.60 


óc  (UO: 

TELEGRAMM-ADRESSE:  BURKBANK  - LAN  D ESZ  E NTRALBAN  K G I RO  K O NTO  33/49  . POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  . FERNSCHREIBER  N R.  0857855  (EFF€KTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  1 8301 


BANKHAUS  BURKHARDT  4 CO.,  ESSEN  • POSTSCHIIESSFACH  1 

Herrn 

Kurt  H . Grunebaum 

c/ o New  York  Hanseatic  Corporation 


6o  Broad  Street 

. New  York  4,  N.Y./usA  Lastschriftanzeige 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Essen,  den  27.8.1962 
Unser  Zeichen:  SChn 

"Sonderkonto  G” 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3*000,-- 

27*8. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
iv/Zinsen 

Hochachtungsvoll 

BURKHARDT  & CO. 


5301  a-c  10. 60 


TELEGRAMMADRESSE:  BURKBANK  • LAN  D E SZ  E NTRALBAN  K G I RO  K O NTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  ■ FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.).  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DDSSELDORF  1 8301 


BANKHAUS  BURKHARDT  i CO.,  ESSEN  • POSTSCHLIiSSFACH  1 

Herrn  45/45. 47o 

Kurt  H.  Grunebaum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

12o  Broadway 
New  York,  N.Y./USA 


Essen,  den 
Unser  Zeichen: 


27.7.1962 

sehn 


"Sonderkonto  G" 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert  Text 

DM  5*000, — 

27.7. 

Vergt,  an  Conunerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

ppa, 


Hochachtungsvoll 

boïCkhardt  & CO. 

- -You 


5001  a-c  10.60 


/X 


TELEGRAMM-ADRESSE:  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  - FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  1 8301 


BANKHAUS  BURKHAR D T i CO.,  ESSEN  • POSTSC HLIESS FACH  I 

Herrn  43/45. 470  Essen,  den  28.6.1962 

Kurt  H.  Grunebaum  Unser  Zeichen:  sehn 

New  /ork  / USA 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeid)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  Wert 

Text 

DM  3*000,--  ( 

28.6^ 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

Hochachtungsvoll 

BURl<HARDT  & CO 

ppa.  ^ ^ ,,  ' *''4 

y 


5301  a-c  10.60 


TELEGRAMM-ADRESSEs  BURKBANK  . LA  N D E S Z E N T R A LB  A N KG  1 RO  KO  NTO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  N R.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  ■ FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  0858  2183 


BANKHAUS  BURKHARDT  t CO.,  ESSEN  • POSTFACH  1 

• 

Herrn  43/45. 47o 

Kurt  H.  Grüne bäum 
c/o  New  xork  Hanseatic  Korporation 

12o  Broadway 

New  York  5,  N.Y./USA  . . i .n 

Lastschrittanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht 


Betrag  Wert 

Text 

DM  3*000, — 

28.5. 

1 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

1 

Hochachtungsvoll 


Essen,  den  28.5. 1962 
Unser  Zeichen:  sehn 


5301  a-c  10.61 


TELEGRAMMADRESSE:  BURKBANK  • LAN  D E SZ  E NTRALBAN  K G I RO  K O NTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  N 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP)  0857709 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  1 8301 


UMMER  10 
(AUSLAND) 


, BANKHAUS  BURKHARDT  t CO.,  ESSEN  • PO  STSCH  LI  E SSFACH  1 

Herrn  43/45. 47o  Essen,  den  27.4.1962 

Kurt  H.  Grunebaum  Unser  Zeichen:  sehn 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

12o  Broadv/ay 

New  York  5,  N.Y./USA 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3*000, — 

27*4. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg  | 

w/Zinsen 

i 

1 

! 

1 

Hochachtungsvoll 

ßURKHARDT  & CO. 

ppa- 


530Ha— c 7.  60 


TELEGRAMM-ADRESSE!  BURKBANK  • LA  N D E S Z E N T R A LB  A N KG  I RO  K O NTO  NR.  33.M9  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  ELD  D I S P.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80835  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BJJRKHARDT  t C0.,JSSEN  • P^TFACH  1 

Herrn  43A5.47o 

Kurt  H.  Grunebaum 

c/ o New  York  Hanseatic  Corporation 

12o  Broadway 

New  York  5s  N.Y./USA 


Essen,  den 
Unser  Zeichen: 


28.3.1962 

sehn 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert  Text 

DM  3.000, — 

28.3. 

w/zinse^"^  Kommerzbank  Aktle^esellschaft,  Hamburg 

1 

i 

ppa 


Hochachtungsvoll 

^H^KHARDT  & CO. 

•/V  • 


i.  V. 


7 


5301  a-c  10.  61 


■'=:iE==.i=~ 


BANKHAUS  BJRKHARDT  4 CO.JSSEN  • POSTFACH  1 

Gnmebaiim  W45.47o 
c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

12o  Broadway 

New  York  5/n,Y./USA 


Essen,  den  2 

Unser  Zeichen:  ® 

"Sonderkonto  G" 


26.2.1962 

sohn 


Lastschriftanzeige 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3*000, — 

j 

26.2. 

b= — — — 

1 

w%i^e^  Conraerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 

1 

Hochachtungsvoll 
^-i^HARDT  & CO, 
i.V., 

7 


5301  a-c  10.  61 


TELEGRAMM-ADRESSEs  BURKBANK  ■ LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR.  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  ■ FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E L D D I S P.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BU^KHARDT  « CO.,  ESSEN  • POSTEACH  1 

Herrn  45/^5 

Kxirt  H.  Grüne  bäum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

12o  Broadway 

New  York  5j  N.Y./USA 


Essen,  den 

Unser  Zeichen: 

"Sonderkonto 


26.2.1962 

sehn 

G" 


Gutschriftanzeige 


Zu  Gunsten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Text 

Betrag 

Wert 

uns.  Vergütung  für  den  Monat  Februar  I962 

EM  3*000, — 

26.2. 

Hochachtungsvoll 

KHARDT  & CO. 


% 


<4 


TELEGRAMM-ADRESSE:  BURKBANK  • L A N D ES  Z E N T R A LB  A N KG  1 RO  KO  N TO  NR.  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  80836  • FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183 


Essen,  den  12.2.1962 
Unser  Zeichen: 

Konto:  Sekretariat 

w/Slraon  Hirschland  Inc . , New  York 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  Wert  Jext  j 

Di'i  2o.ooo,-- 

12.2. 

1 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft  ^ 

Hamburg  , 

v;/ Ab  sch  lag  Zahlung  a/Kreoit 

! 

. BANKHAUS  BURKHARDT  t CO.,  ESSEN  • POSTFACH  I 

Herrn 

Kurt  H.  GrunebaTH 
New  York  nSA 


Hochachtungsvoll 

E^^KHARDT  & CO. 


i.  V. 


■7/ 


A 4 


5301  a-c  10.  61 


óc  iU&. 

TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  NR.  33/49  ■ POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NR-  1° 
FERNSPRECHER  ESSEN  NR.  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (G  E LD  D I S P.),  0857709  (A  U S LA  N D) 
FERNSPRECHER  BÖRSE  DOSSELDORF  NR.  80836  ■ FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  N R.  08582183 


BANKHAUS  BURKHARDT  t CO.,  ESStN  • POSTFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 

12o  Broadway 

New  York  p»  N.Y./USA 


Essen,  den 
Unser  Zeichen: 


29.1.1962 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 


DN  ^.000,-- 


Vergt.  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
:>9.1.  w/Zinsen 


Hochachtungsvoll 

KHARDT  & ^O. 

i.  V. a.-._L  . . . 


5-301  a-c  10  61 


cf>MMERZB>ft4K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


r I 

Firma 

Simon  Hirschland  Inc., 
z,  Hd.  V. 

Herrn  Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 , N.  Y. , 

l_  USA 

9.5.. ..1.33  Hamburg  11,  d«n  31»U6Z.196l 

(Klo.  Nr.) 

Aul  d.  Antwort  bitlan  wir  onzugaban; 

Konsortial- Abteilung  Schi/Kir  _ __ 

Wir  belasten  Sie  für:  J 0 1 1 


Debet-Zinsen  (2  % ü/Lbd.-Satz) 
für  1961 

/ > 


^iv 


é.  't. 


■t, 


/ 


'''U  / 


97 


Wert 


31.  12. 


OM 


8.468.— 


duf 


Ihrem 


...-Konto.. 


Hochachtungsvoll 


COMME^ZGANK 

/ / AICTIENGE/6EllSc4lAFT 


r-T- 


I — 

r ^ A > ^ 

I?  * 


/ 

✓ 

1 

/ 

i 

!' 

' 1 

li 

j 

i 

i, 

i) 

i 

t‘ 

1 

1 1 

t 

tt 

ii 

1^ 

1 ( 

1 

! ' 
[; 

[i 

1 1 

:i 

♦ ♦ 

.-  t 

1 

li 

j:  *'  '• 

V ^ 

*/rv . ///f 

fH?  ^ y^^^v.  74 0 

/ 4/rv 

i/f''^'y. 

y^r) 

\i ■ '“/'>' 

t^'i-y-ry  ■■^1^ 

/^-^  ‘^«■y  ^/> 

,^/m 

, h Y'.^^Ty  i V 

\f  / /Y  ry  \ 

^ üy.<y  'Vy 


f r 

y^ 

3.-CL 


V y 


Vyn  v/ 


^ ‘/u  / 


V J (?  y V • 

^ oi  r y 

v Y'f  L •/ 

0.^  • 

•; ; 

_ A y 7V,  / (/  •<  I 
^NtV/‘^<P,V^  j 

/v3l7?;i<f 

nT  Vv^  \ t 0 

0 1 yc  '^.,' 

av^idZ* 

4 i/r^  srt  0 1 

^ 0 ' V 

';\  / iCo  kV  • 

Nf^J, 


I'o^y 

4V^v 


if-K 


' ; .'^ 

; tf 


\ i'-t'j  ytf 


^ : .M 


^ 4^  V Ï/ 
1 

',  y ’9. 

' '>'k  X 

y.y^ic  j 
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tfifPRAMM  ADRESSE:  burkbank  . LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  ■ POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSPRECHER^E^S^S^EN^NUM  p^sSELDORF  NR.  08582183  FERNSPRECHER  BÖRSE  DOSSELDORF  1 8301 


■ ANKHAUS  BURKHARDT  S CO.,  ESSEN  • PO  STSCH  LI  E SSFACH  1 


Herrn  4j:j,/45.^7o 

Kurt  H.  Grunebaum 

c/o  Nev/  York  Hanseatic  Corporation 


Essen,  den  2ö. 12.1961 
Unser  Zeichen:  sehn 


12o  Broadway 

New  York  5>  N.Y./DSA 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 

Text 


Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 


w/Zinsen 


Hochachtungsvoll 

B:^KHARDT/)&  CO. 

PP°-/f  < . ' ''  J 


5301  a — c 7.  60 


TELEGRAMM-ADRESSE:  BURKBANK  • LAN  D ESZ  E NTRALBAN  K G I RO  KO  NTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  1 8301 


BANKHAUS  BURKHARDT  « CO.,  ESSEN  • PO  STSCH  LI  E SSFACHI 

• -■  ■■■  ■ ' 

Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 

c/o  Nev7  Yoi’k  Hanseatic  Corporation 


12o  Broadwa,/ 

New  York  3»  N.Y./tSÄ 


Essen,  den  27  • 1 1 • 19^1 

, sehn 

Unser  Zeichen: 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DKi  j>.ooo,-- 

27.11 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiaagesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

i 

5.301  o— c 7.  60 


TELEGRAMMADRESSE:  BURKBANK  ■ LAN  D E S Z E NTRALBAN  KG  I RO  K O NTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857855  (EFFEKTEN),  0857850  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  1 8301 


5301  Q — c 7.  60 


ppa. 


1 


TELEGRAMM-ADRESS  El  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DOSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


B/NKHAUS  BURKHARDT  4 CO.,  ESSLN  ■ POSTSCHl|ESSFACH  1 

Herrn  43/45.470 

Kurt  ri.  ü-runebaum 
c/o  Njw  York  Hanseatic 
Corporation 


12o  Broadv'/ay 

New  York  5,  N.Y./USA 


Essen,  den  27.9«  1961 


Unser  Zeichen: 


sehn. 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000,  — ; 

— 

__  

11.9. 

'^er^t.  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

Hochachtungsvoll 

BURKHARDT  & CO 


5301  a-e  6.  59 


TELEGRAMM-ADRESSE,  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  - FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  ■ FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


B A NJ( H A U S B U R K H A RDT  t C 0.,  ESSEN  ^ P O^S C H L I E S S F A C H 1 

Herrn  43/45. 47o 

Kurt  H.  Grunebaum 
c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 


Essen,  den  29.8.  1961 
Unser  Zeichen : SCiin. 


12o  Broadway 

jLQj^_X^Qrk  5/N.Y./USA  Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000, 

29.8. 

I Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 

H 3,111  Id  m*  g 

' i 

— — — — — — — — — H 

1 

N — — — — — 

1 

' i 

ppo. 


Hochachtungsvoll 


KHARDTSjOT  ^ 


5301  a-c  6.  59 


TELEGRAMM-ADRESSE.  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  ■ POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


BANKHAUS  BURKHARDT  & C^.,  ESSEN  • POSTSCHLIESSFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 

12o  Broadway 

New  York  N.Y./USA 


Essen,  den  28.7*196l 
Unser  Zeichen:  dr 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  | 

Wert 

Text 

DM  5*000, — 

28.7. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen 

! 

1 

5301  a-c  6.  59 


TELEGRAMM. ADRESSEi  BURKBANK  . LAN  DE  S Z E N T RALBAN  KGI  ROKON  TO  33/49  ■ POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DDSSELDORF  18301 


BANKHAUS  BURKJA^DT  i CO.,  ESSEN  ■ POSTSCHLIESSFACH  1 

Herrn  43/45.470 

Kurt  H.  Grunebaum 
c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 

12o  Broadway 

New  York  5,  N.  Y./lJSA 


Essen,  den  23.6.1961 
Unser  Zeichen:  SChn. 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000, — 

23. 6. 



Ver,  t.  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

w/Zins en 

Hochachtungsvoll 

BU^HARDT  & Cay, 

ppa.  ,/ 


5301  a-c  6.  59 


TELEGRAMM-ADRESSE.  BURKBANK  • LAN  D ES  Z E NTRALBAN  KG  I RO  KO  NTO  33/49  . POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  ■ FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  M57709  (AUSLANm 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


BANKHAUS  BURKHARDT  J,  CO.,  ESSEN  ■ POSTSCH  LIESSFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grrunebaum 


New  York  / USA 


Essen,  den  7.6.1961 
Unser  Zeichen:  SChn. 

Konto:  Sekretariat 

w/Simon  Hirschland  Inc., 

New  York-Ausländer-DM-Kont 0- 

Lastschriftgnzeiqe 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  Wert 

Text 

i 

! 

DM  25.000, — 

7.6. 

■ 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

w/Abschlagszahlung  a/Kredit 

1 

1 

w: 


TELEGRAMM-ADRESSE,  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  . POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  . FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  . FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


B A N KHAUS  B URKHARDT  %.  CO.,  ESSEN ^ P 0STSCHLIE5SFACH  1 

Herrn  43/45.470 

Kurt  H.  Grunebaum 
c/o  New  York  J^anseatic 
Korporation 

12o  Broadway 

New  ^ork  5,  N.Y./UÜA 


Essen,  den  29*5.  1961 
Unser  Zeichen:  ^Chn. 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 

I Betrag  Wert  Text 

jVergt.  an  Kommerzbank  -Aktiengesellschaft, 
Dm  5.000, — 29.5.1  Hamburg 


Hochachtungsvoll 

^ff^KHARDT  & 


5301  a-c  6.  59 


Intentional  Second  Exposure 
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BANKHAUS  B URKHARDT  i CO.,  ESSEN  • POSTSCH LIESSFACH  1 

Herrn  43/45.470  Essen,  den  29*5. '1 9^1 

Kurt  H.  Grunebaum  ,,  sehn, 

c/o  New  York  ^anseatic 
Korporation 

12o  Broadway 

New  j^ork  5,  N.Y./USA  Lastsrhriftnnzeiae 


New  ^ork  5,  N.Y./usA  Lastschriftanzeige 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrog 

Wert 

Text 

1 

Dm  3.0  00, — 

29.5. 

Vergt,  an  Kommerzbank  -Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

1 

1 

1 

1 

j 

1 

.5^KHARDT  & C^.  / 

./lL 


5301  o-c  6 59 
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BANKHAUS  BURKHARDT  t CO.,  ESSEN  ■ POST^HLIESSFACH  1 

^^errn  43/45. 47o 

Kurt  H.  G-runebaum 
c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 

12o  Broadway 

New  York  5,  N.Y./USA 


Essen,  den  27.4.1961 
Unser  Zeichen:  SChn. 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrog 

Wert 

Text 

DM  3.000,-- 

fV) 

• 

L • . 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 

Hamburg  , 

i 

i 

1 

PRO. 


Hochachtungsvoll 


5301  a-c  6.  59 


TELEGRAMM-ADRESSEi  BURKBANK  . LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
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BANKHAUS  BURKHARDT  8 CO.,  ESSEN  ■ POSTSCHIIESSFACH  1 

Herrn  43/45. 47o  Essen,  den  28.3.1961 

Kurt  H.  Grunebaum  n 7.,  sehn, 

c/o  New  lork  Hanseatic 
Corporation 

12o  Broadway 

New  York  5,  N.Y./usA  Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000, — 

23.3. 

t 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

j 

1 

! 

j 

ppa 


Hochachtungsvoll 

RKHAR^^  & CO. 


5301  a-c  6.  59 
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BANKHAUS  BURKHARDT  S CO.,  ESSEN  • POSTSCHLIESSFACH  1 


Herrn  45/45. 47o 

Kurt  II.  Grunebaum  ■ 
c/o  Hev  ïer’  Ha^  ceatic 
G.;.rp  oration 


Essen,  den  27.2.1961 
Unser  Zeichen: 


12o  Hroaiv.ay 
N e Yor-  K_._Y./'IJoA 


La  stschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 

Betrag  Wert  Text 

HI':  2.000, — 27.2.  Ver.  t.  an  Connierzbank  Akui  ■.n^esellec'naf  t , 

- Haïïiburg 

I vv/Zinsen  - Ihr  Auftrag  vom  9.2.61- 


Hochochtungsvoll 

^KHAR(j[j^&  CO. 


5301  a-c  6.  59 
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B A N KHAUS  B U R K H ARDT  i CO.,  ESSEN  ■ POSTSCHIIESSFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 


New  York  /USA 


Essen,  den  9*2. 1961 
Unser  Zeichen:  SChn. 

Konto:  Sekretariat 

w/Simon  Hirschland  Ino., 

New  York-Aus land er-DIi -Konto 


Lastschriftanzeige 

• • 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert  Text 

HM  50.000, — 

9.2. 

V rgt.  an  Commerzbank  Akt iengesellsohaft , 
Hamburg 

w/Abscrlagszahlung  a/Kredit 

Hochachtungsvoll 

^^KHARDT  & Cp..  / 

ppa. //  _ / / 


5301  a-c  6.  59 


/ 

■! 


/ «■  < 

' - 


L. 


/ 


Aktennotiz  fijj.  Herren 
Schumacher,  Fasel,  Klein,  Schmitz 


!■  Jahre  1960  hat  Siaon  Tllraohland  Inc,  Zinsen  an  die 
Cowrzbaak  In  Höhe  von  im  16.181,30  gezahlt  und  eine 

Stiftung  an  die  JUdlsohe  Kul tuegewclnde  ln  Essen  von 
DM  1000, — , 


Essen,  den  31,1.1961 
KTlC/rfl. 


J 


N3 


TPI  FrRAMM  ADRESSE.  BURKBANK  • LAN  DE  S Z E N T RAL  BAN  KGI ROKON  TO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
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BANK HJ B U^R K H A R D T S ^ N_^  POSTSCH  LIESSFA CH  1 ^ 

Herrn  43/45. 47o  Essen,  den  28.1.1961 

Kurt;  H.  Griinebauni  Unser  Zeichen:  sehr. 


New  York  5,  H.Y. /USA 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


i Betrag  | 

Wert  1 

Text 

UM  3.000, — 

" 1 

j 

i 

28.1. 

Vergt,  an  Goinmerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

w/Zinsen 

ppa. 


Hochachtungsvoll 

B|^KHARqftt^5a, 


6 - , c. 


c 


5301  a-c  6.  59 


9H63 


Vertraulich ! 


r 


n 


COMMER 

AKTIENGESELLSCHAFT 
Hamburg  11,  Ness  7-9 
Fernruf:  36  13  11 


ANK 


O A 


Firma  Simon  HirscSirand  Inc . , 
z.  Hd.  V . 

Herrn  Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 » N.  Y. , 


USA 


j 


Befr.: 


Ihr  Konto  Nr.  95  133 


Wir  belasten  Sie  für: 

7 0,  ,‘t57.5't6 

»/.  p.  a.  Zinsen  0/^27:806 

% p.  M.  Kredifprov.  a/ 


Hamburg,  den  31  »Dez, i960 


8 


DM 

DM 

%o  p.  Tag  überziehungsprov.  a/ DM 

Umsatzprovision  a/ DM 


8.896.72 

7.284.58 


/ 


Hinsen  i960 

Füf^ie  Konfrolle: 


Pi 


1 


DM  16.181.^0 
Hochachfungsvoll  7 


vi 


COMMERZ  BANK 

/fV/l  y ■ AKTIENOESEirsCl^iy 


y 
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BANKHAUS  BURKHARDT  t CO.,  ESSEN  • POSTSCHLIESSFACH  1 

• — • 

Hsrrn  43/45  *^70  Essen,  den  28 . 1 2 . 1 96o 

Kurt  H.  Grunebaum  _ Unser  Zeichen: 

c/o  New  York  Hanseatic 

12o  J3roadv/ay 

New  York  5,  N.Y./USA 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3 . 000 , — 

28.12 

Vergt,  an  Commerzbank  Akt iengesellschai t , 
Hamburg 

w/'-  ineen 

r 

5301  a-c  6.  59 
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BANKHAUS  BURKHARDT  i CO.,  ESSEN  ■ POSTSCHLIFSSFACH  1 

^^errn  43/45.470 

Kurt  H.  G-runebaura 
c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 

12o  ; roadway 

New  York  5«  N.Y./USA 


Essen,  den  2 3. 11.1900 
,,  7 . . sehn. 

Unser  Zeichen; 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  Wert 

Text 

DM  3.000, — 

23.11 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

4'/Zinsen 

5301  a-e  6.  59 


TELEGRAMM-ADRESSE.  BURKBANK  - LAN  DE  S Z E NT  RAL  BAN  KGI  ROKON  TO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  - FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP)  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


BANKH^S  BURKHA^DT  Ï E^EN  • POSTSCHLIESSEACH  1 

Herrn  43/45. 470  Essen,  den  27.  Io.  i960 

Kurt  H.  Grunebaun  Unser  Zeichen,  sohn. 


Hew  York  5,  N.Y. 

Lastschriftanzeige 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000, 

27.  Io 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

. w/Zinsen 
t= 



ppa 


Hochachtungsvoll 

zB^^KHARDT  & c6. 


5301  a-c  6.  59 
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BANUIAUJ^  BURKHARDT  Ï CO.,  ESSEN  ^ P^TS^Hj.lESSFACH  1 

Herrn  43/45.470  Essen,  den  28,9.  i960 

Kurt  H.  Grunebaum  ,,  sehn. 

unser  Zeichen: 

"^oncierkont  o"G" 

New  York  5,  N.Y./USA 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert  Text  : 

pM  3.000, — 

1 

28.9. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

w/Zinsen 

! 

Hochachtungsvoll 


TELEGRAMM-ADRESSEr  BURKBANK  • LAN  D ES  Z ENTRALBAN  KG  I RO  KO  NTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUM/vLER  10 
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BANKHAUS  BURKHARDj  4 CO^  • PO^TSCH  LIESSFACH  1 

Herrn  43/45. 47o 

Kurt  H.  Grunebaum 


New  York,  N.Y. 


Essen,  den  29*8. 196o 
Unser  Zeichen:  SChn. 

’’Sónderkonto  G" 


Lastschriftanzeige 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag  | Wert  Text 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft 
Hamburg 

DM  3.000,--  29.8.  w/Zinsen 


Hochachtungsvoll  ^ 

BURKHARDT  & Cc£ 


^ 'L  Ccj 


5301  a - c 6.  59 
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BANKHAUS  BURKHARDT  i CO.,  ESSEN  ■ POSTSCH  LIESSFAm 

Herrn  43/45.47o 

Kurt  H.  G-runebaum 

New  York,  N.Y. 


Essen,  den  2S.7*196o 

, , 7 . , sehn. 

Unser  Zeichen: 

"Sonderkonto  Gr" 


Lastschriftanzeige 

. • 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrog  | 

Wert 

Text  1 

DM  3.000, — 

28.7  . 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg, 
w/Zinsen 

Hochachtungsvoll 

^^^KHARDT  & CO 

ppo.^^ 

w 


'-O 


5301  a-c  6.  59 


I 


BANKHAUS  BÜRKHARDT  & CO,,  ESSEN  • POSTSCH  LI  ESSFACH  1 

Herrn  43/45. 47o 

Kurt  H.  Grrunebaum 

New  York.  N.Y. 


Essen,  den  2S.6,196o 
Unser  Zeichen:  SChn. 

"Sonderkonto  Gr" 


Lastschriftanzeige 


1 Betrag 

Wert 

to 

S 

• 

o 

o 

0 

1 
' 

28.6. 

i 

1 

! 

1 

! 

1 

1 

Vergt,  an  ^ omni  er z bank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 
w/Zinsen 


Hochachtungsvoll 
^^KHARDTfÄ  CO. 


5301  a - c 6.  59 


IO: 
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BANKHAUS  BURKHARDT  i CO.,  ESSEN  ■ POSTSCH  LIESSFACH  1 

Herrn  43/45.47o 
Kurt  H.  Grunebaum 
c/o  New  ■^ork  Hanseatic 
Corporation 

1 2o  Broadway 

New  York  5.  N.Y./USA 


Essen,  den  28.5.1  96 O 

Unser  Zeichen:  SCiin. 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 

Betrag  j Wert  I Text 

[ , Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 

Hamburg 

j DM  3.000, — 28.5.  w/Zinsen 


H/^achti^gsvoll 

B^I^AETOT  & C(p. 


5301  a - c 6.  59 


TELEGRAMM-ADRESS  El  BURKBANK  . LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
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BANKHAUS  BURKHARDT  ESJEN  • ^STS^HLIESS^FACH  1 

Herrn  43/45. 47o  Essen,  den  28.4.1960 

Kurt  H.  Grunfebaum  Unser  Zeichen:  schn. 

c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 

New  York  5,  N.Y./USA  . , 


Lastschnttanzeige 

Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

1 

1 

jDM  3.000, — i 

j= ^ 

1 ! 

28.4. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aküengesellschaf t , 

Hamburg  1 

!w/zinsen 

; 1 

i 

Hochachtungsvoll 

'khardtj'  & CO. 


5301  a-c  6.  59 
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BANKHAUS  BURJHARDT  i CO.,  ESSEN  • POSTSCHLIESSFACH  1 

Herrn  43/45.470  Essen,  den  23.3.1960 

Kurt  H.  G-runebaum  y.,  sehn. 

0/0  Kew  lork  Hanseauic 
Corporation 

New  lork  5,  N.ï,/U3A 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 
Betrag  | Wert  Text 


DM  3.000, — 


23.3. 


Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen  1 


ppa, 


Hochachtungsvoll 

KHARDT  & 


5301  a-c  6.  59 


& ^ 


FERNSCHREIBER  BÖRSE  DDSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DD  S S E L DOR  f’  18301 


^ BAWKHAjJS  BURKHARDT  8;  CO.,  ESSER  ■ POSTSCHLIESSFACH  1 

Herrn  43/45. 47o 

Kurt  H.  ijrrunebaum 
c/ 0 Nev;  '‘‘ork  Hanseatic 
Corpoartion 

T2o  Broadway 

New  York  5,  N.Y./UJA 


Essen,  den  26.2.1  96 0 
Unser  Zeichen:  SCiin. 


Lastschriftanzeige 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000,— 

/ r 

26.2. 

Vergt,  an  ^or.merzbank  Aktiengesellsciiaf  t , 
Hamburg 

w/Z  i ns  en 

5301  a-c  6.  59 


Hochachtungsvoll 
RKHARpJ,&  Cp. 
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BANKHAUS  BURKHARDT  i CO.,  ESSEN  ■ POSTSCH II  ESSFACH  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 


New  York 


Essen,  den  8.2.1  96  O 
Unser  Zeichen:  SCtin. 

Konto:  Sekretariat 

w/Simon  Hirschland  Ino. 
New  York 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  50.000, 

9.2. 

Vergt,  an  Comraerzbank  Akt  iengesel.  schaf  t , 
Hamburg 

w/Abschlagzahlung  a/Kredit 

I 

1 

1 

e =q 

Hochachtungsvoll 

,:fft/^KHARDT  äiCO. 


TELEGRAMM-ADRESSE!  BURKBANK  • LAN  D ESZ  E NTRALBAN  KG  I RO  KO  NTO  33/49  . POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  . FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
FERNSCHREIBER  BÖRSE  DÜSSELDORF  NR.  08582183  • FERNSPRECHER  BÖRSE  DÜSSELDORF  18301 


BANJCHAUS  BURKHARDT  i CO,  E^EN  • POSTSCH  LIESSFACH  1 

Herrn  43/45.470  Essen,  den  4.2.1960 

Kliri}  H.  Gr Un e b 3 um  Unser  Zeichen: 

c/o  l^evv  ■'^ork  Hanseatic  sehn. 

Corporation 

12o  Broadway  , 

New  iork  5,  N.Y.  ^ Lastschrittanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrog  Wert  Text 

DM  3.000, — 

4.2. 

Vergt,  an  Conmerzbank  Akt j engesellschaf t , 
Hamburg 

w/Zinsen 

5301  a-c  6.  59 


TELEGRAMM-ADRESSE,  BURKBANK  . LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  niimmfb  in 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER2U01  . FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFPEKTEnI  ^7^5 

C C C I ft  C?  k I ft  ^ ^ A I A M ^ ^ ^ ^ ^ 

FERNSPRECHER  BÖRSE  DOSSELDORF  18301 


FERNSCHREIBER  BÖRSE  DOSSELDORF  NR.  08582183 


BANKHAUS  BURKHARDT  S,  CO.,  ESSEN  • POSTSCHLIESSFACH  1 

Herrn  43/45,470 

Kurt  H.  G-riinebaum 
c/o  New  York  Hanseatic 
Corporation 


Essen,  den  29»  12.1959 


schn. 

Unser  Zeichen: 


12o  Broadway 
New  York  3,  N.Y. 


Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  hoben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

DM  3.000, 

&9.12. 

. 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 
w/Zinsen 

1 

1 

PRO 


Hochachtungsvoll 

RKHARDTpl^jCO^^ 


5301  a-c  6.  59 


2721 

91163 


COMMERVBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 
Hamburg  11,  Ness  7-9 
Fernruf:  3613  11 


O A 


Vertraulich ! 

Firma 

Simon  Hirschland  . 
z.  Hd.  V.  Herrn 
Kurt  H.  Grunebaura, 
12o  Broadway, 

New  York  3 i N.  Y. , 
USA 


Konto  Nr. 


133  Hamburg,  den  25.  Jan.  i960 


/Y/ir  belasten  Sie  für: 


eiasien  aie  Tur:  Lfi? 

7o  p.  a.  Zinsen  

"/o  p.  M.  Kredifprov.  a/ DM 


%o  p.  Tag  überziehungsprov.  a/ DM 

Umsatzprovision  a/ DM 


8.812.93  / 


für  2.  Sem.  1959 

Für  die  Kontrolle:  j 


Hochachtungsvoll 

MMERZBA 


1 1 s c y A^ 


■2.93  / / 


M ^ f ^ / 

/ / Cf'  ^ 


TELEGRAMM-ADRESSE,  BURKBANK  • LANDESZENTRALBANKGIROKONTO  33/49  • POSTSCHECKKONTO  ESSEN  NUMMER  10 
FERNSPRECHER  ESSEN  NUMMER  21401  • FERNSCHREIBER  NR.  0857850  (EFFEKTEN),  0857855  (GELDDISP.),  0857709  (AUSLAND) 
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BANKHAI^  BURKHAR^T  • ^ST^H  LI^SSMCJI  1 

Herrn  43/45. 47o  Essen,  den  27.11.1959 

Kurt  H.  Grünebaum  1 1 c»,  sehn. 

0/0  Hew  York  Hanseatic  Unser  Ze, eben, 

Corporation 
New  York  5>  N.Ï. 

Lastschriftanzeige 


Zu  Lasten  Ihres  Kontos  (Nummer  siehe  im  Adressenfeld)  haben  wir  folgende  Beträge  verbucht: 


Betrag 

Wert 

Text 

Diu  3.000, 

1 

127. 1 1 , 

1 , 

i 

1 

Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 
Hamburg 

, w/Zinsen 

“ ! 

1 

! 

! 1 

Hochachtungsvoll 


5301  a-c  6.  59 


luji 


BURKHAR.DTiCO 

Bankhaus 


ichn. 


Es4Pl  1,  den SS'  .J  O . ,1  L 5 9 

Postschließfach  1 


Konto:  45/45. 47o 

Ihr  Schreiben  vom: 


Herrn  Kurt  H.  Grrünebauni 
c/o  Ne;,  Yotk  Haneoatic  Corpo’’auion 
12o  Hroadway 


N e >v  jfork 


.1  • i . , üo 


OJl. 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Soll 

Betrag  Wert 

Text 

DI'.;  3.000,  — 

2 9 . 1 0 . 

Vur-t.  an  Ooiimerzbamc  A.rüx  en/./esellsciiaf  t , 

Hamb  urg 

.v/ Zinsen 

C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


BURKh^RDT  & CO. 


BURKJHAKDTiCO  • 

BANKHAUS 

Konto:  43/45.470 

Ihr  Schreiben  vom: 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Soll 

Betrag  Wert 

Text 

Dü  3.000, — 

2Ö.9. 

Verge,  an  Gomin-rzbank  Akt  kngescllsciiaf  t , 
Hamburg 
w/Zinsen 

C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


BURKHARPT&CO 


sehn.  ESS^^l,  den 

Postschließfach  1 

Herrn  Kurt  H.  G-rünebaum 
c/o  New  York  Hanseatic 
Korporation 
12ü  Broadway 

New  York  e.  N.f. 


LAAAA  Ä-a  A A A * i * a ^ A.  A.  ^ ^ X A , 


BURKHAR.DT&CO 

BAN  KHAU  S 


sclm. 


Konto:  43/45. 47o 

Ihr  Schreiben  vom: 


EssWi,  den  26.8.1959 

Postschließfach  1 

Herrn  Kurt  H.  G-rünebaum 
c/o  Hew  Yorii  Hanseatic 
Cürpoi*ation 
12o  Broadway 
Hew  York  5.  P v 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Betrag 


Vergt,  an  Oorj^merzbank  Aktiengesellschaft, 
-r^T.  . Hamburg 

Dl  3.000, — ^ 28.8.,  w/Zinsen 


C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


BUKKHARDT&CO  * 

BANKHAUS 


sehn. 


Konto:  43/45.47o 

Ihr  Schreiben  vom  28 . 1 . bzw  . 28.2.59 


^P;ENi,den  28.7.1959 

Postschließfach  1 

Herrn  Kurt  H.  Grüne bäum 


Nev;  York  5«  N.Y. 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Betrag 


Wert  I 


Vergt,  an  Commerzbank  Aktiengesellschaft, 


Hamburg 

)M  3.000, — 23.1,  w/Zinsen 


pa.  BURK^ARDT  & CO. 


C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  .58 


BURKHAR.DT<5cC0 

BANKHAUS 


Konto-  W^5.‘*^7o  "Sonderkto.G" 
Ihr  Schreiben  vom:  28.2.59 


dr  ESSE^Jlden  26.6.1959 

Postschließfach  1 
Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 


New  York  5>  N.Y. 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Soll 

Betrag  Wert 

Text 

IM  ;5.ooo,— 

26.6. 

Vergt,  an  die  Commerzbank  Aktiengesellschaft,  Hamburg 
w/Zinsen  w/Slmon  Hirschland  Inc. 

C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


i- 


BUR.KHARDT&CO 

BANK^HAUS 


Schn* 


45/45.470 

Konto:>»Sonderkonto  G" 

Ihr  Schreiben  vom:  281  »59  bzw, 


ESSf^l.den  28.4.1959 

Postschließfach  1 

Herrn  • 

Kurt  H.  Grunebaum 


28.2.59 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Betrag  Wert  * 

Vergt,  an  die  Commerbank  Aktiengesellschaft, 

Hamburg 

DM  3.000, — 28.4.  w/Zinsen 


^ ppa.  BURÏ^ARDT.&  CO. 


C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


QH  gysoe 
IZll 


COMMERZ- UND  I 

AKTI  ENGES 


JTO-BANK  Per  Luftpost  A 

7_9  Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 


Hamburg  11,  Ness  7-9  Herrn 

Fernruf:  361311  Kurt  H.  Grunebaum 

OA  120  Broadway 

/ \ P.  e w York  5,  N.Y. 

Simon  Hirschlanc^  Inc . , Kew  York 

Betr.:  Sekr. Konto  Nr.  95  1 33  Hamburg,  den  31.12,19 58 

Wir  belasten  Sie  für: 

6 “/o  p.  o.  Zinsen  o/  614.95.7. Z.z DM  10.249,26 

°/o  p.  M.  Kreditprov.  o/ DM 

°/oo  p.  Tag  überziehungsprov.  al DM 

Umsatzprovision  al DM 

^ 9(M  10.249,26 

für/ as  2.  Semester  1958  ^ ^ 

Fi/ die  Kontrolle: 


Fi/  die  Kontrolle 
/ 

0 


rtMöE 


1- 


BURKHARPT&CO 

BANKHAUS 


3clin, 


Konto:  43/ 45  »470 

Ihr  Schreiben  vom: " Sonderkonto 


ESSENl.cW  25.3.1959 
Postschließfach  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grünebaum 

New  York  5,  17. X. 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir  Sie  wie  folgt  belastet  haben: 


Soll  , Text 

Betrag  Wert 

DM  3.000, — 

25.3. 

Vergt,  an  Oommerzbank  Aktiengesellschaf t , 
Hamburg 
w/Zinsen 

BUR^i^ARDT  & CO. 


C 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


BURKHARPTiCO 

BANKHAUS 


é 


Schn. 


Ausl . -DM--K  or  to  2479 

Konto.  Sonderkonto  "G" 

Ihr  Schreiben  vom:  28 .1  59 


essen  \,m  2.6.2. 1959 
Postschließfach  1 

Herrn 

Kurt  H.  Grünebaujn 
New  ïcT^k 


Hierdurch  teilen  wir  Ihnen  mit,  daß  wir 

Soll 

Betrag 

Wert 

DM  3.000, — 

27.2. 

Text 


Aktiengeaell. 

w/Zinsen 


c 3 a-c  FFK  617/2313  6.  58 


. BURKHAR^TycO. 

^ / L 


COMMERZ  - und  DISCONTO  - BANK 
Kontrakt  datiert  16,  April  1958 


Kredit  : Bis  zu  DMark  350,000,- 


Laufzeit  : 
Zinsen  : 


4 Jahre  - gerechnet  vom  Zeitpunkt  der  Inanspruchnahme 

^ heber  den  Jeweiligen  Lombardsatz  der  Deutschen 

^ P-®-  aerecLu^  am 

30,  Juni  und  31,  Dezember  Jedes  Jahres, 


Kredit 


30,  Juni  1958  Zinsen 


DMark  340,000,- 


26;  Sept,  1958  fue  r Zinsen 


28,  Oktober  1938  fuer  ^ins 


DMark  343.239,44 
3,000,- 

DMark  340.239,44 

- 

DMark  340,000.- 


Nr.  4SI  Z D u F ■/> 


COMMERZ- UND  DIÄONTO-BANK 

aktiengesel^Hhaft 


Firma 

Simon  Hirschland  Inc. 

120,  Broadway 

New  York  5>  N.Y. 


95133 

Zinsen-Rechnung 


Fälligkeit 

195 


Umsatz 

Soll  I Haben 


Bemerkungen 


Durchsch  rift 


Erich  Otto  Grünebaum 
120  Broadway 


Hamburg  9.  Mai  1958 

, den 


•N  e w Y.  .Q..  .r k 5 , 


(Namen  und  Anschrift  des'der  Bürgen) 


Bürgschaft 


1.  Für  alle  Forderungen,  die  der 


COMMERZ- UND  DISCONTO-BANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


H^burg 

(nachstehend  „Bank"  genannt) 
mit  ihren  sämtlichen  Geschäftsstellen  gegen 

c h.1  Inc . , H ew  Y prk 

(nachstehend  „Hauptschuldner"  genannt) 

aus  laufender  Rechnung,  aus  Wechseln,  aus  gewährtem  und  noch  zu  gewährendem  Kre- 
dit, aus  dem  sonstigen  Geschäftsverkehr  des  Haupfschuldners  mit  der  Bank  oder  aus 
einem  sonstigen  bankmäfjigen  Rechtsgrunde  bereits  erwachsen  sind  oder  in  Zukunft  noch 
erwachsen  werden,  übernehme(H)  ich/^  die  selbstschuldnerische  Bürgschaft  bis  zum 
Hächstbetrag  von 

DM 

(in  Worten : tv.i  ]?.eut.sc,he . ) 

zuzüglich  Zinsen,  Provisionen  und  Spesen  der  Bürgschaftssumme  sowie  für  Kosten  jeder 
Art,  auch  soweit  die  Zinsen  usw.  zum  Kapital  geschlagen  werden  und  dadurch  die  Bürg- 
schaftssumme überschreiten. 

2.  Der  Buchauszug  über  die  Konten  des  Hauptschuldners  begründet  die  Vermutung  für  den 
Bestand  der  Forderungen  der  Bank. 

3.  Ich/^j^  erkenne(ja)  alle  Mafjnahmen  und  Vereinbarungen,  die  die  Bank  zur  Geltend- 
machung ihrer  Forderungen  für  nützlich  erachtet,  als  für  mich/HOS  verbindlich  an  und  ent- 
binde(li)  sie,  soweit  gesetzlich  zulässig,  von  jeglicher  Haftung  für  die  Höhe  des  Ausfalls. 
Insbesondere  soll  die  Bank  befugt  sein,  alle  Sicherheiten  und  Vorzugsrechte  aufzugeben, 
die  ihr  für  diese  Schuld  bestellt  sind  oder  noch  bestellt  werden,  namentlich  auch  Bürgen 
aus  ihrer  Haftung  zu  entlassen,  ohne  daf)  hierdurch  der  Umfang  meiner/üQSIEpÉK  Bürg- 
schattsverpflichtung  geändert  wird.  Die  Bank  soll  befugt  sein,  den  Erlös  aus  anderen 
Sicherheiten  oder  Zahlungen  des  Hauptschuldners  oder  anderer  Verpflichteter  zunächst 
aut  den  die  Bürgschaftssumme  übersteigenden  Teil  ihrer  Forderungen  in  Anrechnung  zu 
bringen.  Auch  sollen  daraus,  dafj  die  Bank  etwa  die  Einziehung  der  Hauptschuld  verzö- 
gern, die  unverzügliche  Anzeige,  dafj  sie  michXflßilin  Anspruch  nimmt,  unterlassen,  einem 
Zwangsvergleich  zustimmen,  sich  mit  dem  Hauptschuldner  vergleichen  sollte,  oder  dafj 
die  Hauptschuld  — gleich  auf  welche  Weise  — gesfundef  oder  herabgesetzt  werden 
sollte,  Einwendungen  gegen  die  Bank  nicht  erwachsen. 

4.  Bis  die  Bank  wegen  ihrer  sämtlichen  Forderungen  gegen  den  Hauptschuldner  befriedigt 
ist,  soll  sie  befugt  sein,  Zahlungen  auf  den  verbürgten  Betrag  als  bare  Sicherstellung  zu 
behandeln,  unbeschadet  ihres  Rechts,  sich  jederzeit  aus  den  gezahlten  Beträgen  zu  be- 
friedigen. Auch  sollen  bis  dahin  irgendwelche  Rechte,  welche  etwa  kraft  Gesetzes  auf 
mich/QQX  übergehen  würden,  der  Bank  verbleiben. 

5.  Ich/Üür  bin/ÜKat  berechtigt,  jederzeit  Auskunft  über  den  Kontostand  des  Hauptschuldners 
zu  verlangen,  jedoch  ist  die  Bank  nicht  verpflichtet,  mich;2üKs  von  sich  aus  über  den  Stand 
des  Kontos  auf  dem  laufenden  zu  halten. 

6.  Die  Bürgschaft  bleibt  auch  bei  einer  etwaigen  Änderung  in  der  Person  Äs/der  lnhaber(s) 
oder  in  der  Rechtsform  der  hauptschuldnerischen  Firma,  wie  überhaupt  bei  einer  etwaigen 
Änderung  in  der  Person  des  Hauptschuldners,  unverändert  in  Kraft.  Auch  erlischt  die  Bürg- 
schaft nicht  durch  vorübergehende  Rückzahlung  des  Kredits  bei  Fortbestehen  der  Ge- 
schäftsverbindung. 

7.  Haften  für  die  Forderung  der  Bank  auch  andere  Bürgen,  so  hafte(K)  ich/\ÄJC  unabhängig 
von  den  anderen  für  den  ganzen  von  mir/uns  verbürgten  Betrag. 


Nf.  45  Z D u.  F 

80r252 


8.  Diese  Bürgschaft  gilt  zusätzlich  zu  etwaigen  von  mir/BäS  bereits  abgegebenen  Bürg- 
schaftserklärungen. 

9.  Alle  die  Bürgschaft  betreffenden  Mitteilungen  gelten  spätestens  mit  dem  Tage  als  zu- 
gegangen, an  dem  bei  gewöhnlichem  Ablauf  der  Ereignisse  mit  der  Postauslieferung  zu 
rechnen  ist. 

10.  Erfüllungsort  für  beide  Teile  ist  die  das  Konto  des  Hauptschuldners  führende  Geschäfts- 
stelle der  Bank. 

11.  Nebenabreden  irgendwelcher  Art  haben  nur  Gültigkeit,  wenn  sie  in  schriftlicher  Form  mit 
beiderseitiger  Unterschritt  vereinbart  werden. 

12.  Ergänzend  gelten  die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  der  Bank. 

13 •Gerichtsstand  ist  Hamburg. 

14 «Es  findet  deutsches  Recht  Anwendung. 


Unlerschri(t(en) 


*)  Dem/Den  Bürgen  wurde  der  Empfang  der  Bürgschaft  durch 
Einschreibebrief  bestätigt. 

*)  Die  Unterschritt(en)  des/der 


wurde(n)  in  Gegenwart  folgender  Zeugen  vollzogen: 


(Namen  mit  Schreibmaschine  einsetzen  und  handschriftlich  gegenzeichnen) 


, den 


’)  Nichtzutreffendes  streichen 


COMMERZ-  UND  DISCONTO-BANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


[DAM  IK 


A llg emeine  Geschäftsbedingungen 

FASSUNG  JULI  1955 

Die  nachstehenden  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  gelten  für  unseren 

sd.alt.  Jeder  Kende  kenn  die  Allgemeinen  Geschdfistedingungen  „Irend  de^  h“' 

kontoiührenden  Stelle  elnsehen,  wo  sie  im  Schai.erraum  aushängen  oder  anstïg,  " 

i*  Allgemeines 

Das  Geschäftsverhältnis  zwischen  Kunden  und  Bank  ist  ein  Vertrauensverhältni<=  ruo  R=a  i,  ♦ n* 
Kunden  ihre  Geschäftseinrichtungen  zur  Erledigung  verschiedenartigster  Aufträne  y.ir'v  n.®  ^ 
darf  sich  darauf  verlassen,  daß  die  Bank  seine  Aufträge  muLr  So  g aU  e nefordénTli^ërS®^ 
ledigt  und  dabei  das  Interesse  des  Kunden  wahrt,  soweit  sie  dazu  im^  Kaufmanns  er- 

faltigkeit  der  Geschäftsvorfälle,  ihre  große  Zahl  und  die  Schnelligkeit,  mit  deV  sie^zumfrst ' erledint 
mussen,  machen  die  Aufstellung  bestimmter  allgemeiner  Regeln  erforderlich  an  die  sich  hpiH  t i ^ werden 
haben.  Nur  so  können  Kunde  und  Bank  wissen,  was  unter  ihnen  rechtens  ist  Nur  so  ic"  rv  Gälten 

Belange  und  Risiken  sowie  die  Entgelte  des  Kunden  S Leltunafn  der  ßLk  Tn  beiderseitigen 

einander  abgewogen  werden.  Leistungen  der  Bank  in  angemessener  Weise  gegen- 


1.  (1)  Die  der  Bank  bekanntgegebenen  Untersdirllten  gelten  bis  zum 
ïdiriftlichen  Widerruf,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Zelchnungsbereditigten 
ln  einem  öftentlidien  Register  eingetragen  sind  und  eine  Änderung  ver- 
öffentlicht wird.  Der  Kunde  hat  Änderungen  seines  Namens,  seiner 
Verfügungsfähigkeit  (z.  B.  Eintritt  der  Volljährigkeit)  und  seiner  Anschrift 
unverzüglich  schriftlich  anzuzeigen. 

(2)  Schriftliche  Mitteilungen  der  Bank  gelten  nadi  dem  gewöhnlichen  Post- 
lauf als  zugegangen,  wenn  sie  an  die  letzte  der  Bank  bekanntgewordene 
Anschrift  abgesandt  worden  sind.  Die  Absendung  wird  vermutet,  wenn  sich 
ein  Abdruck  oder  ein  abgezeichneter  Durchschlag  des  betreffenden  Briefes 
im  Besitz  der  Bank  befindet,  oder  wenn  sich  die  Absendung  aus  einem 
abgezeichneten  Versandvermerk  oder  einer  abgezeichneten  Versandliste 
ergibt. 

2.  (I)  Unterhält  der  Kunde  mehrere  Konten,  so  bildet  jedes  Kontokorrent- 
konto ein  selbständiges  Kontokorrent.  Der  Kunde  kann  Forderungen  gegen 
die  Bank  nur  mit  Verbindlichkeiten  in  derselben  Währung  und  nur  soweit 
aufrechnen,  als  die  Bank  die  Forderungen  anerkennt.  Bevorrechtigte  Forde- 
rungen kann  die  Bank  trotz  Einstellung  ins  Kontokorrent  selbständig 
geltend  machen. 

(2)  über  das  Guthaben  auf  einem  Gemeinschaftskonto  kann  jeder  der 
Inhaber  allein  verfügen,  es  sei  denn,  daß  die  Kontoinhaber  der  Bank 
schriftlich  eine  gegenteilige  Weisung  erteilt  haben.  Für  die  Verbindlich- 
keiten aus  einem  Gemeinschaftskonto  haftet  jeder  Mitinhaber  in  voller 
Höhe  als  Gesamtschuldner. 

3.  (1)  Wahrungskredite  sind  in  der  Währung  zurückzuzahlen,  ln  der  die 
Bank  sie  gegeben  hat.  Zahlungen  in  anderer  Währung  gelten  als  Sicher- 
heitsleistung. Die  Bank  ist  jedoch  berechtigt,  den  Währungskredit  jederzeit 
in  deutsche  Währung  umzuwandeln. 

(2)  Die  Inhaber  von  Wahrungsguthaben  tragen  anteilig  alle  wirtschaft- 
lichen und  rechtlichen  Nachteile  und  Schäden,  die  das  im  Auslande  unter- 
haltene Gesamtguthaben  der  Bank  in  der  entsprechenden  Währung  als 
Folge  von  höherer  Gewalt,  Krieg,  Aufruhr  oder  ähnlichen  Ereignissen  oder 
durch  von  der  Bank  nicht  verschuldete  Zugrifle  Dritter  im  Auslande  oder 
im  Zusammenhang  mit  Verfügungen  von  hoher  Hand  des  In-  oder  Auslandes 
treffen  sollten. 

4.  (1)  Während  der  Geschäftsverbindung  ist  die  Bank  unwiderruflich 
befugt,  Geldbeträge  für  den  Kunden  entgegenzunehmen.  Den  Auftrag,  einem 
Kunden  einen  Geldbetrag  zur  Verfügung  zu  stellen  oder  zur  Verfügung  zu 
halten,  darf  die  Bank  durch  Gutschrift  des  Betrages  auf  dem  Konto  des 
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aus  dem  Auftrag  ersichtlich  ist. 

A zur  Auszahlung  oder  Überweisung  von  Geldbeträgen 

darf  die  Bank  die  Art  der  Ausführung  mangels  genauer  Anweisung  nach 
bestem  Ermessen  bestimmen. 

(3)  Gutschriften,  die  infolge  eines  Irrtums,  eines  Schreibfehlers  oder 
aus  anderen  Gründen  vorgenommen  werden,  ohne  daß  ein  entsprechender 
Auftrag  vorliegt,  darf  die  Bank  durch  einfache  Buchung  rückgängig  machen 
(stornieren). 

(4)  Wenn  die  Bank  zur  Vereinfachung  des  Zahlungsverkehrs  ihres  Kunden 
Aufträge  zu  wiederkehrenden  oder  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  aus- 
zufuhrenden  Zahlungen  oder  Leistungen  übernimmt,  so  kann  sie  wegen  der 
Möglichkeit  unabsehbarer  Schäden  für  rechtzeitige  Erledigung  nicht  haften. 

5.  (1)  Hat  die  Bank  im  Aufträge  des  Kunden  Urkunden  entgegenzunehmen 
oder  auszullefern,  so  wird  sie  diese  sorgfältig  prüfen.  Sie  haftet  nicht  für 
Echtheit,  Gültigkeit  und  Vollständigkeit  der  Urkunden,  ferner  nicht  für 
richUge  Auslegung  und  Übersetzung,  auch  nicht  für  Art,  Menge  und 
Beschaffenheit  in  den  Urkunden  erwähnter  Waren. 

(2)  Hat  die  Bank  auf  Grund  eines  Akkreditivs,  Kreditbriefs  oder  sonstigen 
Ersuchens  Zahlungen  zu  leisten,  so  darf  sie  an  denjenigen  zahlen,  den  sie 
nach  sorgfältiger  Prüfung  seines  Ausweises  als  empfangsberechtigt  ansieht. 

(3)  Werden  der  Bank  als  Ausweis  der  Person  oder  zum  Nachweis  einer 
Berechtigung  ausländische  Urkunden  vorgelegt,  so  wird  sie  sorgfältig 
prüfen,  ob  diese  zur  Legitimation  geeignet  sindj  sie  haftet  jedoch  für  die 
Eignung  nicht.  Abs.  1 Satz  2 gilt  entsprechend. 

6.  Aufträge  Jeder  Art  müssen  den  Gegenstand  des  Geschäfts  zweifelsfrei 
erkennen  lassen,  Abänderungen,  Bestätigungen  oder  Wiederholungen 
müssen  als  solche  gekennzeichnet  sein. 

7.  Wenn  aus  Verzögerungen  oder  Fehlleltungen  bei  der  Ausführung  von 
Aufträgen  oder  von  Mitteilungen  hierüber  ein  Schaden  entsteht,  so  haftet 
die  Bank  lediglich  für  den  Zinsausfall,  es  sei  denn,  daß  sie  im  Einzelfall 
die  drohende  Gefahr  eines  darüber  hinausgehenden  Schadens  aus  dem 
Auftrag  ersehen  mußte.  Für  einen  nur  mit  einer  Wertänderung  des  Zahlungs- 
mittels begründeten  Schaden  haftet  sie  nicht. 

8.  (1)  Den  Schaden,  der  aus  Dbermitllungsfehlern,  Mißverständnissen 
und  Irrtümern  im  telefonischen,  telegrafischen,  drahtlosen  oder  Fern- 
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idirelberverkebr  mit  dem  Kundeni  mit  Dritten  oder  mit  eusw&rtigen 
Stellen  der  Bank  entsteht,  trègt  der  Kunde,  sofern  der  Schaden  nicht  von 
der  Bank  verschuldet  1st.  Dies  gilt  auch  bei  irrtümlich  mehrfacher  Aus- 
fertigung von  Telegrammen. 

(2)  Die  Bank  behSlt  sich  vor,  aus  Gründen  der  Sicherheit  des  Geschäfts- 
verkehrs bei  telegraflsch  oder  telefonisch  eingehenden  Aufträgen  vor  Aus- 
führung auf  Kosten  des  Kunden  telegrafisch  oder  telefonisch  eine 
Bestätigung  einzuholen. 

(3)  Telegrafische  oder  telefonische  Mitteilungen  der  Bank  gelten  vor- 
behaltlich schriftlicher  Bestätigung. 

9.  (1)  Die  Bank  darf  sich  zur  Ausführung  aller  Geschäfte,  wenn  sie  es 
nach  ihrem  besten  Ermessen  für  zweckmäßig  hält.  Dritter  (Personen,  Firmen, 
Anstalten  oder  Behörden)  bedienen.  Folgt  sie  bei  der  Auswahl  des  Dritten 
einer  Weisung  des  Kunden,  so  trifft  sie  keine  Haftung!  andernfalls  haftet 
sie  nur  für  sorgfältige  Auswahl.  Die  Bank  ist  Jedoch  verpflichtet,  ihrem 
Kunden  auf  Verlangen  die  etwa  bestehenden  Ansprüche  gegen  den  Dritten 
abzutreten. 

(2)  Bel  der  Ausführung  von  Einzugsaufträgen  im  Ausland  wird  die  Bank 
gleichfalls  nach  Maßgabe  der  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  und  Erkundi- 
gungsmöglichkeiten  die  Einzugsstelle  sorgfältig  auswählem  sie  muß  jedoch 
jede  Haftung  für  Zahlungseinstellungen  usw.  der  ausländischen  Einzugs- 
stelle und  deren  Beauftragten  ablehnen. 

10.  Die  Bank  steht  dem  Kunden  nach  bestem  Wissen  zu  allen  bank- 
mäßigen Ausküniien  und  Raterteiiungen  zur  Verfügung.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Mannigfaltigkeit  der  Auskünfte  und  Ratschläge  können  diese  jedoch 
nur  unter  Ausschluß  jeder  Verbindlichkeit,  auch,  soweit  gesetzlich  zulässig, 
der  Haftung  aus  } 278  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erteilt  werden  i 
erstrecken  sich  mündlich  erteilte  Auskünfte  auf  Kreditwürdigkeit  oder 
Zahlungsfähigkeit,  so  gelten  sie  nur  vorbehaltlich  schriftlicher  Bestätigung. 

11.  Mangels  einer  ausdrücklichen  und  schriftlichen  abweichenden  Ver- 
einbarung übernimmt  die  Bank  keine  anderen  als  die  in  diesen  Geschäfts- 
bedingungen erwähnten  Verwaltungspfllcfalen,  insbesondere  nicht  die 
Unterrichtung  des  Kunden  über  drohende  Kursverluste,  über  den  Wert 
oder  die  Wertlosigkeit  anvertrauter  Gegenstände  oder  über  Umstände,  die 
den  Wert  dieser  Gegenstände  beeinträchtigen  oder  gefährden  könnten. 

12.  Die  Bank  darf  nach  bestem  Ermessen  in  banküblicher  Weise  Geld 
und  sonstige  Werte  auf  Gefahr  des  Kunden  mangels  abweichender  Vor- 
schrift versichert  oder  unversichert  durch  Bahnhofsbrief,  eingeschriebenen 
Brief  oder  unter  geringer  Wertangabe  versenden.  Verrechnungsschecks 
werden  üblicherweise  in  einfachem  Brief,  sonstige  Schecks  und  Wechsel 
unversichert  in  eingeschriebenem  Brief  oder  Bahnhofsbrief  versandt. 

13.  Wird  die  Bank  aus  einer  im  Aufträge  oder  für  Rechnung  des  Kunden 
übernommenen  Bürgschaft  in  Anspruch  genommen,  so  ist  sie  auch  ohne 
gerichtliches  Verfahren  auf  einseitiges  Anfordern  des  Gläubigers  zur  Zah- 
lung berechtigt. 

14.  (1)  Die  Bank  schließt  die  Konten  in  der  Regel  halbjährlich  ab  und 
erteilt  Rechnungsabschlüsse;  sie  behält  sich  vor,  Konten  auch  in  anderen 
Zcitabstanden  abzusdilieOen. 

(2)  Außer  den  vereinbarten  oder  üblichen  Zinsen,  Gebühren  und  Provl- 
slonen  trägt  der  Kunde  aile  in  Zusammenhang  mit  der  Geschäftsverbindung 
mit  ihm  entstehenden  Auslagen  und  Nebenkosten,  insbesondere  Börsen- 
umsatzsteuer, Kosten  für  Versicherung,  Ferngespräche  und  Depeschen 
sowie  Porti.  Die  Bank  darf  diese  Nebenkosten  ohne  Einzelaufstellung  in 
einem  Gesamtbeträge  in  Rechnung  stellen. 

15.  Erinnerungen  gegen  Rechnungsabschlüsse  und  Wertpapieraufstel- 
lungen müssen  der  Bank  schriftlich  zugehen.  Sie  müssen  binnen  einer  Aus- 
Bchlußfrist  von  vierzehn  Tagen  seit  Zugang  des  betr.  Schriftstücks  der  Bank 
abgesandt  werden.  Erinnerungen  gegen  sonstige  Abrechnungen  und  An- 
zeigen müssen  unverzügiich  erhoben  werden.  Die  Unteriassung  rechtzeitiger 
Erinnerung  gilt  als  Genehmigung. 

Iß.  Das  Ausbleiben  zu  erwartender  Anzeigen,  insbesondere  über  die  Aus- 
führung von  Aufträgen  jeder  Art,  über  Zahlungen  und  Sendungen,  ist  der 
Bank  unverzüglich  nach  Abiauf  der  Frist  mitzuteilen,  innerhalb  deren  die 
Benachrichtigung  im  gewöhnlichen  Postlauf  hätte  zugehen  müssen.  Andern- 
falls ist  die  Bank  von  jeder  Schadenshaftung  befreit. 

17.  Der  Kunde  und  die  Bank  dürfen  mangels  anderweitiger  Vereinbarung 
die  Geschäflsverblndung  nach  freiem  Ermessen  einseitig  aufbeben.  Auch 
falis  eine  solche  Vereinbarung  getroffen  ist.  darf  die  Bank  die  Geschäfts- 


verbindung aus  wichtigem  Grunde  jederzeit  beendigen.  Insbesondere,  wenn 
der  Kunde  unrichtige  Angaben  über  seine  Vermögenslage  gemacht  hat 
oder  eine  wesentliche  Verschlechterung  seines  Vermögens  oder  eine  erheb- 
liche Vermögensgefährdung  eintritt,  oder  wenn  der  Kunde  der  Aufforderung 
zur  Stellung  oder  Verstärkung  von  Sicherheiten  nicht  nachkommt. 

13.  (1)  Mit  der  Beendigung  der  Geschäftsverbindung  wird  der  Saldo  jedes 
für  den  Kunden  geführten  Kontokorrents  sofort  fällig.  Der  Kunde  ist  außer- 
dem verpflichtet,  die  Bank  von  allen  für  ihn  oder  in  seinem  Aufträge  über- 
nommenen Verpflichtungen  zu  befreien  und,  soweit  dies  nicht  möglich  1st, 
bankmäßige  Sicherheit  zu  leisten.  Die  Bank  darf  auch  selbst  Haftungs- 
verpflichtungen kündigen  und  sonstige  Verpflichtungen,  Insbesondere  solche 
in  fremder  Währung  glattstellen  sowie  diskontierte  Wechsel  sofort  zurück- 
belastem  die  Wechsel-  oder  scheckrechtlichen  Ansprüche  gegen  den  Kunden 
und  jeden  aus  dem  Papier  Verpflichteten  auf  Zahlung  des  vollen  Betrages 
der  Wechsel  und  Schecks  mit  Nebenforderungen  verbleiben  der  Bank  jedoch 
bis  zur  Abdeckung  eines  etwa  vorhandenen  Schuldsaldos. 

(2)  Auch  nach  Beendigung  der  Geschäftsverbindung  gelten  bis  zu  ihrer 
völligen  Abwicklung  die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  weiter. 

19.  (1)  Die  Bank  hat  ihren  Kunden  gegenüber  jederzeit  Anspruch  auf  die 
Bestellung  oder  Verstärkung  bankmäßiger  Sicherheiten  für  alle  Verbind- 
lichkeiten, auch  soweit  sie  bedingt  oder  befristet  sind. 

(2)  Die  irgendwie  in  den  Besitz  oder  die  Verfügungsgewalt  irgendeiner 
Stelle  der  Bank  gelangten  Wertgegenstände  jeder  Art  (z.  B.  Wertpapiere 
Sammeldepotanteile.  Schecks,  Wechsel,  Devisen.  Waren,  Konnossemente! 
Lager-  und  Ladescheine,  Konsortialbeteiligungen,  Bezugsrechte  und  sonstige 
Rechte  jeder  Art  einschließlich  der  Ansprüche  des  Kunden  gegen  die  Bank 
selbst)  dienen,  soweit  gesetzlich  zulässig,  als  Pfand  für  alle  — auch 
bedingten  oder  befristeten  — Ansprüche  der  Bank  gegen  den  Kunden  und 
seine  Firma,  gleichviel,  aus  welchem  Grunde  diese  entstanden  oder  auf  die 
Bank  übergegangen  sind.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Bank  den 
mittelbaren  oder  unmittelbaren  Besitz,  die  tatsächliche  oder  rechtliche  Ver- 
fügungsgewalt über  die  Wertgegenstände  erlangt  hat. 

(3)  Im  Ausland  ruhende  Wertpapiere  unterliegen  dem  Pfandrecht  nicht. 
Das  gleiche  gilt  für  ausländische  im  Inland  ruhende  Wertpapiere,  für  die 
eine  deutsche  Wertpapiersteuer  nicht  entrichtet  isti  die  Bank  ist  jedoch 
berechtigt,  sie  zu  Lasten  des  Kunden  zu  versteuern;  dadurch  werden  sie 
dem  Pfandredit  unterworfen. 

(4)  Die  verpfändeten  Werte,  ebenso  alle  sicherungsweise  übereigneten 
Sachen  und  abgetretenen  Rechte  haften  auch  dann  für  sämtliche  For- 
derungen, wenn  sie  der  Bank  als  Sicherheit  nur  für  eine  besondere  Forde- 
rung gegeben  worden  sind,  es  sei  denn,  daß  die  Haltung  für  andere 
Forderungen  ausdrücklich  ausgeschlossen  worden  ist. 

(5)  Die  Bank  kann  ferner  ihr  obliegende  Leistungen  an  den  Kunden  wegen 
eigener  Ansprüche  zurückhalten,  auch  wenn  diese  befristet  oder  bedingt 
sind  oder  nicht  auf  demselben  rechtlichen  Verhältnis  beruhen. 

(6)  Uber  die  Erhaltung  und  Sicherung  aller  der  Bank  als  Sicherheit 
dienenden  Sachen  und  Rechte  sowie  über  den  Einzug  der  ihr  haftenden 
Forderungen,  Grund-  und  Rentenschulden  hat  der  Kunde  selbst  zu  wachen 
und  die  Bank  entsprechend  zu  unterrichten. 

(7)  Die  Bank  1st  verpflichtet,  auf  Verlangen  des  Kunden  Slcherungsgegen- 
slände  nach  ihrer  Wahl  Irelzugeben,  soweit  der  Wert  des  Sicherungsgutes 
die  vereinbarte  Deckungsgrenze  nicht  nur  vorübergehend  überschreitet. 

20.  (1)  Kommt  der  Kunde  seinen  Verbindlichkeiten  bei  Fälligkeit  nicht 
nach  oder  gerät  er  mit  der  Bestellung  oder  Verstärkung  von  Sicherheiten 
in  Verzug,  so  ist  die  Bank  befugt,  die  Sicherheiten  ohne  gerichtliches 
Verfahren  unter  tunlichster  Rücksichtnahme  auf  den  Kunden  zu  beliebiger 
Zelt  an  einem  ihr  geeignet  erscheinenden  Ort  auf  einmal  oder  nach  und 
nach  zu  verwerten.  Unter  mehreren  Sicherheiten  hat  die  Bank  die  Wahl. 
Sie  darf  zunächst  aus  dem  sonstigen  Vermögen  des  Kunden  Befriedigung 
suchen. 

(2)  Einer  Androhung  der  Verwertung,  der  Innehaltung  einer  Frist  und 
der  Ausbedingung  sofortiger  Barzahlung  des  Kaufpreises  bedarf  cs  nicht. 
Eine  Abweichung  von  der  regelmäßigen  Art  des  Pfandverkaufs  kann  nicht 
verlangt  werden.  Die  Bank  wird  nach  Möglichkeit  Ort,  Zeit  und  Art  der 
Verwertung  mittellen,  ohne  aber  eine  Verpflichtung  hierzu  zu  übernehmen. 

21.  (1)  Pfänder,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  darf  die  Bank 
börsen-  oder  marktmäßig,  andere  Pfänder  durch  öffentliche  Versteigerung 
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verwerten.  Der  Verpfänder  ist  nicht  berechtigt,  die  Herausgabe  von  Zins- 
und  Gewinnanteilscheinen  der  als  Pfand  haftenden  Wertpapiere  zu  ver- 
langen. Die  Bank  darf  diese  Scheine  auch  vor  Fälligkeit  ihrer  Forderung 
verwerten  und  den  Erlös  als  Sicherheit  behandeln. 

(2)  Die  Bank  darf  die  ihr  als  Pfand  haftenden  Forderungen,  Grund-  und 
Rentenschulden  schon  vor  Fälligkeit  ihrer  Forderung  kündigen  und  ein- 
ziehen. Der  Kunde  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Bank  die  Zahlung  an 
die  Bank  auf  seine  Kosten  zu  betreiben.  Beim  Einzug  darf  die  Bank  ohne 
vorherige  Befragung  des  Kunden  alle  Maßnahmen  und  Vereinbarungen 
mit  den  Drittschuldnern  treffen,  die  sie  zur  Eintreibung  von  Forderungen 
für  zweckmäßig  hält,  insbesondere  Stundungen  oder  Nachlässe  gewähren 
und  Vergleiche  abschließen.  Eine  Verpflichtung  zum  Einzug  sowie  eine 
Haftung  für  seine  Durchführung  übernimmt  die  Bank  nicht. 

(3)  Zur  Sicherung  übertragene  Sachen  und  Rechte  darf  die  Bank  nach 
bestem  Ermessen,  insbesondere  auch  freihändig  verwerten.  Grund-  und 
Rentenschulden  wird  die  Bank  freihändig  mangels  Zustimmung  des  Sicher- 
heitsbestellers nur  zusammen  mit  der  gesicherten  Forderung  und  nur  in 
einer  im  Verhältnis  zu  ihr  angemessenen  Höhe  verkaufen.  Im  übrigen  gelten 
die  Bestimmungen  des  Abs.  2 entsprechend. 

22.  Kosten  und  Auslagen,  die  bei  der  Bestellung,  Verwaltung  und  Ver- 
wertung von  Sicherheiten  sowie  durch  die  Inanspruchnahme  von  Mitver- 
pflichteten erwachsen,  wie  Lagergelder,  Kosten  der  Beaufsichtigung,  Ver- 
sicherungsprämien, Vermittlerprovisionen  und  Prozeßkosten,  gehen  zu 
Lasten  des  Kunden. 

23.  Der  Kunde  trägt  den  Schaden,  der  etwa  daraus  entstehen  sollte,  daß 
die  Bank  von  einem  eintretenden  Mangel  In  der  Geschäftsfähigkeit  des 
Kunden  oder  seines  Vertreters  unverschuldet  keine  Kenntnis  erlangt. 

24.  (1)  Belm  Ableben  des  Kunden  ist  die  Bank  berechtigt,  die  Vorlegung 
eines  Erbscheins,  eines  Zeugnisses  des  Nachlaßgerichts  über  die  Fortsetzung 
der  Gütergemeinschaft  oder  eines  Testamentsvollstreckerzeugnisses  zu  ver- 
langen; sie  darf  auch  denjenigen,  der  in  einer  Ausfertigung  oder  be- 
glaubigten Abschrift  einer  Verfügung  von  Todes  wegen  nebst  zugehöriger 


Eröffnungsverhandlung  als  Erbe  oder  Testamentsvollstrecker  bezeichnet  1st, 
verfügen  lassen.  Insbesondere  mit  befreiender  Wirkung  an  ihn  leisten. 
Werden  der  Bank  ausländische  Urkunden  zum  Nachweis  des  Erbrechts  oder 
der  Verfügungsbefugnis  über  den  Nachlaß  vorgelegt,  so  wird  sie  sorgfältig 
prüfen,  ob  die  Urkunden  zum  Nachweis  geeignet  sind,  haftet  jedoch  für  die 
Eignung  ebensowenig  wie  für  Echtheit,  Gültigkeit  und  Vollständigkeit  sowie 
für  richtige  Übersetzung  und  Auslegung. 

(2)  Der  Kunde  trägt  den  Schaden,  der  etwa  daraus  entstehen  sollte,  daß 
die  Bank  von  einem  Mangel  ln  der  Wirksamkeit  derartiger  Urkunden 
unverschuldet  keine  Kenntnis  erlangt. 

(3)  Entsprechendes  gilt  für  Bestallungen  von  Vormündern,  Pflegern, 
Konkursverwaltern  usw.  und  ähnliche  Ausweise. 

25.  Die  Bank  haftet  nicht  für  Schäden,  die  durch  Störung  ihres  Betriebes 
oder  durch  Verfügungen  von  hoher  Hand  des  In-  oder  Auslandes  veranlaßt 
sind.  Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Bank  aus  wichtigen  Gründen  ihren  Geschäfts- 
betrieb an  bestimmten  Tagen  oder  für  bestimmte  Zelt  ganz  oder  teilweise 
schließt  oder  einsdiränkt. 

26.  Die  Geschäftsräume  der  kontoführenden  Stelle  der  Bank  sind  für  beide 
Teile  Erfüllungsort.  Für  alle  Rechtsbeziehungen  zwischen  dem  Kunden  und 
der  Bank  ist  das  am  Erfüllungsort  geltende  Recht  maßgebend,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  der  Rechtsstreit  im  Ausland  geführt  wird.  Die  Bank  kann  nur 
am  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts  verklagt  werden. 

27.  Änderungen  dieser  Geschäftsbedingungen  gelten  als  genehmigt,  wenn 
der  Kunde  nicht  schriftlich  Widerspruch  erhebt.  Das  Schreiben  muß  binnen 
zwei  Wochen  nach  Bekanntgabe  der  Neufassung  abgesandt  sein. 

28.  Für  besondere  Geschäftsarten  gelten  neben  diesen  Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen  Sonderbedingungen,  zum  Beispiel  für  Dokumenten- 
Akkreditive  und  -Inkassi,  Ander-  und  Sparkonten,  Annahme  von  Verwahr- 
stüdeen  und  Vermietung  von  Schrankfächern;  für  Dokumenten- Akkreditive 
gelten  außerdem  die  von  der  Internationalen  Handelskammer  aufgestellten 
.Einheitlichen  Richtlinien  und  Gebräuche  für  Dokumenten-Akkreditlve". 


IL  Handel  in  Wertpapieren,  Devisen  und  Sorten 


29.  (1)  Die  Bank  führt  alle  Aufträge  zum  Kauf  und  Verkauf  von  Wert- 
papieren, die  an  der  Börse  des  Ausführungsplatzes  znm  amtlichen  Handel 
zugelassen  sind,  als  Kommissionär  durch  Selbsteintritt  aus,  ohne  daß  es 
einer  ausdrücklichen  Anzeige  gemäß  § 405  des  Handelsgesetzbuches  bedarf. 

(2)  Bei  Geschäften  in  Kuxen  und  in  nicht  zum  amtlichen  Handel  zuge- 
lassenen Werten  tritt  sie  stets  als  Eigenhändler  auf.  Das  gleiche  gilt  für 
zugelassene  Wertpapiere,  deren  Notiz  durch  Bekanntmachung  der  Börsen- 
organe ausgesetzt  ist.  Uber  Geschäfte  im  Eigenhandel  rechnet  die  Bank 
netto  ab. 

(3)  Abweichungen  in  der  Auslührungsart  müssen  ausdrücklich  vereinbart 
werden. 

(4)  In  allen  Fällen  ist  die  Fassung  der  Ausführungsanzeige  ohne  Be- 
deutung. 

30.  (1)  Sind  Werte  an  mehreren  Börsen  zugelassen  oder  in  den  geregelten 
Freiverkehr  einbezogen,  so  trifft  die  Bank  mangels  anderweitiger  Weisung 
die  Wahl  des  Auslührungsplatzes. 

(2)  Die  Usancen  des  Ausführungsplatzes  sind  maßgebend.  Für  Geschäfte 
ln  Kuxen  und  ln  Werten,  die  an  der  Börse  des  Ausführungsplatzes  nicht  zum 
amtlichen  Handel  zugelassen  sind,  gelten  die  hierfür  von  der  Ständigen 
Kommission  für  Angelegenheiten  des  Handels  in  amtlich  nicht  notierten 
Wetten  jeweils  festgesetzten  Usancen. 

31.  (1)  Briefliche  Kauf-  und  Verkaufsaufträge  ohne  zeitliche  Beschränkung 
werden  als  bis  auf  Widerruf,  längstens  bis  zum  Monatsschluß,  telegrafische 
und  telefonische  als  nur  für  den  Empfangstag  gültig  vorgemerkt;  doch 
werden  Aufträge,  die  am  Tage  des  Eingangs  nicht  mehr  erledigt  werden 
konnten,  für  den  nächsten  Börsentag  vorgemerkt.  Für  Ausführung  von 
Börsenaufträgen  noch  am  Tage  des  Eingangs  wird  keine  Gewähr  über- 
nommen. 

(2)  Aufträge  für  auswärtige  Plälze  gibt  die  Bank  mangels  besonderer 
Weisung  nach  ihrem  Ermessen  brieflich,  telefonisch  oder  telegrafisdi  weiter, 
Aufträge  zu  Verkäufen  sowie  zur  Ausübung  oder  zum  Verkauf  von  Bezugs- 
rechten darf  die  Bank  ausführen,  ohne  zu  prüfen,  ob  dem  Kunden  ent- 


sprechende Werte  bei  Ihr  zur  Verfügung  stehen.  Die  Bank  darf  Ausführungen 
ganz  oder  teilweise  unterlassen  oder  rückgängig  machen,  wenn  das  Guthaben 
des  Kunden  nicht  ausreicht. 

32.  Erinnerungen  gegen  Anzeigen  über  Ausführung  von  Börsengeschäften 
mussen  sofort  nach  Zugang  der  Ausführungsanzeige  telegrafisch  erhoben 
werden.  Erinnerungen  wegen  Nichtausführung  von  Börsenaufträgen  sind 
sofort  telegrafisch  nach  dem  Zeitpunkt  abzusenden,  an  dem  die  Ausführungs- 
anzeige dem  Kunden  im  gewöhnlichen  Postlauf  hätte  zugehen  müssen. 
Andernfalls  gelten  die  Abrechnungen,  Anzeigen  usw.  oder  die  Nichtaus- 
führung als  genehmigt. 

33.  (1)  Bei  Geschäften  in  Aktien,  deren  endgültige  Stücke  poch  nicht  im 
Verkehr  sind,  trägt  der  Kunde  die  Gefahr  der  Beeinträchtigung  des  Aktien- 
rechts vor  Lieferung  der  Stücke.  Für  die  Ausgabe  der  Stücke  seitens  der 
Aktiengesellschaft  haftet  die  Bank  nicht. 

(2)  Verkauft  die  Bank  im  Aufträge  eines  Kunden  nicht  vollelngezahlte 
Aktien,  so  hat  der  Kunde,  falls  er  von  der  Gesellschaft  gemäß  } 59  des 
Aktiengesetzes  oder  von  seinem  Vormann  auf  die  Nachzahlung  in  Anspruch 
genommen  wird,  bereits  vom  Abschluß  des  Geschäfts  an  gegen  die  Bank 
lediglich  Anspruch  auf  die  Abtretung  der  ihr  aus  dem  Kaufverträge  gegen 
ihren  Nachmann  zustehenden  Rechte. 

(3)  Läßt  ein  abhängiges  Unternehmen  der  Vorschrift  des  5 65  des  Aktien- 
gesetzes zuwider  Aktien  der  beherrschenden  Gesellschaft  durch  die  Bank 
anschaffen,  so  haftet  es  für  alle  der  Bank  daraus  erwachsenden  Schäden. 

34.  Die  Bestimmungen  der  Ziffern  31,  32  und  33  gelten  entsprechend  für 
Kauf-  und  Verkaufsangebote  im  Eigenhandel.  Diese  Angebote  darf  die  Bank 
auch  teilweise  annehmen. 

35.  Die  Bank  führt  Aufträge  zum  Kauf  oder  Verkauf  von  Devisen  nnd 
Sorten  als  Kommissionär  durch  Selbsteintritt  aus,  ohne  daß  es  einer  aus- 
drücklichen Anzeige  gemäß  § 405  des  Handelsgesetzbuches  bedarf.  Die  Be- 
stimmungen der  Ziffern  29  Abs.  3 und  4,  3f  Abs.  1 Satz  2 und  Abs.  2 und 
32  finden  sinngemäße  Anwendung,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Geschäfte 
Im  Eigenhandel  getätigt  werden. 
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HL  Verwahrungsge»€haft 


3fl.  (1)  Die  Bank  haftet  den  gesetzlldien  Bestimmungen  entsprechend  für 
sichere  und  getreue  Aufbewahrung  der  ihr  anvertrauten  Wertpapiere.  Die 
Bank  darf  Wertpapiere  unter  ihrem  Namen  an  auswärtigen  Plätzen  und  bei 
Dritten  aufbewahren.  Folgt  sie  bei  der  Auswahl  des  Dritten  einer  Weisung 
des  Kunden,  so  trifft  sie  keine  Haftung)  andernfalls  haftet  sie  nur  für  sorg- 
fältige Auswahl. 

(2)  Bei  Sammelverwahrung  oder  Sammelverwaltung  durch  eine  Wert- 
papiersammelbank steht  die  Bank  dem  Kunden  auch  fUr  die  Erfüllung  der 
Verwahrer-  und  Verwalterpflichten  der  Wertpapiersammelbank  ein. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Absatzes  sind  entsprechend  auf 
den  Schuldbuch-,  Treuhand-  und  Jungscheingiroverkehr  anzuwenden. 

37.  (1)  Mangels  besonderer  Weisung  des  Kunden  sorgt  die  Bank  für 
Trennung  der  fälligen  Zins-  und  Gewinnanteilscheine  und  zieht  deren  Gegen- 
wert ein  oder  verwertet  sie.  Neue  Zins-  und  Gewinnanteilscheinbogen  erhebt 
die  Bank  ohne  besonderen  Auftrag  für  alle  Wertpapiere,  deren  Zins-  und 
Gewinnanteilscheine  regelmäßig  getrennt  werden. 

(2)  Verlosungen  und  Kündigungen  überwacht  die  Bank,  soweit  Bekannt- 
machungen hierüber  in  den  .Wertpapier-Mitteilungen"  (Frankfurt/Main)  er- 
scheinen und  die  Bank  die  Papiere  verwahrt.  Pfandbriefe  und  Schuldver- 
schreibungen werden  ohne  besondere  Weisungen  des  Kunden  eingelöst)  die 
Einlösung  und  Verwertung  von  Wertpapieren  anderer  Art  darf  die  Bank 
mangels  besonderer  Weisung  des  Kunden  nach  ihrem  Ermessen  vornehmen. 


(3)  Verloste  oder  gekündigte  Wertpapiere,  die  auf  ausländische  Währung 
lauten,  sowie  Zins-  und  Gewinnanteilscheine  zu  solchen  Wertpapieren  darf 
die  Bank  mangels  anderer  Weisung  für  Rechnung  des  Kunden  bestens  ver- 
werten. 

(4)  Der  Gegenwert  von  Zins-  und  Gewinnanteilschelncn  sowie  verlosten 
und  gekündigten  Wertpapieren  Jeder  Art  wird  vorbehaltlich  des  Eingangs 
gutgeschrieben. 

38.  Ob  Wertpapiere  durch  Aufgebote,  Zablungssperren  u.  dgl.  betroffen 
werden,  wird  nur  einmalig  nach  ihrer  Einlieferung  an  Hand  der  .Wertpapier- 
Mitteilungen"  geprüft. 

39.  Bei  Konvertierungen,  Ausübung  oder  Verwertung  von  Bezugsrechten, 
Aufforderungen  zu  Einzahlungen,  bei  Fusionen,  Sanierungen,  Zusammen- 
legungen, Umstellungen,  Umtauschangeboten  wird  die  Bank,  wenn  hierüber 
eine  Bekanntmachung  in  den  .Wertpapier-Mitteilungen"  erschienen  1st,  den 
Kunden  zu  benachrichtigen  suchen.  Die  Bank  erwartet  die  besondere  Wei- 
sung des  Kunden)  sollte  diese  nicht  rechtzeitig  eintreffen,  so  wird  die  Bank 
nach  ihrem  besten  Ermessen  handeln,  insbesondere  darf  sie  Bezugsrechte 
bestens  verkaufen,  sofern  sie  bis  zu  dem  der  letzten  Notiz  des  Bezugsrechtes 
vorhergehenden  Börsentag  keine  anderweitige  Weisung  des  Kunden  er- 
halten hat.  Eine  Haftung  für  die  Ausübung  oder  Verwertung  von  Bezugs- 
rechten,  die  Leistung  von  Einzahlungen  auf  nicht  vollbezahlte  Wertpapiere 
und  von  Zubußen  auf  Kuxe,  für  die  Einreichung  zu  Konvertierungen  und 
Zusammenlegungen  sowie  für  sonstige  Maßnahmen  trifft  die  Bank  nur, 
wenn  der  Kunde  rechtzeitig  einen  entsprechenden  Auftrag  erteilt  hat. 


IV,  Einzugs-  und  Diskontgeschäft^  Wechsel-  und  Scheckverkehr 


40.  (1)  Bel  Aufträgen  zum  Einzug  haftet  die  Bank  nur  dann  für  rechtzeitige 
Vorlegung  und  Protesterhebung  oder  für  Einholung  der  Vorlegungsbeschei- 
nigung, wenn  Schecks  auf  den  Platz,  an  dem  sie  eingeliefert  werden,  am 
zweiten,  solche  auf  inländische  Bankplätze  am  vierten  Werktag  vor  Ablauf 
der  Vorlegungsfrist  mit  der  ersten  Post  eingehen,  und  wenn  Wechsel  auf 
Inländische  Bankplätze  zum  Zeitpunkt  des  Eingangs  bei  der  Bank  noch 
mindestens  12  Tage  laufen.  Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  sich  besonderer 
Ellmittel  zu  bedienen.  Sie  haftet  nicht,  wenn  die  nicht  rechtzeitige  Vorlegung 
auf  höhere  Gewalt  oder  sonstige  von  der  Bank  nicht  zu  vertretende  Um- 
stände zurOckzuführen  ist. 

(2)  Die  Bank  übernimmt  keine  Haftung  für  rechtzeitige  Vorlegung  und 
Protesterhebung  oder  für  Einholung  der  Vorlegungsbescheinigung  bei 
Wechseln  und  Schecks  auf  Nebenplätze  und  Auslandsplätze.  Auch  für 
sonstige  Wechsel-  oder  scheckmäßige  Behandlung  haftet  sie  bei  Wechseln 
und  Schecks  auf  Auslandsplätze  nicht. 

(3)  Nicht  oder  nicht  genügend  versteuerte  Wechsel  darf  die  Bank  zurück- 
gehen lassen. 

(4)  Die  Bank  darf  bei  ihr  ruhende  Wechsel,  falls  ihr  keine  andere  Weisung 
erteilt  ist,  bei  Verfall  vorlegen  und  mangels  Zahlung  protestieren  lassen, 
sowie  zu  diesem  Zweck  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  rechtzeitig  ver- 
senden. 

4t.  Schreibt  die  Bank  den  Gegenwert  von  zum  Einzug  eingereichten 
Wechseln  und  Schecks  schon  vor  Eingang  gut,  so  geschieht  dies  unter  Vor- 
behalt des  Eingangs. 

42.  (1)  Die  Bank  darf  die  Ihr  zum  Einzug  eingereichten  oder  von  ihr 
diskontierten  Wechsel  bereits  vor  Verfall  ohne  Rücksicht  auf  das  bestehende 
Rechnungsverhältnis,  Insbesondere  auf  eine  etwa  voraufgegangene  Saldierung, 
im  Konto  zurOckbelasten,  wenn  von  der  Bank  eingeholte  Auskünfte  über 
einen  Wechselverpflichteten  nicht  zu  ihrer  Zufriedenheit  ausfallen,  oder 
wenn  Akzepte  eines  Wechselverpflichteten  protestiert  werden,  oder  wenn 
in  den  Verhältnissen  eines  Wechselverpflichteten  eine  wesentliche  Ver- 
schlechterung eintritt.  Entsprechendes  gilt  bei  Schecks. 

(2)  Werden  der  Bank  zum  Einzug  eingereichte  oder  von  ihr  diskontierte 
Wechsel  oder  Schecks  bei  Vorlegung  nicht  bezahlt  oder  ist  die  freie  Ver- 
fügung über  den  Gegenwert  durch  Gesetz  oder  behördliche  Maßnahmen  be- 
schränkt oder  können  die  Papiere  infoige  unüberwindlicher  Hindernisse 
nicht  oder  nicht  rechtzeitig  vorgelegt  werden  oder  ist  in  dem  Lande,  in  dem 
die  Wechsel  oder  Schecks  einzulösen  sind,  ein  Moratorium  ergangen,  so  darf 
die  Bank  zurOckbelasten. 


(3)  Die  Zurückbelastung  1st  auch  dann  zulässig,  wenn  Wechsel  oder  Schecks 
nicht  zurückgegeben  werden  können.  Die  Bank  wird  versuchen,  den  Gegen- 
wert zurückbelasteter  aber  nicht  zurückgegebener  Wechsel  und  Schecks 
hereinzuholen  oder  dem  Einreicher  die  ihr  zustehenden  Rechte  übertragen. 

(4)  In  allen  Fällen  der  Zurückbelastung  von  Wechseln  und  Schecks  ver- 
bleiben der  Bank  die  Wechsel-  oder  scheckrechtlichen  Ansprüche  auf  Zahlung 
des  vollen  Betrages  der  Wechsel  und  Schecks  mit  Nebenforderungen  gegen 
den  Kunden  und  Jeden  aus  dem  Papier  Verpflichteten  bis  zur  Abdeckung 
eines  etwa  vorhandenen  Schuldsaldos. 

43.  Werden  Wechsel  oder  Schecks  auf  Grund  ausländischen  Rechts  oder 
auf  Grund  einer  mit  ausländischen  Banken  getroffenen  Vereinbarung  der 
Bank  wegen  Fälschung  von  Unterschriften  oder  wegen  Veränderung  anderer 
Bestandteile  der  Wechsel  oder  Schecks  belastet,  so  darf  die  Bank  sie  dem 
Kunden  weiterbelasten. 

44.  Erhält  die  Bank  Wechsel,  so  gelten  zugleich  die  dem  Wechsel  oder 
seinem  Erwerb  durch  den  Kunden  zugrunde  liegenden  Forderungen  sowie 
alle  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Rechte  aus  den  zugrunde  liegenden 
Geschäften  einschließlich  der  Sicherheiten  als  auf  die  Bank  übertragen.  Zur 
Sicherung  übertragenes  oder  vorbehaltenes  Eigentum  geht  unter  Abtretung 
des  Herausgabeanspruches  auf  die  Bank  über.  Der  Kunde  1st  verpflichtet, 
der  Bank  auf  Verlangen  eine  Übertragungsurkunde  zu  erteilen.  Entsprechen- 
des gilt  bei  anderen  Einzugspapleren,  namentlich  bei  Anweisungen  und 
Rechnungen. 

45.  Bei  der  Einholung  von  Akzepten  auf  Wechsel  übernimmt  die  Bank 
keine  Haftung  für  die  Rechtsgültigkeit  der  äußerlich  ordnungsmäßigen 
Unterschrift  des  Akzeptanten,  insbesondere  für  deren  Echtheit  und  für  die 
Legitimation  der  Zeichnenden. 

46.  Die  Deckung  der  von  der  Bank  für  Rechnung  eines  Kunden  akzeptierten 
Wechsel  muß  spätestens  einen  Werktag  vor  Verfall  ln  Ihrem  Besitz  sein, 
andernfalls  berechnet  die  Bank  eine  besondere  Provision)  die  Akzept- 
provision deckt  nur  das  Akzept  selbst. 

47.  Die  Bank  braucht  bei  ihr  zahlbar  gestellte  Wechsel  nur  einzulösen, 
wenn  ein  schriftlicher  Auftrag  mit  allen  erforderlichen  Angaben  rechtzeitig 
eingegangen  und  hinreichende  Deckung  vorhanden  ist. 

48.  Für  den  Scheckverkehr  gelten  im  übrigen  die  auf  den  Scheckbüchern 
der  Bank  aufgedruckten  Bedingungen,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Kunde 
eigene  Scheckvordrucke  benutzt  oder  benutzen  läßt. 
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Durchschri  f_t 


Kiir  t H . Gi^ebaiun 

120  Broadway 

Hew  York  5»  H.Y. 


(Namen  und  Anschrift  des'der  Bürgen) 


Bürgschaft 

1.  Für  alle  Forderungen,  die  der 

COMMERZ-  UND  DISCONTO-BANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 

Hambiirg 

(nachstehend  „Bank"  genannt) 
mit  ihren  sämtlichen  Geschäftsstellen  gegen 

Simon  Hirschland  Inc.,  Hew  York 

(nachstehend  „Hauptschuldner"  genannt) 

aus  laufender  Rechnung,  aus  Wechseln,  aus  gewährtem  und  noch  zu  gewährendem  Kre- 
dit, aus  dem  sonstigen  Geschäftsverkehr  des  Hauptschuldners  mit  der  Bank  oder  aus 
einem  sonstigen  bankmäfjigen  Rechtsgrunde  bereits  erwachsen  sind  oder  in  Zukunft  noch 
erwachsen  werden,  übernehme(S)  ichWfr  die  selbstschuldnerische  Bürgschaft  bis  zum 
Höchstbetrag  von  ^ , qOO  , ~ 

, Dreihundertvierzigtausend  Deutsche  Mark 

(in  Worten:  ) 

zuzüglich  Zinsen,  Provisionen  und  Spesen  der  Bürgschaftssumme  sowie  für  Kosten  jeder 
Art,  auch  soweit  die  Zinsen  usw.  zum  Kapital  geschlagen  werden  und  dadurch  die  Bürg- 
schaftssumme überschreiten. 

2.  Der  Buchauszug  über  die  Konten  des  Hauptschuldners  begründet  die  Vermutung  für  den 
Bestand  der  Forderungen  der  Bank. 

3.  Ich/^Wr  erkenne(fi)  alle  Mafjnahmen  und  Vereinbarungen,  die  die  Bank  zur  Geltend- 
machung ihrer  Forderungen  für  nützlich  erachtet,  als  für  mich/uns  verbindlich  an  und  ent- 
binde(JQ  sie,  soweit  gesetzlich  zulässig,  von  jeglicher  Haftung  für  die  Höhe  des  Ausfalls. 
Insbesondere  soll  die  Bank  befugt  sein,  alle  Sicherheiten  und  Vorzugsrechte  autzugeben, 
die  ihr  für  diese  Schuld  bestellt  sind  oder  noch  bestellt  werden,  namentlich  auch  Bürgen 
aus  ihrer  Haftung  zu  entlassen,  ohne  dafj  hierdurch  der  Umfang  meiner/iW^SSW^  Bürg- 
schaftsverpflichtung geändert  wird.  Die  Bank  soll  befugt  sein,  den  Erlös  aus  anderen 
Sicherheiten  oder  Zahlungen  des  Hauptschuldners  oder  anderer  Verpflichteter  zunächst 
auf  den  die  Bürgschaftssumme  übersteigenden  Teil  ihrer  Forderungen  in  Anrechnung  zu 
bringen.  Auch  sollen  daraus,  dafj  die  Bank  etwa  die  Einziehung  der  Hauptschuld  verzö- 
gern, die  unverzügliche  Anzeige,  dafj  sie  michÄÄKin  Anspruch  nimmt,  unterlassen,  einem 
Zwangsvergleich  zustimmen,  sich  mit  dem  Hauptschuldner  vergleichen  sollte,  oder  dafj 
die  Hauptschuld  — gleich  auf  welche  Weise  — gestundet  oder  herabgesetzt  werden 
sollte,  Einwendungen  gegen  die  Bank  nicht  erwachsen. 

4.  Bis  die  Bank  wegen  ihrer  sämtlichen  Forderungen  gegen  den  Hauptschuldner  befriedigt 
ist,  soll  sie  befugt  sein,  Zahlungen  auf  den  verbürgten  Betrag  als  bare  Sicherstellung  zu 
behandeln,  unbeschadet  ihres  Rechts,  sich  jederzeit  aus  den  gezahlten  Beträgen  zu  be- 
friedigen. Auch  sollen  bis  dahin  irgendwelche  Rechte,  welche  etwa  kraft  Gesetzes  auf 
mich/uns  übergehen  würden,  der  Bank  verbleiben. 

5.  Ich/WJt  bin/ÄÄX berechtigt,  jederzeit  Auskunft  über  den  Kontostand  des  Hauptschuldners 
zu  verlangen,  jedoch  ist  die  Bank  nicht  verpflichtet,  mich/35J&  von  sich  aus  über  den  Stand 
des  Kontos  auf  dem  laufenden  zu  halten. 

6.  Die  Bürgschaft  bleibt  auch  bei  einer  etwaigen  Änderung  in  der  Person 3ÖSs/der  Inhaberjit) 
oder  in  der  Rechtsform  der  hauptschuldnerischen  Firma,  wie  überhaupt  bei  einer  etwaigen 
Änderung  in  der  Person  des  Hauptschuldners,  unverändert  in  Kraft.  Auch  erlischt  die  Bürg- 
schaft nicht  durch  vorübergehende  Rückzahlung  des  Kredits  bei  Fortbestehen  der  Ge- 
schäftsverbindung. 

7.  Haften  für  die  Forderung  der  Bank  auch  andere  Bürgen,  so  hafte(n)  ich/wir  unabhängig 
von  den  anderen  für  den  ganzen  von  mir^yW  verbürgten  Betrag. 
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8.  Diese  Bürgschaft  gilt  zusätzlich  zu  etwaigen  von  mir^CHSC  bereits  abgegebenen  Bürg- 
schaftserklärungen. 

9.  Alle  die  Bürgschaft  betreffenden  Mitteilungen  gelten  spätestens  mit  dem  Tage  als  zu- 
gegangen, an  dem  bei  gewöhnlichem  Ablauf  der  Ereignisse  mit  der  Postauslieterung  zu 
rechnen  ist. 

10.  Erfüllungsort  für  beide  Teile  ist  die  das  Konto  des  Hauptschuldners  führende  Geschäfts- 
stelle der  Bank. 

11.  Nebenabreden  irgendwelcher  Art  haben  nur  Gültigkeit,  wenn  sie  in  schriftlicher  Form  mit 
beiderseitiger  Unterschritt  vereinbart  werden. 

12.  Ergänzend  gelten  die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  der  Bank. 

13 •Gerichtsstand  ist  Hamburg 

14»Es  findet  deutsches  Recht  Anwendung. 


Unterschrif}(en) 


*)  Dem/Den  Bürgen  wurde  der  Empfang  der  Bürgschaft  durch 
Einschreibebrief  bestätigt. 

*)  Die  Unterschritt(en)  des/der 


wurde(n)  in  Gegenwart  folgender  Zeugen  vollzogen: 


(Namen  mit  Schreibmaschine  einsetzen  und  handschriftlich  gegenzeidmcn) 


, den 


*)  Nichtzutreffendes  streichen 


• • 

COMMERZ- UND  DISCONTO-BANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


B AM  K 


Allgemeine  Geschäftsbedingungen 

FASSUNG  JULI  1955 

Die  nachstehenden  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  gelten  für  unseren  Geschäftsverkehr  mit  unserer  Kund- 
schaft. Jeder  Kunde  kann  die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  während  der  Geschäftsstunden  bei  der 
kontoführenden  Stelle  einsehen,  wo  sie  im  Schalterraum  aushängen  oder  ausgelegt  sind. 

/.  Allgemeines 

Das  Geschäftsverhältnis  zwischen  Kunden  und  Bank  ist  ein  Vertrauensverhältnis.  Die  Bank  stellt  ihrem 
Kunden  ihre  Geschäftseinrichtungen  zur  Erledigung  verschiedenartigster  Aufträge  zur  Verfügung.  Der  Kunde 
darf  sich  darauf  verlassen,  daß  die  Bank  seine  Aufträge  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlidien  Kaufmanns  er- 
ledigt und  dabei  das  Interesse  des  Kunden  wahrt,  soweit  sie  dazu  im  Einzelfall  imstande  ist.  Die  Mannig- 
faltigkeit der  Geschäftsvorfälle,  ihre  große  Zahl  und  die  Schnelligkeit,  mit  der  sie  zumeist  erledigt  werden 
müssen,  machen  die  Aufstellung  bestimmter  allgemeiner  Regeln  erforderlich,  an  die  sich  beide  Teile  zu  halten 
haben.  Nur  so  können  Kunde  und  Bank  wissen,  was  unter  ihnen  rechtens  ist.  Nur  so  können  die  beiderseitigen 
Belange  und  Risiken  sowie  die  Entgelte  des  Kunden  für  Leistungen  der  Bank  in  angemessener  Weise  gegen- 
einander abgewogen  werden. 


1.  (1)  Die  der  Bank  bekanntgegebenen  Untersdbrlften  gelten  bis  zum 
schriftlichen  Widerruf,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Zeichnungsberecbtigten 
ln  einem  öffentlichen  Register  eingetragen  sind  und  eine  Änderung  ver- 
öffentlicht wird.  Der  Kunde  hat  Änderungen  seines  Namens,  seiner 
VerfQgungsfählgkelt  (z.  B,  Eintritt  der  Volljährigkeit)  und  seiner  Anschrift 
unverzüglich  schriftlich  anzuzeigen. 

(2)  Schriftliche  Mitteilungen  der  Bank  gelten  nach  dem  gewöhnlichen  Post- 
lauf als  zugegangen,  wenn  sie  an  die  letzte  der  Bank  bekanntgewordene 
Anschrift  abgesandt  worden  sind.  Die  Absendung  wird  vermutet,  wenn  sich 
ein  Abdruck  oder  ein  abgezeichneter  Durchschlag  des  betreffenden  Briefes 
Im  Besitz  der  Bank  befindet,  oder  wenn  sich  die  Absendung  aus  einem 
abgezeichneten  Versandvermerk  oder  einer  abgezeichneten  Versandliste 
ergibt. 

2.  (1)  Unterhalt  der  Kunde  mehrere  Konten,  so  bildet  jedes  Kontokorrent- 
konto ein  selbständiges  Kontokorrent.  Der  Kunde  kann  Forderungen  gegen 
die  Bank  nur  mit  Verbindlichkeiten  in  derselben  Währung  und  nur  soweit 
aufrechnen,  als  die  Bank  die  Forderungen  anerkennt.  Bevorrechtigte  Forde- 
rungen kann  die  Bank  trotz  Einstellung  ins  Kontokorrent  selbständig 
geltend  machen. 

(2)  Uber  das  Guthaben  auf  einem  Gemeinschaftskonto  kann  jeder  der 
Inhaber  allein  verfügen,  es  sei  denn,  daß  die  Kontoinhaber  der  Bank 
schriftlich  eine  gegenteilige  Weisung  erteilt  haben.  Für  die  Verbindlich- 
keiten aus  einem  Gemeinschaftskonto  haftet  jeder  Mitinhaber  ln  voller 
Höhe  als  Gesamtschuldner. 

3.  (1)  Wäbrungskredlte  sind  in  der  Währung  zurückzuzahlen,  in  der  die 
Bank  sie  gegeben  hat.  Zahlungen  in  anderer  Währung  gelten  als  Sicher- 
heitsleistung. Die  Bank  ist  jedoch  berechtigt,  den  Währungskredit  jederzeit 
in  deutsche  Währung  umzuwandeln. 

(2)  Die  Inhaber  von  Währungsguthaben  tragen  anteilig  alle  wirtschaft- 
lichen und  rechtlichen  Nachteile  und  Schäden,  die  das  im  Auslande  unter- 
haltene Gesamtguthaben  der  Bank  in  der  entsprechenden  Währung  als 
Folge  von  höherer  Gewalt,  Krieg,  Aufruhr  oder  ähnlichen  Ereignissen  oder 
durch  von  der  Bank  nicht  verschuldete  Zugriffe  Dritter  im  Auslande  oder 
im  Zusammenhang  mit  Verfügungen  von  hoher  Hand  des  In-  oder  Auslandes 
treffen  sollten. 

4.  (1)  Während  der  Geschäftsverbindung  ist  die  Bank  unwiderruflich 
befugt,  Geldbeträge  für  den  Kunden  entgegenzunehmen.  Den  Auftrag,  einem 
Kunden  einen  Geldbetrag  zur  Verfügung  zu  stellen  oder  zur  Verfügung  zu 
halten,  darf  die  Bank  durch  Gutschrift  des  Betrages  auf  dem  Konto  des 


Kunden  ausführen,  wenn  ihr  nicht  ein  anderweitiger  Verwendungszweck 
aus  dem  Auftrag  ersichtlich  ist. 

(2)  Bei  Aufträgen  zur  Auszahlung  oder  Überweisung  von  Geldbeträgen 
darf  die  Bank  die  Art  der  Ausführung  mangels  genauer  Anweisung  nach 
bestem  Ermessen  bestimmen. 

(3)  Gutschriften,  die  infolge  eines  Irrtums,  eines  Schreibfehlers  oder 
aus  anderen  Gründen  vorgenommen  werden,  ohne  daß  ein  entsprechender 
Auftrag  vorliegt,  darf  die  Bank  durch  einfache  Buchung  rückgängig  machen 
(stornieren). 

(4)  Wenn  die  Bank  zur  Vereinfachung  des  Zahlungsverkehrs  ihres  Kunden 
Aufträge  zu  wiederkehrenden  oder  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  aus- 
zuführenden Zahlungen  oder  Leistungen  übernimmt,  so  kann  sie  wegen  der 
Möglichkeit  unabsehbarer  Schäden  für  rechtzeitige  Erledigung  nicht  haften. 

5.  (1)  Hat  die  Bank  im  Aufträge  des  Kunden  Urkunden  entgegenzunehmen 
oder  auszullefern,  so  wird  sie  diese  sorgfältig  prüfen.  Sie  haftet  nicht  für 
Echtheit,  Gültigkeit  und  Vollständigkeit  der  Urkunden,  ferner  nicht  für 
richtige  Auslegung  und  Übersetzung,  auch  nicht  für  Art,  Menge  und 
Beschaffenbeit  in  den  Urkunden  erwähnter  Waren. 

(2)  Hat  die  Bank  auf  Grund  eines  Akkreditivs,  Kreditbriefs  oder  sonstigen 
Ersuchens  Zahlungen  zu  leisten,  so  darf  sie  an  denjenigen  zahlen,  den  sie 
nach  sorgfältiger  Prüfung  seines  Ausweises  als  empfangsberechtigt  ansieht. 

(3)  Werden  der  Bank  als  Ausweis  der  Person  oder  zum  Nachweis  einer 
Berechtigung  ausländische  Urkunden  vorgelegt,  so  wird  sie  sorgfältig 
prüfen,  ob  diese  zur  Legitimation  geeignet  sind)  sie  haftet  jedoch  für  die 
Eignung  nicht.  Abs.  1 Satz  2 gilt  entsprechend. 

6.  Aufträge  jeder  Art  müssen  den  Gegenstand  des  Geschäfts  zweifelsfrei 
erkennen  lassen)  Abänderungen,  Bestätigungen  oder  Wiederholungen 
müssen  als  solche  gekennzeichnet  sein. 

7.  Wenn  aus  Verzögerungen  oder  Fehlleitungcn  bei  der  Ausführung  von 
Aufträgen  oder  von  Mitteilungen  hierüber  ein  Schaden  entsteht,  so  haftet 
die  Bank  lediglich  für  den  Zinsausfall,  es  sei  denn,  daß  sie  im  Einzelfall 
die  drohende  Gefahr  eines  darüber  hinausgehenden  Schadens  aus  dem 
Auftrag  ersehen  mußte.  Für  einen  nur  mit  einer  Wertänderung  des  Zahlungs- 
mittels begründeten  Schaden  haftet  sie  nicht. 

8.  (1)  Den  Schaden,  der  aus  Übermittlungsfehlern,  Mißverständnissen 
und  Irrlümern  im  telefonischen,  telegrafischen,  drahtlosen  oder  Fern- 
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scfareiberverkehr  mit  dem  Kunden,  mit  Dritten  oder  mit  auswSrtigen 
Stellen  der  Bank  entsteht,  trägt  der  Kunde,  sofern  der  Schaden  nicht  von 
der  Bank  verschuldet  ist.  Dies  gilt  auch  bei  irrtümlich  mehrfacher  Aus- 
fertigung von  Telegrammen. 

(2)  Die  Bank  behält  sich  vor,  aus  Gründen  der  Sicherheit  des  Geschäfts- 
verkehrs bei  telegraflsch  oder  telefonisch  eingehenden  Aufträgen  vor  Aus- 
führung auf  Kosten  des  Kunden  telegrafisch  oder  telefonisch  eine 
Bestätigung  einzuholen. 

(3)  Telegrafische  oder  telefonische  Mitteilungen  der  Bank  gelten  vor- 
behaltlich schriftlicher  Bestätigung. 

9.  (1)  Die  Bank  darf  sich  zur  Ausführung  aller  Geschälte,  wenn  sie  es 
nach  ihrem  besten  Ermessen  für  zwedcmäßig  hält.  Dritter  (Personen,  Firmen, 
Anstalten  oder  Behfirden)  bedienen.  Folgt  sie  bei  der  Auswahl  des  Dritten 
einer  Weisung  des  Kunden,  so  trifft  sie  keine  Haftungi  andernfalls  haftet 
sie  nur  für  sorgfältige  Auswahl.  Die  Bank  ist  Jedoch  verpflichtet,  ihrem 
Kunden  auf  Verlangen  die  etwa  bestehenden  Ansprüche  gegen  den  Dritten 
abzutreten. 

(2)  Bei  der  Ausführung  von  Einzugsaufträgen  im  Ausland  wird  die  Bank 
gleichfalls  nach  Maßgabe  der  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  und  Erkundi- 
gungsmöglichkeiten die  Einzugsstelle  sorgfältig  auswählem  sie  muß  Jedoch 
Jede  Haftung  für  Zahlungseinstellungen  usw.  der  ausländischen  Einzugs- 
stelle und  deren  Beauftragten  ablehnen. 

10.  Die  Bank  steht  dem  Kunden  nach  bestem  Wissen  zu  allen  bank- 
mäßigen Auskünften  und  Raterteilungen  zur  Verfügung.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Mannigfaltigkeit  der  Auskünfte  und  Ratschläge  können  diese  Jedoch 
nur  unter  Ausschluß  Jeder  Verbindlichkeit,  auch,  soweit  gesetzlich  zulässig, 
der  Haftung  aus  { 278  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erteilt  werden; 
erstrecken  sich  mündlich  erteilte  Auskünfte  auf  Kreditwürdigkeit  oder 
Zahlungsfähigkeit,  so  gelten  sie  nur  vorbehaltlich  schriftlicher  Bestätigung. 

11.  Mangels  einer  ausdrücklichen  und  schriftlichen  abweichenden  Ver- 
einbarung übernimmt  die  Bank  keine  anderen  als  die  in  diesen  Geschäfts- 
bedingungen erwähnten  Verwaltungspfllchten,  insbesondere  nicht  die 
Unterrichtung  des  Kunden  über  drohende  Kursverluste,  über  den  Wert 
oder  die  Wertlosigkeit  anvertrauter  Gegenstände  oder  über  Umstände,  die 
den  Wert  dieser  Gegenstände  beeinträchtigen  oder  gefährden  könnten. 

12.  Die  Bank  darf  nach  bestem  Ermessen  in  banküblicher  Weise  Geld 
und  sonstige  Werte  auf  Gefahr  des  Kunden  mangels  abweichender  Vor- 
schrift versichert  oder  unversichert  durch  Bahnhofsbrief,  eingeschriebenen 
Brief  oder  unter  geringer  Wertangabe  versenden.  Verrechnungsschecks 
werden  üblicherweise  in  einfachem  Brief,  sonstige  Schecks  und  Wechsel 
unversichert  in  eingeschriebenem  Brief  oder  Bahnhofsbrief  versandt. 

13.  Wird  die  Bank  aus  einer  im  Aufträge  oder  für  Rechnung  des  Kunden 
übernommenen  Bürgschaft  in  Anspruch  genommen,  so  ist  sie  auch  ohne 
gerichtliches  Verfahren  auf  einseitiges  Anfordern  des  Gläubigers  zur  Zah- 
lung berechtigt. 

14.  (1)  Die  Bank  schließt  die  Konten  in  der  Regel  halbjährlich  ab  und 
erteilt  Rechnungsabschlüsse;  sie  behält  sich  vor,  Konten  auch  in  anderen 
Zeitabständen  abzuschließen. 

(2)  Außer  den  vereinbarten  oder  üblichen  Zinsen,  Gebühren  und  Provi- 
sionen trägt  der  Kunde  alle  in  Zusammenhang  mit  der  Geschäftsverbindung 
mit  ihm  entstehenden  Auslagen  und  Nebenkosten,  insbesondere  Börsen- 
umsatzsteuer, Kosten  für  Versicherung,  Ferngespräche  und  Depeschen 
sowie  Porti.  Die  Bank  darf  diese  Nebenkosten  ohne  Einzelaufstellung  in 
einem  Gesamtbeträge  in  Rechnung  stellen. 

15.  Erinnerungen  gegen  Rechnungsabschlüsse  und  Wertpapieraufstel- 
lungen müssen  der  Bank  schriftlich  zugehen.  Sie  müssen  binnen  einer  Aus- 
schlußfrist von  vierzehn  Tagen  seit  Zugang  des  betr.  Schriftstücks  der  Bank 
abgesandt  werden.  Erinnerungen  gegen  sonstige  Abrechnungen  und  An- 
zeigen müssen  unverzüglich  erhoben  werden.  Die  Unterlassung  rechtzeitiger 
Erinnerung  gilt  als  Genehmigung. 

16.  Das  Ausbleiben  zu  erwartender  Anzeigen,  insbesondere  über  die  Aus- 
führung von  Aufträgen  Jeder  Art,  über  Zahlungen  und  Sendungen,  ist  der 
Bank  unverzüglich  nach  Ablauf  der  Frist  mitzuteilen,  innerhalb  deren  die 
Benachrichtigung  im  gewöhnlichen  Postlauf  hätte  zugehen  müssen.  Andern- 
falls ist  die  Bank  von  Jeder  Schadenshaftung  befreit. 

17.  Der  Kunde  und  die  Bank  dürfen  mangels  anderweitiger  Vereinbarung 
die  Geschäftsverbindung  nach  freiem  Ermessen  einseitig  aufbeben.  Auch 
falls  eine  solche  Vereinbarung  getroffen  ist,  darf  die  Bank  die  Geschäfts- 


verbindung aus  wichtigem  Grunde  Jederzeit  beendigen.  Insbesondere,  wenn 
der  Kunde  unrichtige  Angaben  über  seine  Vermögenslage  gemacht  hat 
oder  eine  wesentliche  Verschlechterung  seines  Vermögens  oder  eine  erheb- 
liche Vermögensgefährdung  eintritt,  oder  wenn  der  Kunde  der  Aufforderung 
zur  Stellung  oder  Verstärkung  von  Sicherheiten  nicht  nachkommt. 

IS.  (1)  Mit  der  Beendigung  der  Geschäftsverbindung  wird  der  Saldo  Jedes 
für  den  Kunden  geführten  Kontokorrents  sofort  fällig.  Der  Kunde  ist  außer- 
dem verpflichtet,  die  Bank  von  allen  für  ihn  oder  in  seinem  Aufträge  über- 
nommenen Verpflichtungen  zu  befreien  und,  soweit  dies  nicht  möglich  ist, 
bankmäßige  Sicherheit  zu  leisten.  Die  Bank  darf  auch  selbst  Haftungs- 
verpflichtungen kündigen  und  sonstige  Verpflichtungen,  insbesondere  solche 
in  fremder  Währung  glattstellen  sowie  diskontierte  Wechsel  sofort  zurück- 
belasten; die  Wechsel-  oder  scheckrechtlichen  Ansprüche  gegen  den  Kunden 
und  Jeden  aus  dem  Papier  Verpflichteten  auf  Zahlung  des  vollen  Betrages 
der  Wechsel  und  Schecks  mit  Nebenforderungen  verbleiben  der  Bank  Jedoch 
bis  zur  Abdeckung  eines  etwa  vorhandenen  Schuldsaldos. 

(2)  Auch  nach  Beendigung  der  Geschäftsverbindung  gelten  bis  zu  ihrer 
völligen  Abwicklung  die  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  weiter. 

19.  (1)  Die  Bank  bat  ihren  Kunden  gegenüber  Jederzeit  Anspruch  auf  die 
Bestellung  oder  Verstärkung  bankmäßiger  Sicherheiten  für  alle  Verbind- 
lichkeiten, auch  soweit  sie  bedingt  oder  befristet  sind. 

(2)  Die  irgendwie  in  den  Besitz  oder  die  Verfügungsgewalt  irgendeiner 
Stelle  der  Bank  gelangten  Wertgegenstände  Jeder  Art  (z.  B.  Wertpapiere, 
Sammeldepotanteile,  Schecks,  Wechsel,  Devisen,  Waren,  Konnossemente, 
Lager-  und  Ladescheine,  Konsortialbeteiligungen,  Bezugsrechte  und  sonstige 
Rechte  Jeder  Art  einschließlich  der  Ansprüche  des  Kunden  gegen  die  Bank 
selbst)  dienen,  soweit  gesetzlich  zulässig,  als  Pfand  für  alle  — auch 
bedingten  oder  befristeten  — Ansprüche  der  Bank  gegen  den  Kunden  und 
seine  Firma,  gleichviel,  aus  welchem  Grunde  diese  entstanden  oder  auf  die 
Bank  übergegangen  sind.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Bank  den 
mittelbaren  oder  unmittelbaren  Besitz,  die  tatsächliche  oder  rechtliche  Ver- 
fügungsgewalt über  die  Wertgegenstände  erlangt  hat. 

(3)  Im  Ausland  ruhende  Wertpapiere  unterliegen  dem  Pfandrecht  nicht. 
Das  gleiche  gilt  für  ausländische  im  Inland  ruhende  Wertpapiere,  für  die 
eine  deutsche  Wertpapiersteuer  nicht  entrichtet  ist;  die  Bank  ist  Jedoch 
berechtigt,  sie  zu  Lasten  des  Kunden  zu  versteuern;  dadurch  werden  sie 
dem  Pfandrecht  unterworfen. 

(4)  Die  verpfändeten  Werte,  ebenso  alle  sicherungsweise  übereigneten 
Sachen  und  abgetretenen  Rechte  haften  auch  dann  für  sämtliche  For- 
derungen, wenn  sie  der  Bank  als  Sicherheit  nur  für  eine  besondere  Forde- 
rung gegeben  worden  sind,  es  sei  denn,  daß  die  Haftung  für  andere 
Forderungen  ausdrücklich  ausgeschlossen  worden  ist. 

(5)  Die  Bank  kann  ferner  ihr  obliegende  Leistungen  an  den  Kunden  wegen 
eigener  Ansprüche  znrOckhalten,  auch  wenn  diese  befristet  oder  bedingt 
sind  oder  nicht  auf  demselben  rechtlichen  Verhältnis  beruhen. 

(6)  Ober  die  Erhaltung  und  Sicherung  aller  der  Bank  als  Sicherheit 
dienenden  Sachen  und  Rechte  sowie  über  den  Einzug  der  ihr  haftenden 
Forderungen,  Grund-  und  Rentenschulden  hat  der  Kunde  selbst  zu  wachen 
und  die  Bank  entsprechend  zu  unterrichten. 

(7)  Die  Bank  1st  verpflichtet,  auf  Verlangen  des  Kunden  Slchernngsgegen- 
stände  nach  ihrer  Wahl  Irelzugeben,  soweit  der  Wert  des  Sicherungsgutes 
die  vereinbarte  Deckungsgrenze  nicht  nur  vorübergehend  überschreitet. 

20.  (1)  Kommt  der  Kunde  seinen  Verbindlichkeiten  bei  Fälligkeit  nicht 
nach  oder  gerät  er  mit  der  Bestellung  oder  Verstärkung  von  Sicherheiten 
in  Verzug,  so  ist  die  Bank  befugt,  die  Sicherheiten  ohne  gerichtliches 
Verfahren  unter  tunlichster  Rücksichtnahme  auf  den  Kunden  zu  beliebiger 
Zeit  an  einem  ihr  geeignet  erscheinenden  Ort  auf  einmal  oder  nach  und 
nach  zu  verwerten.  Unter  mehreren  Sicherheiten  hat  die  Bank  die  Wahl. 
Sie  darf  zunächst  aus  dem  sonstigen  Vermögen  des  Kunden  Befriedigung 
suchen. 

(2)  Einer  Androhung  der  Verwertung,  der  Innehaltung  einer  Frist  und 
der  Ausbedingung  sofortiger  Barzahlung  des  Kaufpreises  bedarf  es  nicht. 
Eine  Abweichung  von  der  regelmäßigen  Art  des  Pfandverkaufs  kann  nicht 
verlangt  werden.  Die  Bank  wird  nach  Möglichkeit  Ort,  Zeit  und  Art  der 
Verwertung  mittellen,  ohne  aber  eine  Verpflichtung  hierzu  zu  übernehmen. 

2t.  (1)  Pfänder,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  darf  die  Bank 
börsen-  oder  marktmäßig,  andere  Pfänder  durch  öffentliche  Versteigerung 
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verwerten.  Der  Verpfänder  ist  nicht  berechtigt,  die  Herausgabe  von  Zins- 
und  Gewinnanteilscheinen  der  als  Pfand  haftenden  Wertpapiere  zu  ver- 
langen. Die  Bank  darf  diese  Scheine  auch  vor  Fälligkeit  ihrer  Forderung 
verwerten  und  den  Erlös  als  Sicherheit  behandeln. 

(2)  Die  Bank  darf  die  ihr  als  Pfand  haltenden  Forderungen,  Grund-  und 
Rentenschulden  schon  vor  Fä.i'gkeit  ihrer  Forderung  kündigen  und  ein- 
ziehen. Der  Kunde  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Bank  die  Zahlung  an 
die  Bank  auf  seine  Kosten  zu  betreiben.  Beim  Einzug  darf  die  Bank  ohne 
vorherige  Befragung  des  Kunden  alle  Maßnahmen  und  Vereinbarungen 
mit  den  Drittschuldnern  treffen,  die  sie  zur  Eintreibung  von  Forderungen 
für  zweckmäßig  hält,  insbesondere  Stundungen  oder  Nachlässe  gewähren 
und  Vergleiche  abschließen.  Eine  Verpflichtung  zum  Einzug  sowie  eine 
Haftung  für  seine  Durchführung  übernimmt  die  Bank  nicht. 

(3)  Zur  Sicherung  übertragene  Sachen  und  Rechte  darf  die  Bank  nach 
bestem  Ermessen,  insbesondere  auch  freihändig  verwerten.  Grund-  und 
Rentenschulden  wird  die  Bank  freihändig  mangels  Zustimmung  des  Sicher- 
heitsbestellers nur  zusammen  mit  der  gesicherten  Forderung  und  nur  in 
einer  im  Verhältnis  zu  ihr  angemessenen  Höhe  verkaufen.  Im  übrigen  gelten 
die  Bestimmungen  des  Abs.  2 entsprechend. 

22.  Kosten  und  Auslagen,  die  bei  der  Bestellung,  Verwaltung  und  Ver- 
wertung von  Sicherheiten  sowie  durch  die  Inanspruchnahme  von  Mitver- 
pflichteten erwachsen,  wie  Lagergelder,  Kosten  der  Beaufsichtigung,  Ver- 
sicherungsprämien, Vermittlerprovisionen  und  Prozeßkosten,  gehen  zu 
Lasten  des  Kunden. 

23.  Der  Kunde  trägt  den  Schaden,  der  etwa  daraus  entstehen  sollte,  daß 
die  Bank  von  einem  eintretenden  Mangel  ln  der  Geschäftsfähigkeit  des 
Kunden  oder  seines  Vertreters  unverschuldet  keine  Kenntnis  erlangt. 

24.  (1)  Belm  Ableben  des  Kunden  ist  die  Bank  berechtigt,  die  Vorlegung 
eines  Erbscheins,  eines  Zeugnisses  des  Nachlaßgerichts  über  die  Fortsetzung 
der  Gütergemeinschaft  oder  eines  Testamentsvollstreckerzeugnisses  zu  ver- 
langen; sie  darf  auch  denjenigen,  der  in  einer  Ausfertigung  oder  be- 
glaubigten Abschrift  einer  Verfügung  von  Todes  wegen  nebst  zugehöriger 


EröKnungsverhandlung  als  Erbe  oder  Testamentsvollstrecker  bezeichnet  ist, 
verfügen  lassen,  insbesondere  mit  befreiender  Wirkung  an  ihn  leisten. 
Werden  der  Bank  ausländische  Urkunden  zum  Nachweis  des  Erbrechts  oder 
der  Verfügungsbefugnis  über  den  Nachlaß  vorgelegt,  so  wird  sie  sorgfältig 
prüfen,  ob  die  Urkunden  zum  Nachweis  geeignet  sind,  haftet  Jedoch  für  die 
Eignung  ebensowenig  wie  für  Echtheit,  Gültigkeit  und  Vollständigkeit  sowie 
für  richtige  Übersetzung  und  Auslegung. 

(2)  Der  Kunde  trägt  den  Schaden,  der  etwa  daraus  entstehen  sollte,  daß 
die  Bank  von  einem  Mangel  in  der  Wirksamkeit  derartiger  Urkunden 
unverschuldet  keine  Kenntnis  erlangt. 

(3)  Entsprechendes  gilt  für  Bestallungen  von  Vormündern,  Pflegern, 
Konkursverwaltern  usw.  und  ähnliche  Ausweise. 

25.  Die  Bank  haftet  nicht  für  Schäden,  die  durch  Störung  ihres  Betriebes 
oder  durch  Verfügungen  von  hoher  Hand  des  In-  oder  Auslandes  veranlaßt 
sind.  Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Bank  aus  wichtigen  Gründen  ihren  Geschäfts- 
betrieb an  bestimmten  Tagen  oder  für  bestimmte  Zeit  ganz  oder  teilweise 
schließt  oder  einschränkt. 

26.  Die  Geschäftsräume  der  kontoführenden  Stelle  der  Bank  sind  für  beide 
Teile  Erfüllungsort.  Für  alle  Rechtsbeziehungen  zwischen  dem  Kunden  und 
der  Bank  1st  das  am  Erfüllungsort  geltende  Recht  maßgebend,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  der  Rechtsstreit  im  Ausland  geführt  wird.  Die  Bank  kann  nur 
am  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts  verklagt  werden. 

27.  Änderungen  dieser  Geschäftsbedingungen  gelten  als  genehmigt,  wenn 
der  Kunde  nicht  schriftlich  Widerspruch  erhebt.  Das  Schreiben  muß  binnen 
zwei  Wochen  nach  Bekanntgabe  der  Neufassung  abgesandt  sein. 

28.  Für  besondere  Geschäftsarten  gelten  neben  diesen  Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen  Sonderbedingungen,  zum  Beispiel  für  Dokumenten- 
Akkreditive  und  -Inkassi,  Ander-  und  Sparkonten,  Annahme  von  Verwahr- 
stücken und  Vermietung  von  Schrankfächern;  für  Dokumenten-Akkreditlve 
gelten  außerdem  die  von  der  Internationalen  Handelskammer  aufgestellten 
.Einheitlichen  Richtlinien  und  Gebräuche  für  Dokumenten-Akkreditlve*. 


IL  Handel  in  Wertpapieren,  Devisen  und  Sorten 


29.  (1)  Die  Bank  führt  alle  Aufträge  zum  Kauf  und  Verkauf  von  Wert- 
papieren, die  an  der  Börse  des  Ausführungsplatzes  zum  amtlichen  Handel 
zugelassen  sind,  als  Kommissionär  durch  Selbstelntritt  aus,  ohne  daß  es 
einer  ausdrücklichen  Anzeige  gemäß  § 405  des  Handelsgesetzbuches  bedarf. 

(2)  Bei  Geschäften  in  Kuxen  und  in  nicht  zum  amtlichen  Handel  zuge- 
lassenen Werten  tritt  sie  stets  als  Elgenhändler  auf.  Das  gleiche  gilt  für 
zugelassene  Wertpapiere,  deren  Notiz  durch  Bekanntmachung  der  Börsen- 
organe ausgesetzt  ist.  Uber  Geschäfte  im  Eigenhandel  rechnet  die  Bank 
netto  ab. 

(3)  Abweichungen  ln  der  Ausfübrungsait  müssen  ausdrücklich  vereinbart 
werden. 

(4)  In  allen  Fällen  ist  die  Fassung  der  Ausführungsanzeige  ohne  Be- 
deutung. 

30.  (1)  Sind  Werte  an  mehreren  Börsen  zugelassen  oder  in  den  geregelten 
Freiverkehr  einbezogen,  so  trifft  die  Bank  mangels  anderweitiger  Weisung 
die  Wahl  des  Ausführungsplatzes. 

(2)  Die  Usancen  des  Ausführungsplatzes  sind  maßgebend.  Für  Geschäfte 
in  Kuxen  und  in  Werten,  die  an  der  Börse  des  Ausführungsplatzes  nicht  zum 
amtlichen  Handel  zugelassen  sind,  gelten  die  hierfür  von  der  Ständigen 
Kommission  für  Angelegenheiten  des  Handels  ln  amtlich  nicht  notierten 
Werten  Jeweils  festgesetzten  Usancen. 

31.  (1)  Briefliche  Kauf-  und  Verkaufsaufträge  ohne  zeitliche  Beschränkung 
werden  als  bis  auf  Widerruf,  längstens  bis  zum  Monatsschluß,  telegrafische 
und  telefonische  als  nur  für  den  Empfangstag  gültig  vorgemerkt;  doch 
werden  Aufträge,  die  am  Tage  des  Eingangs  nicht  mehr  erledigt  werden 
konnten,  für  den  nächsten  Börsentag  vorgemerkt.  Für  Ausführung  von 
Börsenaufträgen  noch  am  Tage  des  Eingangs  wird  keine  Gewähr  über- 
nommen. 

(2)  Aufträge  für  auswärtige  Plätze  gibt  die  Bank  mangels  besonderer 
Weisung  nach  ihrem  Ermessen  brieflich,  telefonisch  oder  telegrafisch  weiter. 
Aufträge  zu  Verkäufen  sowie  zur  Ausübung  oder  zum  Vorkauf  von  Bezugs- 
rechten darf  die  Bank  ausführen,  ohne  zu  prüfen,  ob  dem  Kunden  ent- 


sprechende Werte  bei  ihr  zur  Verfügung  stehen.  Die  Bank  darf  Ausführungen 
ganz  oder  teilweise  unterlassen  oder  rückgängig  machen,  wenn  das  Guthaben 
des  Kunden  nicht  ausreicht. 

32.  Erinnerungen  gegen  Anzeigen  über  Ausführung  von  Börsengeschäften 
müssen  sofort  nach  Zugang  der  Ausführungsanzeige  telegrafisch  erhoben 
werden.  Erinnerungen  wegen  Nichtausführung  von  Börsenaufträgen  sind 
sofort  telegrafisch  nach  dem  Zeitpunkt  abzusenden,  an  dem  die  Ausführungs- 
anzeige dem  Kunden  im  gewöhnlichen  Postlauf  hätte  zugehen  müssen. 
Andernfalls  gelten  die  Abrechnungen,  Anzeigen  usw.  oder  die  Nichtaus- 
führung als  genehmigt. 

33.  (I)  Bei  Geschäften  in  Aktien,  deren  endgültige  Stücke  poch  nicht  im 
Verkehr  sind,  trägt  der  Kunde  die  Gefahr  der  Beeinträchtigung  des  Aktien- 
rechts vor  Lieferung  der  Stücke.  Für  die  Ausgabe  der  Stücke  seitens  der 
Aktiengesellschaft  haftet  die  Bank  nicht. 

(2)  Verkauft  die  Bank  Im  Aufträge  eines  Kunden  nicht  vollelngezahlte 
Aktien,  so  hat  der  Kunde,  falls  er  von  der  Gesellschaft  gemäß  i 59  des 
Aktiengesetzes  oder  von  seinem  Vormann  auf  die  Nachzahlung  in  Anspruch 
genommen  wird,  bereits  vom  Abschluß  des  Geschäfts  an  gegen  die  Bank 
lediglich  Anspruch  auf  die  Abtretung  der  ihr  aus  dem  Kaufverträge  gegen 
ihren  Nachmann  zustehenden  Rechte. 

(3)  Läßt  ein  abhängiges  Unternehmen  der  Vorschrift  des  5 65  des  Aktien- 
gesetzes zuwider  Aktien  der  beherrschenden  Gesellschaft  durch  die  Bank 
anschaffen,  so  haftet  es  für  alle  der  Bank  daraus  erwachsenden  Schäden. 

34.  Die  Bestimmungen  der  Ziffern  31,  32  und  33  gelten  entsprechend  für 
Kauf-  und  Verkaufsangebote  im  Eigenhandel.  Diese  Angebote  darf  die  Bank 
auch  teilweise  annehmen. 

35.  Die  Bank  führt  Aufträge  zum  Kauf  oder  Verkauf  von  Devisen  und 
Sorlen  als  Kommissionär  durch  Selbsteintritt  aus,  ohne  daß  es  einer  aus- 
drücklichen Anzeige  gemäß  § 405  des  Handelsgesetzbuches  bedarf.  Die  Be- 
stimmungen der  Ziffern  29  Abs.  3 und  4,  31  Abs.  1 Satz  2 und  Abs.  2 und 
32  finden  sinngemäße  Anwendung,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Geschäfts 
im  Eigenhandel  getätigt  werden. 
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///.  Verwahrungsge»€haft 


38.  (1)  Die  Bank  haftet  den  gesetzlichen  Bestimmungen  entsprechend  für 
sichere  und  getreue  Aufbewahrung  der  ihr  anvertrauten  Wertpapiere.  Die 
Bank  darf  Wertpapiere  unter  ihrem  Namen  an  auswSrtigen  Plätzen  und  bei 
Dritten  aufbewahren.  Folgt  sie  bei  der  Auswahl  des  Dritten  einer  Weisung 
des  Kunden,  so  trifft  sie  keine  Haftung)  andernfalls  haftet  sie  nur  für  sorg- 
fältige Auswahl. 

(2)  Bel  Sammelverwahrung  oder  Sammelverwaltung  durch  eine  Wert- 
papiersammelbank steht  die  Bank  dem  Kunden  auch  für  die  Erfüllung  der 
Verwahrer-  und  Verwalterpflichten  der  Wertpapiersammelbank  ein. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Absatzes  sind  entsprechend  auf 
den  Schuldbuch-,  Treuhand-  und  Jungscheingiroverkehr  anzuwenden. 

37.  (1)  Mangels  besonderer  Weisung  des  Kunden  sorgt  die  Bank  für 
Trennung  der  fälligen  Zins-  und  Gewlnnanlellschelne  und  zieht  deren  Gegen- 
wert ein  oder  verwertet  sie.  Neue  Zins-  und  Gewinnanteilscheinbogen  erhebt 
die  Bank  ohne  besonderen  Auftrag  für  alle  Wertpapiere,  deren  Zins-  und 
Gewinnanteilscheine  regelmäßig  getrennt  werden. 

(2)  Verlosungen  und  Kündigungen  überwacht  die  Bank,  soweit  Bekannt- 
machungen hierüber  in  den  .Wertpapier-Mitteilungen'  (Frankfurt/Main)  er- 
scheinen und  die  Bank  die  Papiere  verwahrt.  Pfandbriefe  und  Schuldver- 
schreibungen werden  ohne  besondere  Weisungen  des  Kunden  eingelöst)  die 
Einlösung  und  Verwertung  von  Wertpapieren  anderer  Art  darf  die  Bank 
mangels  besonderer  Weisung  des  Kunden  nach  ihrem  Ermessen  vornehmen. 


(3)  Verloste  oder  gekündigte  Wertpapiere,  die  auf  ausländische  Währung 
lauten,  sowie  Zins-  und  Gewinnanteilscheine  zu  solchen  Wertpapieren  darf 
die  Bank  mangels  anderer  Weisung  für  Rechnung  des  Kunden  bestens  ver- 
werten. 

(4)  Der  Gegenwert  von  Zins-  und  Gewinnanteilscheinen  sowie  verlosten 
und  gekündigten  Wertpapieren  Jeder  Art  wird  vorbehaltlich  des  Eingangs 
gutgeschrieben. 

38.  Ob  Wertpapiere  durch  Aufgebote,  Zahlungssperren  u.  dgl.  betroffen 
werden,  wird  nur  einmalig  nach  ihrer  Einlieferung  an  Hand  der  .Wertpapier- 
Mittellungen'  geprüft. 

39.  Bel  Konvertierungen,  Ausübung  oder  Verwertung  von  Bezugsrechten, 
Aufforderungen  zu  Einzahlungen,  bei  Fusionen,  Sanierungen,  Zusammen- 
legungen, Umstellungen,  Umtauschangeboten  wird  die  Bank,  wenn  hierüber 
eine  Bekanntmachung  in  den  .Wertpapier-Mitteilungen'  erschienen  ist,  den 
Kunden  zu  benachrichtigen  suchen.  Die  Bank  erwartet  die  besondere  Wei- 
sung des  Kunden)  sollte  diese  nicht  rechtzeitig  eintreffen,  so  wird  die  Bank 
nach  ihrem  besten  Ermessen  handeln,  insbesondere  darf  sie  Bezugsrechte 
bestens  verkaufen,  sofern  sie  bis  zu  dem  der  letzten  Notiz  des  Bezugsrechtes 
vorhergehenden  Börsentag  keine  anderweitige  Weisung  des  Kunden  er- 
halten hat.  Eine  Haftung  für  die  Ausübung  oder  Verwertung  von  Bezugs- 
rechten, die  Leistung  von  Einzahlungen  auf  nicht  vollbezahlte  Wertpapiere 
und  von  Zubußen  auf  Kuze,  für  die  Einreichung  zu  Konvertierungen  und 
Zusammenlegungen  sowie  für  sonstige  Maßnahmen  trifft  die  Bank  nur, 
wenn  der  Kunde  rechtzeitig  einen  entsprechenden  Auftrag  erteilt  hat. 


IV,  Einzugs-  und  Diskonigesidtäfl,  Weéhsel-  und  Scheckverkehr 


40.  (1)  Bei  Aufträgen  zum  Einzug  haftet  die  Bank  nur  dann  für  rechtzeitige 
Vorlegung  und  Protesterhebung  oder  für  Einholung  der  Vorlegungsbeschei- 
nigung, wenn  Schecks  auf  den  Platz,  an  dem  sie  eingeliefert  werden,  am 
zweiten,  solche  auf  inländische  Bankplätze  am  vierten  Werktag  vor  Ablauf 
der  Vorlegungsfrist  mit  der  ersten  Post  eingehen,  und  wenn  Wechsel  auf 
inländische  Bankplätze  zum  Zeitpunkt  des  Eingangs  bei  der  Bank  noch 
mindestens  12  Tage  laufen.  Die  Bank  ist  nicht  verpQichtet,  sich  besonderer 
Eilmittel  zu  bedienen.  Sie  haftet  nicht,  wenn  die  nicht  rechtzeitige  Vorlegung 
auf  höhere  Gewalt  oder  sonstige  von  der  Bank  nicht  zu  vertretende  Um- 
stände zurückzuführen  ist. 

(2)  Die  Bank  übernimmt  keine  Haftung  für  rechtzeitige  Vorlegung  und 
Protesterhebung  oder  für  Einholung  der  Vorlegungsbescheinigung  bei 
Wechseln  und  Schecks  auf  Nebenplätze  und  Auslandsplätze.  Auch  für 
sonstige  Wechsel-  oder  scheckmäßige  Behandlung  haftet  sie  bei  Wechseln 
und  Schecks  auf  Auslandsplätze  nicht. 

(3)  Nicht  oder  nicht  genügend  versteuerte  Wechsel  darf  die  Bank  zurück- 
gehen lassen. 

(4)  Die  Bank  darf  bei  ihr  ruhende  Wechsel,  falls  ihr  keine  andere  Weisung 
erteilt  ist,  bei  Verfall  vorlegen  und  mangels  Zahlung  protestieren  lassen, 
sowie  zu  diesem  Zweck  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  rechtzeitig  ver- 
senden. 

41.  Schreibt  die  Bank  den  Gegenwert  von  zum  Einzug  eingereichten 
Wechseln  und  Schecks  schon  vor  Eingang  gut,  so  geschieht  dies  unter  Vor- 
behalt des  Eingangs. 

42.  (1)  Die  Bank  darf  die  ihr  zum  Einzug  eingereichten  oder  von  ihr 
diskontierten  Wechsel  bereits  vor  Verfall  ohne  Rücksicht  auf  das  bestehende 
Rechnungsverhältnis,  insbesondere  auf  eine  etwa  voraufgegangene  Saldierung, 
im  Konto  zurückbelasten,  wenn  von  der  Bank  eingeholte  Auskünfte  über 
einen  Wechselverpflichteten  nicht  zu  ihrer  Zufriedenheit  ausfallen,  oder 
wenn  Akzepte  eines  Wechselverpflichteten  protestiert  werden,  oder  wenn 
in  den  Verhältnissen  eines  Wechselverpflichteten  eine  wesentliche  Ver- 
schlechterung eintritt.  Entsprechendes  gilt  bei  Schecks. 

(2)  Werden  der  Bank  zum  Einzug  eingereichte  oder  von  ihr  diskontierte 
Wechsel  oder  Schucks  bei  Vorlegung  nicht  bezahlt  oder  ist  die  freie  Ver- 
fügung über  den  Gegenwert  durch  Gesetz  oder  behördliche  Maßnahmen  be- 
schränkt oder  können  die  Papiere  infolge  unüberwindlicher  Hindernisse 
nicht  oder  nicht  rechtzeitig  vorgelegt  werden  oder  ist  in  dem  Lande,  in  dem 
die  Wechsel  oder  Schecks  einzulösen  sind,  ein  Moratorium  ergangen,  so  darf 
die  Bank  zurückbelasten. 


(3)  Die  Zurückbelastung  1st  auch  dann  zulässig,  wenn  Wechsel  oder  Schecks 
nicht  zurückgegeben  werden  können.  Die  Bank  wird  versuchen,  den  Gegen- 
wert zurückbelasteter  aber  nicht  zurückgegebener  Wechsel  und  Schecks 
berelnzuholen  oder  dem  Einreicher  die  ihr  zustehenden  Rechte  übertragen. 

(4)  In  allen  Fällen  der  Zurückbelastung  von  Wechseln  und  Schecks  ver- 
bleiben der  Bank  die  Wechsel-  oder  scheckrechtlichen  Ansprüche  auf  Zahlung 
des  vollen  Betrages  der  Wechsel  und  Schecks  mit  Nebenforderungen  gegen 
den  Kunden  und  jeden  aus  dem  Papier  Verpflichteten  bis  zur  Abdeckung 
eines  etwa  vorhandenen  Schuldsaldos. 

43.  Werden  Wechsel  oder  Schecks  auf  Grund  ausländischen  Rechts  oder 
auf  Grund  einer  mit  ausländischen  Banken  getroffenen  Vereinbarung  der 
Bank  wegen  Fälschung  von  Unterschriften  oder  wegen  Veränderung  anderer 
Bestandteile  der  Wechsel  oder  Schecks  belastet,  so  darf  die  Bank  sie  dem 
Kunden  weiterbelasten. 

44.  Erhält  die  Bank  Wechsel,  so  gelten  zugleich  die  dem  Wechsel  oder 
seinem  Erwerb  durch  den  Kunden  zugrunde  liegenden  Forderungen  sowie 
alle  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Rechte  aus  den  zugrunde  liegenden 
Geschäften  einschließlich  der  Sicherheiten  als  auf  die  Bank  übertragen.  Zur 
Sicherung  übertragenes  oder  vorbehaltenes  Eigentum  geht  unter  Abtretung 
des  Herausgabeanspruches  auf  die  Bank  Ober.  Der  Kunde  ist  verpflichtet, 
der  Bank  auf  Verlangen  eine  Übertragungsurkunde  zu  erteilen.  Entsprechen- 
des gilt  bei  anderen  Elnzugspapleren,  namentlich  bei  Anweisungen  und 
Rechnungen. 

45.  Bel  der  Einholung  von  Akzepten  auf  Wechsel  übernimmt  die  Bank 
keine  Haftung  für  die  Rechtsgültigkeit  der  äußerlich  ordnungsmäßigen 
Unterschrift  des  Akzeptanten,  insbesondere  für  deren  Echtheit  und  für  die 
Legitimation  der  Zeichnenden. 

46.  Die  Deckung  der  von  der  Bank  für  Rechnung  eines  Kunden  akzeptierten 
Wechsel  muß  spätestens  einen  Werktag  vor  Verfall  in  ihrem  Besitz  sein, 
andernfalls  berechnet  die  Bank  eine  besondere  Provision)  die  Akzept- 
provision deckt  nur  das  Akzept  selbst. 

47.  Die  Bank  braucht  bei  ihr  zahlbar  gestellte  Wechsel  nur  einzulösen, 
wenn  ein  schriftlicher  Auftrag  mit  allen  erforderlichen  Angaben  rechtzeitig 
eingegangen  und  hinreichende  Deckung  vorhanden  ist. 

48.  Für  den  Scheckverkehr  gelten  im  übrigen  die  auf  den  Scheckbüchern 
der  Bank  aufgedruckten  Bedingungen,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Kunde 
eigene  Scheckvordrucke  benutzt  oder  benutzen  läßt. 


— I 

COMMERZ-  UND  DISCONTQ-BANK 

AKTIE 

Firma 

Simon  Hirschland  Inc. 
z.H.  Herrn  Kurt  H.  Grunebaum 

120  Broadway 

New  York  5.  N.Y. 


Telegramme!  Commerzbank 

Telex!  02  12391 

Telefon!  Sammelnr.  36  13  21 

Codes!  Petco,  Bentley's, 

Rudolf  Mosse  etc. 

Hamburg  11 ,,  den  16.  April  1958 
Kons . -Abt . Ba/Kn 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Sehr  geehrte  Herren, 

auf  Grund  der  mit  Herrn  Kurt  H.  Grunebaum,  New  York,  geführten  Ver- 
handlungen bestätigen  wir  Ihnen,  daß  wir  gern  bereit  sind.  Ihnen 
im  Rahmen  der  von  der  Deutschen  Bundesbank  erlassenen  allgemeinen 
Bestimmungen  einen 

Barkredit  von  bis  zu  U 350.000, — 

(in  V/orten:  Dreihundertfünfzigtausend  Deutsche  Mark) 
frei  konvertierbar 

für  die  Dauer  von  4 Jahren  - gerechnet  vom  Zeitpunkt  der  Inanspruch- 
nahme - einzuräumen. 

Der  Kredit  dient  zur  Finanzierung  des  Erwerbs  einer  weiteren  Betei- 
ligung an  dem  Bankhaus  Burkhardt  & Co.,  Essen,  und  wird  durch  die 
selbstschuldnerische  Solidar-Bürgschaf t der  Herren  Kurt  H.  Grunebaum, 
New  York,  und  Erich  Otto  Grunebaum,  New  York,  abgesichert.  Die  text- 
liche Fassung  dieser  Bürgschaft  werden  wir  Ihnen  zu  gegebener  Zeit 
übermitteln. 

Für  den  Kredit,  der  Ihnen  nach  Maßgabe  unserer  Allgemeinen  Geschäfts- 
bedingungen zur  Verfügung  steht,  werden  wir  Ihnen  an  Zinsen  einen 
Satz^von  2 % über  dem  jeweiligen  Lombardsatz  der  Deutschen  Bundesbank, 
zur  Zeit  6 V2  io  p.a.  netto,  in  Rechnung  stellen.  Die  Berechnung  der 
Zinsen  erfolgt  jeweils  zum  30.  Juni  und  31.  Dezember  eines  jeden  Jahres 
nachträglich. 

Die  Rückzahlung  des  obigen  Kredites  soll  aus  den  Erträgen,  die  den 
Familien  Hirschland/Grunewald  aus  der  durch  die  Kreditvaluta  finan- 
zierten Beteiligung  beim  Bankhaus  Burkhardt  & Co.  zufließen,  erfolgen. 

Indem  wir  Sie  bitten,  uns  den  Eingang  dieses  Schreibens  sowie  Ihr  Ein- 
verständnis mit  dem  Inhalt  desselben  zu  bestätigen,  zeichnen  wir 


mit  vorzüglicher  Hochachtung 


COMMERZBAN 

AKTIENGESELLSCHAFT 


> 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme)  Commerzbank 
Telex.  212391 

Telefon)  Sammelnr.  36  13  21 

Codes)  Peico,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


12o,  Broadway 

New  York  5,  N.Y./USA 


2 Hamburg  1o.  Juli  1963 
-Konsortial-Abt . Hei/Kn 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Ino.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bestätigen  Ihnen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Goo  in 
Hssen  zu  Gunsten  des  bei  uns  für  die  obige  Birma  geführten 
Kontos 


DM  3 » 0 0 0 « — 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  2.7*1963  verbucht  haben.  Ent- 
sprechend dem  Auftrag  der  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  vom 
2o.  Mai  d.J.  haben  wir  das  Konto  abgeschlossen  und  mit  Zinsen 
für  die  Zeit  vom  1.1.  - 2.7.1963  in  Höhe  von  DM  71 o. — belastet. 

Das  danach  verbleibende  Guthaben  über 

DM  94o.— 


haben  wir  weisungsgemäß  auf  das  Konto  von  Firma  Simon  Hirschland 
Inc.  beim  Bankhaus  Sal.  Oppenheim  jr.  & Cie.,  Köln,  überwiesen. 
Damit  ist  das  Konto  ausgeglichen  und  erloschen. 

Wir  empfehlen  uns  Ihnen  und  zeichnen 

mit  vorzüglicher  Ho^achtung 

/GOMMER  Z j/a  N K 

Aktiengegeliy^haf  t / 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrates  j Monns  Deuft 

Vorstand ; Helmut  Brands,  Günther  ladtsdr,  Pcu!  lichtenberg,  Wlü  Marx,  Walter  Meier-Brud,  Cor!  v.  Mengden.  Wilhelm  Nuber. 
Heinrich  Polke,  Ernst  Rieche.  Bolko  Graf  von  Reedern,  stellv.  < Robert  Dhom,  Gerhard  Puchs 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex  1 212391 

Telefon  1 Sammelnr.  36  13  21 


▲ • 

COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  3,  N.Y./USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 

Codes : Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

2 Hamburg  11  20.  Mai  1963 
-Konsortial-Abt , Kh- 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunehaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  -S:  Co.  , Hssen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Birma  Simon  Hirschland  Ino.  geführten  Kontos 

DM  3 « 0 0 o o — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.5.1963  - verbucht  haben. 
Bas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  i.33o.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


vorzüglicher  Hoch,^chtung 

K 


f-' 


6/3/63  --  photostatic  for  KHG 


Vorsitzer  des  Aufstditsrotes  t Hanns  Deuf) 

Vorstand:  Helmut  Brands.  Günther  LodS&d't,  Poul  UdTtenbery,  Will  Viutx,  Wolld«  Meier-Bruck,  Corl  v.  iVtengden,  Wilhelm  P4uber, 
Heinrich  Polke.  Ernst  Rieche.  Bolko  Graf  von  Roedern,  stellv.:  Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs 

V 


1 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Simon  Hirschland  Inc. 

2 1st  Floor 
6o  Broad  Street 

New  York  4,  N.Y./USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex.  212391 

Telefon.  Sammelnr.  3613  21 

Codes.  Peico,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


2 Hamburg  11  27.  Mai  1963 

Kons ortial- Abteilung 
Fi /Kn 


Betr. : Ihr  Konto  Nr.  73  133 
Sehr  geehrte  Herren, 

v/ir  bestätigen  den  Hrhalt  Ihrer  Zeilen  vom  2o.  d.M. 

Ihrem  Wunsche  gemäß  werden  wir  zum  Ultimo  des  Monats  Juni  Ihr 
bei  uns  geführtes  Konto  abschließen  und  den  sich  ergebenden 
Saldo  zu  Ihren  G-unsten  an  die  Herren  Sal . Oppenheim  jr.  Sc  Cie., 
Köln,  überweisen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

/ 

COMMBT?  ZBA'NK 
Aktiengesellschaft 

/ É ij  ■ 

/!  i / / ßiA  i V I 

pfl.lir 


6/3/63  - 


p^to  to  l^HG 


Vorsitzer  des  Aufsiditsrates : Hanns  Deuß 

Vorstand;  Helmut  Brands,  Günther  Ladlsd).  Paul  Lichtenberg,  Will  Mom,  Wnlter  Mel^p.Pnjrfc.  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nube 
Heinrich  Polke.  Ernst  Rieche,  Bolko  Grof  von  Roedern,  stellv. » Robert  Dhom,  Gerhard  Fudrs 


SIK)N  HIRSGHLAND  INC. 


20.  Mai  1965 


Commerzbank  Aktiengesellschaft 
7-9  Ness 

Hamburg  11,  Deutschland 


Sehr  geehrte  Herren. 

Unser  derzeitiger  Debitsaldo  bei  Ihnen  betraegt 

DMark  4,350.- 

und  da  wir  noch  die  toi  und  Juni  Zahlungen  von 
je  Dtork  3,000.  an  Sie  ueberweisen,  werden  diese 
Zahlungen  unseren  bestehenden  Debitsaldo  ueber- 
schreiten.  Wir  bitten  Sie  deshalb  das  Konto  dann 
abzuschlieesen  und  den  nach  Belastung  der  Zinsen 
ucberac hues eigen  Betrag  auf  das  Konto  von  - 


beim 


Simon  Hirschland  Inc. 


Bankhaus  Sal.  Oppenheim  Jr.  & Cie. 
Koeln 


zu  ueberweisen. 

In  dem  wir  Ihnen  fuer  Ihre  Bemuehungen  unseren  ver* 
bind liebsten  Dank  aussprechen,  verbleiben  wir 


Hochachtungsvoll 
SIMDN  HIRSCHLAND  INC. 


Kurt  H.  Grüne bäum 
President 


20.  Mai  1963 


Herrn 

Direktor  Walter  Meier-Bruck 
Commerzbank  Aktiengesellschaft 
7-9  Ness 

Hamburg,  Deutschland 


Lieber  Herr  Meier-Bruck. 

Im  Juni  ist  der  seinerzeit  arrangierte  Kredit 
von  Simon  Hirschland  Inc.  vollstaendig  abgc(i 
deckt.  Es  hat  etvas  laenger  gedauert  als  von 
Ihnen  gedacht  und  ich  moechte  Ihnen  fuer  Ihre 
Cooperation  und  freundschaftliche  Hilfe  meinen 
verbindlichsten  Dank  aus sprechen. 

Mit  freundlichen  Gruessen,  denen  sich  mein 
Bruder  Erich  anschliesst,  und  in  der  Hoffnung, 
dass  wir  uns  bald  Wiedersehen  werden, 


stets  Ihr 


Telegrammei  Commerzbank 
Telex  I 2 12391 

Telefon  I Sammelnr.  3^13  21 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 

Codes  t Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum  2 Hamburg  11  1 . April  1963 

12o,  Broadway  Konsortial-.Abt . Pi/Kn 

New  York  5,  N.Y./USA 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  G-runebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Ino.  geführten  Kontos 

DM  3.000. — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.3.1963  - verbucht  haben. 
Das  Konto  Nr. 95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  7.35o.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hocha^tung 

0 M M E R Z B A ^ K 
Akti  enge  seil  sch^t 


Vorsitzer  des  Aufslditsrotes  : Hanns  Oeuft 

VortlQnd,  Hai, „ul  Brond»,  Günther  iodlsch,  faul  Lichtenberg,  Will  Morx,  Walter  Meler-Brudt.  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber, 
Heinrich  Police,  Emit  Rieche,  Bolko  Graf  von  Reedern,  Stellv.  i Robert  Dhom,  Gerhord  Fuchi 


f — 

COMMERZBANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

12o,  Broadway 

New  York  3,  N.Y./USA 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex.  212391 

Telefon.  Sammeinr.  3é  13  21 

Codes.  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


2 Hamburg  11  8.  März  1963 
-Konsortial-Abt . Pi/Kn- 


/ 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Inc. , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Go. , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  40.000.  — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  7.3*1963  - verbucht  haben. 
Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  1 0 . 3 5 0 * — 

zu  unseren  Gunsten  aus. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


; 0 M M E R Z/B//A  N K 
AktiengeselA  schaft 


Vorsitzer  des  Aufslchtsrotes ; Hanns  Oeuft 

Vorstands  Helmut  Brands,  Günther  Ladlsdi,  Paul  Lichtenberg,  Will  Morx,  Wolter  Meier-Bructc,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber, 
Heinrich  Polke,  Ernst  Rieche.  Bolko  Grof  von  Roedern,  stellv. : Robert  Dhom,  Gerhord  Fuchs 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 

l2o,  Broadway 

New  York  5 , N.Y./USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex  I 212391 

Telefon  I Sammelnr.  36  13  21 

Codes:  Pefco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


2 Hamburg  11  5*  März  1963 
-Konsortial-Abt . Fi/Kn- 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co. , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 » 0 o 0 • — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  28.2.1963  ~ verbucht  haben. 
Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  3 0 . 3 5 0 » — 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochayffhtung 

yc  0 M M E B Z B A M K 
f Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes ; Honns  Deuß 

Vorstand  i Helmut  Bronds,  Günther  lodisdi,  Paul  Lichtenberg,  Will  Marx,  Walter  Meler-Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber, 
Melnridi  Polke,  Ernst  Rieche.  Bolko  Grof  von  Roedern,  stellv. : Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme  i Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  3t  N.Y . /U SA 


Hamburg , 31 . .Januar  1 963 

-Konsortial-Abteilung  Kn- 


y ' 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Inc. , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

in  unserem  gestrigen  Schreiben,  mit  dem  wir  den  Eingang  der 
uns  zum  3o. 1.1963  überwiesenen  DM  3.000. — bestätigten,  gaben 
wir  den  Kontostand  irrtümlich  mit  DM  5o.35o.—  an.  Tatsächlich 
beträgt  der  Saldo  auf  dem  obigen  Konto  zur  Zeit 


DM  33.330.— 


zu  unseren  Gunsten. 


Wir  bitten,  unser  Versehen  zu  entschuldigen,  und  begrüßen  Sii 


mit  vorzüglicher  Hochachtung 


COMMERZB  A/N  K 
Aktiengesellschaft 


2/5/63  - Dhoto  to  KHG 


Vorsitzer  dss  Aufslditsrotes  i Hanns  Deu6 

Verstond , Helmut  Brands,  Robert  Gebhordt,  Günther  lodlsd,,  Pool  Udttenberfl,  WIN  Morz.  Wolter  Meier-Brudr,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Ernst  Rledte 

Stellv,  i Robert  Dhom,  Gerhard  fuchs,  Heinrich  Polke,  Bolico  Graf  von  Reedern 


• • 

COMMERZBAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  3,  N.Y./USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg  3o.  Januar  1963 

-Konsortial-Abt . Pi/Kn- 


J . 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Ino. , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Bssen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

UM  3 » o 0 o . — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o. 1.1963  - verbucht  haben. 
Bas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


BM  3o.35o.- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vbrzüglicher  Hoch^htung 

/ 0 M M E H Z B aÄ  K 
i Akt iengesellscWaft 


2/1/63  - photo  (to  KHG 


Vorsitzer  dos  Aufslditsrolos i Hanns  Deuft 

Vorstand : Helmut  Brands,  Robert  Gobhordt,  Günther  lodlsdi,  Poul  Uditenbora,  Will  Marx,  Walter  Molor-Brud,  Carl  v.  Monaden,  Wilhelm  Nubor,  Ernst  RIodie, 

Stellv.!  Robert  Dhom,  Gorhord  Fuchs,  Heinrich  Polko,  Bolko  Graf  von  Roodorn 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegrammei  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  5,  N.Y./USA 


Hamburg , .3,v...JandaLr  . 1 963 

-Konsortiai-Abt . Pi/Kn- 


Betr. : Konto  Nr.  93  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  G-runebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu.  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zu  G-unsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3« OOP. — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  31*12.1962  - verbucht  haben. 


L'Jif  vorzüglicher  Hochachtung 
//'  / 


/ C 0 M M E R Z B A ß K 
Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  Aufslditsrotes : Honns  Deuß 

Vorstand:  Helmut  Brands,  Robert  Gebhordt.  Günther  Ladlsch.  Paul  Lichtenbero,  Will  Marx,  Wolter  Meier-Bruck,  Carl  v.  Menpden,  Wilhelm  Nubar,  Ernst  Rieche, 

Stellv.:  Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs,  Heinrich  Polke,  Bolko  Grof  von  Roedern 


COMMERZBAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Vertraulich 

Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  N.Y. /USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegrammei  Commerzbank 


Hamb  ur g , 3. 1 .De  zember  „1962 

Konsortial-Abt o Fi/Kh 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc 


New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  gestatten  uns,  Ihnen  zu  Abstimmungszwecken  mitzuteilen,  daß 
das  in  unserer  Konsortial-Abteilung  geführte  obige  Konto  per 
31.  Dezember  1962  nach  Verbuchung  der  Zinsen  einen  Saldo  von 


DM  56.35o. — zu  unseren  Gunsten 


ausweist . 


Sollten  Sie  mit  unseren  Angaben  nicht  einiggehen,  wären  wir  Ihnen 
für  eine  Nachricht  dankbar. 


Anlage 


Zinsen-Note 


vorzüglicher  Hochachtung 
//COMMERZBÄ^NK 


U Aktiengesells^aft 


V , f V 


1/28/63  - photo  to  Mr.KHG 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrates;  Honns  Deuß 

Vorstond  t Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  Ladlsch,  Paul  Lichtenberg,  WIH  Morx,  Wolter  Meier-Bruck,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Ernst  Riedie, 

Stellv,  j Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs,  Heinrich  Polke,  Bolko  Grof  von  Roedern 


/ 


COMMERZBAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  5,  N.Y./USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme;  Commerzbank 


Hamburg , . 28 , . .November... ,1 962 

-Konsortial-Abt . Fi/Kn- 


Betr.  ; Konto  Nr.  93  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


/ A 


Sehr  geehrter  Herr  G-runebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co. , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

P_M  3 «OOP«  — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.11.1962  - verbucht  haben. 
Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM54.  92 o.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  ^vorzüglicher  Hochachtung 

/C  0 M M E R Z B A/-N  K 
/ Aktiengesejlschnft 

[Vuu  6|/  /IJ:  . : - - : 


Vorsitzer  des  Aufsiditsrotes  i Honns  0eu6 

VorstonH  • Heimy»  Brow'd«.  Robert  Gebhord»,  Gunther  Ladisch,  Pgu!  ÜchtenberQ,  Wü!  Marx,  Walter  Meler-Srudc,  Car!  v.  Mengden,  Wühelnr  Nubor,  Ernst  Rlodro, 

Stellv.  1 Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs,  Heinrich  Police,  Bolko  von  Roedern 


COMMERZBA  NK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 

l2o,  Broadway 

New  York  3.  N.Y.  /USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg  31*  Oktober  1962 

-Konsortial-Äbt . Pi/Kn  - 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen, daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Go. , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 . OOP . — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  31. Io. 1962  - verbucht  haben. 
Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  67.920.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  yorzüglicher  Hochachtung 

^ 0 M M E R Z N K 
f Akt  iengeselLécj^af  t 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrates:  Hanns  Deuft 

Vorstond:  Helmut  Bronds,  Robert  Gebhardt,  Günther  Ladlsch,  Paul  lichtenberg,  Will  Marx,  Wolter  Meler.Brudc,  Cor)  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Ernst  Rledie, 

Stellv.:  Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs,  Heinrich  Polke,  Bolko  Graf  von  Roedern 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex:  2 12391 

Telefon:  Sammelnr.  36  13  21 


COM 


A K T I 


0 

ME  RZ  B Atv  K 

ENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  G-runebaum 
12o,  Broadway 

New  York  N.Y./USA 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 

Codes:  Peico,  Bentley's, 

Rudolf  Mosse  etc. 

2 Hamburg  11,  2.  Oktober  1962 
-Konsortial-Abteilung  Pi/Kn- 


ƒ 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Ino. , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co. , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3.000. — 


überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  28.9.1962  - verbucht  haben. 
Das  Konto  Nr.  95  133  weist  Jetzt  einen  Saldo  von 

DM  6o . 92 0 . — 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


GOMMER  Z B >^N  K 
Aktiengesellsgihaft 

/ . /.i 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes  ? Hanns  Deuft 

Vorstand  t Helmut  Bronds,  Günther  Lodlsch,  Paul  Lichtenberg,  Will  Morx,  Walter  Meier-Bruck,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber, 
Heinrich  Police^  Fro?t  Pierhe^  Rollto  f»rnf  von  Roedern,  Stellv. : Robert  Ohom,  Gerhard  Fud^s 


Telegramme  I Commerzbank 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telefom  Sammelnr.  36  13  21 


Codes  I Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11  September, 
-Konsortial-Abt . Fi/Kn- 


Herrn 

Kurt  n.  Grunebaum 


1 2o , Broadway 

New  York  5,  N.Y.,'USA 


Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Herr  Grunebaum 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 


iberwiesen  vmrden,  die  v/ir  - Wert  2 


verbucht  haben 


Das  Konto  Nr 


von 


zu  unseren  Gunsten  aus 


t vHDrzüglicher  Hochachtung 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes:  Otto  Sdrnlewfnd 

Vorstand  t Hanns  Deuß,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  ladlsch,  Poul  lichtenberg,  Will  Marx,  Wolter  Meier-Bruck,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


COMMERZB 


mr 

Kf‘K 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Herrn 

Kurt  . Grunebaum 

12o,  Hroadway 

New  York  3,  N.Y./lTSA 


Telegramme  t Commerzbank 
Telex.  2 12391 

Telefon.  Sommelnr.  36  13 21 

Codes.  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11  31.  Juli  1962 
-Kons.-/Vbt.  f^i/Kn  - 


■Retr.  ; Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc. , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunehaum, 

wir  hitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  "Bankhaus 
"Burkhardt  Co.,  Kssen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Ahteilung  für  die  f^’irma  Simon  Hirschland  Tnc.  geführten  Kontos 

GT'^  3.000. — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o.7.1962  - verbucht  haben. 
Gas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


GF  66.920.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


rfc  vorzüglicher  Hochachtung 

C 0 T"  Y G H Z G /n  K 
, Aktiengesellschaft 


Vof»ltz«f  des  Aufsiditsrates  1 Otto  Sdinlewind 

VorJtond  . Hann»  Deu6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhordt,  Günther  lodlsdi,  Paul  Uchtenbera,  Will  Marx,  Wolter  Meier-Bruck,  Corl  y.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rledte 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex)  2 12391 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telefon)  Sammelnr.  36  13  21 


Codes)  Pefco,  BenHey's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 


Hamburg  11  29.  Juni  196? 
-K  ons . -Ab t . H i/K n - 


l2o  Hroadway 

New  York  5,  N."^.  /USA 


Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc.  , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  "Bankhaus 
Hurkhardt  5:  Go.  , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Eirma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 


überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.6.1962  - verbucht  haben 


Gas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


T'^it/ vorzüglicher  Hochachtung 


Vorsitzer  des  Aufslditsrotes  t Otto  Sdinlewind 

Vnr«)nnH  : Hanns  Dnuft.  Hnimut  Brandt,  «obart  Gebhotdl,  Günther  lodlsdi,  Paul  Uditenbero.  Will  Mar«,  Wolter  Meler-Brudt,  Carl  ».  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold,  Ernst  Riedie 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


COMMERZBAN  K 


ktiengesellschaft 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


/ A 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebeum, 

12o  Broadway, 

New  York  ^ 


H a m b u r fr  , den  3o.  Mai  1962 
-Konsortia] -Abteilung  Schi/Kir-»- 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Si mon  Hirschland  Inc ♦ , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  Sr  Co.,  Essen,  zugunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 »OOP« — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.  5-  1962  - verbucnt  haben 
Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  72.92o.-~ 


zu  unseren  Gunsten  aus, 


MiA' vorzügl  i eher  Hochachtung 
j r-OMMEHZ.BAyK 

Aktiengesei  Isbh-^t 


W V 


Vorsii<*f  de»  Ai/fsichtsfotes  I Otto  Sdtntewind 

Vo-siond  , Honn.  Deuft,  Helmut  Brandt,  Roben  Gebhardt,  Günther  lodiidt,  Paul  lidtlenberu.  Will  Mor«,  Walter  Meier-Brudt,  Corl . Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  R.edre 


■MUT 


81033 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


CO^ 


MERZB 


jTn  k 


I 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 i N.  Y. , 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg,  den  3*  196? 

-Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc,,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co, , Essen,  zugunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung 
für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 »OOP« — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o.  4.  196?  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  75.920.— 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


^lit  vorzüglicher  Hochachtung 

J i COMMERZByNK 

i/l..  /.vX.  / 


■'  / 'V 


Vorsitzer  des  Aufslchlsrotes  i Otto  SAniewlnd 


Vorstand  i Hanns  Deuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  Lodis^.  Poul  lichten  berg,  Will  Marx,  Waller  Meier- Bruck,  Carl  v Mengden,  Wilhelm  Nuber.  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


AKTIENGESELLSCHAFT 


Telegramme:  Commerzbank 
MIT  LUFTPOST  ^ 

BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Hamburg^  den  29«  März  1962 
-Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 


USA 


Betr.:  Konto  Nr.  95  135 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zugunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung 
für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3«ooo« — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29»  3»  1962  - verbucht  haben. 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 » N.  Y. , 


Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  76.920.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


t vorzüglicher  Hochachtung 


81033 


Vorsitzer  des  Aufsi<f>tsrates  t Otto  Schniewind 

Vorstand  : Hanns  Deuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhordt,  Günther  ladisdt,  Paul  lidttenbarg.  Will  Marx,  Walter  Meier-Brudt,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riedie 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  mufi  unterschrieben  sein. 


coAmerzba^k 

AKTIENGESELLSCHAFT 


MITLUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Orunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 , N.  Y. , 


Hamburg^  (Jen  2.  März  1962 
-Konsortial  - /Abteilung  Schi/Kir- 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Tnc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davor  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zugunsten  des  in  unserer  ^onsorti al- ^btei lung 
für  die  Firma  Simon  Hirschland  Tnc.  gef'ihrten  Kontos 

> 

DT^  B.ooo.-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - ‘Wert  27.  2.  1962  - verbucht  haben. 

Bas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  81.920.-- 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


^'At  vorzüglicher  Hochachtung 


COMMERZB/NK 


Aktiengesellsc^i^f  t 


Vorsitzer  des  Aufsldrlsrotes  t Otto  Sd^nlewind 

Verstond  . Hanni  Doufi,  Holmul  Brands,  Robert  Gobhordt,  Günther  lodisdi,  foul  lidilonboro.  Will  Morx,  Wolter  Moior-Brudr.CorIv.  Mengden,  Wilhelm  Nubor,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riorho 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


COMMERZBANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

l?.o  Broadway, 

New  York 

USA 


Hamburg  , den  19.  Febr.  1962 
-Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschl^d_In_c  . New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Go.,  Essen,  zugunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung 
für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  2o.ooo.-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - iert  l4.  2.  1962  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  .letzt  einen  Saldo  von 

DM  84.920. — 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


vorzüglicher  Hoch^htung 
GOMMER  Z 7 N K 

'/^  yfAktiengese]^  scjf^^t 


B1033 


Vorsitzer  das  Aufsldrtsrotas  t Otto  Scbniawind 

Vorstand  i Hanns  Deuft,  Helmut  Brands,  »oberl  Gebhordt,  Günther  lodisdt,  Paul  lldtlenbero.  Will  Mar«,  Waller  Meier-Brudt,  Corl  y Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riedte 


5,  Februar  1962 


Herrn  Kurt  H.  Grunebaum 
Bankhaus  Burkhardt  & Co« 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Deutschland 


Lieber  Kurt. 

In  der  Anlage  sende  Ich  Dir  Photokopien  von  drei  Briefen 
der  Commerzbank.  Wie  Du  daraus  ersiehst,  1st  unser  Saldo 
jetzt  knapp  DMark  105,000«-,  nachdem  die  Zinsen  schon  be- 
lastet sind,  wuerde  also  durch  eine  Zahlung  von  DM  50,000. 
aus  dem  vorjaehrlgen  Gewinn  auf  DM  55,000.-  zurueckgehen 
und  waehrend  des  Jahres  noch  um  weitere  10  Monatsraten 
auf  DMark  25,000.-« 


Herzliche t Dein 


Erich  0«  Grunebaum 


February  5,  1962 


MEMORANDUM 


To  : Mr,  Erich  0,  Grunebaum 
From  : Lily  Altbach 
Re  : Commerzbank 

According  to  our  records,  the  balance  still  due  the  Commerzbank 
on  February  1,  1962  amounts  to  - 

DMark  96,452.- 

The  figure  given  by  the  Commerzbank  of  DMark  104.920,-  conse- 
quently must  include  interest  of  - 


DMark  8,468, 


r 


jf-- 


^^rtf^N’-  -y  -T}  . f ' 


%M 


C O M E R Z B A%J  K 


tiengesellschaft 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVI O N 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaura, 

l?o  Broadway, 

New  York  S , N.  Y. , 


H a ra  b u r g,  den  1«  Febr.  1962 

-Konsortial-Abteilung  Schi/Kir- 


Betr. : Konto  Nr.  95  153 

Simon  Hirsch_land  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zugunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Tnc.  geführten  Kontos 

BF’  B.ooo.-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o.  1.  196?  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  153  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  1o4,92o.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


m/>,  vorzüglicher  Hochachtung 


COMMERZ 
>7  Akt!  engeseil 


B Ä N K 
scm^f  t 


Vorsitzer  des  Aufsld^isrotes « Otto  Sdiniewind 

VorMond  , Mann,  DeuR,  Helmut  Brond.,  Koben  Gebho.dt,  Günther  lodisdr,  Foul  lichtenbera.  Will  Morx.  Walter  Meier-Brudr,  Corl Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rie*. 


AKTIENGESELLSCHAFT 

KONSORTIAL-ABTEILUNG 


HAMBURG  11,  den 

Ness  7-9 

Fernruf:  36  13  12  79 


31.  Jan.  1962 
Schi/Kir 


Vertraulich ! 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 , N.  Y . , 

USA 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  gestatten  uns.  Ihnen  zu  Abstimmungszwecken  mitzuteilen,  daß 
das  in  unserer  Konsortial- Abteilung  geführte  obige  Konto  per 
31.  Dezember  I96I  nach  Verbuchung  der  Zinsen  einen  Saldo  von 

DM  1o7.92o.--  zu  unseren  Gunsten 


ausweist . 


Sollten  Sie  mit  unseren  Angaben  nicht  einiggehen,  wären  wir  Ihnen 
für  eine  Nachricht  dankbar. 


Anlage 

Zinsen-Note 


Mi^t  vorzüglicher  Hochachtung 

COMMERZByNK 
Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes : Hanns  Deuft 

Vorstond  t Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodlsch,  Poul  lichtenberg.  Will  Morx,  Walter  Meler-Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Ernst  Rieche, 

Stellv.!  Robert  Dhom,  Gerhord  Fuchs,  Heinrich  Poike,  Bolko  Graf  von  Roedern 


r 


n 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 

120  Broadway, 

New  York  5,  N.Y. 

USA 

L J 

Bel  Antwort  bitten  wir  anzugeben  ! Fernruf  über  Zentrale  36  13  11 


Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom 


I Brlefansdirifti 
I (24a)  Hamburg  11 
I Postfach  1581 

^ Drahtwort!  Commerzbank 
I Codes: 

I Petco,  Pseco,  Bentley's, 

I Rudolf  Mosse  etc. 

I Fernruf:  36  13  1 1 

I Fernschreiber: 

I 2 12391  allgemeiner  Verkehr 
s 2 12394  Devisenhandel 
& 2 11072  Wertpapierhandel 

& Landeszentralbank-Giro: 

^ Hamburg  274 

HAMBURG 

Ness  7-9 


Konsortial-Abteilung 


oder  direkt  36  13  139.9. 


29.  Dez.  1961 


Betr.;  Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firma 
Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3.000.— 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.12.1961  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  99.452.-- 

zu  unseren  Gunsten  aus. 

//Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

^ COMMERZB  A/N  K 
V j . n Akt  ieng^ellsclmft 

muvu] 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes  r Hontis  Deuft 

Vorstand  I Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  Ladlsch,  Poul  Llchtenbery,  Will  Marx,  W'olter  Maier-Bruct,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nubet,  Ernst  Rieche, 

Stellv.  I Robert  Dhom,  Gerhard  Fuchs,  Heinrich  Polke,  Bolko  Graf  von  Reedern 

i 


Aachen 

mit  Zweigjtelle 
Adalbertstraöa 
Ahlen  (Wesff.) 
Ahrensburg  (Holst ) 
Altena  (Westf.l 
Allanhundom 
Altona 

(Homburg-Altonal 
Andernach  (Rhein) 
Augsburg 
Bad  Connslatt 
Baden-Boden 
Bad  Oodesbarg ' 

Bad  Kreuznach 

Sod  Oldesloe 

Balingen  (Württ.) 

Beckum  (Bez.  Münster; 

Bergneustodt 

Beuel 

Bielefeld 

Bocholt 

ßodium 

mit  Zweigstellen 
Laer 
Linden 
Bonn 

mit  Zweigstelle 
Tannenbusch 
Borken 
Bottrop 
Brounschweig 
mit  Zweigstellen 
Coller  Straße 
Donkwordstroße 
Jasperaliea 
Bremen 

mit  Zweigstelle.- 
Hemelingen 
Steintor 
West 
Vegesack 
Bremerhaven 
Bremervörde 
Bückeburg 
Coesfeld 
Cuxhaven 
Dormsfadt 
Delmenhorst 
Detmold 
Dillenburg 
Dcjrfmund 
mit  ZweijjstoUen 
Aplerbe« 

Hörde 

Hombruch 

Kaiserstrcße 

Königswall 

Mengede 

Münstersfrafle 

Ruhrallee 


COMMERZBANK 

AKTlENOe'SELLSCHAFT 
Hooptverwaltungen  in 

DÜSSELDORF  • FRANKFURT  A.  M,  • HAMBURG 


Geschäftsstellen  in 


Dören 
Düsseldorf 
mit  Zweigsteilen 
Am  Hofen 
Am  Hauptbahnhof 
Grofenbetger  Allee 
Heinrichstraße 
Holthausen 
Königsatlea 
Nordstraße 
Oberbilk 
Oberkassel 
Schadowstroße 
Duisburg 
mit  Zweigstelle 
Luther-Platz 
Duisburg-Hamborn 
Duisburg-Ruhrort 
Duisdorf 
Eckernfördo 
Eickel  (Wonne-Eickel) 
Elmshorn 
Emden 
Esehwege 
Essen 

mit  Zwoigsfellen 
Altonassen 
Borbeck 
Essen-West 
Rüttenscheid 
Steele 
Euskirchen^ 

Follboch  (Württ.) 
Flensburg 
Fronkfurt  o.  M. 
mit  Zweigstellen 
Am  Eschenheimer  Tor 
Bockenheim 
Bornhaim 

Hanauer  Landstraße 
KoiserstraSe 
Plotz  der  Republik 
Zeil 

Fronkfurt  a.  M.-Hödisl 
Frechen  (Bez.  Köln) 
Freiburg  i.  Br. 

Friodberg  (Hessen) 
Fürth  (Bayern) 

Fulda 

Gelsenkirchen 
Golsenkirchen-Buei 
mit  Zweigstellen 
Am  Stern 
Bochumer  Straße 
Gevelsberg 
Gießen 
Gifhorn 
Gladbeck 
Göppingen  > 


Göttingen 

Goslar 

Greven 

Grevenbroich 

Gummersbach 

Hagen 

mit  Zweigstelle 
Hospe 
Halver 
Hamborn 

(Duisburg-Hombornl 
Hamburg 
mit  Zweigstellen 
Allsfodt 
Am  Hofen 
Bormbek. 
äergedorf 
Bionkenese 
Dehnhoide 
Eilbek 
Eimsbüttel 

Eppendorfer  Landsir. 
Gönsemorkl 
Grindelborg 
Hamm 

HommorbroOK 

Hoheluft 

Lokstedt 

MeObefg 

Mundsburg 

Osterstfoße 
St.  Georg 
St.  Pouli 
Uhlenhorst 
Wandsbek 
Wilhelmsburg 
Winterhude 
Hamburg-Altonö 
Homburg-Horburg 
Homeln 

Hamm  iWt-xif,)  . 
Hanau  (Main) 

Honnover 
mit  Zweigstellen 
Am  Steintor 
Celler  Straße 
Hildesheimer  Stroßo 
Vahronwold  • 

Wülfel 

Harburg 

iHamburg-Harburg) 
Heidenheim  (Brenji 
Heiliganhaus 
Helmstodf 
Herford 
Herne 
Horten 
Hilden 


Hüdesheim 

Hödist 

(Frankfurt a.M  -Höchst) 
Hohenlimburg 
Holzminden 
Hoya  (Wosor) 

Husum 

Iserlohn 

Kaiserslouteri! 

Karlsruhe 

Kassel 

mi!  Zweigstellün 
r riedrich-Ebert-Slraße 
Battenhausen 
Kempen  iNdrrh.) 

Kiel 

mit  Zwoigstclio'i 
Holtenauor  S-uiße 
Nord 
Süd 

5aefischm(,rkt 

KirchwwyHe 

Kleve 

Koblenz 

Köln 

mit  Zweigstellen 

Barbarossaplatz 

Braunsfeld 

Ehrenfeld 

Hohenzollernring 

Kalk 

Neumarkt 
Neußer  Straße 
Konstanz 
Krefeld 

mit  Zweigsielle 
Hochstraße 
Krefeld-Uardin.gc  ; 
‘Kreuztal 
Leeste 
Lemgo 
Lennep 

iRemscheid  Lennep) 
Leverkusen 
Limburg  (Lahn) 

Liegen  |Em$| 

Lobberich 
Ludwigsburg 
Ludwigshofen  (Rhoii'' 
’Lübeck 
Lüdenscheid 
Lüneburg 

Lünen  , 

Moinz 

Mainz-Kastel 
Mannfteim 
.nit  Zweigst-alint, 
Knisorring 
Nadtorou 
Neckarstodi 


Marburg  (LoheJ 
Mort-Hüls  ' 

Mayen 

Möni  ::.^rigladboch 
mit  Zwoigslelle 
Rheindahlen  2 
Moers 

Mülheim  (Ruhr) 
mit  Zweigstelle 
Speldorf 
München 
mit  Zwoigs'elleii 
BelgrodstrciOe 
Nympheobur^er  Str 
Thalkirchr.  3r  Stroße 
Welßenuurger  Plcitz 
Münster 
Neu-Isenburg 
Neumunsl'.^r 
Neuß 

Neustadt  (Wuinstr.! 
Neuwied 
Nienburg  (Weser' 
Nordenhom 
Nordhorn 
Horlhei.m 
Nürnberg 
mit  Zweigstellen 
Londgrabanstraßii 
Plärrer 

Slresomonnplatz 
Oberho  usen  : 

Oberhouson-Sterkrode 
Offenbach  a.  M 
Oftligs 

iSolingen-Ohligsi 
Oldenburg  lÖldb.) 
Opladen 
Osnobrück 
mit  Zweigstelle 
Lotter  Straße 
Oster  T.ie  (Harz) 
Paderborn 
Peine 
Ffo.rzhfcim 
Pinneberg 
Pirmasens 
Plettenberg 
Recklioghousen 
o'il  Zweigstelle 
Recklinghausen-Süd 
Reinljek  (Sez.  Homburg, 
Remscheid 
Remscheid-Lennep 
Remsch.-Lütlringhausarr 
Rendsburg 
Reutlingen 
Rheine 
Rheinhausen 


Rheydt 

Ruhrorf 

(Dulsburg-Ruhrort) 
Saarbrücken 
Salzgitter- Lebenstedt 
Schleswig 
Schön  inger 
Schwelm 
Schwerte  (Ruhr) 

Siogburg 
Siegen 
Soest 
Solingen 
Solingen-Ohligs 
Solingen-Wald 
Stüde 
Sterkrodä 
lOberhsn. -Sterkr  ! 
Stolbe  • 

Stuttgart 
mit  Zweigstellen 
Ostendplotz 
Vaihingen  a.  F. 
Zuffenhausen 
Stuttgarl-ßocI  Connstatt 
Trovemünde 
Trier 
Tübinger. 

Uelzen 

Uerdingen 

(Krefrjid-Uerdingen) 

Ue'erWn 

Unno 

Vegesack 

(Bre  men  - Veg  esede ! 
Velbert 
Viersen 

V/onne  l'Wonne-Eickell 
Werburg 
Wottenscheid 
Wedel  (Holst.) 
V'/einheim  iBergslr.) 
Werdohl 
V/ormel$kirchert 
Westerlond/Sylt 
Wetzlar 
Wiedenbrück 
Wiosboden 
Wilhelmshaven 
mit  Zwoigslolte 
Gökorslraßa 
Witten  j 

Wolfsburg  ■'< 

Worms 

Wupt’rsrtal-Bormen 
mit  Zweigstellen 
Oberborinen 
Wichli.nghousen 


KOMMAND  TEN  UND  VERBUNDENE  BANKEN 
VON  DER  HEYD^  KERSTEN  & SÖHNE,  WUPPERTAL-ELBERFELD 
mit  Zweigstellen  in  Longonberg  und  V/uppertol -Vohwinkel 

•r,  ' X»  NIEDERRHEINISCHE  BANK  AG,  WESEL 
mit  Zweigstellen  in  Dins^  an,  Emmerich,  Frledrichsteld,  Hüthum,  Klein-Nelterden  und  Wolsur 

TOCHTER  I NSTITUT 

BERLINER  COMMERZBANK 

AKIlENGESEllSCHAfT 

BERLIN  VV  30 

mit  Fremdenbüro  Kurfürstandamm  und  Zweigstellen 

Kurfürstendamm  Friedenau  Moabit  Gedächtniskirche  He 

Tempelhof  Chorlpttanburg  Wedding  Kottbusser  Tor  Tat 

^^Q^ringdamm  Wilmersdorf  Sfealitz  Mc 

Neukölln  Spandau  Sdtöneberg  tCr,, 


Hermannstraße 

Tegel 

Mariendorf 

Kochstroße 


VERTRETUNGEN  IM  AUSLAND 


ARGENTINIEN  UND  URUGUAY  BRASILIEN  NAHER  UND  MIHLERER  OSTEN  NIEDERLANDE  SPANIEN  UND  PORTUGAL 
Buenos  Aires  Rio  de  Janeiro  Beirut  Amsterdam  Modrid 

SODAFRIKANISCHE  UNION  UND  SODWESTAFRIKA  VEREINIGTE  ARABISCHE  REPUBLIK 

Johannesburg  ■ Windhoek  Koiro 


MMERZB^NK 

•^TIENGESEILSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grrunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  3,  N.  Y. , 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 
Telex:  2 12391 

Telefon:  Sammelnr.  3é  13  21 

Codes:  Petco,  Benfley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  1 1 

1.  Dezember  I96I 


-Konsortiajl,- Abteilung  Sc hi/Kir- 


U.SA 


Betr. : Konto  Nr.  95  153 
Hirschland  Tnc  . , New  York 


Sehr-  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sd e 
Sc  Go  . , Essen  , 
Eirma  Sdmon  Fi 


, davon  Kenntnd s zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhau 
zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung 
rschlend  Tnc.  geführ-^en  Kontos 


s Burkhardt 
für  die 


DM  3*000.-- 


überwdesen  wurden,  die  wir  - ,Vert  28.  1 . 196I  - 

Das  Konto  Nr.  95  I33  weist  jetzt  einen  Saldo  vor 

DM  I02.452.-- 


verbucht  haben. 


zn  unseren  Gunsten  aus. 


^Id-t  vorzüglicher  Hoohachtung 

'^1  C 0 M M E fi  Z P A /:  K 
/ Aktiengesellscli-'i  :^t 

UttCCCA.yi  ' 


•/ 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes : Otto  Schnlewind 

Vorstond : Honns  Deu6,  Helmut  B'onds,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodlsdi,  Paul  lichtenbero,  Will  Marx,  Wolter  Melar-Brud.,  Carl  y.  Mengden,  Wilhelm  Nuber, 


Wilhelm  ReJnold,  Ernst  Rieche 


's* 


" ■■  rr^  W.-'rrr.  •'•’-I-^T’  -y,  ï -,-/  — ^ 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaurn, 

12o  Broadway, 

New  York  3,  N,  Y. , 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 
Telex:  7 12391 

Telefon:  Sammelnr.  36  13  21 

Codes:  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11 

6.  November  I96I 

-Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 


* ( 


Eetr . : Konto  Nr.  95 

Simon  Hirschland  Inc ■ , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaurn, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
8c  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung  für  die 
Ei rma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 • ^ 0 o » - - 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o.  lo.  1961  - verbucht  haben. 

Bas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  105.^52.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


vorzüglicher  Hochachtung 


:'/  G 0 1’  M E H Z B .A  N K 
/ Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  Aufsfchtsrotes  t Otto  Schniewlnd 


Vorslond  : Hanns  Douft,  Helmul  Brondi,  Robert  Gebhardt,  Günther  ladlsch,  Poul  Lichtenborg,  Will  Marx,  Walter  Meier-Bruc*.  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


C OM  M E R Z B 


I 

/^N  K 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


m 


Perm 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  ,5 , N.  Y.  , 

USA 


Hamburg  , den  29.  Sept.  I96I 
-Konsortial- Abteilung  Fi/Kir- 


Betr.:  Konto  Nr.  95  153 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3«ooo«-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  28.  9.  I96I  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  I08.452.-- 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


'’Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

COMMERZBANK 
Aktiengesellschaft 


61033 


Vonlizer  dei  Aufji<tiUrot»$ . Otto  Sehniewind 

Vorttond  : Hanns  Douft,  Holmul  Brands,  Robort  Gobhordl,  Günihor  ladis*,  Poul  lidttanberg.  Will  Marx,  Wollor  Moior-Brudr,  Carl  y.Mongdon.  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


/ / 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  3 , N.  Y.  , 


Hamburg'  31.  Aug.  I96I 

-Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
8f  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3»ooo»-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - V/ert  3°.  8.  I96I  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  111.452.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mi*  vorzüglicher  Hochachtung 

//  COMMERZBA/NK 
Ul  Aktiengesellscl'(af  t 

V / Aj  i / / j . Ha  . 


0IC1M  Vorstand: 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes  t Otto  Sdtniewtnd 


Honni  D«u6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodisdt,  Paul  lldrienberg.  Will  Marx,  Waller  Meier-Brudr,  Carl  ».Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


CO^MERZBy^NK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Hurt  ïï.  Grunebauïïi, 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 
Telex:  2 12391 

Telefon:  Sammeinr.  36  13  21 


Codes:  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


12o  Hroadway, 
New  York  5s  N . Y ♦ 

TT  S A 


Hamburg  n,  2.  August  1961 
V ons . -Abt . 

Schi/H  n 


Hetr. : Honto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc.  , Nev/  York 


/ 


o 


ehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sie,  davon  Fenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Hankhaus 
Hurkhardt  5:  Co.,  ^ssen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Honsortial- 
\bteilung  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Tnc.  geführten  Kontos 


3.000»  — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  31.7.1961  - verbucht  haben. 
Gas  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DK  114.452.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


^"it  vorzüglicher  Hochachtung 

H a/f  K 


Vorsitzttr  des  Aufsid>tsrates  i Otto  Schnlewind 

Vorstond  •.  Hanns  Deu6,  Haimut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Gunther  Lodisch,  Paul  lichtenberg,  Will  Marx,  Wolter  Meler-Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnotd,  Ernst  Rieche 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  seii 


COMMERZBANK 


AKTIENG  ESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


^ / 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5,  N. 

USA 


Hamburg  / 4.  Juli  19t>l 

-Konsortial-AbteJLlung  Schi/Kir- 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 »OOP» — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.  6.  I96I  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  117.^52.-- 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  ^chachtung 

C 0 M M E R E/B  A N K 
Aktiengesellschaft 


k/Vv-t 


1 


81033 


Voniiier  des  Aufsidiisroiei : Otto  Sdiniowind 

Vorstand  : Honns  D.uft,  Helmut  Bronds,  Robert  G.bhordt,  Günther  lodisdt,  Pool  lichtenbers.  Will  Mor.,  Weite, Meier-Brudr,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rie^e 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


I 


commerzbank 

AKTI  ENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 i N.  Y. , 


Hamburg  , den  12.  Juni  I96I 
-Konsortial-Abtellung  Schi/Kir- 

V. 


"7  Q^' 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
gf  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Tnc . geführten  Kontos 

T)?^  25.000. — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  8.  6.  I96I  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  vifeist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  120.452.— 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

MMERZBA^K 
(/  Vktiengesellschrut  t 


riengese  J.iscn.^T  t 


Vorsitzer  des  Aufslditsrotes  1 Otto  Sdinlewind 


Vorjiand  ! Honni  DeuR,  Helmut  Brondj,  Robert  Gcbhardl,  Günther  lodisdi,  Poul  liditanba.y,  Will  h-tui.,  WullerMalet-Btud,  Coil  ..Mengdan,  Wilhelm  tN'ubat.WlIhelft.  Ralnüld,  Ctnsl  Siede 


81033 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


Cot^MERZB/fNK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 , N.  Y. , 


H a m b u r g , den  2.  Juni  1961 
-Konsortial-Abteilung  Schi/Kir- 


Betr. : Konto  Nr.  95  135 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co. , Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3»ooo»-~ 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  50o  5*  1961  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  145.452.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

c/o  r M E R Z B A/N  K 
/ Akïiengesellscbylif t 


photostatic  copy  for  KHG  - 6/6/61 


ƒ 


81033 


Vorsltzor  das  Aufsldrrsrotes  t Otto  SdinSewind 

Vorstand  t Hanns  Oeuft,  Haimut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Gunthar  ladisdr,  Paul  liditenba'’g.  Will  Marx,  WalterMaier-Brudc,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riedle 


June  6,  1961 

#17 

Dear  Kurt: 

Attached  is  a photostatic  copy  of  a letter  from  Commerzbank  A.G. 
If  my  memory  serves  me,  you  said  the  other  day  that  we  still  owe 
them  DM  139,  000.  , but  it  seems  we  owe  them  a little  bit  more  than 
that.  Perhaps  you  were  so  progressive  that  you  already  anticipated 
the  June  and  July  quotas  ! 

All  the  best. 

Cordially  yours, 

£rich  O.  Grunebaum 

Mr.  Kurt  H,  Grunebaum 
c/o  Burkhardt  k Co. 

JLindenallee  7/9 
Essen,  Germany 


I 

r 

/ 

! 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  mu6  unterschrieben  sei 


COMMERZBANK 

^•^tiengesellschaft 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 , N.  Y. , 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg  ,den  5.  Mai  I96I 
-Konsortial-Abteilung  Fi/Kir- 


Betr.;  Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3»ooo«-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  2b.  4.  I96I  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  148.452.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


^^t  vorzüglicher  Hochachtung 

- ; ' C 0 M M E R Z B A iN  K 

5 Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  Aufsldiiirotei  i Otto  Sdinlewind 

Vor, tortd, Monn.  D.oß,H.,r.„,Bro,,d.,Rob.r,G.bhord,, Gör,, H.rlodi.d,,Fo«.lid...r,beru,  WIM Merz,  VVa,,.rMei,r.Bro<iXorl,,Men,d.o,Wllhe,,nNob,r,VVIlh.,.«,,„o,d.Err.s,«l,d,, 


81033 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  seii 


PAR  AVION 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 


Hamburg  ^ ^en  H-  April  I96I 


12o  Broadway, 
New_York_5,  N.  Y. , 


-Konsortial-Abteilung  Schi/Kir- 


USA 


Betr,:  Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 »OOP» — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o.  3-  196l  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  151.^52.— 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


vorzüglicher  Hochachtung 


/ 


è 


C 0 M M E R Z B A^N  K 
Aktiengesellschaft 


'MUUa 


81033 


VorslHer  des  Aufsiditsrotes  s Ono  S<#inlew}nd 
Vor„ond  : Hann,  O.uS,  Helmut  Bmnd.,  «oben  G.bhordt,  Günther  ladi.d,,  Paul  liduenbers.  Will  Mo,..  WolterMeier. 


Brudi,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Peinold,  Emit  Pieche 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


AKTIENGESELLSCHAFT 


Teleqramme:  Commerzbank 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Hamburg,  den  6.  März  I96I 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum,  -Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 

12o  Broadway, 

New  York  5 1 N.  Y. , 


USA 


/ 

J 

Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Ine«,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
8r  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- Abteilung  für  dxe 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 


DM  2.000.-- 

uberwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  28.  2.  1861  - verbucht  haben 
Bas  Konto  Nr.  95  155  »eist  letzt  einen  Saldo  von 


DM  194.492.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

COMMERZB  a/n  K 
Aktiengesellschaft 

' / 


UiUL\  ifj, 

\J  I 


X 


Vorsftzer  des  Aufsidrtsrotes  i Otto  Sd^nlewind 

81033  Vofiiondi  Honns  Oeu6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodisdi,  Poul  liditenbers,  Will  Mor«,  Walter  Meier-Bruc*,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riedie 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


COMMERZB 

aktiengesellsch 


Ink 


Telegramme:  Commerzbank 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PA  R AVI  O N 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5»  N.  Y. , 


USA 


H a m b u r g , den  Febr.  I96I 

-Konsortial-Abteilung  Schi/Kir- 


Betr.:  Konto  Nr.  95  155 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  9o. OOP . — 

überwiesen  wurden,  die  wir  — Wert  lo.  2.  I96I  — verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  155  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  136.432.-- 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

C.  OMMER  Z BANK 
Aktiengesellschaft 


^ '^■^1 


81033 


Vorsitzer  des  Aufslditsrotes  t Otto  Sdiniewind 

Volstond,  Honnt  Deufl,  Helmut  Brand»,  Roben  Gebhardt,  Günther  lodiich,  Paul  lldnenberg,  Will  Mar»,  Waller  Meier-BruA,  Corlv.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold,  Ernf  Rie*e 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


,J 


COMMERZB 


K 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme;  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H,  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5s  N.  Y. , 


H a m b u r g ^ den  31.  Jan.  I96I 

-Konsortial-Abteilung  Schi/Kir- 


USA 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
8f  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3.000» — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  3o.  1.  19^1  ” verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  206.452. — 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


M^/t  vorzüglicher  Hochachtung 

COMMERZB  A/N  K 
Aktiengesellschfaf  t 

äf]'^ 


81033 


Vorsitzer  des  Aufsid^tsrotes  t Otto  Schniewind 

Vorstand  ; Hanns  Deuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt.  Günther  ladisdi,  Paul  lichtenberg.  Will  Mo rx,  Walter  Meier-Bruck,  Coriv.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


i 


24,  Januar  1961 


Mr.  Kurt  H.  Grunebaum 
Burkhardt  & Go. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Germany 


Lieber  Kurt. 

In  der  Anlage  sende  ich  Dir  Photokopic  des  Schreibens 
der  Goinmerzbank  Hamburg  vom  17,  Januar  sowie  Photo- 
kopie der  Zinsenbelastung.  Eine  richtige  Zinsstaffel 
haben  wir  nicht  bekommen,  aber  Pritzkow  hat  die  Zahlen 
ueberprueft  und  sie  fuer  richtig  befunden.  Ich  habe 
also  an  die  Commerzbank  nicht  geschrieben  und  teile 
Dir  dies  nur  zu  Deiner  Information  mit. 

Mit  besten  Gruessen 

Dein 


t 

1' 

1' 


t 

( 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg/ den  ly.  Jan.  196I 
-Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 


Betr, : Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

hiermit  erlauben  wir  uns,  Ihnen  mitzuteilen,  daß  das  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  geführte  obige  Konto  per  31»  Dezember  i960  einen  Saldo  von 

DM  2o9«^52. — zu  unseren  Gunsten 

ausweist.  ^ 

Wir  bitten  höflich,  den  Konto-Abschluß  möglichst  bald  zu  prüfen  und  uns 
umgehend  zu  benachrichtigen,  falls  Sie  mit  dem  Konto-Abschluß  nicht  einig- 
gehen sollten.  Nach  Ziffer  15  der  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  gilt  der 
Konto- Abschluß  als  anerkannt,  wenn  nicht  innerhalb  einer  Ausschlußfrist  von 
l4  Tagen  seit  Zugang  schriftlich  Einwendungen  dagegen  vorgebracht  werden. 


81033 


Anlage 

Zinsabrechnung 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

COMMERZBA/NK 
Aktiengesellschaft 

/ , 


^ C'C  ' 


ü 


Vorsitzer  des  Aufsidifcrotes  1 Otto  Schniewind 

Vorsfond  Honns  Deuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Gunther  Lodisd>.  Poul  liditenbeffl,  Will  Marx,  Walter  Meier-Brudc,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold.  Ernst  Riedle 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  mu6  unterschrieben  sein. 


f 


COMMERZB 

AKTIENGESELLSCH 


X 


K 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 


Hamburg^  den  30  0 Dez.  i960 
-Konsor tial-Äbteilung  Schi/Kir- 


12o  Broadway, 

New  York  5_2__N.  Y,  , 

USA 


Betr.:  Konto  Nr.  95  135 
Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehm.en,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsor tial- Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3«ooo--~ 

überwiesen  wurden,  die  wir  - jert  3o.  12.  i960  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  153  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

I 

DM  195.27oo7o 

zu  unseren  Gunsten  aus. 
vVir  empfehlen  uns  Ihnen 


photocopy  to  Mr.  KHG  - 1/4/61 


myt  vorzüglicher  Hochachtung 

C 0 M|M  E R Z B yN  K 
^Aktlengesellscj^af  t 


UtCii 


/ 


A 


/ 


lit 


81033 


Vorsitzer  das  Aufsiditsrotes  t Otto  Schniawind 

Vofstond  ; Hanns  Oauft,  Haimut  Brands,  Robert  Gabhordi,  Gunthar  lodisdi,  Paul  lieh  tan  barg,  Will  Morx,  Walter  Maiar-8rud(,  Carl  v.  Mengden, Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Rainold,  Ernst  Riad'a 


/ 


V 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  untersdirieben  sein. 


C cf  M M E R Z B 

AKTIENGESELLSCH 


1 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum,  Hamburg  , den  3o.  Nov.  i960 


12o  Broadway,  -Konsortial- Abteilung  Schi/Kir- 

New  York  9 » N.  Y.  , 


USA 


Betr.:  Konto  Nr.  96  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt 
& Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die 
Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3»ooo« — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Vi/ert  3o.  11.  i960  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  196.270.70 

zu  unseren  Gunsten  aus. 

Wir  empfehlen  uns  Ihnen 


mit/ vorzüglicher  Hochachtung 

//'C  OMMERZByNK 
Aktiengesellschaft 

r 


l^jn  : **"s  ’*  ^ 


r-'  r- 


C d*M  MERZ  bX  N K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PA  R AVI  O N 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  3<  N.  Y. . 


Hamburg  , den  29.  Okt.  i960 
-Konsortial-/\bteilung  Schi/Kir- 


Y / ^ 


Betr. : Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firma 
Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3.000»-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.  lo.  i960  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


V/ir  empfehlen  uns  Ihnen 


DM  199. 270. 7o 


mix'  vorzüglicher  Hochachtung 

Ijl  C 0 M M E R Z B y N K 
tj,  Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  AofsIdTfsrales  t Otto  SAnlewInd 

Vorstand:  Honn,  Deuß,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodisdt,  Paul  lidttenberg.  Will  Mar«,  Walter  Meier-Brud.,  Carl  ..Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riede 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


COMMERZB 


I 

^ N K 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 . N.  Y. , 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


, n i 


Telegramme:  Commerzbank 


H a m b u r g den  3o.  Sept.  i960 
-Konsortial-Abteilung  Schi/Kir- 


Betr. ; Konto  Nr.  95  153 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firma 
Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 «OOP« — 

überwiesen  wurden,  die  wj r - Wert  3o.  9*  i960  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  2o2.27o.7o 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Wir  empfehlen  uns  Ihnen 


mit  vorzüglicher  Hochachtung 

/ COMMERZBjANK 
Sj  Aktiengesellschaft 


m 


Vorilfzer  des  Aofsldifsrotes  t OHo  Sdinlewind  ^ 

Vofilond  , Hann»  Deuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  ledis*,  Paul  lidilenberu.  Will  Mar«,  Walter  Meier-Brudr,  Carl  y.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riecho 


• • ' 

COMMERZBAN  K 

AKTIENGESE  LLSCHAFT 


4 


Herrn 

Hurt  H.  GrTineh-un, 

IHo  Hroat^way. 

Hev;  York  N.  Y^_^ 


ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  s 

Konsortial-Abteilung 

S'- hi  /Ki  r 


Fernruf  Ober  Zentrale  36  13  11 
oder  direkt  30  13  1.  . . 


Ihre  Zeldten  und  Nadirldit  vom 


Brlefansdirlfti 
(24a)  Hamburg  11 
Postschlledfadi  1581 

Noss  7-9 
Fernrufi  36  13  11 
Drahtworti  Commerzbank 

Fernsdirelberi 
212391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentleys, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Giro  1 

Hamburg  2/4 

HAMBURG 

3"'  . ^1,1'^.  1 *^6o 


Konto  "''"r . 95  1^5 
.Simon  Hirschland 

Sehr  p'eehrter  Herr  Grunehaum, 

„i.  ..tten  .ie,  davon  Kanntn.o  vn  nehmen.  d,B  un.  von  .an^nous  vur'.handt  ^ Co 
co-notor  deo  io  noo.oor  voo.an-ti  >1 -»>tei  l„r  fü-  die  Vór-, 

Cnr^on  ^T^rsrthTan^  Tnr  . rrefuhrten  Kontos 


DT  ■^.OOO.-- 


•u„„4.  -Zo  S 1 q6o  - verbucht  haben 
^i>,e^,,,iP^en  wurden,  die  •■.var  - Wert  3o.  ö.  i yöo 

Das  Konto  Kr.  95  155  weist  -etzt  einen  Saldo  von 


DK  2oS.'^"^o.7o 


711  unseren  Gurstnic  ans. 
'Kj-l  .p  e”i'nfe^]  er  uns  Th’-en 


t vorzi--li''her  "-Tochrcchtuncr 

0 M D H S K A ƒ 

enpes'^-i  1. ach  /Dt 


Vnntandi  Hannt 


Vorsitzer  de»  Auhlditsrote» : Otto  Sdinlewind  / 

Deuh,  Helmut  Brond»,  Robert  Gebhordt.  GOn.tier  LodLch.  Pool  Llditenber«.  Will  Moni,  Wolter  Meler-Bruik.  CoH  Meoeden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold.  ErMftFec 


Telegramme  I Commerzbank 
Telex.  2 12391 

Telefon.  Sammelnr.  36  13  21 

Codes.  Petco,  Bentley’s, 
Rudolf  Mosse  etc. 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 


Hamburg  11,  3 • August  i960 

Konsortial-i\bteilung 

ochi/Kn 


12o  Broadway, 
Hew  York  3 s ..  A.»  Y 

USA 


Betr.:  Konto  Hr.  95  133 


Simon  Hirschland  Inc.«  Hew  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  öc  Go. , Hssen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial— 
Abteilune:  für  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 


verbucht  haben 


überwiesen  wurden,  die  wir  - »ner 


t jetzt  einen  Saldo  von 


Das  Konto  Hr.  95  133  wei 


eren  Gunsten  aus 


<ir  emnfehlen  uns  Ihnen 


mit  vorzüglicher  Hochachtung 


c 0 M l:  h r z b a h k 

/'^^ti  enge  Seilschaft 


Vonitzer  des  Aufslditirofas  i Otto  Schnlewind  / 

Vorstood  , Hnnn.  Deu6,  Helmut  Brond.,  Robert  Gebhardt,  Günther  Lodltd.,  Poul  Lldrtenber,,  Will  Morx.  Wolter  Meler-Bruri,  CoH  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Remold,  Ernst  RI 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


r n 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  5 < N.  Y. , 

USA 

L j 

ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  I Fernruf  Ober  Zentrale  3Ó1311 

Konsortial-Abteilung  oder  direkt  36  13  1 59? 

Fi/Kir 

Betr.:  Konto  Nr.  93  133 
Simon  Hirschland  Ine,,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firm.a 
Simon  Hirsohland  Inc . geführten  Kontos 

PM  3»ooo«-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.  6.  i960  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  211. 270.70 

zu  unseren  Gunsten  aus. 

Wir  empfehlen  uns  Ihnen 

vorzüglicher  Hochachtung 

B A,  N K 
schaft 

^/tlAyLj 


Ihre  Zeldien  und  Nadirlcht  vom 


Brlefonsdtrlft  I 
|24a)  Hamburg  11 
Postsdillabfodi  1581 

Ness  7-9 
Fernrufi  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 

Fernschrelberi 
2 12391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Davisenhandel 
2 11072  Wertpaplarhandel 

Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Giro: 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 

3o.  Juni  i960 


Vorsttzar  das  Aufitdttsrotasi  Otto  Sdinlawind 

Vorstand  t Hanns  Dau6,  Haimut  Brands,  Robart  Gabhardt,  Gunthar  Ladlsdr.  Paul  lld^tanbarg.  Will  Morx,  Waltar  Malar-Brudc.  Carl  v.  Mangdan,  Wllhalm  Nubar«  Wllhalm  Rainold,  Emst  Rladta 


COMMERZBAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


r 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  3 i N . Y. , 

USA 

l_ 

ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  s 

Konsortial-Abteilung 

Schi/Kir 


n 


j 


Fernruf  Ober  Zentrale  36  13  11 

oder  direkt  3 0 13  1^.^.^. 


Ihre  Zeidien  und  Nadirldit  vom 


Brlefansdirlfti 
(24a)  Hamburg  11 
Postsdilleßfadi  1581 

Ness  7-9 
Fernruf:  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 

Fernsdirelber: 

2 12391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentley’s, 
Rudolf  Mosse  etc. 
Landeszentralbank-Giro : 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 

31.  Mai  i960 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firma 
Simon  Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 


DM 


3 . OOP ♦ -- 


ri-iö  iwir»  Wert  ^o.  5.  i960  — verbucht  haben, 
überwiesen  wurden,  die  wir  - wert, 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  2l4.27o.7o 

zu  unseren  Gunsten  aus. 

Wir  empfehlen  uns  Ihnen 


mit , vorzüglicher  Hochachtung 

/ ^ J C O M M E-R  A N K 

j ^Aktien^se]^^i^jp^f 


i 


/i  A\/' 


Vontonct : Hai:t:i  Deu6,  Helmut  Brand»,  Robert  Gebhardt,  Günther 


Vorjitzer  de,  Auf»ld:t»rofe, : Otto  Sdinlewlnd  ' jj  f/ 

ladHd:.  Paul  llditenberg,  Will  Morx,  Walter  Meler-Brud:,  Cari  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold,  Emit  RlMe 


COMMERZBAN  K 


aktiengeseilsc 


HAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  S.  N.  Y. . 


In  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  ! 

Konsortial-Abteilung 

Schi/Kir 


Fernruf  Ober  Zentrale  3Ó  13  11 
oder  direkt  3 @ 13  1 ■??? 


Ihre  Zeichen  und  Nachrldit  vom 


Briefanschrift  I 
(24a)  Hamburg  11 
Postsdilieöfach  1581 

Ness  7-9 
Fernruf:  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 
Fernschreiber: 

allgennelner  Verkehr 
2 12394  Oevisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandel 
Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentley’s, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Giro : 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 

3.  Mai  i960 


Betr.:  Konto  Nr.  99  133 
Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firma  Simon 
Hirschland  Inc.  geführten  Kontos 

DM  3 »OOP. — 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  29.  k.  60  - verbucht  haben. 

Das  Konto  Nr.  95  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 


DM  217.27o.7o 


zu  unseren  Gunsten  aus. 
Wir  empfehlen  uns  Ihnen 


rjtLt  vorzüglicher  Hochachtung 

ƒ C 0 M M E R Z B A/N  K 
/ Aktiengesellschaft 


Vorsitzer  des  Aufslehtsrotes : Otto  Schnlewind  y, 

Vorstond . Honns  OeuB,  Helmut  Bronds.  kohert  Oehhordt,  GOntHer  tod.sch,  Pou,  Uchtender.  Wll,  Mors.  Wolter  Meler-Bruck,  Cod  v.  Menpden,  Wilhelm  Nuder,  Wilhelm  kelnold, 


COMMERZBANK 

AKTIENGESEllSCHAFT 


r n 

Herrn 

Kurt  nrunebaum, 

12o  Broad'vay, 

Hew  York  Y.  , 

USA 

L J 

ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  I Fernruf  Ober  Zentrale  3Ó1311 

Konsortial-Abteilung  oder  direkt  36  13  1 Ja  V 

oCili/  nir 


Briefansdirlfti 
|24a|  Hamburg  11 
Postsdilleßfach  1581 

Ness  7-9 
Fernrufi  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 

Fernsdirelberi 
212391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Giro : 
Hamburg  2/4 


Ihre  Zeldien  und  Nadirldit  vom  HAMBURG 

5o  • I'  am  i , Ao 


tr.:  Konto  v.r,  95  ^55 

öir.-'on  Hirschland  Inc  . , e',v  York 


Sehr  {reehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & C 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial-Abteilung  für  die  Firma  Siron 
i r s c h 1 a n d Inc.  geführten  Kontos 

DI'  OOP  . 

überw.-^.esen  v/urden,  die  wir  - j'ert  29.  3«  6o  - verbucht  haben. 

Das  Konto  r . 95  155  weist  nunmehr  ei’^en  S.ildo  von 

DF  22o. 27o. 7o 

zu  un.seren  Gunsten  aus. 

'ir  e- ;pf  >:;h'' en  uns  Ihnen 


mit  vorzüglichor  'lochachtung 


Ohl  h 7 Z h . h -v 
ktiengese'lsc/iaf  t 

/y. 


1 


L 


(/ 


Vorsltz«r  d«i  Aufilditsrot»t : Otto  Schnlewind 

Voittond  i Hanns  Oeuft,  Helmut  Brands,  Robart  Gebhardt,  Günther  Lodlsdi,  Paul  Llditenberg,  Will  Marx,  Walter  Meler-Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold, 


/ 


/. 


COMMERZBANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H,  Grüne bäum 

12o  Broadway 
New  York  5.  M.Y. 

USA 


In  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  i 


Fernruf  Ober  Zentrale  36  13  11 


Konsortial-Abteilung  Pi/Kn  oder  direkt  36131599 


Ihre  Zeldien  und  Nadirlditvom 


Briefanschrift: 

(24a)  Hamburg  11 
Postsdilleöfach  1581 
Ness  7-9 
Fernruf:  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 
Fernsdirelber: 
o 1^1  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 
Codes : 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Giro : 

Hamburg  2/4 

HAMBURG 

1 . März  1 96o 


Betr.:  Konto  Nr.  95  133 
Simon  Hirschland  Ine.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 

Burkhardt  & Co-,  Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  geführten  obigen  Kontos 

3.000. — 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  26.2. i960  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Jtr.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 


a 223.27o.7n 


ZU  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

^COMMERZB  A/N  K 
I Aktiengesells^af  t 

h'j. 


Vonitz.r  des  Aufslditsrotes . Otto  Schnlewind 


s 


* 

COMME 


BAN 


AKTIENGESE 


C H A F T 


r 

Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

Hew  yprk  Y«  , 

USA 

L 


(24a)  Hamburg  11 
Postsdilleöfach  1581 

Ness  7-9 
Fernrufs  36  13  11 
Drahtworts  Commerzbank 

Fern  sch  relbers 
2 12391  allgemeiner  Verkehr 
• 2 12394  Devisenhandel 

2 11072  Wertpapierhandel 

Codes  s 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

landeszentralbank-Giro; 

_l  Hamburg  2/4 


HAMBURG 

lo.  Febr.  i960 

Schi/Kir 


ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  s Fernruf  Ober  Zentrale  36  13  1 1 Ihre  Zeichen  und  Nadirldit  vom 

Konsortial-Abteilunq  oder  direkt  36  13  1.39.9 


Betr.:  Konto  Kr.  93  133 
Simon  Hirschland  Inc . , llew  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wi.r  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co 
Essen,  zu  Gunsten  des  in  unserer  Konsor tial- Ibteilung  geführten  obigen  Kontos 
folgende  Beträge  überwiesen  v/urden: 

DM  3.000.--  - 7er t 5*  2.  6o  - 
DM  3o»Qoo«--  - Wert  9.  2.  6o  - 

Das  Konto  Kr.  93  133  weist  jetzt  einen  Saldo  von 

DM  226.27o.'7o 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Kit  vorzüglicher  Hochachtun.g 

^ ^ O 

-CO  M K E K Z B A N K 


Aktiengesellschaft 

f 


Vorsttzor  des  Aufslditsrotest  Otto  Sdintewind 

Vorstand  i Hanns  Deu6,  Helmut  Brands.  Robert  Gebhardt,  Gunther  lodisch,  Paul  Lichtenberg,  Will  Morx,  Wolter  Meler- 


Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reln^^rnit  Rieche 


COMMERZBAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Vertraulich  I 
Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

IHo  Broadway, 

Nev;  York  3 1 N.  Y.  , 
USA 


ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben : 


Konsortial-Abteilung 

Schi/Kir 


Fernruf  über  Zentrale  36  13  11 
oder  direkt  3 6 13  1-^ 


K 


Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom 


Briefanschrift! 

(24a)  Hamburg  11 
Postschlleöfach  1581 

Ness  7-9 
Fernruf:  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 

Fernschreiber: 

2 12391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Glro: 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 

25.  Jan.  i960 


Betr.  : Konto  Ilr.  95  133 
Simon  Hirschland  Inc . , Hew  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

hiermit  erlauben  wir  uns.  Ihnen  miitzuteilen , daL  das  in  unserer  Konsortial- 
Abteilung  geführte  obige  Konto  per  31.  Dezember  1959  einen  Saldo  von 


DK  279.270.70  zu  unseren  Gunsten 


ausweist . 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

C 0 li  M E 2 Z B A l:  K 
Aktiengesellsch/f t 


Anlage 

Zinsabrechnung 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrates  s Otto  Schnlewind 

Vorstand:  Honns  Deu6,  Holmul  Brands,  Robert  Gsbhardt,  Günther  ladlsch,  Paul  Lichtenberg,  Will  Marx,  Walter  Meler-Brudt,  Carl  v Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold,  Ernst  Rieche 


An  unsere  Geschäftsfreunde! 


lm  Interesse  unserer  Kundschaft  wollen  wir  die  mit  dem  Jah- 
resabschlufj  zusammenhängenden  Formalitäten  dadurch  ver- 
einfachen, dafj  wir  auf  eine  schriftliche  Anerkennung  der 
Kontoabschlüsse  und  Auszüge  per  Jahresende  nunmehr  erst- 
malig verzichten.  Zu  dieser  Vereinfachung  haben  wir  uns  ent- 
schlossen, weil  die  Ihnen  zugehenden  Tagesauszüge  und 
Buchungsaufgaben  ohnehin  die  Möglichkeit  bieten,  die  Bu- 
chungen auf  Ihren  Konten  und  Depots  laufend  zu  prüfen  und 
uns  etwa  auftretende  Unstimmigkeiten  sofort  anzuzeigen. 

Wir  hoffen,  dafj  Sie  mit  dem  neuen  Verfahren  einverstanden 
sind. 

Nach  Ziffer  15  der  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  gelten 
die  Konto-Abschlüsse  und  Auszüge  als  anerkannt,  wenn  Sie 
nicht  innerhalb  einer  Ausschlufjfrist  von  14  Tagen  seit  Zu- 
gang schriftlich  Einwendungen  dagegen  vorgebracht  haben. 
Darauf  möchten  wir  Sie  besonders  hinweisen  und  zugleich 
bitten,  unserer  Direktion  oder  unserer  Revisionsabteilung 
Nachricht  zu  geben,  falls  Sie  mit  den  Kontoabschlüssen  und 
Auszügen  nicht  einiggehen  sollten. 

' Hochachtungsvoll 

COMMERZBANK 

AKTIENGESEUSCHAfT 


COMMERZBAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadv/ay, 

New  York  5 , N . Y . , 


ln  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben : 

Konsortial-Abteilung 

Schi/Kir 


Fernruf  über  Zentrale  36  13  11 

oder  direkt  36  13  1 


Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom 


Briefanschrift! 

(24a)  Hamburg  11 
Postsdilleßfach  1581 

Ness  7-9 
Fernrufi  36  13  11 
Drahtwort!  Commerzbank 

Fernsch  relberi 
2 12391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes! 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Glroi 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 

3o.  Nov.  1959 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  153 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3«ooo»-- 

überwiesen  v/urden,  die  wir  - Wert  3o*  H-  59  - verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 


DM  273.^-^57.77 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Hit  vorzüglicher  ffjpchachtung 


p M M E R 3/B  A N K 
Aktienges^lsch^if  t 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrates:  Otto  Schnlewind 

VorXond  i Hann«  Deu6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhordt,  Günther  Ladlsdi,  Paul  Lichtenberg,  \A/III  Mors,  Wolter  Meler-Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnol/.§/nst  Rieche 


COMMERZBAN  K 

AKTIENGESEllSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum, 

12o  Broadway, 

New  York  , N.  Y. 


Inder  Antwort  bitten  wir  anzugeben ; 
Konsortial-Abteilung 
Schi/Kir 


Fernruf  über  Zentrale  36  13  11 

oder  direkt  36  13  1 ^99 


Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom 


Briefanschrift! 

(24a|  Hamburg  11 
Postsdilleßfadi  1581 

Ness  7-9 
Fernruf:  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 

Fernsdi  relber: 

2 12391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes: 

Petco,  Pseco,  Bentley’s, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Glro: 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 
2.  Nov.  19!?9 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  153 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3 «000»-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - Wert  31»  lo*  59  - verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 


DM  276.^157.77 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
M M E R Z Ó A N K 


A\tiengesei;^c,hi 


Vorsitzer  des  Aufsiditsrotes : Otto  Schnlewind 

Vorstand  t Hanns  Deu6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Gunther  Ladlsd),  Paul  Lichtenberg,  Will  Marx,  Walter  Meler-Bruci,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnol^^s^led^e 


AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaura, 

IHo  Broadway, 

Nev/  York  N.  Y. 

USA 


L 


In  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben  ■. 

Konsortial-Abteilung 

Schi/Kir 


J 

Fernruf  über  Zentrale  36  1311 

oder  direkt  36  13  1 t*?? 


Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom 


Briefanschrift; 

(24a)  Hamburg  11 
Schließfach  158^1 

Ness  7-9 
Fernruf;  36  13  1 1 
Drahtwort;  Commerzbank 

Fernschreiber; 

2 12391  allgemeiner  Verkehr 
2 12394  Devisenhandel 
2 11072  Wertpapierhandei 

Codes; 

Petco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-GIro; 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 

2.  Okt.  1959 


Botr.:  oekretariatskonto  Nr.  95  133 
Simon  Hirsc’nland  Ine  . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daU  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co . , 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

5 . OOP . -- 

überwiesen  wurden,  die  wir  - .Vert  3o . 9.  59  ~ verbucht  haben. 

Das  Oekretariatskonto  Nr.  95  133  v/eist  nunmehr  einen  Saldo  von 

Di:  279._^57.77 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Hit  vorzüglicher  lachtung 

I-.  r i R Zß  k V,  K 
k]  t i e n ,c;e  G e Iß  c h a 


^ Vorsitzer  des  Aufsichtsrotes:  Otto  Sdif>lewlnd 

Vorjtond  : Hanns  Dbu6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhordt,  Günther  lodlsch,  Poul  lichtenberg.  Will  Marx,  Walter  Meler-Brudr,  Corl  y.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Remold,  Ernst  Rieche 


i 


MERZB 


y?N  K 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
12o,  Broadway 


Telegramme!  Commerzbank 
Telex  I 2 12391 

Telefon  I Sammelnr,  36  13  21 

Codes  I Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11  3- September  1959 
Konsortial-Abt 1 . -/B 


A - 


Betr.:  Sekretariatskonto  No.  95133 
Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3.000.-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  28.8.1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  No.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  282.457.77 
zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

O'.^M  MER  z/h  A N K 
AktiengeselAéch^^t 


1 tmtu- 


Vorsitzer  dos  Aufsldrtsrates : Otto  Sdinlewind 

Vorstand  i Monns  Deuft.  Holmut  Brandt,  Robert  Gebhardt,  Günther  Ladlsd).  Paul  lichtenberg,  Will  Marx,  Walter  Meler-Brudc,  Carl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rledre 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  mufi  unterschrieben  sein. 


Hamburg  , den  50*  Juli  1959 
Konsor tial-Abt . Kl. 


wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis'  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co. , Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DK  3.000.-- 


überwiesen  ’wurden,  die  wir  Wert  30.7.1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 


DK  285.437.77 


zu  unseren  Gunstem  aus. 


Vorsitzer  des  Aufsid^tsrotes : Otto  Sdiniewind 

81033  Verstond  1 Hanns  Oeuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  ladisdi,  Poul  lidtienberg.  Will  Marx.  Walter  Meier-Bruck,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riedie 


> - ^ 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


I 

ct)MMERZ^ANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 


Ji/> 


Hamburg  , den  1 . Juli  1959 
Konsortial-Abteilung  Kn 


Kurt  H.  Grunebaum 


120,  Broadway 


H e w York  5sN.Y, 


Betr. : Sekretariatskonto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Ino.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

IH  3.000,— 

übervjiesen  wurden,  die  wir  Wert  30.6.1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  133  weist  nunm.ehr  einen  Saldo  von 

NI  279.571,29 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

C 0 M K E H N K/_ 

Aktiengeseltrcljaf t p 


/ 


A < 


81033 


Vorsitzer  des  Aufsiditsrotei  i Otto  Sdinlewind 

Vorsiond  Hanns  Deuft,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodiseh,  Paul  lichtenberg.  Will  Marx,  Walter  Meier* Bruck,  Corl  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riedle 


9021» 


C^MMERZBifSlK 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Per  Luftpost 


Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 
120  Broadway 
B e w York  ^ , l\l . Y . 


■95  133  öekr.Kto.  u u j "'SO  iq^q 

. -f,  . , . Hamburg  11,  d«n  . 0 . I 999 

bimon  Hirschland  inc., 

IMew  York 


(Klo.  Nr.) 

Auf  d.  Antwort  bitten  wir  anzugaban: 


auf 


.0-§.ll^-»--Konlo. 


Hochaditun 


COMME 

AK 


uno^voll 

RZÖANK 


Aufgaben  unl«r  DM  3000,—  w«rd«n 
mit  nur  «intr  Unt«rsdirifl  volliog«n 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg  , den  29»  Mai  1959 
Konsortial-Abteilung  Kl. 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
120  Broadway 

New  York  5s  N.Y. 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3.000.— 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  29.5» 1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  282.571.29 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


/ 


COMMERZSANK 
Aktiengeselj/b'chaf  II 

' .f  ^ 


■-  -if 


Y 


// 

ƒ/ 


Vorsitzer  das  Aufsld^tsrates  1 Otto  Sdtr^iewind 

8 1033  Vorstond  : Honns  Deuft.  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  Lodtsch.  Paul  li<*lenberg,  Will  Marx,  Walter  Meier-Brudi,  Carl  v.  Mengden.  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Ried'e 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  mu6  unterschrieben  sein. 


COMMERZBANK 


AKTI  ENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVIO  N 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg  ^ 
Konsorti 


4.  Kai  19!;>9 
Abteilung  Kl. 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
120  Broadway 

New  York  b,  N.Y. 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc.,  New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  Sc  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3.000.-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  2.5.1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  93  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 


DM  283.371.29 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

C 0 KjM  ERZ  H N K 
Akw  ^'gesell^haf 

4^ 


81033 


Vorsitzer  des  Aufsiditsrates  1 Otto  Sdiniewlnd 

Vorjlond.  Hanns  Deuß,  Helmul  Bronds,  Robert  Gebhordl,  Günther  lodisdi,  Poul  Uthlonberg.  Will  Mor«.  Wolter  Moier-Brudi,  Carl  .Mengden  Wilhelm  N 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


k • 

COMMERZBANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Hamburg  , den  31 . Marz  1959 
Konsortial- Abteilung  Kl. 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
120  Broadway 

New  York  5,  N.Y. 


f ■. 

/ 5 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  133 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus 
Burkhardt  Co.,  Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3.000.-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  l'Vert  31  •3*1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  133  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  288.571.29 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hoi^hachtung 


^'.0  M M E H Z ://A  N 
\ktiengesell/^haf 

o M,  K'i 


Vorsitzer  des  Aufsid^tsrates  t Otto  Sdiniewind 

Vorstand « Hanns  Oeuß,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhordf,  Gunther  lodisd>,  Paul  lichtenberg,  Will  Mor*.  Wolter Meier-Brudi,  Carl  v. Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Rieche 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muß  unterschrieben  sein. 


V ' 


C O jvf  M E R Z B A ff  K 


akti  engesellschaft 

MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaum 
120  Broadv/ay 

New  York  5,  N.Y. 


Hamburg  /den  5.  März  1959 

Konsortial-Abteilung  Kl, 

/7— 7 

' / f 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  '133 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 

Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  3.000. — und  DM  52. 677 «97 

überwiesen  wurden,  die  wir  V/ert  28.2.  bzw.  2.3« 1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  733  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  291.571.29 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

C 0 M M E R Z 2 ' A N 
Aktiengesellschaft 

Yhiïlh  / . . 

I/- 


1 / 


copy  sent  to  KHG  - Essen  - 3/9/59 


^^7 


Vorsitzer  des  Aufildttsrotes  i Otto  Sd'nfawind 

Vorstand,  Hanns  DeuR,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  ladisch,  Raul  lidttenberg.  Will  Mar«,  WallerMeier-Bru«*,  Carl  v.Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Reinold,  Ernst  Riethe 


r"' 


k 


BURKHARDT  & CO. 

BANKHAUS 

TEI.EORAMM-ADRESSI:  : 
BURKBANK  BSSEN 

FERNSPRECHER:  21401 
FERNSCHREIBER:  0 897 SSO 
„ DEV.  ABT.:  0897  700 
KOR:  0 897  895 

PETERSON  INTERNATIONAL  CODE 
3rd  EDITION 


7/Wp 


28.2.1959 


ESSEN  1.  den 

POSTSCHLIESSFACH  1 

Herr-*! 

Kurt  H.  (rrüneTDaum 

c/o  New  ï'ork  Hanseatic  Gorp. 

12o  Broadway 

New  York  5 N.Y./USA 


Sehr  geehrter  Herr  G-rünebaum ! 

Hierdurch  teilen  wir  ihnen  höflichst  mit, 
daß  wir  heute  zulasten  unseres  Sekretariats 

HM  52.677.97  val.  2.3.59 

an  die  Commerzbank  A.G.,  Hamburg  als  Abschlagzahlung 
auf  den  der  Pir  a Simon  Hirschland,  Inc.,  New  York, 
gewahrten  Kredit  vergütet  haben. 

Obige  Zahlung  stellt  den  Gewinnanteil  von  Hurkhardt  & Go. , 
Essen,  It.  Sehr,  vom  16.4.1958  an  die  Gornnerz bank  A.G.  , 
Hamburg,  dar. 


46,  o o €,  


kopie 


28.  Febr  .ar  1959 

Herrn  Kur  t H*  Grrunebau/n 

New  York  5 

Betrifft:  Hlrschland  Ine.,  New  York 

Hamburg  Aufträge  zufolge  haben  wir  der  Commerzbank, 

— ^ ^^*^77*^7  ^Qrt  2.  Maerz  1959 

dar  Chaae  Manhattan  Bank,  »aw  Tork  .u  Gunsten  Kurt  H.  Grunabaum 
PM  200.000,»  ^ert  2>  ^aerz  19^9 
und  dar  Westfalenbank  AG,  Boohua.  aur  Abdeckung  das  Kontos 
PM  52.lj.6o.«-  Wert  28.  Februar  19^9 
^eberwiesen.  FVier  den  Gesamtbetrag  von 

BM  305.137.97 

haben  wir  das  Oewlnn-Antnahme-Konto  1958  belastet 

Freundschaf tlichst 

ppa  Burkhardt  ^ Co, 


Gewinn 

./ . Verguetungen 
•/ • Bebitsaldo 


616.914. 84 

305.137. 97 

311.776.87 

194.916.^0 

116.861.57  Best 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein, 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

ir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  sn  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  8,  Cc, 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 


DM  3.000.-“ 


überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  J. 2. 1959  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskcnto  Nr.  95  135  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  3^7 . 249.26 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


é 

BURKHARDT  & CO. 

BANKHAUS 

TELEGRAM  M-ADRKSSE: 
BUHKBANK  ESSEN 

FEHNSPHECIIER:  21401 
FERNSCHREIBER:  0887830 
HEV.  ABT.:  0837709 
„ KOR:  0 837  853 
PETERSON  INTERNATIONAL  CODE 
Srd  EDITION 


Schn.  P:SSEN  1.  den  30.1.1959 

POSTSCIILIESSFACH  1 


Herrn 

Kurt  H.  Grünebaum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 


12o  Broadway 

New  York  5»  N.Y. 


Sehr  geehrter  Herr  Grünebaum! 

»<ir  nehmen  Bezug  auf  Ihr  Schreiben  vom  S.d.M.  und  teilen  Ihnen 
mit,  dass  wir  heute 

DM  3^00, — an  die  Commerz-  und  Bisconto-Bank,  Hamburg 
w/Zinsen 

vergütet  haben. 


reundsch^f tlichst 


P4.  Burkha^rclt  & Co 


28.  JanuB  r 1959 


liex*m  ^inrieh  Gleaen 
i^nkheus  Burkhardt  ^ Co. 
Lindenallee  7**9 
Essen.  Deutschland 


Llebor  Herr  Giesen. 

Mit  meinem  Brief  vom  6.  Januar  bet  ich  Sie  fuer  Zinsen  an 
die  Comm  rzbank.  Hamburg.  Ende  Januar  • 

DMark  3,000.- 

* 

SU  vergueten.  Obgleich  ich  annehme,  dass  Ich  Sie  in  der 
Zwischenzeit  sehe,  bitte  ich  Sie  ^de  Febmiar  und  Ende  Maerz 
den  gleichen  Betrag  fuer  Zinsen  an  die  Commerzbank  zu  zahlen. 

Aus  meinem  April  ^ehalt  bitte  ich 

DMark  1,24.9  «26 

an  die  Commerzbank  fuer  Zinsen  zu  zahlen  und 

DMark  1,750.7^4- 

an  die  Westfalenbank  fuer  Zinsen  zu  ueberweisen. 

Aus  dem  Mai  Gehalt  bitte  ich 

‘ DMark  142.77 

an  die  '"estfalenbank  fuer  zinsen  zu  zahlen  und  den  Best  meines 
Gehaltes  von 


DMark  2,857.23 
fuer  Kre.iitrueckfuehrung. 

Ebenso  bitte  ich  im  «uni  das  gesamte  Gehalt  an  die  ^estfalenbank 
fuer  Kreditrueckfuehrung  zu  ueberweisen. 

Mit  besten  Gruessen 


Ihr 


é 


SIMOH  HIRSCHLpND,  Ine. 

i ^ 


28.  Jenuar  1959 


Comaerzbank  Aktiengesellschaft 

Konsortlal-Abteilung 

7-9  Ness 

Hamburg  11«  Deutschland 


ßetr.t  Sekretariat Skonto  Hr.  95  11* 


Ich  bestaetlge  bestens  denkend  den  Jäijpfeng  Ihres 
Schreiben  vom  15*  «Januar  nebst  beige fuegter 
Z 2ns enbele stung  und  finden  Sie  in  der  Anlage  Kopie 
*^hres  oben  erwaehnten  Schreibens,  mit  meiner  Unter- 
schrift versehen,  als  l^staetigung  des  Bichtigbe- 
fundes  des  von  Ihnen  atifgewiesenen  Saldos  von 

DMark  350.249.26. 

Hit  bestem  Dank  fuer  Ihre  Huehewaltung  verbleibe 
ich 


hochachtungsvoll 


Taiegramme : Commerzbank 


MIT  LUFTPOST 


Telefon:  Sommelnr.  36  13  21 

Codes:  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  1 1 15 

Konsortial- 


Herrn 

Kurt  li.  Grunebaum 
1 2C  Broadway 


Januar  1959 
bteiluns  Kn 


Sekretariatskonto  i.r 
_Simon  Hirsch  land  T^-in 


Sehr  geehrter  Kerr  Grunebaun 


zu  unseren  Gunsten 


ufweist 


V/ir  bitten  Sie, 
liegenden  Kopie 
schlag  fügen  wir 


uns  den  Richtigbefund  die 
dieses  Schreibens  zu  best 
zu  Ihrer  gefälligen  3edi 


Ackum 


it  vorzüglicher  Hochachtun 


Anla,-  en 


f Vonltier  des  Aufildilsrotoi!  Oto  Schnlewind 

y Verslond  , Honni  0eu6,  Helmut  Brands,  Robert  Gebhardt,  Günther  ladlsdt,  Paul  liditenberB,  Will  Mar«,  Wolter  Meler-Brud.,  Cari  v.  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Relnold,  Ernst  Rletdn 


W. 


è # 

/ 


8.  Jenuer  1939 


rierrn  Heinrich  (diesen 
^^ankheus  Hurkhardt  ^c  co« 
Ijindenellee  7-9 
Essen,  ^eutschlend 


Lieber  Herr  Giesen* 

Verbindlichsten  Lank  fucr  Ihren  Brief  vom  13* 
Jcnaar*  Len  Ausschnitt  sus  der  Zeitung  hatte 
ich  bereits  erhalten  und  dersus  entnommen, 
dass  Beko*Mark  endgueltlg  aufgehoben  ist*  Ich 
darf  Sie  daher  bitten  die  Zrhlung  le  r Ende 
Januar  an  die  Commerz berk  ln  Hamburg  fuer  Zinsen 
zu  leisten* 

Wit  verbindlichstem  Lenk  una  freundlichen  Gruesson 


Ihr 


Jedes  einzelne  Blatt  unserer  Briefe  muB  unterschrieben  sein. 


T 


C 0*M  M E R Z B Ä 

AKTIEN  GESELL  SCHAF 


Herrn 

Kurt  H.  Grunebaun 
120  Broadway 

New  York  5iN.Y. 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme:  Commerzbank 


/T 

/ƒ 

1 ln  ^ Y 


HamB^rg  , cjen  5*  Nov. 
Ko. iï/oiiriiaiA Abteilung  Kl 
!-/  / 

! /y 


1 / 


1958 


Betr.:  Sekretariatskonto  Nr.  95  '155 

Simon  Hirschland  Inc . , New  York 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  8c  Co., 
Essen,  zu  Gunsten  des  obigen  Kontos 

DM  259.^4 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  30.10.1958  verbucht  haben. 

Das  Sekretariatskonto  Nr.  95  155  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  3^0.000.-- 


zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Ko(.ü' achtung 


COMMERZ  i/Jk  N K 
y Aktiengesell:j^haf  t 


cttt 


V 


X 


i' 


. 81033 


Vorsitzer  des  Aufsiditsrates  t Otto  Sdinlewind 

Verstond  1 Honns  Deuft,  Helmut  6rar>ds,  Robert  Gebhardt,  Günther  lodisdi.  Poul  liditenberg,  Will  Marx,  Wolter  Meier-ßrudc,  Carl  v,  Mengden,  Wilhelm  Nuber,  Wilhelm  Rainold,  Ernst  Riedle 


ABSCHRIFT 


BüEKm^.FDT  & Co. 


■Essen,  den  28,10.1950 


Herrn  Kurt  H,  tipunebaum 
c/o,  ^ew  ^ork  Hanseatic  Corporation 
120  Hj^oadway 
New  lork  5,  N.Y. 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum 


Wir  nehmen  Bezug  auf  Ihr  Schreiben  \om  12.9.58  und  teilen 
Ihnen  mit,  dass  wir  heute 

DM  239.-44  an  Hie  Commerz-  und  Disconto-Bank, 
Hamburg 
w/Zins en 

und  DM  2.912,94  an  die  Deutsche  Bank  Aktiengesellschaft 

Duesseldorf 

w/Ivre  di  true  ckf  uehrung 


verguetet  haben. 


Freundschaf tlichst 
ppa  Burkherdt  & Co. 


4-  ' •pX'"'' 


SIMON  HIRSCHLmND  INC, 


7*  9^tobor  1958 


Commerz-  und  Disconto-Benk 
Aktiengesellschcft 
7-9  Ness 

Hamburg  11,  Deutschland 
Konsortlal-Abtellung  PI  Al 
flatr«:  Sekratariatakonto  Nr^  95 

iom  kt^Oktoter  sf“  Schreibens 

aSth^us  ^^rd?  fco  mlttellen.  dase  von 

‘U»  Sie  postllche  Zustellum. 
wenn  K.orrespondenz  fuer  Simon 

wiérde^“e.^“*  ®“  ‘‘®'’  ““'=®''*®i=>»neten  adreaslei  t 

^urt  ri*  ^runebaum 
120  Broadway 
New  lork  5»  N.Y. 


Hochechtungsvoll 


COMMERZ- 


UND  DISCONTO 


BANK 


Firma 

Simon  Hirschland  Inc. 
120,  Broadway 

New  York  N.Y. 

U.S.A. 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme  I Commerzbank 

Telex.  02  12391 

Telefon.  Sammeinr.  36  13  21 

Codes.  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11  , den  Oktober  1958 
Konsortial-Abteilung  Fi/Kl. 


Betr.:  Ihr  Sekretariatskonto  Nr.  95  133 


Sehr  geehrte  Herren, 

wir  bitten  Sie,  davon  Kenntnis  zu  nehmen,  dass  uns  vom  Bankhaus  Burkhardt  & Co. 
Essen,  zu  Ihren  Gunsten 


DM  3.000»-- 

überwiesen  wurden,  die  wir  Wert  29-9.1958  Ihrem  oben  angegebenen  Konto  gut- 
gebracht haben. 

Ihr  Sekretariatskonto  weist  nunmehr  einen  Saldo  von 

DM  3^0.239.44 

zu  unseren  Gunsten  aus. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


COMT/RZ 


UND  DIS/ONTO-BANK 
enge  sei /schaf/ 


1 


Vorsiteer  de>  Aufflditirats  Wilhelm  Nottebohm 
Vorstond  Robert  GebhordI  ■ Will  Morx  Wolter  Meler-Brud.  Wilhelm  Relnold 


BURKHARDT  & CO. 

BANKHAUS 

TELEOHAMM-ADRESSE  : 
BtJRKBANK  KSSBN 
FERNSPRECHER:  21401 
FERNSCHREIBER:  0837  850 
DEV.  ABT.:  0837700 
„ KOR:  0 837  853 

PETERSON  INTERNATIONAL  CODE 
Srd  EDITION 


# 

Schn.  ESSEN  1,  den  26.9*  1958 

POSTSCHLIESSFACH  1 


Herrn  Kurt  H,  Grünebaum 

c/o  New  York  Hanseatic  Corporation 


12o  Broadway 

New  York  5.  N.Y. 


Sehr  geehrter  Herr  Grünebaum! 


nehmen  Bezug  auf  Ihr  Schreiben  vom  12.d.M.  und  teilen  Ihnen 
mit,  dass  wir  heute 

DM  5.000, — an  die  Commerz-  und  Disconto-Bank, 

Hamburg 

w/Zinsen 

vergütet  haben. 


Freundschaft liehst 
ppa.  Burkhardt  ^ Co. 


-\ 


Kurt  H,  Grünebaum 


z.Zt.  Essen,  d,  12,  Sept,  1958 

Hz 


\iy  >^- 


Bankhaus 
Burkhard t & Co, 

Essen 


Hierdurch  bitte  ich  Sie  in  Abänderung  meines  früheren 
Schreibens,  aus  meinem  Gehaltskonto  zunächst 

DM  3.239.44 

für  Zinsen  an  die  Commerz—  und  Diskonto— Bank,  Hamburg, 
zu  zahlen. 

Alle  weiteren  Zahlungen  einschliesslich  vom  31.  Dezember 
bitte  ich,  an  die  Deutsche  Bank,  Düsseldorf,  zur  Kredit- 
zurückzahlung zu  überweisen. 


Freund schaf tlichst 


COMMERZ-  UND  DISCONTO-BANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 

HAMBURG  11 

NESS  7-g 


PER  LUFTPOST!  ' 

Firma 

Simon  Hirschland  Inc., 

120,  Broadway, 

New  York  5>  N.Y. 

L U.S.A.  ^ 

Auf  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben!  Fernruf  über  Zentrale  36  13  11 

Konsortial-Abteilung  oder  direkt  30  13  1 399 

Pi/Rs. 


Briefanschrift : 

(24a)  Hamburg  11, 
Postschließfach  1581 

Fernruf:  Sammelnr.  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 

Fernschreiber: 

02  12391  allgemeinerVerkeh 
_ 02  12394  Devisenhandel 

02  11072  Wertpapierhandel 

Codes ! 

Pefco,  Pseco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Konto : 
Hamburg  2/4 

Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom  HAMBURG 

1 1 .August  1958 


Betrifft;  Ihr  Sekretariats-Konto  Nr.  95133 


Sehr  geehrte  Herren, 

wir  erlauben  uns.  Ihnen  beifolgend  eine  Zinsabrechnung  Ihres  oben- 
genannten Kontos  für  das  erste  Halbjahr  zu  überreichen.  Der  Überweisung 
des  sich  zu  Ihren  Lasten  ergebenden  Zinsbetrages  von 

DM  3.. 2.39, 44 

sehen  wir  entgegen* 


.t  vorzüglicher  ^^ochachtung 
/ACOipERZ-  UND  DlécONTO-BANK 

WWCt 


iges( 


'schaft 


Anlage 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrots : Wilhelm  Nottebohm 
Verstond  : Robert  Gebhardt,  Will  Marx,  Wolter  Meler-Bruct,  Wilhelm  Reinold 


#'  # 


214.,  Juni  1958 


iierrn 

Direktor  k*  Gebhardt 
Cowmorz»  und  Diskonto— Bank  A*G« 
y ^0S3 

Hamburg  11,  Deutschland 


Lieber  Herr  Gebhardt, 

In  Ihrer  Unterhcltong  mit  meinem  Bruder  Brich  liaben 
Sie  den  Wunsch  geaousaert,  Abschrift  der  Abmachung 
mit  den  Erben  Kurt  M,  -ür^chland  fuer  Hire  Akten 
zu  erhalten,  die  ich  Ihnen  in  der  Anlage  oinsende. 

Kit  freundlichen  Gruessen 


Ihr 


COMMERZ- 


UND  DISCONTO-BANK 


Einschreiben 

Herrn 

Kurt  H.  Grünebaum 

120  Broadway 

l\i  e w York  5«  H.Y. 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegramme  I Commerzbank 

Telex  I 02  12391 

Telefon  t Sammeinr.  36  13  21 

Codes:  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11  , den  21.  Mai  1958 
Kons.-Abt.  Pi/Kn 


Sehr  geehrter  Herr  Grünebaum, 

wir  danken  Ihnen  für  Ihr  Schreiben  vom  16.  Mai  d.J.,  mit  welchem 
Sie  uns  die  von  Ihnen  am  gleichen  Tage  unterschriebene  Bürgschafts- 
urkunde zurück sand ten. 

Gemäß  dieser  Urkunde  haben  Sie  die  selbstschuldnerische  Bürgschaft 
für  unsere  Ansprüche  gegen  die  Firma  Simon  Hirschland  Inc.,  i\lew  York, 
bis  zur  Höhe  von  W 340.000, — zuzüglich  Zinsen  usw.  übernommen.  Die 
Bürgschaft  ist  keinerseits  von  Bedingungen  abhängig  gemacht,  welche 
sich  nicht  ausdrücklich  aus  der  Bürgschaftsurkunde  ergeben. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


/ 

u 


GOMvÜMiZ-  UHD  DISOOi'J'TO-BANK 
Ak  i e ng-ers^  1^  h a J/ 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrats  Wilhelm  Nottebohm 
Vor»tond  Robert  Gebhardt  ■ Will  Marx  Walter  Meler-Brud  Wilhelm  Relnold 


Kurt  H#  Grünebaum,  i.H. 


16.  Mai  1958 
/Hz 


An  die 

Commerz-  und  Disconto-Bank 
Aktiengesellochaf t 

Hamburg  11 
Postschliessfach  1581 


éehr  geehrte  Herren? 

Unter  Bezugnahme  auf  Ihr  Schreiben  vom  lO.d.M,  an  das 
Bankhaus  Burkhardt  & Co.,  ßssen,  (Ihre  Konsortial -Abtei« 
lung  Pi/Kn)  reiche  ich  Ihnen  in  der  Anlage  die  Bürgschaft 
mit-  meiner  Unterschrift  versehen  wieder  zurück. 


Hochachtungsvoll 


y/ 

’ ! 


Anlage/Elnschreiben 


Contttrs*ttid  OlMonto  auik 
7*9 

aunburg  11,  QmrmÊny 

OentlvBmit  a»t ; l^paQrtial*Atet#lXwMt  WX/Kl 

¥•  wish  to  Aoknoirlodao  roooipt  of  your  lottor  of 
Miy  10th  ftiid  hftvo  takon  noto  that  you  paid 
OM  340.000,—  to  Bankhaus  Burkhardt  k Go;  Bsson 
valus  May  J,  1$5B,  and  havo  dobltod  our  aeoount« 
linltod  eonvortihio  Ol» 

Vo  would  approoiato  it  if  in  tho  futuro  all 
eorro^pondonoo  and  rospootivo  onvolopos  for 
Sinofi  Hiroohlandi  Xhe,  bo  addrosood  to  tho 
writor's  poroonal  attontion  to  avoid  sano  boing 
givon  to  anothor  dopartaiont* 

lhank  you  for  your  attontion« 

Tours  sineoroly« 

SIMON  HXRSCHLUID,  XHC. 


Kurt  H«  OrunobauB»  Prosidont« 


KBOtTL 


eot  Mr.  Erieh  0«  Qrunobaum 


COMMERZ-  UND  DISCONTO-BANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Firma 

Simon  Hirschland  Inc. 

120  Broadway 

New  York  5?N.y. 


Telegramme  I Commerzbank 

Telex  I 02  12391 

Telefon  I Sammelnr.  3ó  13  21 

Codes  I Petco,  Bentle/'s, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Homburg  11  , den  10.  Mai  1958 
Konsortial-Abteilung  Fi/Kl. 


Sehr  geehrte  Herren, 

wir  beziehen  uns  auf  unser  Schreiben  vom  l6.  v.  Mts.  und  bitten  Sie,  davon 
Kenntnis  zu  nehmen,  dass  wir  gemäss  Ihrem  uns  erteilten  Aufträge 

DM  3^0.000.— 

an  das  Bankhaus  Burkhardt  & Co.,  Essen,  überwiesen  haben. 

Für  den  vorstehend  genannten  Betrag  haben  wir  Sie  Wert  7.  Mai  1958  auf  einem 
neu  in  unseren  Büchern  für  Sie  eingerichteten  Sekretariats-Konto  Nr.  95  135 
-beschränkt  konvertierbares  DM-Konto-  belastet. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

/ COMMERZ-  UND  DISCOI^O-BANK 
Aktiengesells^/af  t . 

/ 


Vorsitzer  des  Aufsichtsrats  Wilhelm  Nottebohm 
Vorstand  Robert  Gebhardt  • Will  Marx  Walter  Meier>Brudi  Wilhelm  Relnold 


COMMERZ-  UND  DISCONTO-BANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 

HAMBURG  11 

MESS  7-9 


Bankhaus 
Burkhardt  & Co. 
- Sekretariat  - 

Essen 
Lindenallee  7-9 


!Kirikhaus8ürkhardlSCo 
14  5. 58/7-B  Ihr 

El  t fr.  d 1 ‘J  ^ ! u:  M mV-'  *■*  a.  -»•  -.  - 

< » imiiw  ja  i1  II  I [II  .r 


Auf  der  Antwort  bitten  wir  anzugeben:  Fernruf  über  Zentrale  36  13  11 

Konsortial-Abteilung  Pi/Kn  oder  direkt  36  13  l3 9 9 


Ihre  Zeichen  und  Nachricht  vom 


Briefanschrift : 

(24a)  Hamburg  11, 
Postschließfach  1581 

Fernruf:  Sammelnr.  36  13  11 
Drahtwort:  Commerzbank 
Fernschreiber: 

02  12391  allgemeinerVerkehr 
02  12394  Devisenhandel 
02  11072  Wertpapierhandel 
Codes : 

Petco,  Pseco,  Bentley’s, 
Rudolf  Mosse  etc. 

Landeszentralbank-Konto : 
Hamburg  2/4 

HAMBURG 
10.  Mai  1958 


Sehr  geehrte  Herren, 

wie  wir  hören,  wird  Herr  Kurt.  H.  Grünebaum,  New  York,  Ende  nächster 
Woche  gelegentlich  seiner  Deutschlandreise  auch  bei  Ihnen  vorsprechen. 

Hi-V  wären  Ihnen  sehr  dankbar,  wenn  Sie  bei  dieser  Gelegenheit  Herrn 
Grünebaum  bitten  würden,  die  beigefügte  Bürgschaftsurkunde  zu  unter- 
schreiben, und  uns  diese  Urkunde  alsdann  zurücksenden  würden.  Das 
weiterhin  beigefügte  Duplikat  der  Bürgschaftsurkunde  sowie  das  Exemplar 
unserer  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen  sind  für  Herrn  Grünebaum 
gedacht. 

Für  Ihre  Mühewaltung  danken  wir  Ihnen  im  voraus  verbindlich  imd  empfeh- 
len uns  Ihnen,  zu  Gegendiensten  gern  bereit, 

mit  vorzüglicher  Hochachtung 

'I 

GOMMl^Z-  UND  DISC^^O-BANK 
^A/tiengesells^/iaf  t 


burkbankdev  esn 
commerzbk  rtmbl 


6.5.58  18.18  Uhr 

02175 

wir  bestaetlgen  unsere  te L . Unterredung  mit  ihrem  herrn  fabeL 
und  vergueten  ihnen  mlttwoch  durch  commerzbank-bankvereln, 
aktlengeseLLschaf t,  duesseLdorf,  dm  340.000.—  im  auftrage 
Simon  hirschLand  Insurance,  new  york,  aus  L ieberaLlslere tem 
kapltaLguthaben  im  rahmen  der  aLLg. genehmlgung  42/50,  3e. 
sie  sage  eee  sagten  uns  nachLieferung  des  entsprechenden  * Vertrages 


commerzbank  •M'-f 

vgL.  02175  340.000. — 42/50  3e 


burkbankdev  esn 
commerzbk  hmbl ( : 5 


Mr,  Kurt  H.  Grunebaum  wrote  to  Mr.  Erich  0,  Qmmebaiam  on 

May  2j  1958  - letter  #17  - 


as  jPollov^g . 

"Re  Commerzbank  — when  you  are  in  Hamburg  you  can  sign  the 
guarantee  and  then  send  it  on  to  me,  or  they  can  send  it  to 
me  — it  does  not  matter." 


'.-Üäp. 


25.  April  1950 


Corjnerz*  und  Disconto-*ßGnk  A.G. 
7*9  Nasa 

Ilcmburg  11 9 Doutschlnnd 


Sohr  geehrte  üe-  ren. 

ich  bestootlge  denkend  den  En^jfrng  ihres  cn  rJ.ch  gerlchteton 
Schrolbona  vom  16*  April  sowie  des  an  die  Firma  Simon 
Hirschlend  Inc.  gerichteten  Schreibens  gleichen  Datums  und 
moechte  Ihnen  f\ißr  Ihre  freundliche  Cooperation  meinen  ver- 
bindlichsten Dank  aussprochen.  Wogen  des  inhf>lts  desselben 
habe  Ich  mich  mit  der  *^lTms  Burkhordt  ^ Co«»  Essen»  iti  Ver- 
bindung gesetzt  und  werden  Sie  v/lodor  von  mir  hooren« 


nit  voi  zuogllcher  iiochcchtung 


Kurt  H*  Grüne bäum 


FHGtlc 


é • 


Sk.  April  isso 

"r 

Ï 

Dr.  Jur.  Qm  Prolherr  von  Felkenheusen  ^ 

Benkhoiis  Burkherdt  & Co. 

Lindens Ho6  7*9  , 

Essen.  Deutschlend.  Ä 


Lieber  Gotthard. 

Xn  der  Anlage  ueboj  reiche  Ich  Xrinen  Kreditbestaetigungs**  ® 

schreiben  der  Cowraerz-»  und  Dlsconto—Benk.  Hamburg*  sowie  m 

ßcgloltbrief  an  mich  von  16.  April*  Ich  nehme  an*  das 
Verfabron,  das  die  Commerz-Hank  in  ihrem  Schreiben  an  mich  0 

beschreibt*  kenn  wesentlich  vereinfacht  werden*  Aunserden 
glaube  ich*  dass  man  sicherlich  des  Premium  der  Libke-Mark 
vemeiden  kann.  Ich  waere  Ihnen*  bezw.  Horrn  Giesen  dankbar* 
wenn  Sie  dao  Notwendige  veranlassen  wuerden. 

Mit  freundlichen  Gruessen 

Ihr 


Kurt  H*  Grüne bäum 


KHGsla 


‘i 

t- 

§ 


■ • 


24.  April  1958 


Herrn  Erich  Grüne ba um 
Bankhaus  Burkhardt  & Co. 
Lindenallee  7-9 
Essen,  Deutschland. 


Lieber  Erich. 

In  der  Anlage  findest  Du  Kopie  meines  Schreibens  an 
Palkenhausen  sowie  Kopien  der  beiden  Schreiben  der 
Commerz-  und  Dlsconto-Bank.  Wegen  der  Zinsbelastung 
kann  man  nichts  sagen,  die  Leute  sind  wirklich  phan- 
tastisch kulant.  Besprich  mit  Giesen,  dass  die  Sache 
moegllchst  glatt  und  einfach  ueber  die  Buehne  geht. 
Ueber  die  vier  Jahre  wuerde  ich  mich  gar  nicht  weiter 
aufregen,  zu  gegebener  Zeit  werden  wir  die  Sache  fuer 
weitere  vier  Jahre,  oder  14  Jahre  oder  was  immer  uns 
passt,  verlaengern. 


B-er  liehst  Dein 


Kurt  K.  ü rune bäum 


KHG:la 


* 


COMMERZ-  UND  DI5CONTO-BANK 


AKTIENGESELLSCHAFT 


Herrn 

Kurt  H.  Grüne bäum 

120  Broadway 

New  York  5,  K.Y. 


MIT  LUFTPOST 
BY  AIR  MAIL 
PAR  AVION 


Telegrammei  Commerzbank 

Telex  1 021  2391 

Telefon:  Sammelnr.  32  10  11 

Codes:  Petco,  Bentley's, 
Rudolf  Mosse  etc. 


Hamburg  11,  den  16.  April  1958 
Kons. -Abt.  Da/Kn 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  bestätigen  den  Eingang  Ihres  gefälligen  Schreibens  vom  17.  d.M. 
an  Herrn  Direktor  Gebhardt  und  überreichen  Ihnen  zunächst  in  der 
Anlage  die  gewünschte  Kreditbestätigung  für  die  Simon  Hirschland  Inc., 
New  York,  zu  Ihrer  gefälligen  Bedienung. 

Die  Präge  der  Genehmigung  der  Deutschen  Bundesbank  für  diese  Trans- 
aktion haben  wir  nochmals  geprüft  und  sind  zu  der  Überzeugung  gekommen, 
daß  auf  Grund  der  hiesigen  Devisengesetze  eine  besondere  Genehmigung 
nicht  erforderlich  ist.  Es  ist  uns  gestattet,  Devisen-Ausländern  ohne 
besondere  Genehmigung  der  Deutschen  Bundesbank  einen  Kredit  in 

a)  fremder  Währung 

b)  frei  konvertierbarer  DM 

c)  beschränkt  konvertierbarer  DM 

ohne  Pristbeschränkung  zu  gewähren.  Eine  Kreditgewährung  in  liberali- 
sierter Kapitalmark  ist  jedoch  nicht  zugelassen.  Da  der  Erwerb  von 
Beteiligungen  an  deutschen  Wirtschaftsunternehmen  allgemein  nur  unter 
Verwendung  liberalisierter  Kapitalguthaben  genehmigt  ist,  müßte  der 
Devisen-Ausländer , in  diesem  Palle  die  Simon  Hirschland  Inc.,  uns  be- 
auftragen, im  Ausland  liberalisierte  Kapitalmark  in  der  für  die  Betei- 
ligung  erforderlichen  Höhe  zu  erwerben.  Die  Bezahlung  v;ürde  aus  der 
Valuta  des  eingeräumten  Kredites  genehmigungsfrei  erfolgen  können.  Die 
liberalisierte  Kapitalmark  müßte  alsdann  mit  Auftrag  des  Kreditnehmers 
an  den  Verkäufer  der  Beteiligung  überwiesen  werden,  wobei  uns  eine 
Kopie  des  notariellen  Vertrages  über  den  Erwerb  der  Beteiligung  zwecks 
Vorlage  bei  der  Deutschen  Bundesbank  eingereicht  werden  müßte.  Bei  der 
Umwandlung  von  frei  konvertierbarer  DM  in  liberalisierte  Kapitalmark 
ist  zur  Zeit  eventuell  ein  geringfügig  günstigeres  Umtauschverhältnis 
zu  erzielen. 

Sollten  Sie  jedoch  i^nschen,  die  Ihnen  zur  Verfügung  gestellte  DM  direkt 
zum  Erwerb  der  Beteiligung,  also  ohne  Umwandlung  in  liberalisierte 
Kapitalmark,  zu  benutzen,  darm  bedarf  es  einer  Sondergenehmigung  der 
Deutschen  Bundesbai^,  die  von  Ihnen  eingeholt  werden  müßte.  Es  erscheint 
uns  allerdings  zweifelhaft,  ob  eine  derartige  Genehmigung  erteilt  wird. 

Zu  Ihrer  Information  möchten  wir  Ihnen  noch  mitteilen,  daß  wir  heute 
per  Telefon  mit  Herrn  Direktor  Hartlieb  von  der  Deutschen  Bundesbank, 
Prankfurt/Main,  der  sich  unserer  Auffassung  anschließt,  abgestimmt  haben. 
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Wir  wären  Ihnen  dankbar,  wenn  Sie  uns  mitteilen  würden,  in  welcher 
Form  verfahren  werden  soll,  und  zeichnen 


mit  vorzüglicher  Hochachtung 


Anlage 


19.  Moerz  1958 


Dr,  Jur.  Q*  P’relherr  von  F Piken  hau  son 
Messrs.  Burkha^  dt  êt  Co. 

Lindenallee  7-9 
Essen,  Germany. 


Lieber  Gotthard. 

Paul  Hirschland  gab  mir  gerade  Kopie  seines  Pchrelbens  an  Eie 
vom  19.  Maerz,  sodass  hiermit  die  Transaktion  erledigt  ist. 
Trotzdem  waere  ich  Ihnen  denkbar,  wenn  Sie  oder  Herr  Fasel  mir 
die  gestern  gestellten  Fragen  noch  beantworten  koennten. 

Ich  hebe  inzwischen  die  Commerz  Bank  ln  Hamburg  gebeten,  mir 
des  offizielle  Kreditbest aetigungschrelbon  zukcjmmen  zu  lassen 
und  sobald  ich  dasselbe  habe,  werde  ich  es  Ihnen  zugehen  lassen 
damit  Sie  die  entsprechende  Devisengenehmigung  beantragen  koen- 
non.  Ich  habe  sowohl  ueber  den  Ankauf  der  Quota  wie  auch  ueber 
den  Kredit  mit  Herrn  Hartlieb  gpsprochen,  sodass  Sie  ln  Ihrem 
Antrag  auf  meine  Unterhaltung  respektive  auf  ihn  Bezug  nehmen 
koennon.  Ueber  die  Quote  von  einem  halben  Prozent,  die  Otto 
Burkhordt  Ja  nicht  will,  schrieb  ich,  wie  Sie  wissen,  vorige 
Woche  Herrn  Finckenstein. 

Aus  Ihrem  Brief  vom  li|.  Maerz,  auf  dessen  anderen  Inhalt  ich 
noch  getrennt  zurueckkontnen  werde,  entnehme  Ich  zu  meinem  Be- 
dauern, dass  es  sehr  fraglich  1st,  ob  der  Bausparkaosenkredit 
zustandekommt  oder  nicht.  Ich  nehme  an  rollte  sich  hieran  et- 
was oendern,  dass  ich  von  Ihnen  hoeren  werde. 

Mit  herzlichen  Gruessen 


Ihr 

Kurt  H.  Grunebaum 


KHGtla 


19*  Mflerz  195^ 


Herrn  , , 

Direktor  Heinrich  Harulieo 
Deutsche  Bundesbank 
Taunus anlp ge  4-^ 
P'rankfurt/Maln,  Deutschland, 


Lieber  %rtlieb. 

Noch  loengerer  Rundreise  ueber  Schweiz, 

bin  ich  wieder  zu  Hause  eingetroffen.  Leider  ist 

711  roslß.  do  sich  der  Zue  tend  meiner  ochwlegermuoter  yer 
schl^^chtert  hft.  Anne  hot  meine  S®t^«i®Sennuner  waeh-en^melner 
Abvesenhelt  allein  gepflegt,  was  sie  sehr  ermuedet 
haben  Jetzt  eine  staendlge  Krankenschwester.  ™ 

Ihrer  Iran  Ist  die  Etlnmung  auch  auf  Moll,  nachdem  Jetzt 
k“us  nicht  mehl,  so  leicht  ueber  das  Wochenende  zu  Ihnen  kommen 

kenn. 

Wie  rit  sich  entsinnen,  habe  ich  bei 

der  Bank  bei  Ihnen  unter  anderem  von  dem  Antvouf 

beim  ^onkhoua  Burkhordt  h Co.  aus  dom  Besitz 

verstorbenen  Onkels,  Kurt  M.  Hir^c^ond,  gesp^chon  - ^gefo^ 
ousmochend  einen  Betrog  von  DMark  350.000.-.  Tr^^a^ion 

wird  in  den  noechsten  Kochen  wohl  ueber 

offizielle  Antrag,  sowohl  fuer  ƒ ^pf>ue/zur 

den  uns  die  Commerz-  und  Disconto-Pank  A.G., 

Veruerung  stellt,  wird  in  den  neochsten  Tagen  vom  , a. 

Burkhardt  & Co.  bei  der  Landes Zentralbank  ln  Duesseldorf  gestellt 

werden, 

Vle  Sie  aus  den  Zeitungen  ersehen,  ist  die  federal  Besehe  augen- 
blicklich bemueht,  den  Geldmarkt  hier  fluessiger  zu  machen  imd 
gestern  sind  mal  wieder  die  Mindostreserven  um  ein  halbes  Prozent 

gesenkt  worden. 


Mit  herzlichen  Gruessen 


Ihr 


Kurt  H.  Grunebaum 


KHG:lo 


17 • Mcerz  1950 


He  mi 

Direktor  B.  Sterly 

CoiniTiDrz»  und  Dlskonto«»^^^Rnk  A»0» 

7-9  Ness 

Hamburg  11,  Germany 


Lieber  Sterly. 

Es  het  mir  sehr  leid  getan,  does  ich  Sie  bol 

I3esuch  in  Hamburg  versaeumt  hebe.  Sie  waren  gerade  ln  Skondlnavle 
und  ich  betrachte  des  eis  ein  gutes  i^ieichen,  dass  ‘»io  sich  gesund- 
heitlich wieder  100?^  o.k.  fuehlen. 

ich  hatte  waehrend  meines  Hemburger  Aufenthaltes  in  Abwesenheit 
von  Herrn  l-ioler-druck  eine  besonders  nette  Unterhaltung  mit  Hei rn 
2obl«rd?!  Ver^B^ht  durch  die  Teteeehe,  dess  die  feet  VerBlhD- 
llchen  ln  Deutschland  heraurgogangon  sind, 

fuer  den  Ankauf  der  ,uota  besahlen  und  Herr  Oebhatdt  hat  sich 
freundlicherweise  bereit  erklaert  den  Kredit  von  DM  300.000,-  a^ 
DM  ^0.000.-  zu  erhoehen.  Zu  Ihrer  persoenllchen  Information, 
fuer  den  Pall,  dass  die  Herren  die  Zinsbedingungen  mit  Ihnen  be- 
™heS  wer^Sn/uebersende  Ich  Ihnen  Abschrift  meines  heutigen 
Schreibens  an  Herrn  Direktor  Gebhardt. 


Mit  freundlichen  Gruessen 


Ihr 


K-urt  H.  Grunebaum 


KBGtla 


17.  Mnerz  195® 


é • 


Herrn 

Direktor  R#  Gebhardt 
Oonmorz-  und  Dlakcmto-Bank  A»0* 
7-9  Ness 

Hamburg  11,  Deutschland, 


Sehr  geehrter  Herr  Gebhardt, 

Nach  meiner  Ruenkkohr  nach  New  York  moechto  Ich  Ihnen  noch  fuer 
den  freundlichen  Empfang  danken,  den  Sie  mir  anlaessllch  meines 
Hamburger  Aufenthaltes  gov?aourt  haben.  Ebenfalls  moechte  ich 
Ilmen  noch  meinen  Dank  dafuor  aussprochen,  dass  Sie  sich  bereit 
erklaert  ho  en,  den  Kredit  an  die  Finna  Simon  IHrscliland  Ino, 
von  DM  300.000,-  auf  coe  DM  3i?0,000,-  zu  erhoeiien.  Den  genauen 
Betrag  kann  Ich  Ihnen  im  Koment  noch  nicht  sngoben,  er  duerfte 
aber  ln  den  naechr;ten  Viochen  fostgelegt  werden. 

In  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  wir  nunmehr  um  eine  schriftliche 
Genehmigung  bol  der  deutschen  Bundesbank  ansuchen  muessen  - die 
muondllche  Genehmigung  1st  bereits  r^ugesegt  - wacre  ich  Ihnen  um 
eine  Bestaetlgung  des  Kredites  verbunden,  sowie  um  Mitteilung  der 
Konditionen  dieses  Kredites,  die  in  Ihrem  ersten  Kr edit best aetlgung- 
schreiben  vom  11.  Mai  1957  nicht  enthalten  waren.  Bel  Festsetzung 
derselben  bin  ich  mir,  wie  ich  Ihnen  in  Hasiburg  sagte,  vollkommen 
bewusst,  dass  wir  die  Minde stbedlngungen  nicht  erwarten  koennen. 
Allerdings  weere  Ich  Ihnen  dankbar,  wenn  Sie  den  unter  den  Um- 
staenden  bestmoegllchsten  Satz  zur  Anrechnung  bringen  wuerden.  Ich 
teilte  Ihnen  damals  mit,  dass  vielleicht  e5ne  Hoe(^ichkolt  besteht« 
einen  Teil  des  Kredits  Im  Laufe  dieses  Jahres  langfristig  ueber 
eine  Bsusparkssse  umzuschulden.  Ich  hebe  augenblicklich  meine 
Zweifel,  ob  sich  das  durchfuehron  laesst. 

In  der  Hoffnung,  dass  sich  Herr  Keler-Bruck  wieder  ganz  von  seiner 
Krankheit  erholt  hat,  bin  ich  mit  freundlichen  Qruessen  fuer  Sie 
und  die  anderen  mir  bekennten  Herren  des  Vorstandes 

Ihr 


Kurt  H,  Grunebaum 


Kurt  Grüne ba um 


Hamburg,  den  12.2.1958 


Lieber  Bricb  ! 


Ich  hatte  heute  eine  sehr  nette  Unter- 
haltung mit  Herrn  Direktor  Gebhardt  von  der  Kommerz- 
Bank.  Er  ist  durchaus  damit  einverstanden,  dass  der 
uns  zugesagte  Kredit  um  DM  50.000.-  erhöht  wird. 

Als  ich  ihm  mitteilte,  dass  wir  voraus- 
sichtlich im  September  aus  dem  Bauspardarlehen  einen 
erheblichen  -betrag  zurtickzahlen  würden,  hat  er  netter- 
weise dies  noch  nicht  einmal  zur  Bedingung  gemacht. 

Hinsichtlich  der  Zins Vereinbarung  sind 
wir  weiter  nicht  in  Details  gegangen.  Ich  habe  ihn 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  wir  die  Mindestsätze 
nicht  beanspruchen  könnten,  ich  aber  die  Höchstsätze 
nur  ungern  bezahlen  würde. 


Herzlichst , 


Dein 


Hamburg,  den  29.  Januar  1958 


COMMERZ-  UND  Dl  SCO  NTO-BAN  K 

AKTIENGESELLSCHAFT 


DIREKTION 


Herrn 

Kurt  H.  G-ruenebaum 
p.A,  Bankhaus  Burkhardt  & Go. 

Lindenallee  7-9 
Essen 


( 


/ 


Sehr  geehrter  Herr  Gruenebaum  , 

Sie  waren  so  freundlich,  uns  gestern  telefonisch  von  Ihrer 
Absicht  Kenntnis  zu  geben,  uns  am  Io.  oder  11.  Februar  d.J. 
aufzusuchen,  bei  welcher  Gelegenheit  Sie  gern  Herrn  Gebhardt 
sehen  möchten.  Herr  Gebhardt  wird  allerdings  am  Io.  Februar 
nicht  in  Hamburg  sein,  wohl  aber  am  11.  Februar  und  hofft 
zuversichtlich,  es  - ungeachtet  einiger  weiterer  Termine  - 
an  diesem  Tage  einrichten  zu  können.  Sie  bei  uns  zu  begrüssen. 

Vielleicht  dürfen  wir  empfehlen,  am  11.2.58  vormittags  ab 
9.3o  Uhr  Herrn  Gebhardt  anzurufen,  um  nach  Möglichkeit  einen 
beiderseits  zusagenden  Zeitpunkt  für  Ihren  Besuch  zu  verein- 
baren, 

Herr  Wiese,  den  Sie  ebenfalls  auf suchen  wollten,  wird  an  beiden 
Tagen  sehr  gern  zu  Ihrer  Verfügung  stehen. 

V/ir  freuen  uns.  Sie  in  Kürze  einmal  wieder  bei  uns  zu  sehen 
und  begrüssen  Sie 


mit  vor 


züglicher  Hochachtung 


CDMIvjERZ-  und  dis 
I 4A^^iengesell 
I I /O  '' 


BA1ÏK 


'V 


VORSITZER  DES  AUFSICHTSRATS  i WILHELM  NOTTEBOHM 


COMMERZ- UND  DISCONTO-BANK 

AKTIENGESELLSCHAFT 

VORSTAND 


Hamburg,  den  11.  Mai  1957 


.V  *- 


Herrn 


Kurt  H.  Grunebaum 
New  York  Hanseatic  Corporation 

120  Broadway 
New  York  5 


Sehr  geehrter  Herr  Grunebaum, 

wir  nehmen  höflichst  Bezug  auf  die  im  Februar  dieses  Jahres 
stattgefundene  Unterredung  zwischen  Ihnen  und  dem  Recht s- 
unt erze lehnenden , im  Verlaufe  derer  Sie  uns  mitteilten, 
dass  die  Firma  Simon  Hirschland,  Inc.,  New  York,  beabsich- 
-^igt,  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1958  eine  weitere  Be— 
-Heiligung  an  dem  Bankhaus  Burkhardt  & Co.,  Essen,  in  Höhe 
von  etwa  DM  500.000,—  zu  erwerben. 

Wir  möchten  Ihnen  bestätigen,  dass  wir  vorbehaltlich  der 
devisenrechtlichen  Genehmigung  der  Bank  deutscher  Länder 
bereit  sind,  der  Firma  Simon  Hirschland  zu  diesem  Zweck 
einen  Kredit  bis  zur  Höhe  von  DM  500.000, — einzuräumen. 
Dieser  Kredit  soll  durch  Ihre  Bürgschaft  und  die  Ihres 
Bruders,  Herrn  Erich  Otto  Grunebaum,  abgesichert  werden. 
Seine  Rückzahlung  wird  aus  den  Erträgnissen  erfolgen,  die 
an  die  Familien  Hirschland/Grunebaum  aus  der  Beteiligung 
der  Firma  Simon  Hirschland  beim  Bankhaus  Burkhardt  & Co. 
laufend  ausgeschüttet  werden.  Die  Konditionen  dieses  Kre- 
dits werden  wir  zu  gegebener  Zeit  mit  Ihnen  noch  verein- 
baren. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

/ COMiMERZ-  un:^.-^scont^bank  / 
y/  ' Akt^engesellsch^^^  / 


Vorsitzer  des  Aufsidi^srats ; Wilhelm  Nottebohm 
Vorstand  Robert  Gebhardt,  Walter  Meier-Bruck,  Wilhelm  Relnold 


WALTER  MEIER-BRUCK 


HAMBURGH  11.5.57 

COMMERZ-  UND  DI8CONTO-BANK 


Herrn 

Kurt  H.Grunebaum 

New  York  Hanseatic  Corporation 

120  Broadway 
New  York  5 


LieBer  Herr  Orunebaura, 

Ihre  freundlichen  Zeilen  vom  2'^.v.M.  habe  ich  zusammen 
mit  der  Aktennotiz  erhalten.  Hier  beigefügt  finden  Sie 
eine  Bestätigung  darüber,  dass  die  CD-Bank  bereit  ist, 
der  Firma  Simon  Hirschland  zu  gegebener  Zeit  den  ge- 
wünschten Kredit  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Mit  den  besten  Grüssen,  auch  von  den  Herren  Gebhardt 
und  Reinold,  bin  ich 


Ihr^ 


J 


23.  April  1957 


Heilen 

Direktor  Walter  Meier-Bruck 
Coramorz-  und  Disconto-Bank  A.G. 
Ness  7 “9 

Hamburg  11,  Deutschland, 


Lieber  Herr  Meier— Bruck, 

Meine  Heise  hat  doch  etwas  laenger  gedauert,  als  ich  urspruengllch 
gedacht  habe  und  deshalb  ueberreiche  ich  Ihnen  erst  heute  ln  der 
Anlage  die  versprochene  Aktennotiz  ueber  unsere  Unterhaltung. 
Lassen  Sie  mich  bitte  wissen,  ob  Sie  mit  dem  Inhalt  derselben 
einverstanden  sind, 

^It  freundlichen  Gruessen  fuer  Sie  und  Ihre  Herrn  Kollegen 


Kurt  H,  Grüne bäum 


KHGila 


AKTEIWOTIZ 


Am  11.  Februar  fond  eine  Unterhaltung  zwischen  Herrn  Direktor  Meier- 
Bruck  und  Herrn  Kurt  Grunebaum  statt,  in  der  Herr  Grunebaum  berichtete, 
dass  er  vielleicht  in  der  ersten  Hf elf te  des  Jahres  1958  einen  Kredit 
bis  zur  Hoehe  von  cca  DM  300.000.-  benoetigen  wuerde,  zur  Finanzierung 
des  Erwerbes  einer  Beteiligung  am  Bankhaus  Burkhardt  & Co.,  Essen. 
Kreditnehmer  wuerde  die  Plx*ma  Simon  Hirschland, Inc . , New  York  sein. 

Herr  Grunebaum  teilte  mit,  dass  die  Firma  Simon  Hirschland, Inc . die 
im  Handelsregister  eingetragene  Trouheenderln  fuer  die  Beteiligung  der 
verschiedenen  Famllienangehoerlgen  Hlrschland/Grunobaum  ist  und  als 
Treuhaenderln  unmittelbar  keine  Aktiven  hat.  Er  schlug  daher  vor,  dass 
der  Kredit  unter  seiner  persoenllchen  Buergschaft  und  der  seines  Bruders 
Erich  Otto  Grunebaum  gewaehrt  werden  soll.  Der  Kredit  soll  zurueckge- 
zehlt  werden  aus  den  Ertraegnlssen,  die  den  Familien  Hlrschland/Grunebaura 
aus  der  durch  die  Kredltvaluta  finanzierten  Beteiligung  beim  Bankhaus 
Burkhardt  & Co.  ausgeschuettet  werden.  Herr  Grunebaum  teilte  ferner  mit, 
dass  die  ln  Frage  kommenden  Familien  erhebliche,  voll  bezahlte  Kommandit- 
einlagen beim  Bankhaus  Burkhardt  & Co.  besitzen. 


Herr  Grunebaum  erklaerte  sich  ferner  bereit,  die  prinzipielle  Zustimmung 
der  Bank  deutscher  Laender  zu  dieser  Kredlthergabe  einzuholen.  Der  Bank 
deutscher  Laender,  vertreten  durch  Herrn  I^lrektor  Hartlieb,  ist  dann 
der  Kredit  vorgetragen  worden  und  sie  hat  sich  prinzipiell  mit  der  Kre- 
dithergebe  einverstanden  erkleert.  Herr  Direktor  Hartlieb  schleegt  .or, 
den  Kredit  vorerst  auf  5 Jahre  zu  befristen  und  sollte  er  in  diesem 
Zeitraum  noch  nicht  vollstaendlg  zurueckgezahlt  worden  sein,  gegebenen- 
falls um  eine  entsprechende  Tellverlaengerung  spaeterhin  zu  bitten. 


Herr  Direktor  Meier-Bruck  erklaerte  spaeter  am  Telefon  Herrn  Gi*unebaum, 
dass  er  noch  Kuecksprache  mit  seinen  Kollegen  mit  der  Kredlthergabe  ein- 
verstanden sei  und  schlug  vor,  den  Kredit  zeitlich  nicht  zu  befristen. 
Die  Zinsbedingungen,  die  diesem  Kredit  zu  Grunde  liegen,  sind  bisher 
nicht  besprochen  worden. 


New  York,  den  23.  April  1957 


Kurt  H,  Grunebaum 


